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Vorrede 

au der «weiten Auflage« 



Als 4ie erste Auflage dieses Werkes erschieni hatte 
die Wirksamkeit der BimdesTersamndung, und mit 
ihr die Entwicklung der Bundesverfassung, kaum 
begonnen. Beide haben seitdem so mannigfache und 
so erhebliche Fortschritte gemach^ dafs ia dernoth- 
vendig gewordenen zweiten Auflage, eine erwei- 
ternde Vervollkommnung des Lehrbegrifis für das . 
Bundesrechty dem Verfasser zur Pflicht geworden 
war. Auch dem Stiiatsrecht der Bundesstaaten ist 
seitdem vielfache Ausbildung zu Theil geworden, 
hauptsächlich in Hinsicht auf ständische Verfassung, 
standesherrliche, grundherrhchei kirchenhoheit- 
liche, Schiffahrt- und verschiedene andere Verhält- 
nisse staatsrechtlicher Art. 

Fast alle Paragraphen der ersten, und eine 
Reihe von neuen der zweiten Auflage, werden Zeug— 
nifs geben von dem Bestreben, dieses Werk so nütz- 
lich zu machen, als in der Macht seines Urhebers 
stand» Wer sich Ton der- Menge und Erheblichkeit . 
' der Zusätze , Aenderungen und Verbesserungen in 
dieser zweiten Auflage überzeugen will^ darf bei- 
spielweise nur den ganzen ersitenTbeQ, welchei» das 
öffentliche Recht des teutschen Bundes enthält, mit 
der ersten Auflage vergleichen^. A^^ß aus dem 
zweiten Theil| dieCapitel yon dem Staat undätaats- 
Oberhaupt, von Staatsbürgern und Ünterthanen, 

von Landständen, von Standesherren, von .Ober— 

♦ 

herrschaft und Staatseigentliumsrecht , von dem 
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MünzRegal , von der Kirch enboheit, von Schiffahrt 
und Handelsverkehr. Auch die Literatur hat gewon- 
nen« und das Register ist reichhaltiger und brauchba- 
rer geworden. Die Zahlen der Paragraphen zu ändern, 
schien nicht rathsam, um die seitherige öftere Anfüh- 
rung des Buchs in Druckschriften, für Besitzer der 
zweiten Auflage nicht zu vereiteln oder beschwerlich 
zu machen. Daher sind die neuen Paragraphen mit . 
, den Ziffern des nächstvorhergehenden bezeidmet, 
beide aber dulrch beigefugte Notenbudistaben von 
einander unterschieden. Wegen der weit sparsame— 
ll^n Einrichtung des Drucks, hat diegrofse Menge von 
Zusätzen auf die Bogenzahl nicht nachtheilig gewirkt« 

Das Ganze erscheint diefsmal in zwei Abthei— 
lungen, wovon die erste die Einleitung und das ' 
öffentliche Recht des Bundes endialt, die andere 
das SUiatsrecht* der Bnndestaaten; doch mit fort- 
laufenden Zahlen der Seiten und Paragraphen. 
Diese Abtheilung gewährt die Bequemlichkeit ^ das 
Werk, wenn man wiU, in zwei Bände binden zu las-^ 
scn. Auch ist ein Verzeichnifs der teutschen Stan- 
desheiren j im Sinn der teutschen JBundesActe, hin- 
zugekommen, geordnet nach den Bundesstaaten^ in 
welchen ihre Besitzungen sich befinden. 

Dafs Privatmeinungen und mögliche Irrthümer 

yerfiis^rSi ^ur wirkliche Verhältnisse in und 
unter Staaüm acich dieismal unverfänglich seyen, 
b«4ai*fjkaum einer £r«r&hnun|;. Auch können Beleh- 
xiingen tchf^prlich irgeudifo eipe. willige Auf- 
näbttae 4nden, als luA ihm, dem Verbe^erung uiid 
Erweiterung dfs Wisseps u^^^i* Eiosicht, Bedürf- 
nils geworden än4- / 

Frankfuet am Main ^ am i« Mai 1822. 
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V o r r e d e 

za der ersten Auflage. 



' Für Geschichte und Staatsrecht imsers VaterlandeSi 
ist, nach grofsen und schweren Ereignissen, ein 
neuer Zeitraum eingetreten. Vor unsern Augen 
eröfibet sich eine neue Ordnuog der öffentlichen 
Sachen, Begründet, nach hartem Kampf, durch 
Verjagung der fremden Herrscfa'aft aus Teutschland, 
und durch Stiftung des Teutsclien Bundes. 

Mit Recht darf man nun, zu dem der Geschichte 
und Rechtswissenschaft kundigen oder beflissenen 
Theil der Teutschen, vertrauen, er werde hierin 
eine kräftige Aufforderung finden» die, seit dem 
. westphälischen Frieden mäisam errungene , publi- 
cistische Cultur aufzufiischen , zu erhalten und zu 
erhöhen. In der letzten Zeit, unter dem Schwert 
Napoleon^ hatte sie bei denRegierten eben so we- 
nig, als bei den Regierenden, Fortschritte gemacht. 
Auf öffentlichen Lehranstalten wäre sie , bei länge- 
rer Dauer dieses gewaltsamen Zustandes » vielleicht 
untergegangen, wenigstens napoleonisirt worden« 
wozu hie und da schon ein ziemlicher Anfang ge- 
macht zu seyn schien. 

Was der wissenschaftlichen Pflege in dieser 
denkwürdigen Zeit abgieng, das glaubten Manche 
. durch Politisiren zu ersetzen; wozu die groisen £r- 
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eigpnissey welche in schneUem Wechsel über Europa 
einherstürxtent es nie an St<^ fehlen liefsen. Un-. 
streitig kamen auf diesem Wege, schon durch Ver- 
mittlung der gemeinen Tageblätter , grolse poli- 
tische und publicistische Wahrheiten in allgemei- 
nen! Umlauf, lind es war ein wirksames Erwachen 
des Volkes, zu dem ^Bewufstseyn seiner wesentli- 
chen Rechte, oft nur zu merkbar* Esgieng dieses 
so weit, dais man behaupten könnte, es gebe, in 
Absicht auf die wichtigsten Lehren der Politik und 
des offentUchen Rechtes, in den cultivirten Staaten 
Ton Europa keine Profiiaen mehr. Aber Aen so 
allgemein, verbreiteten sich hiemit alle Gefahren 
und Nachtheile des Halbwissens und der AfterCul- 
tur; hierderBeacfatangmnao werdimv weilescine 
Angelegenheit betrift, weldie nebst der Sitten- und 
Gesundheitslehre , die wichtigste des Menschen ist. 

Dafs der positive Stoff, sowohl des teutschen 
BundesrediteSy als aueh des gemeinen Staatsrechlea 
der Bundesstaaten, noch nicht in allen Theilen des 
einen und des andern so reichUch vorhanden , oder 
so ausgebildet ist^ wie von der nahen Folgezeit sich 
erwarten lä(st, möclite der Erscheinung dieses Wer- 
kes wohl nicht zu gerechtem Vorwurf gereichen* 
Die Ausbildung des publidstischen Lehr begriffS| 
sollte zu keiner Zeit stilisteben« Sie würde es aber. 
Sobald man auihÖren wollte augenblicklich in ihn 
aufzunehmen, was die Zeit, was bessere Einsicht 
und vermehrte Erfahrung för ihn darbieten. 

Könnte auch ein LehrhegrifF des teutschen öf- 
fentlichen Rechtes, jetzt noch, mehr nicht sejn» 
als Einleitung oder Vorbereitung zu emem künftigen, 
mehr und besser ausgebildeten Bundes- und Staats«- 
recht, wenn nicht aller ^ doch eine^ groisen Theils 
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' der Bimdesstaeteii, mehr nicht als BcgrilT-* mid For« 

menlehre , eine geordnete Uebersicht der verschie- 
denen Gegenstände , Begriiie, Grundlagen , Kunst- 
wörter und Formen des öffentlichen Rechtesi womil 
der achte Rechtsgelehrte und Staatsnumn ▼ertrant 
seyn, welche der Lehrling lernen mufs, so würde • 
eine solche Darstellung darum nicht minder nütz^ 
lieh, ja unentbehrlich seyn. Dem Renner diente 
sie wenigstens als Erregungsmittel für die Schwung- 
kraft zu dem Vorwärtsschreiten « dem rechtsbeflis— 
aenen Theil der Studirenden zu Srweckupg eines > 
' poblicistischen Bildnngseifers , der auf teutschen 
Lehranstalten hoffentlich M'ieder erwachen wird. 

Hiezu komm^ dafs die ersten und ewigen Wahr- 
heiten des öffentlichen Rechtes, ihrem Wesen nach 
keinem Wechsel unterworfen sind , und dafs ein 
grofser Theil des öffentlichen Redites ans der Zeil 
dea teutsdien Reichs und des rheinisdien Bundes , 
nebst dazu gehörender Literatur, für die Gegen- 
wart ^ und wahrscheinlich noch lange hin, dein 
Staatsmann undRechtsgelehrten nicht blofii nützlich, 
sondern unentbehrlich, folglich in frischem Anden- 
ken zu erhalten ist. Nur die Trägheit, welcher 
jede Enisdiuldigung^ jeder Verwand willkommen 
ist, mdehte sich mit dem Allerneuesten begnügen , 
und die Wahrheit bestreiten , dafs der nach ächter 
Bildiuig strsbende Rechtsgelehile und Rechtsbeflis- 
' sene des Alten nidit zu viel lernen kann. 

Wenn gleich die That selbst nicht verkennen 
läfsty dafs die grolsen Lehren, weldie die Ge- * 
^ schichte nicht ermödet den. politischen Madhthabem 
darzubieten y für einen grofsen Theil derselben, 
trotz der VervoUkommnungsfahigkeit des menschli- 
chen Geistes i seither firudbktlos ^u seyn schienen , 
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so sind sie es doch gewtfs weder ßSBt die offeDdiehe 

Meinung , diese grofse unaufhaltsam fortschreitende 
Macht unserer Zeit, noch für die Theorie. Desto 
nöthiger und nützlicher ist es aber audi, dahin zu 
trachten, dafs bei der Nation, um getrost und freu- 
dig in die Zukunft zu sehen, ihre Pflichten nicht 
trenigw als ihre Redite fortwährend in frischem 
Andenken erhalten' werden. Diese Betrachtung war 
für den Verfasser vorzüglich ein Beweggrund, ge- 
genwärtiges Werk öffentlich I und schon jetzt er« 
sdieinen zu lassen« 

Das Vaterland hat einen Schatz gewonnen von 
unschätzbarem Werth, durch das Daseyn einer 
teutschen Bundesversanunlung von fortwährender 
Dauer, in ihrem Schoose Männer bewahrend, welche ^ 
die Nation ihren Edelsten beizählt. Welche Hoff«« 
nungen erblühen nicht aus dem Streben eines ho«» 
iien Raths der Teutschen , der unlängst in dem An- 
gesicht von Europa das feierliche Gelübde ablegte: 
«dafs er, eingtedenk der hohen Bestimmung, zu der 
er berdfen worden, und der Yorsdiriften und 
Zwecke der BundesActe , sich d,urch keine ungleiche 
ßeurtheilung eines einzelnen Bundesgliedes abhal«- 
ten lassen werde, inneribalb der ihm voi^gtq^ichne* 
ten Schranken, selbst bedrängter Untertbanen sich 
anzunehmen , und auch ihnen die üeberzeugung zu 
rerscfaaffen, dais Teutschland nur darum mit. dem 
Blute der Volker von fremdem Joche befreit, und 
Länder ihren rechtmäsigen Regenten zurückgegeben 
worden Seyen, damit überall ein rechtlicher Zustand 
an die Stelle der Willkühr treten möge» ! 

Nächst der Bundesversammlung, müssen die 
politischen Machthaber in den Bundesstaaten, gleich 
den Lehrern und Schriftsteliern, stets das hohen 
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Berufs eingedenk seyn , Von dessen EvAllnng das 

Vaterland Heilang seiner zahllosen- Wunden, und 
einen fest und zweckmäsig geordneten Rechtszustand 
des Gemeinwesens erwartet. Diesen Beruf erwa^ 
gend y und stolz auf ihn , werden sie ihre Pfficht 
immer schärfer ins Auge fassen, und in weisem Ei- 

«fer für ihn nie ermüden, woUeo sie anders nichl 
eine unausloschbara Schuld sieh auAurden» . . 

Wenn man in Form und Materie dieses Werkes, 
durchaus AehnHchkeit und oft üebercsinstimmung 
hemarkty mit des Verftssers «Staatsrecht desAhein- 
bundes», so liegt der Grund hievon theils in der 
unveränderten Natur des Stoffes , theils in fortwäh"* 
Tender individueller Ansidit. Dagegm wird nun 
die Beflissenheit, überall. Wo es möglich war, Nenesi 
Vollständigeres, und Besseres zu gehen , nicht we- 
niger oft walirnehmen. Ueber die Methode, ist in 
dem Werk selbst (§. i^f.) gesprodien. 

An die Literatur des altern, neuern und neue- 
sten ö£fentlichen Rechtes, hat der Ver£isser besoni? 
ders den Lehrbedürftigen erimiem zu müssen um 
so mehr geglaubt, da dieselbe zn Tollständiger Er* 
kennung und Bewahrung vorzüglich dieser Art von 

. Rechtsfuahrheiteni und der dahin gehorigen.ThaW 
Sachen, unentbehrlich ist, und ^ mhaltnifimi« 
sig zahlreicher Theil des Publicums die öfientliche 
Bekanntmachung einer längstdruckfiertigen Fortse« 
tzung TOh des Verfassers «Neuen Literatur des tem» v 
sehen Staatsrechtes«, deren Abdruck in dem Augen- 
blick, WO Napoleon das teutsche Reich vernichtete, 
beginnen solhe, selbst wem sie bis auf den jetitigea - 
Zeitpunct fortgeführt wäre, schwerlich begünstigen 
würde. Controversen sind, in Noten, nicht selten 
angedeutet, damit auch der Versdiiedenheit der 
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Ifeinungen, sdbst Partetmeinungen, ihr Recht wi- 
derfahre. Aber Polemik sucht man hier vergebens; 
ein Lehrbuch ist kein Kampfplatz. 

. Ueber^eiiieGnindsätee und die Unbestechlich- 
keit seiner Wahrheitsliebe, hat der Verfasser schon 
mehrmal sein Bekenntnifs abgelegt, es hoffentlich 
auch überall durch die That bekräftigt ; namentlich 
in dem ganzen traurigen Zeitraum des rheinischen 
ßundes, in welchem weit nicht alle teutschen Staats- 
aanner, Rechtslehrer und Schriftst^ery die Feuer- 
probe der Festigkeit y des Starkmuths und der Un- 
eigennützigkeit bestanden. Wohlmeinend mit den 
Fürsten, aber auch mit dem Volk nicht minder ^ 
ietst er eine Ehre darin, als Publicist in keiner Be- 
ziehung einer politischen oder kirchlichen Partei 
anzugehören. Solche Denk- und Handlungsweise 
bk selten ein. Mittel, zu Hof- und Priva^[unst zu 
gelangen. Er hat aber auch die eine und die andere, 
wenn sie nicht auf andern Wegen erlangt ward, 
0der. lu erkngen ififr, nie zu schätzen gewufst^ 
ttberzeugt, dafii der ächte Publicist mit strenger 
Wahrheitsliebe, mit reinem Wohlwollen und fester 
Gemüthskraft, nicht weniger ausgerüste t sey n müsse^ 
ds mit einem Schatz vonErfsdirung und Kenntnissen* 

Für die Uebelwollenden , für die, bei welchen 
Unparteilichkeit schon verdächtig oder verheilst 
BMcht, mochte er iaicht geschrieben Iiaben. Diese 
sind so wenig zu versöhnen, s^ls zu beseitigen. Da- 
gegen erkennt er jede besonnene Crilik, für eine 
ihm erwiesene Woblthat. Die Wahrheit kann durch 
aie hur gewinnen, und ihm ist es nicht um Rechtfaaben • 
zu thun , sondern um Rechtseyn und Rechtmachen. 

Geschriebenin Teutschland, am i.Mai ^817. 
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I. CAPifEL.-- 

BEGRIFFE, ABTUEILLuSGEIS , HÜLF.WI$S£NSCIUFX£fir , 

METHODE. 



Staat, 

• 

Der Staat (ciritas, respublica) ist eine bfirgerliehe Ge- 
sellscbaffc, mit einem bestimmten Landesbesirk, -unter ge« 
meinscbaftlicher Obergewalt, su allseitiger 8i cb er- 
be it«). Nur in Ve rt ragen ausdrücklichen oder 
stillschweigenden, ist der rechtliche Entstehungs- 
grund dieses Sicherheitbundes, dieser Schutzaustalt, zu 
suchen Solche Verträge sind zu betracbten, wenn 
aucb nicht in jedem einseinen Fall als erweisliche Tbat^ 
sacbe, oder als in eine Magna-Cbarta su Papier ge- 
bracht,, doch als regnlatire Idee der sur Staatsverbin- 
dang, sich yernunftg emKTs bestimmenden Menschen 

a) Andere gehen als Staatszweck ali: Schuts der Becfale, Siche- 
rung der Herrachafl des Rechtes, Gemeinwohl (salus pu- 
blica)» höchfltmögUcha Freiheit» irachtUche Freiheil derStaaU- 

KluW« öfftaU. Recht. 1 
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2 Einleit. 1. Cap. Begriffe, Abtheilungen , 

genosften, ErLaltung der äussern Freiheit, alles Gute wa« 
durch Vereinigung der Kräfte Aller erreicht werden l(ann> 
ll\ d.'ni> — Diejenige Beglückungsgewalt ^ Yrelche Alles in 
Vormundschaft su nehmen trachtet, ist ausgeschlossen. J. W. 
PtAciDirs (P^ters^n} Literalur der Staatslehre, 1. Abtheil. S. 
4 ^ i3, ai ff. , 27 u. 33 ff. Th. Schhalz natürl. Staatsr. 
%, 4^. ^ In der Einleitung zu Tueod. t. Kbetschma5I!i''s Ilof 
u. Staat (Th. I, Bamh. 1808. 8.), wird gelehrt: «der Staat 
sey eine Zuchtanstalt ^ durch welche man die Menschen, mit 
Aufopferung aller Individualität , auf eine höhere Stufe der 
Cultur führen müsse>''. Daget^cn s. man: Dkmophilos (ßrov/^r- 
viatifi) an Eumratis, ülier die Grenzen der Staatsgewalt. Ger- 
manien 1709. B. FFVERBicifs Antihobbcs , (untcn§. 5r). Von 
' den wahren Grenzen der Wirl;snink. d. Staats , in Bezieh, 
auf 8. Mitglieder. Leipz. 1793. 8. Likuers Nationallndustrie 
u. Staatsu irlhscliaft , Th, I (1800), Buch 4« — Der Verein 
eines Vollies ohne bestimmten Landesbezirk, bildet eine 
Horde , keinen Staat. 

k} Für diesen Zweck kann maiit iheoretiseh nach dem Inhalt 
unterscheidend, als Vrsprungscheine der Staatsgewalt sich 
denken: 1) den bürgerlichen Vereinigungs- oder Gesellschaft- 
Tcrtrag (Urvertrag , contrat social , pactum unionis civilis) ^ 
a) den Slaatsgrund- oder bürgerlichen Verfassungsverlrag (pac- 
tum ordinationis civilis fundamentale^ ; 3) den bürgerlichen 
Unterordnungs- oder Unterwerfungsvertrag (pactum subjectio- 
nis civilis). — «Populus principi, et in principem, omne im- 
perium suum jjet potestatem conccdit». JusTiiiiA>us Imp., in 
Instit. lib. I. til. 2. 6. Klübeb's Uebersicht der diplomat. 
Verhandlungen des wiener Congresses, I. i3o. Vergl. un- 
ten, ^. 92 (i. Etwas ganz Anderes bezeichnet die, eben so 
unwahre als unpractische, Idee von VolkSouverainttät in der 
Staatsverbin'^ung. ' 

t) Anti-Leviathan (Gött. 1B0-. 8.), S. 49 ff- Garve's Anmerk. 
eu Cicero von d. Pfl.icliten, Bd. I (5. Aufl. 1801)., S. 72. 
J. C. F. Meisteh's Lehrb. des Naturrechts (Franlif. a. d. O. - 
1809. 8.)» %• 568 — 571* ScuiAi.2 Handb. d. RechUphilosophiCf 
%. 355 f. 

d) Vergl. Reineres allgem. Rechtslehre , nach Kant, S. i23. — 
Daher ist die Frage von dem (Irs]frunc>; der Staatsverbin- 
dungen, theils rechtlich, theils ihatsächlich oder historisch. 
Inder letzten Hinsicht, erinnert die Geschichte an Staats- 
grundverträgp Englands , der Freistaaten von Nord- und Süd- 
amerika und auf S. Domingo , der ehemaligen jonischen oder 
SiehenlnaeiRepuhlik , des llöni|(reichs Polen, der freieu Sudt 
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^Cracau, der Königreiche Spanien, Portugal, und der Nieder- 
lande, auclt Schweden und Norwegen, der SchweizcrCantone, 
dea TormaUgen tenttchen Beichs, einer Reihe von teutsclien 
Staaten, Besonders seit 1816 (§..73) , u. a. ; an Grundverträ^e 
wider den HiCibraiuli der Staatsgewalt und der Volksrechte, 
nnd Üar den ScButs der natOrUelien und \tohIervvorbencn 
BechtedesRegentenundderUnterthanen, aheine Richtschnur, 
durch welche in dem Lauf der Jahre beiden Thciien zur Ge- 
wohnheit wird, nichts Vnrechtliches su wollen. Aergl. 
El. Lvzko disqn. num ciris innocens irae hostis longe poten- 
tioris juste permittlpossit? augd. B. 1749. 8.) p. 1 — 52. 
Mkihzks in d. Gdtting. hisC. Magas. , V. 197 — «44. Maco' 
MocHiF über d. ürspr. der enrop. BegierungsFormen ; in den 
Abhindl. der edinburg. Gesellsch. d. Wissensch. , üben, 
Braus, 1789. JoH. Chb. Majm's allgem. Theorie der Staats- 
Constitution. Hamb. 1799. B. WutsAUD, inWiBKorp*s rhein. 
Bund , LIII. 294 ff. - Dafs der UnterwerftugSFcrtrag sogar 
auf Thatsachen jedes AugenbUchs beruhe, die sich stets er- 
neuem, behauptet Th. ScioiALe, ins. Handb. deS t. Staatsr. , 
V 95 auch G. H. V. Bebo, in s. Abhandl. suEiiaut. deicrheia. 
Bun^esActe , I.' ao3 f. 



s- 2. 

Fortsetzung. ' 

Der Mensch, ein sinnliches Vernunftweaeiif tnclit 
in derStaatsverbindangSicherheit, für sieb und das 
Sei tilge, im innern und Sussern Yerbaltnifs, um seine 
b 6 e b s t e n Zwecke, seine physkcbe, geistige und sittlich e 
Aasbildung, desto ungestörter Terfolgen zu können a). 
Aber dieses ist kein zureichender Grund, die Staats. 
Terbindungen als NaturProduct, als durch Naturnoth- 
wendigkeit entstanden, zu betrachten Ä)j oder die Ver'. 
träge , durch welche sie entstehen , als absolut Qotb- 
wendig, als heryorgehend nicht blofs aus Gründen der 
Klugheit und der Sittenlehre , aondem ans dem reinen, 
Toliständig entwickelten Begriff des Rechtes c). 

a) Die Meta- oder Propolitik (philosophische Urgeschichte des 
St;«ates) begründet die mojvi/McÄ# Nothwendiglteit einer Staats- 
gesellsehaft, eines Ii iirgerthums , für die Einzelnen, um ihren 
Meufichheitszweck desto ▼c^Ukoniai^ner zu errekhen. Sie 
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fUirt nicht empirisch i auch nicht durch Hypothesen ^ in den 
Urständ des Menschengeschlechtes Burüch* Austorius, ethic. 
lib. ym. c. EnrsD. polit. üb. III« c* 4. 8cndsBB*s Staats- 
gelahrtheit» Th. I, 8. -i3, 99 — 78. Scnuis natürl. Staatsr., 
i ~ 64* K. D. HI}ujiAHB*s Urgeschichte des Suats. Kö- 
nigsb« i8i7> 8. 

h) Anders : Plato de republ. RovssiAir du contrat social, Ut.I. 
ch. 6 et 6; Ut. III, ch. 16. Der Verfasser des Principe fon- 
danental du droit des Sourerains Gen^e 1768. gr. 
T. I , p. i3 et suir. (verglichen mit T. II , p. 85, wo doch ein 
QuasiContract angenommen wird). C. L* t. lf>i.i.Ba*s Handb. 
d. allgem. Staatenliunde (Winterth. 1808. 8.), |. 10. Nis- 
LER, der Staat aus dem Organismus des Universums entwichelt. 

^ Landshut 1806. 8. A. H. MOlueb von d. Idee des Staats. 
Dresd. iSoq, 4* Ancilloit über die Staatswissenschaft 

(Berlin 1820. 8.), S. i5if. Gökber, Rudhabt , U.A. 

c) Dawider: Hugo's Naturrecht, %» 3i8 fT. ] hiks pliilosoph. 
Recbtsfehre^ S. 76 ff . Vergl. auch W. J. Bkhh s Verfassung 
r u. Verwaltung des Staats, Bd. I. Heft 2. (1802), Num. I. 

S. 3. 

Staatsgewalt. Staatsoberhaupt* Moralische PersUnUeh" 

keit des Staates, 

Staatsgewalt (Staatshoheit, höchste Gewalt, po- 
testas suprema) heifat daaReoht, 4ie Mittel sa dem Zweck 
des Staates sa 'wäMen «)• Die phjrsiadie oder mora- 
Ksche Person , welcher diese Wahl (die Ausübung der 
Staatsgewalt) anvertraut ist, wird genannt das Staats- 
oberhaupt oder das regierende Subject (Sou- 
verain, Regent, Landesfurst, Oberherr, Inhaber der 
Slaatsgewalt, Organ oder Depositär und Vollzieher des 
allgemeinen Willens , Herrscher, auch personißcirte 
Staatsgewalt im ^ngem Sinn, princepa, imperans, leaoa- 
Terain). - Er ist Eeprfisentant des Staates nach Auaseny 
Oberhaupt desselben im Innern. Sein Recht su Ver- 
tretung und Regierung des Staates, ist ursprünglich 
begründet durch U e b e r e i n h un f t , ausdrüclilicheoder 
slillschweigende ^0« Der Staat selbst, ist zu betrach- 
ton als eine moralische Person, mit eigenem Versland 
und VVillen , mit eigenen Rechten uad Pflichten , su 
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Erreicliiing seines Zweckes; in Ansehung seiner Dauer^ 
der Regel nach O ohne Zeitbestimmung. Die Person 
des Oberhauptes im Staat, mufs rechtlich als stets fort» 
dauernd gedacht werden, das heifst, unabhängig ton 

dem Wechsel der physischen Personen 

a) Durch die Staatsgewalt) >vird der allgemeine Wille der Ge> 
Seilschaft verwirl^licht. Sie unterscheidet sich daher , nicht 
nuTTOn der MmJu des Staates, di(> in dem vereinigten Wil* 
len und in den ▼ereiiiigten physischen Kräften der Bürger 
hesfeht , sondern auch von den Tefsi^hiedonen Kräften , die 
dem Staat zu Erreichung des gesellschaftlfrhen Zweckes die* 
nen. Der Zwang ist im Staat nur des Rechtes wegen da; er 
verhält sich eum Zwech , wie das Mittel. 

5) Hugo Grotius de J. B. et P. I. 4« 7» 3. Püfendobf de J. N. 
et G. VIL 2. 3. et 4* l^lr. Hubfr de jure civit. L a. a. i« und 
viele Neiu re. Vergl. ^. ii. 2. 

c) Wesentlich ist die FestsetKung «-fr/o^fr Dauer (der juristischen ; 
societas immortalis , corpus aetcniuin) in dem liegrilf des 
Staates nicht, aber gewöhnlich und heilsam, und darum die « 
Ewigheit des Staatsvereins zu verniuthen. 

J) Der Staat spricht und handelt, durch jeden rechtmäsigen 
Regenten* Vergl. ^. 179, V, u* 189. 

t 

S. 4. 

Unterthanschaft* Oehgrsam» Bürgerliche Freiheit. JVa- 
tur der ' Hechte des regierenden und des unter geord* 

neten Subjectes. Grundverfassung' Politische Freiheit, 

I) Der moralischen Persönlichheit der Majestät gegen- 
über, steht diejenige der Unterthanschaft. II) Nur 
für den Zweck des Staates, ist der Staatsburger (Staats« 
genofs, cius, Citoyen) Unter th an; nur für ihn, hann 
er von der Staatsre^ierung bestimmt werden. Daher ist 
er dieser nur zu staatsbürgerlichem oder ver f a s- 
sungsmäsigem Gehorsam (§. 285) verpflichtet, 
und es bleibt ihm auch in der Staatsverbindung ein be- 
stimmtes Maas TOn Freiheit, die bürgerliche , 
diese von geringerem Umfang als die natürliche. ni)Ue- ^ 
bersich, sieht der Staatsbürger nur das Staatsoberhaupt; 
neben iuch, nur Genossen; all esammt unter sich und mit 

% 
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jenem yereinigt, nur für den Staat 8zwecl(. Demnach ' 
besteht, für alle Staatsgenossen, Gleichheit der 
•taatsbürgerlichen Rechte und Pfliohteii($. 194). 
IT) IHe Rechte des regierenden und des nnter- * 
geo rdneten Snbjectes in dem Staat, sind wecbsel- 
seitig und Tollhommen. Beide erstrechen sich 
weiter nicht, als diePf'licht zu Erreichung des Staats- 
zwecltes, durch gerechte Mittel, sowohl in dem In- 
nern ^) , als auch ausserhalb des Staatsgebietes. V) Der 1 
.lobegrifT von Bestimmungen über das Rechtsverhält- 
nifs striscben dem regierenden und dem untergeord- 
neten Snbject, heifst die GrnndTerfassnng (Con- 
stitution) des Staates ($. 5 u. 97). Durch sie wird nicht 
nur das Recht snAusQbung der Staatsgewalt festgesetzt, 
sondern aucli derümFang und die Art derselben. VI)Ist 
darin dem Volk ein Hecht bedungen, f ür Ausiibung gewis- 
ser Theile der Staatsgewalt auf bestimmte Weise durch 
Stellyertretcr mitzuwirken, so ist die Grund Verfassung 
eine stellyertretende oder repräsentative , und 
es wird durch solches Recht die politische Frei* 
beit des Yolhes beseichnet c), 

a) Einige Slaalsangclegrnlieitcn von A. L. .Tacobt, S. 85. T. 
Schmalz über bürgerliche Freiheit. Halle i8o4> Ö« Vcrgl. 
19a u. 4^6. 

h) Ein Staal ist weder Kcrlicr-, nocb Specularions- odvr Finanz- 
anstalt. Schädlichkeit der Staatskiuistelelf» und des \ ielre- 
gicrens. Vortheil derjenigen Staaten, wo das Parum regere 
gilt, und wo oft die höchste Weisheit in Nichtthiin besteht. 
Liberalität, Gutherxigkeil , Humanität und Popularität der 
Regierung. Mittelweg /-wischen Verbesscrungssucht und lle- 
fonnationsAntipathie , zwischen Lichtscbwärmerei und Ver- 
finsterungssucht oder übscurantismus. 

c) Von der politischen Freiheit des Volkes y im Verhältnifs zu 
dem regierenden Subject 214. 236. 191) , unterscheidet sich 
die politische Freiheit des Staates , im Verhältnifs su andern . 
Staaten. Nach derselben Verschiedenheit, th eilen rieh dis 
politischen Heeht» in innere und äussert» Jene gehören dem 
Staatsrecht an, iliese dem Völkerrecht. Zu dem Genufs der 
bürgerlichen Freiheit, smd «lleStaaUgenossen, su Ausübung 
d^r ans der politischen- Freiheit des Volkes entspringenden 
Rechte, sind nur die ActivBiIrger {%. 194) unmittelbar berech' 
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tigt , denen in so weit , ausser den bürgerlichen i auch poli- 
tische Bechte sustehen, 

S. 5. 

Oeffentliehes Jiecht; entweder Fdlktrreeht oder StamtS' 

recJit» 

I) Unter öffentliche m.Becht (jus pablicnm, droit 
public, droit politique) , ancli Staatsrecht im weitem 
Sinn genannt, Tersteht man den Inbegriff aller voll- 
liomnienen Rechte der Staaten. So fern diese Reclite 
i) blofs auf das Verhältnifs eines Staates zu andern 
unabhängigen Staaten oder Staatenyereincn sich bezie- 
hen, bilden sie zusammen das äussere dffentlich^Recht 
oder das Yolherrecht($. 8)- Dagegen heifst s) der 
Inbegriff der wechselseitigen^ Tollhommenen Rechte des 
regierenden und des untergeordneten Subjectes in dem 
Staat, inneres öffentliches Recht oder Staatsrecht 
in dem engern oder eigentlichen Sinn ; und zwar, so weit 
es aus der Natur der Staatsgesellscbaft fliefst, a 1 1 g e m e i> 
nes oder natürlich es Staatsre cht (ius publ. 
unirersale s. naturale), in dem Gegensatz des positi- 
Ten. . ID Das Staatsrecht im engem oder eigeiitli» 
chen Sinn, beschäftigt sich theils mit der Gmndrerfas« 
snng des Staates, theils mit der Staat^Terwaltnng ($.97). 
Daher dessen Eintbeilung, in Yer fassungsrecht 
und Ve rwal tungsr ech t III) Jede Staatsgewalt 
bat G r e n z tMi , entweder natürliche oder positive (ver- 
fassungsmäsigc), oder von beiden Arten, Daher mu Ts 
in jedem Staat ein Staatsrecht bestehen, unddiesemein 
blinder oder blofs leidender Gehorsam (obedtentiamere 
passiTa) fremd seyn «)« Yertragmfisig kann noch aus« 
drüchltch das Recht des Tolhes fisstgesetst seyn, über 
sein Interesse bei der Verfassung und Verwaltung des 
Staates, auf bestimmte Art selbst zu wachen (§.2140.). 

a) Lehr- und Handbücher, von BuRLiiMiiQUi , ScBtnmAHn& , 

LAXPaCDI, SCHLÖZER , HzTDK^mSICH , SCBKALZ , HOFFSf VBB , V. 

EgokMs, Kaller,^ Liister, u. A. PernH*« Literatur des 

\ 
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tetttfdieu Staattr. II. 373. 38 1. Klübxb's neue Literatur dea 
teutscli. Staatsr. 663. 673. 
V) Conatittttioiis- und AdministrationaReekl. Vergl. §. 97. — 
Eiiii|;e begreifen aacb das geaammte TSlkeiHcht einea be- 
•tmuntmi Staates 9 unter dem Staatareeht. Diese theilen da- 
ker das Staalarecht hi inneres oder- inlindiselies (intemvm) 
«nd änsserei eder answSrtigea (extenmm)« Aiieh hat man 
(nicbt empfehlnngswerthe) Beispiele Ton Abtiieilung des 
Staatsrechtes, in weUlichu und' geistliches oder Kirchen- 
StaaMrecht, 

e) Also nicht blofs Heehie, sondern auch Zurnngverhindlichm 
keiten, müssen flem Oberherm sukonuneni ^ewohl das 
Zwangrecbt der .Unterkhanen, in einaelnen FSlleni durch 
GrAnde der Sittenlehre und Klugheit gemildert 9 oder be- 
schrSnkt werden bann« insbesondere wenn man zwischen 
Tyrannei und Anarchie zu wählen hat. V er gl. Harths me- 
taphys. Anfangigr. der B echt sichre, ^ 49* A. S. 176. Asn- 
XACCBiAvELLf oder über die Grenzen des b&rgerlichen Gehor- 
sams. Halle 1794. a* Aufl. von C. H. Jahob 1796« 8. P. J. A. 
FcüZBBAca^s Antihobbes, oder über die Grensen der höchsten 
Gewalt und das Zwangsrecht der Unterthanen gegen den 
Oberherm. £rf. •798 u. iäo3* 8. 

Torrn des Uutsclien Bundes und seiner Sowerain- 

Staaten* 

I) Mit AoflSsong der tentscben ReiehsTerbindang;, 
erloseh die Reichsstaatsgewalt (Kaiser «nd Reich); 

es bildete sich, für einen grofsen Theil Teutschlands, 
ein StaatenSystem (Systema civitatum foederatarum 8. • 
achaicarum) , der rheinische Bund. Nach dessen 
Fall, entstand für. fast alle a) ehehin zu dem teutschea 
Reich gehörige Länder, dertcutsche Bund^ dieser 
hein Bundesstaat,^), kein mit Staatsgewalt yeraekenea 
Snbjecti aach kein Rechtsnachf ol ger oder Stellrertreter 
des früher selioii erloschenen teatsehen Reichs, sondern 
ein ydlherrechtlich er Verein der teutschen souTerainen 
Fürsten und freien Städte (§. io3). Ungeachtet der Ein« 
heit dieses Staatenbundes, und des gern einschaftli- 
chenBandesi welches die ei na einen, verbündeten 
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Staaten yereinigt, sind doch 11) diese unter sich ge- 
trennt, selbststäudig und uaabhäiigig* Jeder Ton ihneo iat 
in dem Besits der Sourerainetitoder unabhängigen 
Staatsgewalt«); Diese teutkehen Bundesstaaten, sind 
tbeils monarcbisob, theils republikanisch ge- 
bildet. ' Die monarchischen sind Erbstaaten. 

«) Teutschp Bund CS Acte, Art. I. iUfoxa's StaattarchlT des t. 

Bundes, I , S. ii3. 

b) Klübsi^'s Uebersicbt der diplomat. VerhaAdlimgen des wie* 

ner Congrcsscs , S. 128 ff. 191 f. 

c) Darum können die Bundesstaaten zu den ahhän s^igen ünd 
halbsouverai/wi Staaten (etais lai-souveraius} nicht gerechnet 
werden. 

Teutsehes SffentUehes Hecht , und dessen Mtheilung, 
Das teutsche öf fentliche Recht überliaupt, 
ist ein Inhegrifl der wechselseitigen, vollkommenen 
Rechte, nicht nur der Mitglieder des teutschen Bui\des 
unter sich, sondern auch der regierenden und der unter* 
geordneten Subjecte in den sourerainen Bundesstaaten, 
nebst gewissen Tollhommenen Rechten gegen auswärtige « 
Staaten« So fern es 1) sich beschränkt auf das 5ffent» 
ItcheBechtsrerbältnifs der Bundesgenossen, als solcher, 
unter isich, heilst es B u n d e s r e c h t «); 2) Staats- 
recht der souveraincn Bundesstaaten hinge- 
gen, so weit die wechselseitigen, vollkommenen Rechte 
der regierenden und der untergeordneten Subjecte in 
denSouTerainStaaten des Bundes, sein Gegenstand sind. 
Dieses kann sich entweder auf dieBundesstaaten über' 
h a u p t beziehen (gemeines, commune), oder nur auf 
einen einzelnen derselben einschränken (besonde- 
res, speciale). 

a) Das Bundesrecht , kann als Völkerrecht betrachtet werden 
9. IVO » wegen der Unabhängigkeit der Bundesstaaten* 

S. a 

Ükterschied des Staatsrechtes^ 
1) von dem Völksrrßcht, 

Das Staatsrecht in dem engern Sinn ($. ^) , gehört 
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in das Gebiet der Staatswissenschaften a). Es ist we- 
sentlich unterschieden yon dem Völkerrecht. Be^ 
trachtet man mehrere unabhängige Staaten nach ihrem, 
kgegenaeitigen Yerhaltnifa, so führen sie den Namen freier 
T d I h e r ; sie werden als moralische Personen angesehen, 
. die unter sich den Stand natürlicher Freiheit und Gleich- 
heit anerkennen müssen. Der Inbegriflf ihrer wechsel- 
seitigen, vollliommenen Rechte, heifst Volke rreht^'); 
und zwar I) so weit jene Rechte aus der Natur ihrer ge- 
genseitigen Verhältnisse Üiessen, natürliches oder 
allgemeines (jus gentium universale) 5 II) so fem 
solche auf ausdrückliche oder stillschweigende U eh er« 
einhunft sich gründen, positires (jus gentium po- 
sitiyum , jus foederam) ; und HI) wenn dieses auf Eu- 
ropa sieh einschrlnk t, positives (auch practisches) 
europäisches Völkcrreclit«^) ( jus gentium eu- 
ropaearum positivum s. practicum). 

a) Dat. Gehict der Stnalsivissenschaf cen , unifafst folgende Wis- 
senschafleii. I) Rechtswissenschaj len: A) allgemeine '. allgC-]* 
meines 1) Staats-, 2) Völhcr- und 3) Privalrccht^ B) jjositivei 
positives 1) Staatsrecht (sowohl Verfassungs-, als auch Ver* 
wallungsrecht, zu welchem letzten auch die iinansielle und 

. ökanoniische Gesetzgehuag gerechnet werden liann) , 2) Völ* 
herreelit» 3) Priratreclit. II) Poiitik: 1) äussere 2) innsre ; 
a) der Verfassung, b) der Gesetsgehung^ der hürgerlieheBt 
peinlichen 9 finansiellen und ökonomischen » c) der Verwal- 
tung. — Verwandte und HüIfwissenschaAen der StW.« unten 

%, 19 U. f. 

h) Das obligatorische Verhältnifs swischen einem Staat, als sol- 
chem, und 0iiiz«/iten Menschen, die nichtseine Unterthanen sind,, 
ausser demselben« als solchen,* gehört su demPHTStrecht. Ei- 
nige rechnen dasselbe su dem Völkerrecht. Man s. aber t. Ost» 
TBDA a. a. O. 1. 6 u. 7, Note b. — Auch der Rechtssustand 
swischen dem Staat und ,einselncn Unterthanen desselben, 
gehört, so vreit er auf FriyatyerhSltnisse, s. B. auf Frivat- 
yertrage, sich besieht, su dem FriTatrechtj lUfoia» droit 
des gens .moderne de l'Europe, %• 1^1 e, und 089 a. 

c) Lehr- und Handbücher yon Vaitxl, Bublamaqui , Mosia, 
G^anaa , Nmoa , y. Mabtshs , S1u.pkld und KL^asB. — D. 
H. L. y, Omftsoa^s Utwatur des Völkenreehtes. Tb. L u. II. 
Regensb. »784 u. 178$« 8. Ptff faa*s LR. Illr 38i. KLVBia*s 
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Hülfwissenschaften, Methode. 11 
* 

Lit« f. 673 ff. — Das natürliclie VftllieirecKt nennen Einige 
PrivatVollkemeht* GnoMS*6 u. JAvr*s Germanien , Bd. 11 
(Giesen 1809) y S* sSi f. 

■ 

Insbesondere des teutschm Bundes und der Bundes» 

staatefu « 

IV) D^K V ö 1 Ii e r r e c h t des t e u t s c Ii e n B u Il- 
de s«) begreift in sich, die weGhselseitigen volHiomme- 
nen Rechte, 1) theiis der SouYerainStaaten des Bundes 
unter nach ihrem Biinde8Terhaltnifg(Bundesreclity 
, im engern Sinn, oben ^.7, Notea), h) theilsdea Bundes^ 
in seiner Gesammtheit, gegen fremde Staaten und Staa- 
tenSysteme. V) Das Völkerrecht der tcutschei^ 
Bundesstaaten begreift unter sich, ihr volUerrec ht- 
liches Verhältnifs, 1) thcils zu dem Bund, s) thcils zu 
andern, sowohl teutschen Bundesstaaten, als auch ii em- 
den Staaten und StaatenSystemen und zwar zu bei- 
den in anderer als leutscher bundesrechtlicher Bezie- 
hung. VI) Die fortdauernden Rechte eines Staates ge» 
gen den' andern , rerdienen im Staatsrech4 nur so 
weit Erwähnung, als sie auf die innern StaatsTer« 
hältnisse bedeutenden Einflufs halten 0* 

* 

«) In einem «9riMe«i!^^ir«m hommt in Betraebt, die vIfIfterreeAe. 
liehe Besieh ung, 1) des StaaUabundet , und swar sowohl 
gegen die Bundesstaaten ^ als aueh gegen fremde Staaten 
und StaatenSysteme ; s) der einzelnen Bundesstaaten ^ und 
swar a) zu dein Bund , h) unter sich » ausserhalb df r Bun- 
des Verhältnisse , e) gegell Aremde (su diesem Bunde nicht - 
gehörige) Staaten und StaatenSysteme. 

b) M OSKH wurde das erste nachharliches Völkerrecht, (▼icinttm)^ 
' das andere auswärt^iges im engern Sinn (exterriuin in Speele) 

genannt haben. — J. J. Moser^s teutsch. auswärtiges Staatsr. 
Firanlif. 1772. 4* Zusätze hiezu, in Ehendefs. Abhandlungen 
▼erschied. Rechlsmaterien , St. XIV, S. 323 fF. Ehendefs, 
teutsches nachbarliches Staatsr. Franlif. i774' 4« C. H. ▼. 
, Kömer's VöHterrecht der Teutschen. Halle 1790. 8. 

c) Z. B. Srhntz- , Lehn- und AllianzVerhältnisso , Gnranlic drr 
politisclien Selbstständigkeit, des Staatsgebietes, der V crfas- 
sung, u. d. * 
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12 Einleit L Gap. Begriffe, AbAeilungen, 

S.10. , 

9) von dem Pripiureeht* 

1) Der "Unterscliied zwischen dem Staatsrecht und 
dem Piivatrecht «), als einem Inbegriff der wechsel- 
seitigen vollhommenen Rechte der Einzelnen (ausser 
^ dem regierenden Subject, als solchem), ist objectiy , 
und wesentlich. II) Da aber Alles , waa das gesammte 
Volk,, oder dessen Repräsentanten, alssolohe, unihit- 
t^lbar angeht, $ffentliclie oder Staatsangele- 
g e nb e i t ist ^) , und biebei aucb Einselne ein unmittel- 
bares Interesse haben honnen; sohann dieselbe Sache, in 
Terschiedener Hinsicht, Staats- und Privatange- 
legenheit seyn <"). III) Auch Angelegenheiten der 
einzelnen Staatsbürger mit Auswar tigen , sind 
Privatsachen. lY) So wie ancb passer dem Staat 
eiir Privatr e cht (das allgemeine«^ Priyat- oder 
bürgerlicbe Reebt) denbbar ist, eben so ist in deni 
Staat ein positires Priyatrecbt nicbt notbwendi^, 
aber gcwöbnlicb. 

• ä) ÜLPiAnm, in L« \. f. a. D. de justitia et jm*e. P0TTBa*s Lit. 

II. 373. 

h) Was auf den öffentlichen , innem oder äussern , Rechtsr.u« 
Standsich bezieht, ist c[//6/tf/t«/ttf Sache (causa publica). Was 
das Mein uncl Dein Einaebier unmittelbar angeht , ist Privat* 

Sache (causa privata). 
e) So der Streit über eine Staatsgreuse » die sugleich Privatei> 

genthum scheidet. 
d) Bearbeitet von Hedinger (1697), GKraiTEB , Hüfela^d, Ta- 
FIN6EB, V. Eggers u. A., in ihren Lehrbüchern des Natur- 
rechtes. C. F. G. Merkel's Theorie des allgem. Privatr. 
Leipz. i8o3. 8. Fr. v. Zicillkb's natürl. Privatr. Wien i8o3. 
gr. 8. V. Eggers natürl. Privatr. , nach d. Lehrb. des liolV. 
V. Zeilier. Wien 1817. K. S. Zachabiaf philosophisches 
Privatr. Lpz. 1804. 8. — Dawider s. R. H. Heydekrfich's Ori- 
ginal-Itleen über <lie kritische Philosophie (1793. 8.) Nuin. 3, 
S. 166 ff. , welcher das Daseyn eines allgemeinen Privatrech- 
tes , aU eines besondern Theils des Naturrechtes , bestreitet. 
Desgl. Ac>B5WALL. Auch Schavmabn in a. wissenschaftt. Na- 
torr. (179a. 8.), S'. 344» und Scohau in s« aatürl* Staätsr. , 
|. 189. 
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HüliWiasensdiaften, Methode. . 13 
i 11. 

U7id Privat Fürs tejir echt. 
Eine Art des Privatrechtes ist das so genannte Pri- 
TatFurstenrecht (Pri yatrecb t der Erl auch ten, j us pri- 
Tatum illustrium s. principum, jurisprudentia heroica «) )• 
i) Es scltraiiltt sich ein, auf die innern FainilienPri* 
Tatangelegenheiten ^) der Regentenhfiuaer. 3) Nur in 
tnonarehiseh geformten Staaten, liann es rorlioninien. 
3) Es giebt allgemeine FamilienObservanzen der christ- 
lichen Hegenlenhäuser in Europa. 4) Noch mehr be- 
sondere Privatrechte findet man in den F^amilien der 
souyerainen Fürsten des teutschen Bun des 
($•74)) ^md, in gewisser Art, auch noch in den Fami- 
lien der Standesherren c) im Sinn der BundesActe. 
5) äielhst dann, wenn Gegenstände des PrivatFilrsten« 
rechtes in Staatsgrundgesetsen bestimmt waren, wfir. 
den sie darum nicht aufhören Priratrecht eu seyn d), 

«) Werke tob SmirT , t. Neuxanit , Moshb , FifTTBB , Sbl- 

cHOw. Majbr. — Pütter's Lit. III. 7^9. Klvbfr's Lit. ^. i52off. 
h) FamilienEigenthuin , Erbfolge, eheliches Verhältnüs, elter- 
liche Gewalt , Vormundschaft , u. d« 

c) Die besondem Priratrechte der standesherrlichen Familien 
sind neu gesichert durch die teutsche BundesActe (Art. 14, 
Nvm« «)• — Die besondem Privatrechte der Familien der 
souverainenBundesfürstenf^Bind seit der Auflösung rlerReicbs- 
verbindung zum Theil neu bestimmt (unten, ^«74)9 theils be- 
dürfen sie einer sorgfältigen Revision. E. A. Haus Abli. in 
dem Rhein. Bund, XX\llI.7o. R. S. Zachariae, das Staatsr. 
d. rhein. Bundesstaaten, erläutert in einer Reihe v. Abhandl., 
Num. VI. — In beiden hat durch Auflösung der Reichsver- • 
bindung, und durch neue Staatseiurichtuug , Manches seinen 
verbindenden Grund verloren, und Anderes ist neu hinzuge- 
kommen. Vergl. G. H. v. Bergas Abhandlungen zu Erläut. 
der rheia. BundesActe, Th. I, S. 226 ff. 

d) A. J. ScuNAUBERT pr. de jure privato principum ex juris^ubl» 
germ«, sjrstemate eliuiinaudo. Jen. iÖu6. 4* 

Femiandu und SMfioisstnschaften, ' 
Verwandte und Hfilfwissenschaf ten «) des 
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14 £iiileit. l Cap. Begriffe, Abtheilungen, 

teutscheii öffentlichen Rechtes sind: i) das allgemeine 
Staatsrecht das in einem gewissen Fall auch Quelle # 
ist; 2) das Yülherrecht c) , ebenfalls Quelle in einem ge- 
-wissen Fall ; 3) das ehemalige teutscbe Reichs- und Terri- 
torialStaatsrecht nebst dem rheinischen Bandes- 
recht ; 4) die Staats- und KanzleiPraxis , mit Inbegriff 
der politischen UnterhandJungshunst ; 5) ilas Privat- 
recht./), ^velches oft Licht aus dem Staatsrecht erhält; 
6) die Staatengeschichie , mit Inbej^rifl' der Geschichte 
des teutschen öfl'entiicheu Rechtes $). 

a) Schriften in Püttkb^s Lit/II. 870. 876. 382 ff. Ui.übke*s Lit. 
%, 660 — 669 und 673 IT. J. G. Fb88xaieb*8 Gmndr. der histor« 
Hülfswisseaschaften« Iiandsh. 180a. 8. J. £. Fabki*8 Encyclo- 
pädie der li&tor. Hanptvnssensekallett und ihrer HAlfsdoetr^ 
nen. Erl. 1808. 8. F. R«^ Propädeutik des bist. Studiaros. 
9erL 1811. 8. J. 8. Eascn Literatur der Geschichte und dereu 
HülfswissMischafteii, seit d. Mitte des 18. JahrE. Leipi. i8i3. 8. 
K. .L. PdLiTs encyclopädisch-scientifische Literatur, das s« 
Heft. Leips. i8i3. 8. L. WAGiä.m*s Gesch. der histor. For> 
schvnf; u. Kunst. Gdtt. Bd. l, AM. i. 181a. Abth. %• t8i3* 8. 

Ii) Schriften , ohen %. 5. 

c) Schriften, oben |. 8u. 9.' 

d) Schriften , unten %, 23 u. ^4* 

0) Schriften Ton J. J. Moses, F. G. r. Mosbb, C. A. Bbck, 1. S. Ssiä- 
noBT, PtTTXB, Lvno, J. C. Adblobg (fiherd. teutschen Stjl, IL 
a. 1.), BiscBor, *t. Mossujax, (Gesandtschaftsr., Ahth. a), 
C. T. Mabvbvs , J. L. KLfBBB (KiTpto^aphili. Tfih. 1809. 8.) 
Man S. %, IIS b. — Von der Unterhandlungskunst , Schriften 
von de Vbba et de Gvbbioa, de Callikres, de la Sarrak du 
Fbanqveskay , Pecqvet , DiGGEs , Mabli. Die politische Un- 
tcrhandlungshunst. Ldpz. 1811. 8. 

f) üeber da<5 römische; Werke v. Lauterbach, "Voet, Hbihxc- 
r.ius , J. H. BÖBXBB ) Hellpeld , Glucb, Hofacbbb, Malbiavc, 
Haubold, Thibavt , ScbÖxab, G^vtbbb, Zaitbeb, Hufeland. 
— Ucber das teutsche: T. Sblcuow, Bvbpx, Dajts , Rössig, 
GöDE , Krüll , u. A. 

g) Geschichte der Teutschen überhaupt , Hahw, v. Bünau, Mas- 
cot, Stbuv, Häbealin u. Senkesberg, Püttkr, M. J. Schaidt 
u. MiLBiLiFR , Gebhardt, Heinrich, Selchow, Krause, Man- 

■ »ert, Possflt (fortgesetzt von Pölitz), Wilken. K. H. L. 
Pölitz das teutsche Volk u. Reich. Leipz. 1816. 8. Ehendejs. 
Handb. der Geschichte <ler souver. Staaten des teutschen Bun- 
des , in 3 T^eilen. Leipz. seit 1817. 8. — Teutsche Special- 
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HülfvfiMenschafteDy Methode. 15 

Geschichte: Gfbhardi, Püttfr, Curtius, G\li.ftti, Hassfl 
(unten ^. i3 , ISoted), H. H. L.Pölitz, Handb. d. Geschic lito 
d. souver. Staaten di's Rheinbundes. i Bände. Leip/.. 1811. 8. 
C. G. Wkbi-r's Literatur der (teutschen) Staatengeschichto. 
Th. l. Leipz. 1800. 8- — Rechtsgeschichte des t. öftenti. Rech- 
tes: V. Selchow, v. Glllman^, Birneh, C. F. Kichhorn's 
teiitschc Staats* und Reclitsgeschichte. Goett. Th. L u. IL 
1808 u. 1811. Th. IIL (von 1272 -> 1&18) 1819. 8. Dritte Aufl. 
des 1. 2« u. 3. Tb. 1821. 8.j ^ 

S- 13. 

Fottsetwaig. 

Ferner: 7) Geographie oder Erdbeschreibung 
und 8) Staatshunde oder Statistik der SouverainStaaten 
des teutschen Bundes ^) ; 9) Diplomatik oder ürhunden- 
Ichre, nebst der urkundlichen Chronologie oder Zeit-' 
liande «O» Genealogie oder Geschlechthunde 
. 11) Heraldik oder Wappenhunde la) Nuinismatik 
oder Münsenkonde, nebst der Medaillen- (Scbanmiui« 
sen-) und Inscbriflenknnde (Epigrapbik) /) ; i3) PolU 
tik g) (Staatslehre, Lebre der Staatsweisheit oder 
Staatshlngheit, Staatshunst, Politique, Science de gou- 
vernement, Political - Philosojihy) ; 14) Staatswirth- 
schaft '0 (NalionalOehonomie , StaatsFinanz- und Poll- 
zeiwissenschaft); i5) Auslegungskunst <) , mit Inbegriff 
der Grilik u. a« 

a) Werke von Büschi>o, Norrmaan , Fabri, Gaspari , Stbin, 
Malte-Brun. Rhein. Bund, XX. 168. J. G. Heyse Lehrb. d. 
Geographie der Staaten des t. Buudes. Bremen, 1 u. 7..Ab!h. 
1818 u. 1819. 8. F. Bhuisn, Deutschland in geographischer, 
Statist, u. polit. Hinsicht. Berlin 1819. 8. 

b) Werke von Melsel, Grellmasn , Randkl , v. Hoff^ Man- . 
KERT , Croke, Milbiller, Brunn , V. LiEcuTKNSTKRiv. Tabellen 
y. OcKHART u. Hassel. K. H. Pölitz der Rheinbund, histor. 
u. statistisch dargestellt. Leipz. 1811. 8. F. A. Demian'm Sta- 
tistik der RheinbimdStaaten. 2 Bände. Frankf. 1812. 8. Has- 
sel , unten Note d. Rhein. Bund XX. 1&7. A. F. AV. Cromk's 
Statist, geogr. Darstell, der sanimtl. t. Buudestaateu. Leipx. 
Th. I, 1820. 8. J. E. A. Hoeck's Handb. einer Statistik der ' 
t. BiLttdesstaateu. Lui|)%. 1821. 8. J. &. Mbuss&*8 Literatur 
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16 £iiileit. LCsip. BegriiFey Alidieilimgen, 

der Statistik. 2 Bande. Leipz. 1806 u. 1807. 8.' A*F. LvXDBii 

Britik d. Statistik u. Politik. Gött. 1813. 8. 
c) Lehr- u. Hapdbücher von Gatterer, Gruber, ScHÖNEMAivir , 

Mereau , T. Schmidt gen. Phiseldeck. D. H. Heoewisch Einl. 

in d. Chronologie. Altona 1811. 8. F. Schoell , eletnens de 

Chronologie hislorique. Paris 181a, 2 vol. in 18. AValthiri 

lexic. dipl. 1745. 1747. 1752. i7ö6 fol, F. A. Huch's Literatur 

d. Diplomatik. Erl. i79'2. 8. 
</) Lehrbücher von Will u. Gatterkr. Tabellen von Hi/BirRB , 

BlFDlRMAKS , PÖTTER, KotH , GeBHARDI , VoiGTEL. Gcnealo- 

gisches Beichs- u. Staatslmndbucb ; erschien zu Frankfurt bei 
Varrenti ajip y von 17^2 bis i8o5 , jährlich in 2 OctavBänden , 
uacliber 1811 wieder der erste Theil. G. Hasskl s allgem. eu- 
rop. Staats- u. AdrefsHandbucb. L Bandes 1. u. 2. Abtheil. 
< enth. die Genealogie , Geschickte, Statistik, StaaUvtfrfastung 
u. Staatoverwaltmig der t. ^ttdeittaaten. Weiaaar 1616 
tt. 1817. 8. 

«r) Lebrbficher tod HnnuBD u. Q4TfBm«K« J« C. G^rmsE*! 
practische Heraldik. Gött. 1791. 8. F. F. Sramn opus he- 
rald. T. I. 1690. T. II. 1680. Fol. ree. 1719. Smiw- 
BXES) ErlSatenuigen der Heraldik« nach G^ttxbbb. Nümb. 
1789. Fol. mit s9 Kupfert. 

/) Werke tob Lb Blahc , Lubwio, Bouabo, ▼. Fbaw« JoAcanif 

SOBHBIDT» ECBBSL, BaSOHB , SonUDSB« JoVSBRT., MtUIV. 

g) Der Inbegriff von Grundsütaen » nacb welchoB ein gemeioea 
Wesen gegrfindet*« eingerichtet and regiert werden soll ; die 
Lehre Ton dem Zweck der Staatsverbindiing , und von den 
Mitteln denselben au erreichen. Dc»r Weg in das Gebiet der 
Politik 9 Ist lu nebmen durch die Gebiete der Pflichtenlehre * 
des Natur- und allgemelneife>Staatsrechtet. — Joh. Wilh. Fla* 
cinvs {Petersen) Literatur der Staatslehre. 1. AbUi. Strasb. 
(Stuttg.) 1798. 8. (Die a. Abtfa. ist nicht erschienen.) — Lehr> 
bücher von AcnvwAU., Rössio, Ban* A. Ii. Müller, Lv- 
DX«, G. SacaxirDORP (1817)« Ausserdem noch Schriften 
von Magchutiui , Macarini , Jon. Mülueb , L. Mu&Aroai, 
J. Cbaio« u. A. — Vorzüglich die Staatswissenschaften haben 
swei Seiten , eine juristische und eine politische. J. F. Rai- 
TKMEisn über das Stadium der Staatswissenschaft (BerL 1791. 
8.), S. 12 ff. 

h) Werke von Adah Smith, v. Heynitz, Niemann, Platfaih, 
Sartori US, Lavderdale , C. J. Braus, Sat , L. H. Jacob « 
SiMONDE de SiSMOÄüi , LuEDFR , Gamt.Ii, Ch. v. Schlözfr , 
Cakakd , Leop. Hbcc , F. B. Weber, Th. Schmalz, Dlte>s, 
HuFELASD, Lötz, A. H. Müller, v. Göll?*, A. W. v. Leip- 
Eiexa, H. Stoacm, Jcl. 6a. t. Sobsü , K. J. Eav, Uarl, 
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Hülfwiaseiucluifteii y Methode. 17 

8awm ab Smhmm, KAuan« B10AMO9 NnnvB, Lon, 

VI. A> * 
l> Scbriflten toh Echhabj», CoirRAbi, Wittich, SammhT) IL 8« 

Zachabiax. Fütteb's Lit. III. 804. fUitBER's Lit. 287. 
A) Ars critica. Vergl. P. J. « BuMn iaitit. juriapr« «cctol. 9 

P. I. p. 36i — 390* 

. §. 14. 
Methode. 

I) Das tenttclie difentliche Recht iat'lieiiie ratio» 
nale, sondern eine theils historische, theils rein 
positiye Wissenschaft, worin nor Lfioken ans dem na- 

türlichen Staate- 'und VolUerreclit auszufüllen sind. Es 
sind also die rationalen Formen speculativer Wissen- 
schaften, hier nicht durchaus anwendbar. Bei einem so 
yerschiedenartig snsammengearbeiteten Stoff, wurden, 
wie überhaupt in dem positiven Recht, so genannte höch- 
ste Principe mifslich seyn «)« U) Unt systematische 
Einheit des Gänsen möglichst su erreichen, sind die 
GmndsStse nach einem überdachten Plan, einfach, zusam- 
menhängend, und mit Auswahl darzustellen, in leich- 
ter, ungezwungener Ordnung, so weit Eigenheit und 
Mannigfaltigkeit desStoffs es gestatten. Aber die Form 
der Darstellung und die Methode werde, gleich der 
Bestimmtheit und Deutlichkeit des Vortrags, einzig auf 
Erleichterung der Üebersicht und anf pr acti- 
sche Anwendbarkeit berechnet. Je mehr einnelne 
Gegenstande nn Hauptgesichtpnncten erhoben werden, 
desto mehr yerTielfälti^en sich die Abtheilnngen. Dabei 
verliert aber die üebersicht des Ganzen, und die Gelegen* 
heit zu Wiederholungen vermehrt sich. Zweckwidrig 
wäre es, Deutlichkeit und natürlichen Zusammeiihai:g der 
Materie , dem blofsen Systemgeist , einem eitlen For- 
menspiel,, sclayisch aufzuopfern; über dem Aussinnen 
neuer Formen , einer Wirkung des Einspinnens in suh* 
tUe Theorien neuerer Scholastik, das Wesentliche, 
die klare, bestimmte, TollstSndige Darstellung der Sa^ 
oben, zu yernachlässigen ; in Oeden der Speculation, 
die dem wahren Genie fremd sind, herumzuirren, statt 
die Geistesthätigkeit auf Rechtswahrheit und Kennt 
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18 Einleit. L Cap. Begriffe» Abtheilungeo, u. s. v. 

nisse zu leiten, die wohitlifitigen EinfluTi auf das wirk- 
liehe Ijeben haben; oder hingerissen Ton der Sacht, 
neu oder geistreich su scheinen, sich , dem Gesetz der 
Yerstindlichheit entgegen, su der Fassnngshreft dee 
Anfangers nicht herabsulassen. HI) Die dogmatisch- 
historische Lehrmethode, ist derblofs dogmatischen, 
noch mehr der blofs historischen, so auch dei blofs 
raisonnirenden, vorzuziehen ; und die Literatur, auch 
die frühere, darf nicht y ernachlässigt werden . I V) C o n- 
troTersen > and Erläuterung dorch merkwürdige 
Staats T4»rfälle bleiben hanptsachlich dem mund- 
lichen Vortrag Torbehalten c)i 

a) Von dem ächten Geist der Philosophie in der Rechtswissen- 
schaft , s. Geist der Jurist. Literatur ron 1796 , S. 101 ff. 

b) Exemplorum magna Tis est in juris publici tarn scieutia quam 
prudentia. 

e) Schriften Ton der l.ehrart <lc6 St. R. , in PÖTTsa'« Lit. II. 376. 
Hx.ÜBS&'s Lit. \. 669. 

m 

S 15. 

J^orsichtregeln* 

Veranstaltet wird der LehrTortrag, entehrt die 
Vnssenschaft, durch Partei- und See tengeist; 
dnrch Vor artheil and Hypothesensneht; durch 
Mi fsb rauch des aligemeinen Staatsrechtes, des Vol- 

Iterrechtes und der fremden Rechte, insonderheit des rö- 
mischen; durch Schwanhen in Festsetzung und An- 
wendung des Rechtes. Dagegen gewinnen beide, durch 
ächtphilosophische und zwechmäsigc historische Bear- 
heitnng; -durch Unbefangenheit und Nüchternheit des 
Urtheils; durch anst&idige, edle Freimüthigkeit«). Wei- 
ses Mifstraacn, mnfs in dem Felde so practisch wichti- 
ger Untersuchungen, mitderFestigheit im Fortschreiten 
immer gepaart seyn, und der Widerstand gegen Anders- 
denkende, darf nie die Gesetze der Humanität yerletzen. 

«) Schriften Ton der Vonieht fan St.B. /'lal^Vma's Iii; II. $75, • 
Lit. f. 668. ^o. 



Google 



t 



II. C APITEL. % 

BILDtmGSGESCHICHTE Vm UTEBATUR DES TEUT« 
SGHEN OITENTLIGHEN BEGHTES. 



A) BilduDgsgeschichte. ^ 

Cultur des allgemeif/en Staats- und f^ölker rechtes» 

Die politiich« Getichiclite der Staaten des Alter* 
tlianis, liefert vielfacheik, aber bis auf die neuere Zeit 
wenig benutzten StaiF für Bildung der Wissenscbalt 
des üiTentlichen Becbtes a). So lang die politische 

Wichtigkeit der Päpste in Europa überAviegeiid war, 
so lang a b e n t h e u e r 1 i c h e Grillen von einem do- 
miniomundi und imperio Cliristianitalis der römischen 
Kaiser , yon einer besondern Heilighcit des römischen 
Reichs, ron einer Verwandlung des teutschen Reichs in 
das römische, practische Ungereimtheiten sur Folge hat- 
ten, so lang man der Hülfe dei: Buehdrucherkunst und der 
allgemeinen wissensdhaftlichen Cultur entbehrte, konnte 
zwechmäsige Bearbeitung des allgemeinen Staats- 
und Völkerrechtes kaum erfolgen. Einige Lichtfun- 
ken für das öffentliche Recht, sprangen aus Reib un- 
gen zwischen der päpstlich euund der weltlichen, 
Macht, mehr noch aus L u ther*s undZwingl i*9 Re- \ 
forma tion ^). Lebhafte Erorteruiigen wider den Mifs- 
brauch der Staatsgewalt , und Macchiayelli*s tref- 
fende Schilderung des Despotismus, wirkten mSchtig. 
Schon hatte Grotins die Sache der Menschheit ver- 
theidigt, als Ho bb es, Gras winkel, Wandalin, 
Houtw.yn und Maslus dawider aufstanden. Aber 
Pufendorf, Sidney, Becmann, Tbomasius, 
Lejser, Montesquieu, Rousseau und Filau* 
gieriy traten muthig dem Yorurtheil in den Weg. 

2 * 
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V 

«) K. D. WStEMm*» Staalir. dei Alterthnmt. Cöln i8so. 8. 
h) Mast. HI^bvsb orat. de intmortalibiis Mait. LuAeri in im* 
. peria meriftit« Hain. 1761. 4> W. VLAmvi (Petersen) lata* 
' ntav dcrStaatalebra,'!. Abtii. 8. i6of. 

• • • 

Fortsetzung, ' 

StaataTOrfille,'. in FVanlireich, Holland, Eng- 
land, Dänemarlt, Rnf^land, Schweden nnd Tentscliland^ 

weckten den Untersüchungsgeist 2U theoretischer und 
practischer Behandlung der wichtigsten Gegenstände, 
Biblische Publi eisten und blofse Empiriker, 
machten wenig Glück mehr. Aber auch die Ratio na« 
listen reranlafsten manche traarige Erfahrung, über 
den Mifsbranck der SpecnlaUon« So fand der 8 7 n k r e« 
tiamna ton nenem Eingang. Friedrich II. nnd Jo- 
seph II., jener durch Schriften, heide durch Regenten- 
handlungen, Terhündigten Wahrheit Tom Thron herab. 
Die Prefs Freiheit ward, als Gemeingut der gebilde- 
ten Menschheit, in mehreren Staaten begünstigt. Empö- 
rungen in Nordamerika und Frankreich, brachten wich- 
tige Wahrheiten so sur Sprache , dafs sie , ehehin Do- 
mäne der Gelehrten, auffallend sichpopularisirten. Eine 
Fluth Ton Lehr- und Handbüchern, TorsügUch der 
Englinder, Teutschen und Fransosen , haben seit Hn^ 
-her, Pnfendorf, Bdhmer und Wolf, das Reich 
der publicistischen Wahrheit zwar nicht sehr zu erwei- 
tern yermocht, aber doch die Grundsätze des allgemei- 
nen Staatsrechtes, in mannigfaltiger Form, sehr in Um- 
lauf gebracht 

a) Sc]ii.ösn*8StaattgeIahnheit, I.81 ff. Mzusn^s Leitfaden cur 
* Geschichte d» Gelchrsamk. Abth. 3, 8. isoo ff. 

18. 

Cultur des teutsehen Reichs* und Territorialstaatsrechtes» 

Auch durch sehr fleifsige und vielfache Bearbei- 
tung des teulsch en Reichs- und Territorial- 
Staatsrechtes, undder Staatsgeschichte, ward 
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der wissenschaftlicheaCultur des heutigen teuticben öf- 
fentlichen Rechtes nicht wenig vorgearbeitet. Die äU 
teste Periode des teutschen Staatsrechtes (bis auf das 
J. Soo lt. €• G.)« Beidmete eiek aiia dareli Barbarei, Na^ 
tioiialfreUiett und Ueidevtlimii «). Wllireiid der tan» 
8end|8]irigeii. Nackt dea Mittelaltera^), kerrtcktea 
Hierarchie, Konig- mid römisches Kaiserthnm, Benefi« 
cial-, Feudal- und Ritterwesen, Mifsb rauch der frem- 
den Rechte, historische Irrthümer. Mit der auflieinien- 
den Cultur des gesellschaftlichen Lebens^ 
mit der Aufhebung des Faustrechtes, mit der 
Yerbesserung der Recktspf lege, brach dieMor-^ 
genr6tke för Ansbildang und gelekrte Bearbeitung dea 
Staatsrechtes an. Seitdem entwickelten sick die Systeme 
der gesellsckaftlicken Ordnung oder des ewigen L a u d- 
friedens, der haiserlichen Wahlcapitulation,' 
der Reichsyersammlung, der Reichskreise, 
der Reichsgerichte, der Xiandeshoheit| der 
kirchlichen Spaltung. 

a) J. C Miuia*« Germaniens UrrerfSusimg (Hamb. 1798. 8.), 
S. i4ff- G. P« H. Nouuumi^s korM Gesch. d. 'ilteni teat^ 
scken NadonalVerf^ung. Hamb. 176s. S. 

l) C D. Bbgk Ober <lie Würdigung des Mittalalters , nndsai> 
nsr allgeni. GasdUebte. Leipa. iSis. 8. 

Fortsetzung. 

Die Errichtung des Reichsh ammergericktes 
(1495) , Tereinigt mit dem , durck die R e f o r m a ti 0 n 
gewecktcfn Forscknngs« und Prufungsgeist, und mit der 
Wied erbelebung^ der kumanistiscken und allgemeinen 
^ Gelekrsarokeit, wirkte sichtbar anf die Bearbeitung des 
teutschen Staatsrechtos. Der westphalische Friede 
(1648), gab dem teutschen Staatsgebäude, in seiner Ge- 
sammtheit. und im Einzelnen, neuen Glanz, neue Festig- 
heit. Secteneifer, F.itellieit, Nenernngs* und Hypothesen- 
Sucht einiger Schriftsteller , rermockten nichts gegen 
Wetteifer, Critik und unbefangenen Wahrkeitsinn yieler 
andern. Die aCademiackeCnltur dea Staatsr^cktes, 
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nach achter Methode , die fleifsige Bearbeitung der 
Hülfmittel, des Staatsrechtes des Mittelalters, der pM« 
losophiseheii und hamanistischen WiMenschaften, die 
fleiiiige Beantsttiig äebter Qaellen, und der teittaclie 
Sammlungsgeietf Terbnndeii mit Scharfsinn nnd Ge- 
acliinaelc , hatten den LehrbegrifiP nnd LeliFTortrag dea 
teutschen Staatsrechtes« au einem solchen Grad von 
Vollkommenheit gebracht, dafs solcher selbst von Aus- 
ländern, insbesondere Ton Franzosen und Engländern, 
Torzugweise geschätzt und gesuciit ward «). 

0) Ki<ÜBKB't Einl. SU e. n. Lehrbegr. 6,Jt, ^Uattr. 11 29. 

S- 20. 

Puhlieis tische Cultur während des rheiräs^hen Bundes, 

In 4em etwas mehr als siebenjährigen Zeitraum des 
rheioi sehen Bandes, machte die Gnltur des frühe- 
ren öffentlichen Rechtes der Teutschen auffallende 

Riichschrirte, und diejenige des gleichzeitigen sehr ge- 
ringe Fortschritte. Zwar M urden für das letzte, beson- 
ders in den ersten Jahren, verschiedene literarische Ver- 
suche gemacht. Aber, bei dein von dem Stifter des 
Bundes Tielfaeh aufgelegten oder reranlafsten Drucke 
bei der Wandelbarkeit der ron ihm und manchen teut- 
schen Staatsregierungen aufgestellten GrundsStze, bei 
der nicht seltenen Wahrnehmung, dafs sogar Bestim- 
mungen der BundesActe theils unerfüllt blieben, theils 
einseitig durch die That selbst aufgehoben wurden, und 
bei den mannigfaltigen Gefahren , womit die Freimü- 
thigheit der Schriftsteller bedroht war, schienen die 
Teutschen den Glauben att ein wirklich geltendes öffent- 
liches Recht,, und mit ihm die Empfänglichkeit für wis- 
senschaftliche Bearbeitung desselben, fast,Ycrloren zu 
haben «). Die Wiedererweckung des einen und der 
andern, ist von der nahen Folgezeit zu wünschen* 

a) Fast liönnte man fogen: «obmutuerunt Jure^onsnltonua ora* 
enla»« Povpomvt, in L. s, D. da orig. jur. 
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Bearbeitung des heutigen Untschen öffentlichen HecJues» 

Nach deb yorhandenen Yorarbeilen, lifst tich mit 
lidchtter Walurscheinliohlieit anothmeii , dafs , bei' der 
F4irtda«er und Fortbildung des teottcben Bundes, das 

bentige teutsche öffentliche Recht, durch angestrengte, 
nicht seltene Bemühung teutscher Staatsrcchlsgelchr- 
ten, durch altademischen I^ehrvortrag, und selbst 
durch Bestimmungen suwohl der Bundesyersammlung, 
als auch der Machthaber und Gesetsgeber in den Bun. 
desstaaten, einen hohen Grad Ton wissensohaftiiohor 
Cnltnr erreichen werde* 

S- 52. 

SildungsmUteL 

Den wichtigsten Einflufs auf zweclimäsige Cultnr 
des teutschen öffentlichen Hechtes, hat man^ neben der 
Cultur der Wissenschaften überhaupt, zu erwarten, 
Ton der heutigen Termehrten Thatigheit der Machtha- 
ber und der Staatsgesetzgebnng, Ton der Publicitat 
und SfTentlichen Meinung , von der frühem, sehr ilets- 
sigen Bearbeitung des atigemeinen Staats- und Volker- 
rechtes , dann des teutsclien Reichs- und Territorial- 
Staatsrcchtes «) , von dem al^ademischen Lehrvortrag, 
und von der literarischen Fruchtbarkeit teutscher 
Schriftsteller. Staats vertrfi ge und Staatsge- 
setze yermebren sich nicht nur, sondern sie gewinnen 
auch iminer mehr an theoretischer nndpractischer'Wiclu 
ti gh eit , an ReicCbaltigkeit und planmSsiger Anordnung 
des Inhaltes. Die Publicitlft der Gegenstände des 5f- 
"fenllichen Rechtos, macht Forlschritte, und wie die 
liraft der Ereignisse Scyn und ISichlseyn der Staaten, 
utid ihre Ausbildung unA^ iderstehlich beslimnit, also 
wirkt mächtig die öffentliche Meinung, das sich 
frei aussprechende moralische Urtheil der Verständigen 
im Volk auf Ausbildung und Anwendung derGrund- 
a£tse des Sffentlichen Rechtes c). 
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«) DcMcn StadifUB nodi immer sv empfeUea ist. Vergl. BkeSn. 

Bund, XL. i3ff. ' 
h) Vergl. ^. 92, 148 II. ftiSb. DeFesprit public Ott de latottte- 

pvimnce de ropinlon ; per M« le Imroii GoiBiBD de KoniiUt« 

Peris i8m». 8. 

9} Beispiele in H&thnli Vebersiehl der diplom. Veiliaadl. dee. 
wiener GoA^r. , 8. 11 « 194 tt. , S17 C 9 944 ff* Vergl« «atea, 
^ 148 m« ~ Vox pöpoli « Tox DeL 

B) Literatur. 

Sibliographie und Biographie, 

Mit der Fortdauer des Bandes« mit den tob Zeit 
Bu Zeit eintretendeiit neneo BestimmQngen und Staets» 
Torföllen , urerden die liteririscben Halfmittel su dta 
tentschen öffentlichen Reclitf immer sahlreiclier nnd 

gehaltvoller werden. Die Bib 1 i o gr a p h i c oder Bu- 
cherliundea), dieses Theils der positiven Rechtswissen- 
schaft, ist vielfach wichtig für das Studium desselben. 
Ebenso, die Biographie (Schriftstellerhunde) der 
Pnblicisten^) ; insbesondere ihr Yaterlalkd^ personlicher 
Charahtert Talent, Religion, Emiehnng, wiesenschaft* 
liehe Bildung, DienstrerhSltnifs, Wohnort, der Scha«- 
plats ihrer praetiachen ThStigheit, und die politischen ' 
Yerhältnisse ihrer Zeit. Nicht zu yernachlässigen ist , 
auch jetzt noch, die Literatur eines grolsen Theils 
des ehemaligen teutschen Reichs - und Territo- 
rialStaatsreclit.es c) selbst des öffentlichen Rech- 
tes zur Zeit des rheinischen Bundes, welches 
alles nicht blofs historisch und theoretisch, sondern oft 
noeh practisch wichtig ist. 

a) Eine eigene T it9ratur des ntmesten Uutschsn Jtfjentlichtn 

Hechtes ^ ist einst zu erwarten, 
fr) "Die jurUHseh-biographischen Werke von JsmctrEv, Jeetn* 

'Waoiuca u. A. (s. Pütteb*» Lit. des t. St. R. I. 20 ff. J. G. 

I1bi.m4ch's auserl. Bibliotb. f. Bechtagel. I. iSff. H. J. C 
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Mnft*s Lehrbacb d. allgem. jurist. Literatur, L.59— i^«) — 
IHe MllgnMimBM Ülographiteh«! Werke, s« B. tod-Niodo», 
Senden a. A., aneli die lsxicographiself§n (JöcMift, 'JL»»* 
um», RoTBunm», Hmncu, Hnaenlre, Bavb, Lji>ToeAT 

v. AO9 und die »thnogratphisehen ^ ehronologisehen VL w. 
in J. G. Meusel*8 Leitfaden der Geschichte der Gelehrsamkeit 
(1799. 8.) 9 S.Ssff«, 8Qff« J« G. Meusel*s Lexicon der Ton 
1750 bis 1800 yerstorbenen teutschen Schriftsteller, Bd. I bia 
XV. (A — Z) Lcipz. 1802 — 1816.8. J. C. ^iIoppk's Lexicon 
der jetet in Teutschl. lebenden jurisr. ScbrifUteller , I. Band 
CA — L). Leipsig 1793. 8. Biographie universelle , ancienne 
et moderne. Paris. T. I — XXVIII. (A — N). 1811 — iSao. 8. 

c) Mabt. Lmvii bibliotbeca realia jnridiea. 1679« 1790. 1737. 
edit.4* 1757. IL Tomi. fol. Zyvei SuppIemMhÄMndehlwBLhtL» 
ben geliefert: A. F. Scnorr, 177$, R. C. Frbr. T.SEVEBnn« 
1789 , u. L. G. H^uuav Fase« 1 — 3. 1817 — 1819. J. St. P^t- 
tkr's Literatur des teutschen Staatsrechtet« Drei Tbeüe. 1776. 
1781. 1783. 8. J. Hlüber's neue Literatur des t. StaaMrecb- 
tcs (als Fortsetzung und Ergänzung der Pütteriscben). 1791.8. 
F. S. Erscu Handb. d. Literatur der Jurisprudenz u. Politik^ 
aeit der Mitte des &8. Jahrb. Leipz. 1812. 8. C. C. A. H. t. 
Kakptz Literatur des Staatsr. des rhein. Bundes; in dessen 
Beytr. z. Stadls- u. Völl^err. Bd.I, (Herl. i8i5. 8.), S. i— 84; 
gröfstentheils auch in d. Rhein. Bund, XX. i6iff> LIV.4o3ff> 
vergL mit XXV. 7 ff. XX VL 187 ff. 

$.24. / 

Classification der Schriften. 

Der puHlidstiscbe Bücherrorratlif Infat sieli auf 
folgende Art ördnen;- 1) literarische Hulfbiittel «) , 

und Geschichte des Staatsrechtes (§. 12, Note g). 
II) Quellen, sowohl Staatsverträge und Staatsgesetze, 
als auch StaatsActen und Ürhunden III) Compen- 
diarisclie Schriften c), ly) Ausführliche Systeme <i) 
oder Handbücher. Y) Erläuterungsschriften CConu 
mentare). über StaatsVerträge und Staafigesetze 
VI) Sjrstematische Werke, über einselne Hanpttkeile 
des öffentlichen Rechtes /)• VII) Monographien g) 
(Dissertationen , Prog)ramnien , Tractate). Till) Ver- 
mischte Samuilun^cn '0- I^) Dednctionen, Gutach» 
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teiif RechUfalle I recktliche Erkernitnitse i)* ^) 
zieograpliisclie W^rbe XI) 6chrifken über die 
Hülf- and yerwandten Wissenschaften 0* 

«) hmKj PdTTia, HifBia, EafOB« lUxpTiSy a. a« O. (obeni 
|. sd.) 

h) Die Protoeolle der t. Bundesversammlung ^ und die RegU» 
rungsBlätter (amtliche Yerbündigungsblitler) u. a« amtliche 
Sammlungen der einielnenteuUchen Staaten. Die Protoeolle 
der t. Bundesversammlung , erscheinen seit 1816 : «) in amt- 
lt>&». nnmittelbar nach jeder Sitsung in der BundesPräsidial- 
Bnchdruckerei Teranstalteten Abdräehen^ mit aufgedruclilem 
Stempel der BnndesGanslei , auf Schreibpapier in Folio» 

nnter folg. Titel : J^rofolco//« d^r deutschen BnndesTcrsamml.t 
nebst den loco dictatorae gedmchten Beilagen , Tom Jahre 
n. s« w. Jeder Jahrgang ist mit einem Register versehen. 
Ein gemeinschaftliches Register Itlr die JahrgSnge 1816 — i8sit 
TOn Anoira HoianAVSKar, erschien anf Kosten der B. V. im 
J. i8aa. Fol. fi) Für das Pufr/ic um liefert dieselbe Dmcherei . 
eine eigene Ausgabe, jedoch ohne die loco dictaturae ge- 
dfncliten Bellagen, unter folg. Titel : ProtokoUe der t. B. V. 
Frankf. 1816 — 18^3 , zwölf Bände in 4. Dieselbe lieferte 
' auch.Ton den bei der B. V. gcdruc1<t eingereichten ^Acten^ 
stuckern'^ eine Saramlnng, in fünf Bänden, von 1817 ~ iSao, 
in 4« ♦ deren Fortsetzung zeither unterblieb. — Eine Ueber- 
sieht des Jnlialtrs der Protoeolle, systematisch geordnet , ist: 
G. V. Mftf.r's Repertorium zu den Verhandlungen dcrt. B. V. 
Franhf. Heft 1 ~ 4. iSio — 182a. 8. 

Allgemeine Quellen Sammlungen fürStaatsrerträge undStaatS- 
gesetze , für Staats Aden iind Urkunden : 

1) Für ilen Zeitraum des teutschen Bundes: Die Ausgaben 
der SchlufsActe des wiener CongresseSt der t. BundesActe, 
u. der wiener SchluCsActe ▼. 1820, s. man 55. Acten des 
wiener Congressos; berausg. y. J. L.Klvbsb. Bd. 1 — VIII. 
Erl. 1015 — 1819. 8. Archiv des wiener Congresses; herausg. 
v.J. Grafen v. Sodei». St. 1 — 3. Nürnb. i8i5. 8. Alleman- 
nia. Bd. I — VII, oder 42 Hefte (München) i8i5 u. 1816. 8. 
Neue Allemannia Bd. I. (München) 1816.8. Die unten bei IS um. a 
^ angef. allgemeine StaatsCorrcsponden/. u. s. w. Der teutsche 

Bund; horausg. v. R. E. Schmid. Hildb. Bd. I. 1816. Bd. II. 
(4. u. 5. Heft) 1817. 8. Teutsche Staalsanzeigen ; herausg. v. 
A. MüLM^R. Leipz. Bd. I. 1816. Bd. II. 1817. 8. Allgemeines 
StaalsverfassungsArchir. "Weimar. Bd. I , II u. III. 1816 w. 
1817. 8. Staatsarchiv des teutschen Bundes; berausg. v.J. 
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li^HiiuB. Bcl.I «.n. (9.ii.6»Heft) Erl. 18161t. 1817. 8. M. C. 
F. M. Oi£TBft^ 4ie Qaellea des aUgemaineB teiilsclira StMtt- 
reehtet , seit i8i3 liit 1896. Le^. Tb. I. 1890. 8. Qvtllai 
dtfcAtl. Reclita der t. Biiiid«Mti«tcii, tob 1800 Ut i8«t. 
Th. I n. II. Carlnr. i8at. & 

3) Pflr dea Zdtrram des rh^inisehtt Bundes: Di« Ausga- 
l>eB der rliein. BuBdeaActe, 1. 3o. Der lÜieiBisclie B«Bd. 
Herausgeg. tob P. A. WraEorr. Ttjuikt 1806 — i8i4« Heft I 
bis LXIXf iB a3^B8BdeB« liebst eiaera Supplemeatfleft« 8» 
Fübrt TOB dem 61. Heft aa, aueb d* Tilel : Allgemeiae Staats- 
Correspoadeas ; beransg. t. P. A. Wmot». Offeab. 181a bis 
1814. Bd. I — m. 8* ia |edem Baad 3 Hefte. Allgemeiae 
StaatsGorrespoadeBsi als Fortsets, der Zeitsebr. der Kb'ebi. 
Baad; beravsg. t. BAma, Bnn u. Sgsott. AscbaflSsab. 1814 
bis 1816. Bd. I — HI. 8. Eia^ fraaaös. üebersetcaag der 
erstea BSade des Bbeln. Buades 9 ersebiea «ater folg. Titel : 
CoUection desactes, r^gleaieas, ordonnances et autres pt^cet 
officielles relatives ä la confederatioa du Bhin. Paris. T. 
I -i— IV . 1808. 8. Collection des lois , actes , ordonnances et 
aatres pieces offacielles relatiTes a la confedcration du Rhin, 
lerc aasM^e, composee de is cabiers. Berlin 1809. 8. Paul 
Obstebbxicbzr's ArcliiT des rbeinischen Buades. Bamb. 1806 — • 
1808, Heft 1 — XII. 4> Ebendefs. Kriegsarcbiv des rbeia« 
Bundes. 1806. 1807. 1808. 4« Ebendefs, Dcnl(würdigkeiten 
der Staatenkunde Teutschlands. (Bamb.) Bd. I u. II. 1808. 8. 
Ebendefs. Denkwürdigkeiten der Staatr*tliunde Teutschl. , be- 
sonders d. rhein. Bundes. (Bamb.) Bd. I. 1809. 8. Archir 
d. Begierung u. Gesetzgeb. d. rhein. Bundesstaaten. Wirr-b. 
1808. 4« Frhrn. v. Hertwich's monatliche Abhandlungen. (Er- 
schien seit 1788 — 1808, monatlich in 3 Foliobogen, gedruckt, 
für Abonnenten.) Actenstücke und Verfassung des Rheinbun- 
des. Leipz. 1806. 8. Rheinische Bundesacte, der prosburger 
Friede, — — nebst einigen andern hierher gehörigen Urkun- 
den. Franz. u. teutsch. Coburg 1807.8. Germanien 5 heraus- 
geg. von A. F. W. Chomk u. C. Javp. Giessen 1807— i8ii. 
Bd. I — IV. 8. Germanien u. Europa ; herausg. v. A. F. W. 
Crohie u. C. Jaot. Bd. I. Criessen 1813. 8. 

3) Neuere Journalistik upd Sammlungen vermischten Inhal- 
tes: z. B. Schlözer's Briefwechsel, seil »772. 10 Bände. 4- 
Aufl. Gött. it8o *f. 8. Ebendefs. Staatsanzeie;en. 18 Bände. 
Ebendas. 1781 — 1794. 8. Europäische Anualen, seit 1795. 
Tübingen 8. Politisches Journal, seit 178t, Hamb. 8. Hi- 
storisch-statistisches Archiv für Südteutschland. Frankf. u. 
JLeipz. I.Band. 1807. 8. Die Zeitca, tob C. D. Voss, seit 

I 
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1806. C. F. Hluunr's StaatMrchiV, Heft 1 —^1, 1796— i8d8. 8. 
NM* Vmt*« StaAtsrelationen , seit i8ö3«.: «4aiaBHRoiK Mi* 
• aarra , seit 1799. Der teutsche Zuschauer. 1802 u. f. Der 
neue teutsche Zuschauer 1804 u. f. (J. G. Pahl\<;) National- 
Chronik d. Teutschen. (Schwäb. Gemünd) i8o3 — 1809. 4« 
Kronos, eine Zeitschrift pol\,t»;^histor. u. liter. Inhalts. Er- 



u. Geschichte. "Weimar seit 1814« (Bis »817, zehn Bände.) 8. 
^ . F. BucHHoi Tz Journal für Teutscbl.^ bist, polit. Inhalt«. BerL 
•eit i8i5. 8. . 

4) Für das ^em9X\%t teutsche Staatsrecht y und grossentheila 
noch jetzt, sind wichtig: 1) Neue Sammlung' der Reicbaab- 
achiede. 1747* 4 Theile. fol. 3) J. J. PACHaxa's y. Eggenstorf 
Sammlung aller Reichsschlüsse (von i663 — 1740). Regensb. 
1740 — «777. 4 Theile. fol. 3) C. F. Gebstlachkr's Corpua 
juris germ. publici etprivati. 1783 — 1789. 4 Theile. 8. 4) Ehen- 
desselben Handb. . der teutschen Reichsgesetze , in systemati- ' 
scher Ordnung. 1786 — 1794» ' • Theile (der eilftc in a Abthei- 
lungen, 1793 u. 1794)« ö. 5) Zu dem Handgebrauch: J. J. 
ScHMAüss Corpus juris publici academicum. 1722. 1727. 1735. 
1745 j auch 1759 u. 1774» besorgt und vermehrt von Gottl. 
Schüäamt; 1794 t vermehrt von Run. Hoshsl. gr. 8. 6) J. C. 
Lünig's t. Reichsarchiv. a4 Bände, i-'io — 1721 fol. 7) Aht, 
Faber's (Cph. Leoith. Ledcht^s) europäische Staatshanzlej. 
ii5 Bände, 1697 — 1760. und 9 Bände Hauptregister, 1761 — 
• *772. 8. Abt. Fa.ber's neue eiirop. Staatscanzley. 3o Bände u, 
a Bände Hauptregister. 1761 — 1772. 8. Ajct. Faber's fortge- 
setzte neue europ. Staate ineley. 25 Bände, 177* — »782, 
nebst Register über die ersten 10 Bände. 8. (Auch unter dem 
Titel: Neue europ. St. C. 3i. —55. Band.) 8) J. A. Bsvaa 
leuUche StaaUlianzley , 39 Theile , 1783 — 1800. & Hann 
folgen: der Jahrgang 1799, in 8 Bänden, 1800 -~ 1801 ; der 
lahrgang 1800, inS Bittden, i8oin.i8oS| der Jahrgang 1801, 
in 3 Binden, 180a— tM. S. 9) Dar ReichsdepMitAtionsRtesf* 
( vom a6. Febr. i8o3), mit biatoriselien, geograpbiacb. u. atatiat* 
Erlänteningen und einer Vergleichungstaftl, Ton A. C. GAa* 
»AU. a Theile. Hamb. i8o3.8» (Von dem Reichadepniations* 
HanptacUuft eracbienen aucb mehrere Ausgaben , obne An* 
merbungen, in ibl., 4*^B., die neneate Ton J. T. CImm«- 
BiR. Franlif. i8i4- gr. 8. Vergl. §. 67 e.) Dasu gehört noch: • 
Protoeoll deranaaerordentlicbenReichadeputation auRegena- 
hurg. Regensb. i8o3. a Binde, und 4 Binde Beilagen. 4* 

^ 5) Für das europäische P''ölkerrecht ; Leibvitz, LÜBIO, DU"^ 

MovTy Romisr. J. J. ScaxAirss corpus juris gentinm aeadaa^ 
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onm (1096 — 1731). T. I. etil. Lips. 1730. 8. F. A. Wncm 
, codex juris gentium ( 1733 — 177a ). X« !• II* •» III. lipt. 1761. 
1786. 1796. 8. G. F. de Mabtsns Becueil dea prinoipaux traS» 

. K^8 ( 1761— iBol). T. I. — VII. a Göttingue 1791 — 1801 (oeiM 
. Aufl. des T. I. et II. ib. 1817); und Ebendess. Supplement 
^ au Becueil etc. T. I — VIII. ibid. 1802—1820.8. Das Sup- 
plem. auch unter dem Titel : Nouvcau Recueil etc.) Abregi 
de rhistoire des trait^s de paix entre les puissances de TEii^ 
rope, depuis la paix de Westphalie. Par Mr. Koch ä Basle« 
IV. Vol. 1796. 1797. 8. Deuxiome edit., entierement refotiduey 
augmentee et continuee ( jusqu^au traite de Paris du 20 nOT« 
i8i5.) par F. Scroell. Paris 1817 et 1818. Vol. I — XV. 8. 
C.D.Voss Geist der inerltwürdigstcn Bündnisse und Friedens- 
schlüsse des achtzehnten Jahrhunderts. Gera, Th. I — V, ' 
1801 u. 1802. Desgl. des neunzehnten Jahrb., Tb. VI a. VII « 
i8o3 u. 1804. 8. 

c) Für das öffentliche Keeht des teut$ek*u Buitdesy und für das 
Staatsrecht der Bundesstaaten überhaupt: 1) F. W. Timumr^a 
Darstell. der Verfassung des t. Bundes. Leq»z. 1818. 8. a) Ii. 
T. Drxsch öfTentl. Becht des t. Bundes und der t. Bandet. , 
Staaten. Tüb. Tb. I. i8ao. Erste Fortsetz, (enthält e. Zusammen- - 
•teil, der -wiener SchlufsActe v. i8ao). 1821. 8. 3) Expos^ 
du droit public d'Allemagne ; par E. H. de S. (ScawiBzaopF) 
Geneve et Paris 1821. 8. 4) K. E. ScBino's Lehrb. des 
gemeinen deutschen Staatsrechts. Jena , f. Abth. i8ai« & 

- 5) J« BcnHAAT's Becbt dei t. Buadei . Stuttg. iQaa. 8. 

Für dat heutig» Staatsrecht eintslner %• Bundetttaaten : 1. 
Scnuijuir«*t Staatir. des Hönigr. Baiem. Th. I «• II. Leips. 
iSso.8. 

Für das öffentliche Recht, während des rheinischen Bundes: 
Job. Ziittsl's Entw. e. Staatsrechtes für d. rhein. Bun l. Mün- 
eben 1807. 159 S. 8. C. S. Zachariä jus publ. ciyitatum quae 
foederi Bbenano adscriptae sünt. Heidelb. 1807. 84 S. 8. W. 
J. BBim*j System. Darstell. d. rbein. Bundes. Wirzb. 1808. 8. 
J. L. Kl«bbb*8 Staatsr. des Bbebibimdes. Tfib. 1808. 8. 

Für das ehemalige teutsche Staatsrecht , aufser den unten 
.Note d angef. Schriften: 1) Jo. Jag. Mascov principia juris 
public!. 1729. 1738. 1744» 1750. 1759. , vermehrt u. interpolirt 
von H. G. Fbancrx , 1769. Wien 1781. 8. 2) Von Jo. Steph. 
Pötteb: Elementa juris publ. 1754. i756. 1760. 1766. Nova 
epitome jur. publ. 1757. Kurzer Begriff des t. Staatsr. 1764. 
1768. Institutiones jur. publ. 1770. 1776. 1782. 1787. 1792. 
180a. (Teutsch Ton C. A.F. Or« T. HosBsniAiiy niit Aamerii. 
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▼on F. W. Gbikm. 1 Bände , 1791— 1793.) Tabulae juria pubL 
•ynopticae. 1773. 1787. 3)Jo. Uemi. Christ, de Sxlcbow elem. 
juris publ. germ. T. I. 1769. 1782. T. II. i-'72. 1794. 4) Jo* 
Lud. KLt^BEB's Einleit. zu einem neuen Lebrbegriff des t. 
Staatsr. ErL i8o3.8. 5) Just. Cpu. Leist Lehrb. «lest. Staatsr. 
Gött. i8o3. 2. Aufl. i8o5. 8. 6) Nie. Thad. Gömreb's t. Staatsr. 
Landsb. 1804. 8. 7) Tb. Schmalz Handb. des t. Staatsr. Halle 
iHo5. 8. 8) Ai«Dn. Jos. Schkavbebt's Lebrb. d. t. Staatsr. Bd. I. 
Jena 1806. 8- 9) Abrege cbronologique de Thlstoire et du 
droit public d'Allemagne, par Mr. (Chb. Frkd.) Pfkffel (de 
Kriegelstein ). a Paris 1754« ä Mannb. 1758. ä Paria 1760. 1766. 
Tenn. u. Terb. ebenda«. 1772. 2 Bde. in 4* u. 8. 

Für daa ehewalioe tcutscbe TerritorialStaatsrecht insbe* 
aonder«'! 1) verschiedene Werlte Ton J. J. Moseb (s. unten 
Note d). 1) A. J. Schnaubirt's Anfangsgr. des Staatsr. der 
gesamiuten Rcichslande. Jena 1787. 8. 3) J. IV. t. Rothes 
Staatsr. deutscher llcichslandc. Mainz. Th. I u. II. 1788 u. 
1792. 8. 4) 1 ür das Staatsrecht geistlicher Wahlstaaten: 
a> ( WiLiB. IIelo's) Reicbsprälatisches Staatsr. a Tble. Kemp- 
ten u. 1785. 8. b) Jos. V. Saktobi's gcistl. u. welll. 
Staatsr. d. t. Itathol. geistj. Erz-, Hoch- u. Ritterstifler. 2 Bde. 
in 4 Abtheil. Nürnb. 1788 — »791- 8. 5) Für das Staats- 
recht einzelner t. Staaten, z. B. a) Oestreich, von Scurött£b 
ti. Bech^ b) Kursachsen, TOn Römib u. Rössig ; c) W^irtem- 
bcrg, von BüEKF.R ; d) Zweibrücken, vouIUchmams-; e) Meck- 
lenburg, von Uagemeistf.b ; f) von Kurmainz, Kurtricr u. 
mehrere andere, von J. J. Moseb; g) Reichsritterschaft, voa 
Kehmebu. Klübeb. M<in s. Pl rrEB^a Lit. III. 385. Klübeb's neue 
Lit. ^. 679. 936 — 971 u. 104« ff. 

d) Für das heutigt teutsche öffentliche Recht ^ sind einst aus- 
führliche Systeme zu erwarten. Für das vormalige teutsche 
St. R. siud die nichtigsten : i) J. F. Pfeffiroeri Vitriarius 
iliustratus. Friburg. 1691. 8. edit. II. auct. Gothä . T. I. et II. 
1698 et 1699. 4* edit. III. auct. ibid. T. I. sine anno (171^.) 

, Tom. II. sine anno (1718) T. III. sine anno (1725). T. IV. 
, X730. Auch mit der Jahrzahl 1731. 4- cdit. rV". ibid. T. 1. — IV. 
1739. 4' «dit. V. T. I. — IV. Francof. 1754. 4« (H»eau gehört, 
als Register, C. G. Riccii Repertorium. Gothae ( 1740« 4« «d. 
II. Francof. 1776. 4» Auch bei der frankfurter Ausgabe des 
Vitriar. illustr. von 1754.) a) J. J. Moskb 's a) teutsches Staatsr. 
6oTheile, 1737 — 1753.4. Zusätze, 2 Theile. Register, 1754. 
b) Neues Staatsrecht, unter 22 verschiedenen Titeln, in ÜBlt 
eben so viel Quartbändrn, zusammen ungefähr i3o Alphabete* 
1766 — 1775. £ia Baad Rtfister; 1775. Zuaäue , ^3 Binde, 
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- 1761 , 178s , 1763. 4. (P«TTjtft*i Idt. L 417 ff.) 3) J. G. MAJipi^f 
teuucbet geiil). Staaltr. % Theile. 1778. :*WeUUe]iti Steatir. 
3 Tbeile, 1775 u. 1776. 8. 4) B. FÖlsch ) Erklärung des 

* I« Staatsr., nach Pütter's liurzem Begriff «nd den Vöries, auf 
der wiener hohen Schule. Wien 1793. 8. 5) C. F/H£jx»» 
uv*t Handbuch des t. Staatsr. , nach dem System des Herrn 
O. J. R. PÖTOb's. Berlin. B<1. I u. II. i^g.^]. Bd. III. 1797. 8. 
6) J* 8t* Ptfran-a historische Entwickelung der htutigcn 
Staatsyerfassiing des t. Reichs« 3 Theile. GöU. 1786. ZweiU 
Aufl. 1788. IXritte 1798. gr. 8. 

•) Die KU dem ehemaligen teutschen Staatsrecht gehörigeOf 

in Hlübxe's Lehrbegriff d. t. St.B. V ^9 Noteb, n. a, nn^ 

\ 17, Note g. 

Zu Erläuterung der rheinischen BuntlesActe: G. H. t. 
Btmo''8 Abhandlungen zur Erläutorong der rhein. BundeaActa« 

Hannov. Th. I. 1801. 8. 

Zu Erläuterung der teutschen BuudesActe: J,- L. HL€BCR*a 
Übersicht der diplomat, Verhandlungen des wiener Congres- 
«cs überhaupt , und insonderli. über wichtige Angelegenheiten 
des t. Bundes. Abth. I — III. Frankf. 1816. 8. Ebende/sm 
StaatsArchiy des t. Bundes, Reit I, S. 39 ff.. Heit U, 8. 

f) Fehlen bis jetzt noch. 

g) Schriften dieser Art,., werden unten au den gehörigen Orten 

• angeführt. 

h) J. N. F. Braufr's Beiträge zu einem allgemeinen Sto aisrecht 
der rheinischen Bundesstaaten, in 5o Sätzen. Carlsruhe 1807. 
8. Das Staatsrecht der rhein. Bundesstaaten, und das rhein. 
Bundesrecht, erläutert in e. Reihe v. Abhandlungen, von K. 
S. Zacharia. Heidelb. 1810. 8. 

i) Von ällcni Werken gehören hieher: J. C. Lünig's bibliotheca 
deduelionum, verm. von G. A. Jekichk:*. 1745. 8. (C. S. t. 
HolzschüiiI'R's ) DeductionsBibliolhek ron Teutschland. 
Th. I. 1778. II. 1779. III. »78»- IV. 1783. 8. (Der 3. u. 4. 
Theil von J. G. SuBEimxES.) 

k) G. F. HswBi.*a allgem. earop. StaAtarecbtsLexicoii. 1751 — 
1735. 9 Binde in 4* Repertorlum reale pragmat. furis pubL 
et feud. , mit Biniia*t Vorrede. > Jena 1751. 4* umgearbeitet 
und Termebrt unter folgendem Titel: Repertoriiim dea t. 

• Sta»ta- u. Lehnreehtea, von H. 6. ScnnnBnsxrTEL. Leips. 
Th. f. (A — E) 1783. n. (P— K) 1783. — vonC. F. msia- 
M, ni.(L — O) 1793. IV. (P— R) 1795. ijr. 4. 

/) Vergl. oben 1. 13 f. 
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* 

III. CAPITEL. 

AUFLÖSUNG DER TEUTSGHEN BEICHSVERBITOIJNG. 

STIFTUNG DES KHEmiSCHEN UND DES TEÜTSCHER 

BLi\D£S. 



S- 25. 

SutatsreelUliche Stärke und poUtisehe Schwäche der j 
Untschen Reichsverhindun g. 

Zu. eiaem hohen Grad Ton Bestimmtheit und Voll* 
•landigheit, war das staatsrechtliche System 
der teatschen Reiehsrerbindimg ausgebildet «i)* Aber 
aafiallend schwach, zum Theil sich selbst widerspre. 
chend, war der politische Charakter des teut- 
schcn Reichs geworden, in dem innern und äus- 
sern Staatsverhältnifs, auch in den Territorien. Bei 
innerer Schwäche, bei der nicht seltenen üeberhe-, 
bang mächtiger Beherrscher teutscher ParticulärStaa- 
ten über die Gesetze, bei dein AUianzSystem , wel- 
chem Tiele Landesherren in der nenern Zeit den Yoiw 
sng gab^n Tor dem rerfassnngsmSsigen dchuts der 
Beichsverhindung c) , bei der mindern Wirksamkeit 
des Reichs im Ganzen für hriegerische Yerhiltnisse , 
war ungeforderter Einf'lufs von Aussen nicht 
schwer, oft unvermeidlich. Entscheidend sogar für 
die Fortdauer der Reichsverbindung, konnte solcher 
wirken, sobald die beiden teatschen Hauptmächte ihm 
sn widerstehen yerschmlhten , oder nicht yermochten* 

«) I7ath. Schlicrtegboll dist* couspectns vicittiludinum tpM» 

Germaniae constitutio ppHtiea experU est, ab ^tiquits. inde. 

temporibus usque ad liodiemum diem. MonadiU 1817. 4* ' 
h) Schilderung desselben in iUllBn^s Euil. . an e. n. L«hrbegr« 

des t. Staatsr. %, 76 ff. Scliildenmgen: m der Note des frans.« 

GescbSitträgers and. alldem. Reichsversammluiig , v. 1. Aug. 

1806; in d. £Wrop. Amuden^ 1806. IX. 3391 m d.£nUagimgs- 
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UrkuncLe der vlieüi. Bundesgenossen , bei d. HcichfiFenamml, 
übergeben am i. August 1806, 776; in d. Schreiben det 
KurFrzkauzIers an die Ileicbsyeraaminl. « t« a8, Mai 1806« 

in ([, Polit. Journal^ 1S06 , S. 593. 
• •) Eigenen M^illen verliert die Sehvväche , im Bunde mit der 
Macht. — (Ueberdie neuere Politik d. teutscliea üöCe« 
(.Faui,'!} ISaUonalChronick d, TeukscbeA, 180$, St. 3t 

§. 20. 

Sciiwächeiide Einwirkungeti von Innen und von Bussen» 
Erschüttert in seiner Grundfeste, ward das 
teutsche Beich , 4urch den ihm anfgedrangeneii Krieg 
mit Frankreich «) (da. Mars 179S ^ 9. Febr. 1801)1 
durch TrennungaPolitih , insbesondere durch Separat* 
Friedensschlüsse und Neutralttfit teutscher Fürsten ^) 
(seit dem 5. April 1795^): durch Streben Einzelner 
nach Vergrösserung mit leiitschen Landesbezirhcn t^) j * 
durch Abreissung der teutschen Staaten auf der lin« 
ben Rbeinseite^ in Folge des lüneviller Friedens (9* 
Febr. 1801, unten §. 67); durch in demselben Frie« 
\ den festgesetste , last allgemeine Secülarisation der 
geistlichen ParticulXrStaateUy und ein weit greifende« 
.EntschadigungsSystem , beides- angenommen und aus« 
geführt in dem, ron Kaiser und Reich genehmigten, 
Reichsdeputationsllauptschlurs vom 25. Februar i8o3, 
welcher unter dem maasgebenden Eintiufs Frankreichs 
und Rufslandsi als yemittelnd^r Machte 9 errichtet 
ward d), 

«) M. J. ScisDUDT*! Geschichte der Teutschen, fortgei, r, 7* Mo,» 

BiLLSi, Bd. XXI. (Y807. 8.), S. Soo. 
h) Ili.1faia*s Staatnr. des Bhelabundes, ^08, Note h, ' * ' 

c) Eorop. Anaalen , 1806 , IX. «44, Note Yergl. des grofssn 
Kurf. Friedrich WiUtebns SrUüinmg, in d. poUi. Jourpal, i8o6. 
8. 6e8* 

d) KLtBia'sUehersichtder diplom. Yerhandlt das wiener Confpp. 
a* 398ff« Yergl. unten V 

Napoleon*s vorbereitend« 2i«rstÖrungsversvche, 
^ur scheinbar war die neu0 und vermehrte Stärhe« 
welche demteutsehen Reicb| nach NupoUou*« Y^r« 
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Sicherung , dnrcb clen BeicbsclepntalionsHaiiptschlurs 
tollte zuTheil geworden »eyn. Der Eroberer erneu- 
erte und vervieK*älligte seine vorbereitenden Zerstu- 
rungsrersoclie. Rufslands Demühnngf ihnen, durch 
ein Ton den nord-earopäi«chen und nord-teutscben 
Staaten mit ihm su.tchltetiendes fortwährendes Bfind- 
nifs, Einhalt sn thnn , waren fruchtlos. Napoleon 
hemacbtigte sich der hannurerischen Staaten (Jul. 
i8o3). Er versicherte sich, durch Allianz Vertrage, 
der Streitl;rftfte Baierns, Wirtembergs und Badens c). 
Er hatte, nach einem neuen Krieg mit Oestreich, in 
welchem er das preufsiache neutrale Gebiet in Fran^ 
hen durch unhewilligten TrnppenDurchmarsch rer- 
letste, durch den preabnrger Frieden (36. Dec. i8o5) 
Oettreichs Macht ahermal bedeutend geaehwicht, 
Baieni vergroasert, rnid nicht nur den fiurfuraten 
von Baiern und Wirtemberg die RSnlgawürde , son- 
dern auch ihnen und dem Kurfürsten von Baden eine 
i'clative Souverainetät verschail't. 

«) Im Fobr. i8i»3. Europ. Annalen , i8o3, II. 1 p f. 

b) Russischer (noch ungodruclttcr ) tntwiirf eines Hundes der 
genannten Staaten, dessen Häupter und Protectorcn Rufsland 
und Preufsen sejn sollt: n, vorgelegt zAiHerlinim Ilerhst i8o3. 

c) Sept. — 1)00. i8o5. Klübeä's Slaalsr. des Rheinbundes, i34> 
Note b ; ^. i35, Note c. 

d) (K. F. A. P. V. Dalwigb'ä) Publicist. Erörtonmg der in d. 
prcsb. Fr. begründeten Souverainetät der Uäusor Hairrn, ^Vir- 
temberg u. Baden. Hadamar \So6. 8. Rhein. Bund, I\ . 68 ff. 
Zufällige Gedanlien — — ob iliirch die rlieiii. BundesActe 
den neuen Souverainen eine gröfsere Gewalt beigelegt worden 
sey, als sie vorhin gehabt haben? (Ohne Druckort) 1807. 
8.) S. 19. 

Fortsetzung* ^ 

Napoleon hatte Preufsen geuo^hi -t , gegen Ah-" 
tretung Ansbachs, Neufchatels, und des clevischen 
Landeabezirhs auf, der rechten Rheinseite, das Kur« 
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fürstenUmm HannoTer Ton ihm ansunehmen «)• Er 
Balte, ohne Widersprach ron tentscher Seite, das 
äersogthnm Berg und die Reste tles Hersogthums 
Cleye auf der rechten BheinseitCt sogar mit roller 

SouTcrainetat ^) , an seinen von ihm zum Herzog ron 
Berg und Cleve ernanuten Schwager, den Prinzen 
und GrofsAdmiral Ton FranlAreich, Joachim Murat, 
abgetreten. £r hatte zu München (März 1806) Unter- 
handlungen mit Baiern, Wirteniberg und Baden ein- 
geleitet, um diese Staaten, mit gleichzeitiger Unter- 
Ordnung aller henachbarten mindermichtigen Landes- 
herren und Beichsanmittelharen, sonach fast das ganae 
südliche Teutschland, Ton Oestreichs politischem, 
und Ton des Kaisers und Reichs staatsrechtlichem Ein- 
flufs möglichst frei zu machen <•). Er hatte wichtige 
MilitärPuncte auf der rechten Rheinseite sich zuge- 
eignet, das Fort und Städtchen Kehl, Cassel (bei 
Mainz), Kostheim, die ganze St. Peterslnsel, und den 
militärischen Theil der Festung Wesel d), . £r hatte 
•einen Oheim, den Cardinal Fesch, sum Coadjntor und 
BegierungsNachfolger des ^urErnhannlers und eirsten 
'. teutschenBeichsstandes ernannt «). Auch hatte Schwe- 
den, als Herzog von Vorpommern, von der teutschen 
Reichstagsversammlung sich abgesondert /). So — . 
war das teutsche Reich, durch die That schon, sei- 
ner Auflösung nahe gebracht g), 

t 

a) Tractate mit Preussen, au Paris am i5. Febr. 1806, u. vorher 
au Wien am i5. Dec. i8o5. Polit. Journal, 1806, S. saÖiT., 
s8s, 189, 3*9, 340,' 34a, 383 , 437 t 6o9u. 943. 

h) «Arec la phtM sourerainete». Hapoleon^s Decret, datirt 
Paris den i5; Wbm 1806. Napeleon hatte kurs Torber den 
clemchan Lsndasheairk TOn Preussen , den Theil des Her- 
sogtliunis Cleve auf der rediten Bhainsalte, von Baiem sieb 
abtraten lassen« 

e) Des l\rans. Gesandten Otto (noch ungadrucktet) Frojat de 
Convention ete. , dstlrt Hlinchcn den 19. Mira 1806(1 Vergl. 
IU.taft*sUehe!rsieht der diplomat. Veihandl. d. wiener Congr., 
S. ISO, Note. 

d) KLUan^s Staatsr. d. Rheinhundes , %, 61. 

3* 
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*) Der KurErxlianz-ler meldete (28. Mai 1806) der Reichsver- 
saiiitnhiiig , Er lialjc sich tlcii Cardinal von dem Papst zum 
Coadjutor u. ISacliloIger erbeten. Polit. Journal, 1Ö06, S.;59a« 
K. 1 raiiÄ II. Gegen' rklarunj; , ebcndas. S. 762. 
y") Note des sch^^ed. (^ouiilialGesandten t. l3. Jan. i8«>6, in 
d. Polit. Journal, i8<j6 , Jan., S. 106. Mildernde Erklärung 
in e. Circular des Schwed. CabisetSecretärs , y. 5. Jul. i8v)6, 
ebendas. Jul., S. 176, u. in einer Red« dea Königs am 7. Aug. ^ 
1806 , ebendas. S. 818. 

g) I\apoleon*8 Torbereilende Erlilärung , wenn nicbt aebon wa 
Stiftung dea rbein. Bvndea , docb su naber Umwandlung dea 
teutacbenReicba; in einem« bald nacb dem prcsbnrger Frie- 
den erlaaaenen Schreiben an den pariser Senat, anaMfincben 
datirt t. it. Jan. 18069 in den Enrop. Annalen, 1806, IX. 
««3l Polit. Joomal 1806« S. 176. Der rbemiacbe Bond« 'ei^ 
Uirle er binterber, aej nnr eine natttrUcbe Folge und die 
aotbwendige-yerTollständigung dea preab. Friedens; Er wolle 
nnr recbUicb fortaetsen , waa factiscb acbon seit mebr|reii 
Jahrhunderten existirt habe. Ma% a. aeine ErUär. an die t. 
ReicbsTeraaninil. v. 1. Aug. 1806. u.s. Schreiben an df. Fürsten 
Primas T. 11. Sept. 1806; in d. Europäischen Annalen, 1806, 
IX. 2a3 u. 34^* l'ol't. Journal ii]oO , S. 333. Rhein. Bund, 
II. 240» Verglichen mit der franz. Erklärung v. 2-2. Febr. 
i8o3, in d. Europ. Annalen, i8i3, II. 14*5 f. Auch ward das 
teutsche Reich schon in dem presburger Fr. , Art. 7, «Con- 
federation germanique» genannt. 

S. 29. 

0 

Napoleons Uehemmcht und ^ttschlnfs zu gänzliclter 
f^erniehtuug der ieutschen ReichsverbinduHg» 

Mächtig hatte schon seit 1793 Frankrcich,- 
mäcbtiger noch 27 f.) seit 1799, insbesondere N«* 
' poleon, auf das Schicksfil des teutscheii Heicbs ge* 
wirbt. Nicbt nur beberrscbte dieser jetzt nnmittelbar 
Franlireich und das Königreich Italien, sondern er 
hatte auch, seit dem presburger Frieden, zwei sei- 
ner Bruder onf Königsthrone gesetzt, in Neapel 
und in dem, durch ihn aus der batavischen Republik 
in ein Königreich verwandelten, Holland^); über- 
diefs hatte er sicl^ einer bedeutenden föderativen 
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• 

Macht reraichert; — Auch hielten, selbst nach dem 
presbnrger frieden, zahlreiche franzSsische Heere 
einen groCsen Theil des slKdiichen und n5rdliehen 
Tentschlandes, sogar die ostreichische Grenzfestung 
Braunau, besetzt, und ein AUianzVertraj; bielt Preus- 
sen mit FranUreich vereinigt (). Mehrere tcutscbe 
Fürsten, überzeugt, dafs Kaiser und Reich vor Frank- 
reichs Macht sie nicht schützen Itonne , s endeten sich, 
einzeln, am ihre Existenz, und vielleicht Vergrofse» 
rung, an Napoleon — In solcher Lage, hatte dieser Kai- 
ser der Franzosen (gegen die Mitte des Jahres 1806) 
erwogen, dafs eine plö'tzHche Trennung des 
tetitschcn Reiclis, und die Verwandlung seiner 
meisten Partie ulärStaatcn in f «a n /, ö s i s c h e Schutz- 
staaten, üestreiebs und Preufsens Matlit bedeutend 
schwächen, die seinige beträchtlich mehren werde; 
auch werde, hei der so eben yernomihenen beharrli- * 
eben Weigerung Rufslands, abgesondert Ton dem mit 
ihm allürten England, Frieden mit Franhreich suschlieS* 
aen hei der wahrgenommenen Unentschlossenheit 
Oestrefehs, die teutsche Rcichshrone an Franhreich 
m Güte abzutreten, die Vertlieidiguiij^ neuer, und zwar 
völlig entscheidender, Schiitte in Teutschland, ihm 
nicht schwerer, eher leichter , fallen, als die Behaup- 
tung dessen, was in Neapel, in Holland, und anderswo 
▼on ihm schon geschehen war. In dieser Lage der Dinge, 
erwachte und reifte zugleich, ohne Unterhandlung, in 
dem Geist Napoleon*s, mitten unter riesenhaften Ent- 
würfen im raschesten Wechsel der Begebenheiten , die 
Idee von gänzlicher Vernichtung der teutschcn 
Reichsverbindiing, und von S ti f t u n g des rheinischen 
Bundes, unter seinem Schutz als Mittel zu Er- 
werbung der von ihm heabsidhtiglen Alleinherrschaft. 

a) Napoleon's Decret , Paris 3o. Man i8o6. Folit. Jornmal^ 
1806, S.38o. 289. 633.. 

h) Tractat su Paris, v. a4. Mai 1806. Polit. Jountal, 1806, 

a. &48- 575. ' 

€) Provisor. €2oavestion au Wien, i5. Dec. 1806« TraeUt su 
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Farit, i5. Febr. iM. Polit. Joumal, 1806, S. saS« 139« 
883 «• 943. 

■ 

4) Der nuiltcbe Staatartlli Ovim war am 6. Jul. 1806 (naeb 
am 9. Jol.) Itt Paria angebomme», und bi^te anfaaga 
fegen emen SeparatAriedea sieb erblSrt. Nachher tcblofs er 
docb eiftensoldieA, am so. Jol. 1806, dem. aber Alexander 
die Ratification Tertagte. PoUt. Journal, 1806, 8. 870, 9341 
9-18, 939, 941 u. 976. 

r) Staatsgetcbicbte Europa's toii d. presburgcr Fr. bia sum Fr. 
Ton Tilsit (TOb. 1809. . la.) , S. 67 ff. L. G. BmdowIi Cbronik 
dea Jabrt 1806*' Leipe. 1809. 8. Scminr^a Geicb. d*Teiittcben 
a. a. O. Hie. Voer, die tentaebe Nation und ibre Scbicbiale. 
Flraabf. 1810. 4* Heicb v. der rbein« Bund, e. Parti* 

lele ▼. W. J. Bm, in d. Rbein. Bund, XVIII. 418. 99. 
Vergl. ebemlaa. XL 189. XXI. 36t. XXIL 3. Europa aaeb 
de« Fr. TonP^eaburg; ia d.. Journal f. Geiebiebte, Statiatib 
n. Qtaetawlaaenacb., 8t. III. ( Mfintter 1806. 8.) 8.61 ff. Veber 
• die ünterjoebong Tenttcblanda; ebenda«. Su II. 8. 148 — 167. 
lieber die politisebeStell.ttng derenrop«8taAtenbvr8 ror^ uad 
l^eieb aaeb dem F^. t. Pireabarg ' ( i8d6. 8.) 8. 86 «• 116. / 

S. 30. . 

Stiftung des rheinischen Bundes* 

So empfieng das tausendjährige Reich der Teut- 
ftchen, in der rheinischen ßiindesActe «), seia 
Verni chtungaur thefl auaNapoleona Hand. Ver- 
liundigt ward tolohatt soerst Abgeordneten der an 
BaadesgeBOiaeii «mfiiBteii teiitaclieii ReiebtaUiBde, sa 
Pama am la. Jal..i8o6f in dem Namen dea eigenmielitig 
handelnden Protectort, Ton eeinem Mtniater der aas- 
wartigen Angelegenheiten, dann der tcutschen Reicba- 
yersammlung, am i.Aug. i8o6, in dem Namen des Pro- 
tectors ^) und der Bandesgenossen 0. Ohne Weige- 
rung und unrerw^ilt folgte , Ton dem letzten Kaiser 
der Teutschen, Franz II. 9 dem.Tter und funfsigsten 
•eit Carl dem Grofaen, dem swansigtten an« dem habe- 
bnrgerStamm, dieNiederlegnng der reiehsober. 
baaptltelien WQrde und der damit Terbandenen 
Kaiäerbrone <0* Die Einweisang der Bandeti- 
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fSirtten in ihre.netien SUftten« gesekah, unter liettimsi. 
ten Bedingungen« durch' fransosische Commiasarien, 
mit Besiehung auf die Slipttlationen derBundeaActe «)• 

u) Eingang t. Art. i, s, 3 u. ii. Geschlosten ward die Bun* 
desActe zu Paris, ijs. Jul. 1806, ratlficirt von dem Pro tector 
XU St. Cloud, 19. Jul., Ton den Bundesfursten eu München» 
s6. Jul. 1801, unti unyerweilt Tollxogen ; Alles untei' dem 
Schwert Napoleon's. Vergl. BundesActe , Art, 4o» — 
drücke der ßtindesActc ; hinter KLi;Bi-R*s Staatsr. des Rhein- 
bundes; in W'iäkopf's rhein. Bund , I. 9. u. ßerichtigungen 
ebendas. IV". V. '602; in v. Martfm's rf'cuoil , Supplem. 
IV. 3i3. Die rheinische ConföderationsActe , nebst Urkun- 
den u. ActenstücKen , riuch allen noch geltenden Gesetzen. 
Herausgegeben von P. A. Wihkopp. Fraukt". 18 oü. 8. — Luc- 
cuEsi^rs hislor. Entwickelung der Ursachen und Wnrkungen 
des Rheinbundes. Aus dem Italism. (iTheile) von B. J. F. 
T. Halex. Leipz. Th.I. Ursachendes Rheiub. Leipzig 1821. 8« 

fc) Europ. Annalen, 1806, IX. 139. Pollt. Journal, 1806, Aug., 
S. 776. — Dennoch fragt man nach der Befugni/s der Bun- 
desfürsten, ihre Verbindung mit dem teutschen Reich aufzu- 
kündigen. Vergl. WiKS-i^'D iu dem Rhein. Bund , LIII. 287 f. 

•) Ebendas. 248, und die historische Anmerkung daseibat 9 in 
der Note **. Polit. Journal , 1806 , Aug. , S. 85o. 

J) AbdleatlontUrkonde , datirt "Wien 6. Ang. 1806 ; in den 
Enmp. Annalen, fX. 249, n. Polit. Journal, 1806,* 8. 859.*. 
Hltgetheüt ward tle den reicbsaländisehen Getandten an 
Begensburg, dnrck den Bstreicliisehen Geaandten daselbat^ 
am 11. Aug. 1806. Schon 1804« ii* Aug., halte IVans IL 
den Titel Erhkaiser Ton Oeatreicb angenommen. 

#) Bhein. Bund, JL ai6. a6a. 270. XV. 458fr. Die £tnioM- 
sftngs-' oder Dehtrgaheurkundtn aetsen auadrfieUich die Btf- 
Mugungea fett , unter welchen die Einwebung erfolgte. 

S- 31. 

Fortsetzung. 

Durch Eugenötbigte Absonderung von der teut- 
schen Reichsyerbindung, Tersebafften sich die Bundes- 
füraten poHtiaohe Selbatatindigkeit« unter dem 
Gel^ Mapeleoii*t. Dieaer erhiarle einen Theil der bis» 
Kerigen teutachaa TerritorialBegentei» für aouTe* 
raio, einen andern filr nnterVorfefli derOberbo- 



Digilized by Google 



% 

40 Eanl. UL Cap. Auflös, t. Reichsverbind. 

Leit einzelner Bundesfürsten a). So entstand^ mit Auf- 
loftun^ der teutschen ReichaTerbindung , doch nur für 
die meUteA »oaTeraü^ gewordeoeii. teataehen Für» 
•ten« der rheinische tfraBSosisch-rheimache, ger« 
manische) Bnnd; einseitig und eigenmächtig gebilde 
.in dem französischen Cabinet, nnd in d^m Augenblick 
der Mittheilung zu Paris unhcclingt angenommen, von 
dort anwesenden Gesandten der zu Bundesgenossen von 
dem Protector berufenen teutschen Fürsten, üebcr 
dieses Alles ward eine Urkunde errichtet, Bundea 
Acte genannt^ ihrem Wesen naCh einem militärischen 
Tagbefehl ähnlich, der Form nach ein Vertrag,, nwi» 
sehen dem Kaiser Ton Frankreich auf der einen, den 
Bnndesfttrsten anf der andern Seite , dann auch swi« 
sehen den Bundesfürsten unter sieb. Anerkannt 
■ward der Bund, selbst in Anschinij^ der lulnftig noch 
hinzutretenden Sonveraine, von Ru fsl and und Preus- 
sen, in den Friedensschlüssen zu Tilsit irom 7. und 
9. JuL 1807 dy Garantirt ward die Integrität der 
rheinischen Bundesstaaten Ton Rufsland^ in demseU 
ben Friedensschlnfs 0* 

Ii) üntenvcrfiino tcutscher reichsständisclicf Terrltorialhcrrcn 
unter Bundesfürsten, jener als Standesherren. Man s. 23o u. ff. 

Ii) Das Vcrzeichnifs unten, %, 4' — Ein Theil der teutsclicn 
Staaten \viirde in den Bund nicbl aufgenommen, und auch 
Bunilcsfürstcn niclit unterworfen. Ihnen ward daher hundeS" , 
freie Souveralnetät zu Theil. 

it) Napoleon sagte zu Paris, in der Rede bei Eröffnung de* 
Corps legislatif, am 16. Aug. 1807: «La Franee est unie aux 
peupics de rAllcmagnc par les lols de la confederation du 
Rhin«* Vcrgl. Der rheinische Bund, oder des Löwen Ge- 
sellschaft. Teutschland 1814 • 8* • , 
. d) Russischer I'r. Art. i5. Preussischer Fr« Art. 4* - 

«) Art» s5» — Peylodinmg der EntstehungsCesehichte de; 
Bundes. ^ Yergi. Bhehi. Bund , XV. 458. VfL. 454. . 

- 'I 

Mrweiteruiig und P^erminderwig des rheinischen Sundes» 
i) Die rheii^ische Conf ödcf ation , ur^priinf^ch , 
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lont der Biiitdet Acte, nnr für SüdTentseliland gestiftet, 
erireiterte sich, innerhalb zweier Jabre, bis an die 

Küsten der Ost- und Nordsee. Vom Dec. 1806 bis in 
den Oct. 1Ö08, wurden zu den sechzehn ursprüng- 
lichen rheinischen BundesSouverainen , noch drei und 
2wanaig andere teutsche Könige und Fürsten, einsei- 
tig Ton dem Protector, in den Bund aufgenommen«)* 
H) Mit derselben Einseitigkeit und Wilihübr, womit 
Bnonaparte den Bnnd gestiftet nnd erweitert batte,' 
entsog er demselben wieder, im Jan. 1808, Kebl, 
Cassel bei Mainz, nnd Wesel dann im Dec. 1810, 
das Heizopjthum Oldenburg, das Fürstenthum Salm. 
Salm und SalmKyrburg, und die Besitzungen des Her- 
zogs von Arenberg, indem er diese Länder , so wie 
Terschiedenc Bczirhe des Königreichs Westpbalen und 
des Grofsberzogtbums Berg, ibren Regenten entrifs 
und, nebst Aen drei Hansestädten, mit Frankreich, 
ttnter dem Namen des Lippe- und der hanseatischen 
Departemente , vereinigte c) ; nur mit Ausnahme der 
lierzoglich-arcnbergischen Grafschaft Rechlinghausen, 
welche mit dem Grofeberzogthum Berg yereinigt ward. 

«) iKi.«BSB*s Slaatsr. Rbemb. f. 33, Note b, u. 77 ff. Bbei» 

Bund, XVII. 3so. XVm. 473. XXU. i58. XXVm.a5i. 
h) lie MABTBif 8 recueil, Snpplcm. V. 32i. Vergl. 85. 

c) Pariscir Seualus - Consiillo organiquc du i3. dec. 1810, hei 
Mabten's 1 . c. V. 3/f6. Rhein. Bund, XXVIII. i5i. LI. 455. 
LH. 147. LIII. 309. LVIII, 117. Mabtens 1. c. V. 3a6. 33o. 
340. 346. 36o. 

V 

Dauer und JEnäe des rheinisehen Bundes» 

I) Sieben Jahre lang, und etliche Monate, dau- 
erte der rheinische Bund,' der* That nach nicbt als 
Bund teutsoher , unter di^m Namen yereiaigter Für- 
sten unter sich , sondern als Bund Napoleo^i's mit die- 
' sen Fürsten. Dieser Gewaltherrscher, der, unbehüm- 
mert um Anderer Trümmer, wie Homer s Götter, mit 
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drei Schritten am Ende der Welt seyn wollte^ bediente 
sieh der Bandesfonn einet Verwandet ^ die Streit- 
hrfifte der Staaten {enelr Fürtten für aeine nie enden- , 

deo Eroberungsltriege, die ganze Staatenma»se für sein 
riesenhaftes ConlinentalSystem , und jeden einzelnen 
Staat im Innern für seinen Eigenwillen zu benutzen. 
Unwiderstehlich waren seine Machtgebote in den tcut. 
sehen Staaten, nachdem er auch Preussen un4 den 
grdftten Theil Polens dnrch die tilsiter FriedentschlOtse 
(7* und Juh 1807) seinem |;ebietenden Einfluft un- 
terworfen , nad Oettreiebs Maebt dorcb einen dritten 
Hrieg und den wiener Frieden (14. Oct. 1809) aber- 
mal bedeutend ge8ch>vächt hatte. II) Eine Völlier- 
Schlacht bei Leipzig (16. — 19. Oct. i8i3), Terjagte 
die Macht des fremden Heirscliers aus den Staaten der 
Bundes forsten. Jeder dieser Fürsten, von der ihm 
anfgedrnngenen politischen Vormundschaft befreit, 
entsagte non, ansdrucklicb oder stillacbweigend| 
dem so genannten rbeinitcben Bnnd^ diesem scbmib- 
lieben Denkm^ tentseber Unterjoebung. Die Entta- 
gung geschah durch Verträge a) mit den verbündeten 
Mächten, durch Beitritt zu den Allianzen wider Franh- 
reicli im Jahr i8i3 und "wider den Yon Elba aus in 
Franlireich eingedrungenen Buonaparte im Jahr i8i5 c), 
durch Errichtung des teutschen Bundes. Diese Entsa- 
gnng, und mit ibr die gännlicbe Vernichtung des 
eruwungenen, wideruatfirlicben Bundes « erhielt ihre 
wwiedermflicbe Bestätigung durch die damit überein- • 
atimmende Erblirnng der Tier grofsen rerbün« 
deten Mächte ^) (Oestreich, Rufsland, England 
und Proufsen) , welche zu Wiedereroberung und Erhal- 
tung der I'reiheit von Europa, sich mit seltener Ein- 
tracht und festem Willen das Wort gegeben hatten. In 
dem pariser Frieden vom 3o. Mai 1814, Art. 6| 
trat andi Franbreiob, frei Ten napoteoniscber Herr« 
schalt, dieser Erblirung beL 

•) Dia meislen dieser Vertwäft wnr^en im Nor« nnd Dee. 1818 
m Fraatfiurt gesdüesMa. Haüisite AllgenL Lit. Zeit. 1814, 
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Vwm. l3i. Klübek's Acten des wienrr Congr., Bd. I, Hefts, 

S. 54 u. 93. Bd. V III, S. 144 ff. Mahtkns n'cueii , Suppl^m. 

V. 610. 643. 6^9. 65i. Bauer's, Bfuhs u. Schott'« allgein. 

ßtaatsCorrcspondenr., Bd. I , Heft I (i8i4)f Num. i. C. Jaup 

über die Auflösung des rhein. Bundes und der tchweiser 

VennilllungsAcle. Giesen 181 8. 
i) In den in voriger Note an;;ef. Verfräj^en. 
r) Klüdfr's angef. Acten elt., Bd. 11 , S. 373. Bd. IV. S. 4*7 

u. 43 1. 

d) Vergl. Klübfr's angef. Acten, IWl. I, Heft 1, S. 108 u. IM. 
Pariser Fr. v. 181 j , Art. 6. Acic linal du cougrC's de Viennet 
art. 53 — 64 el 1 lö. 

S. 34. 

Errichtung des tadsehen Bundes* 

1) Nach Auflosnng des rheinischen Bundes, ward 
eine Wiederherstellung des teutschen Reicht 
und des Kaiserwürde, selbst mit Terhesierter 
CrnndrerfastoDg, niekt für rilklich eraektet«). Vi^l. 
mekr ward II) in dem pariser Frieden Tom 3o. Mai 
1814 festgesetzt, dafa «die Staaten Teotscklanda 
unabliSngig, und dorek ein F^SderatirBand Ter- 
einigt scyn sollten». III) Für Errichtung und AusbiU 
dung dieses Staatenyereius, wurden auf dem wiener 
CoDgrefs, 1) von Oestreich und rreufsen eine Reihe 
Ton Entwürfen, su einem Grund?ertrag des sn er» 
riektenden Bnndes, yorgelegt <-)• es wurden s) Toat 
den 9eTollmicktiglen fünf teutscker Höfe (Oestreick, 
PreoTsen, Beiern , .Hannover, Wirtemberg) Torkew 
ratkseklagun gen übev den Inkalt dea Grondrer» 
trags gehalten (Oct. und Nov. 1614) ^ aber ohne Er- 
Jolg Endlicb liani es 3) in den letzten Wochen des 
Congresses, nicht ohne sichtbare Eile noch zu all ge- 
meinen Berathschlagusgen der Bevollmächtigten 
aller künftigen Bundesgenossen (Wirtemberg und Da- 
denansgenommen/), über den sn scblieftenden Grund« 
Vertrag 'f) ; welche 4) die Akfas«nng und IKnterseiok* 
nung der Band et Acte yom 8. Jnn. t8t5 snr Folge 
ketten, nnd mit aoloker, fSr eckt und dreifsig teutacke 
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SouTerainStaaten, mit Inbegviff reu Wirtemberg und 
Baden, die Errichtung des tentsehen Bandes^)! 

a) KLtoR*8 Uebersiclit der diplom. Verband!, des wiener Congr., 
S«50, 60, 61 9 isSir.u. 547* Antrag des Papstes, ebendas. 
8. A76 ff. 5oi. 648. 664. 

h) hj.Üm'B Acten dct wiener Congr« « Bd. I. , Heft 1 , S. i5 u. 
193 ff. Schon in dem AllianaVertrag yon Cbaumon^ t. i. Wkn 
1814* soll dasselbe lestgesetst seyn; in einem geheimen Ar- 
tikel. BLÜBEm^s Uebersicht S. isa, Note i. 

•) lUiesia*s Bericht daron« in dessen Acten etc. Bd« IL S. 998 ff* 
Ehemlefs, Uebersicht etc. , S. 61 ff. 
* Jt) Hxvbsr's Uebersicht etc. , S. 30 f. 59. Die Protoeolle stehen 
in Ehendefs. Acten etc.« Bd. II , S. 64 ff. . ' ' 

e) Hlüber's Uebersicht etc. , S. i3a f. u. i44« 

f) Von den bekannten Ursachen dieser Ausnahmen, s. Ki.über*s 
Bericht, in dessen Acten etc.« Bd. II, S. öyoff. Ebende/t. 
Uebersicht etc. S. i34 f> 

g) Klüber's Uebersicht etc., S. i32 ff. Die Protoeolle yom «3. 
• Mai bis 10. Jim. 18 id, stehen in Ebei^de/u Acten etc., Bd. 

s. 394 ff. 

h) Vcrgl. oben u. Allgem. gcograph. Kphemcriden, 1816, 
ian. , S. i3ff. — Von jedem der 38 Bunuesgllerlcr, erfolgte 
eine förmliche Ratificat ion der Bund esActe. MikRTsas recueili 
Supplum. VI. ä(>7 — 369. 



IV. CAPXTEL. 

ÖBERSICHT DES ÖFFENTLICHEN BECHTES ZUR ZEIT DES 
TEUTSCHEN BEICHS , UND DES BHEINISCHEN BUNDES. 
VERHÄLTNISS DES NEITEN TEÜTSCHEN ÖFFENTLICHEN 
BECHTES ZU DEM STAATSBECHT DES TEUTSCHEN 
BEICHS , UND. ZU DEM ÖFFENTLICHEN RECHT DES. 

RHEINISCHEN BUE|D£S.. 



S- 35. ' ^ 

. /) Staatsverfassung zur Zeit^des teut sehen Reichs. 

Bas teutsche lieicb war eine« aus nntcrgeord* 
lieten Staaten, susammengesetztei sehr eingescbränhte 
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WaUnmlarohi«. Die, BeichsStaatsgewalt war 
eingerichtet, i) auf einen Kaiser (ein Terfassungunä- 
sig^s, wahlbares Oberhaupt) , und 2) auf eine Corpo. 

ratio u von Reiclisständen. Diese, in drei Kol- 
legien (das Uurfürstliche , fürstliche und reichsstadli- 
sclie) abgetlieilt, bildeten, neJjst dem Kaiser, die 
Reichs Versammlung (Reichstag). Beide zusam- 
men, in ihrer Vereinigung zur ReichsSUats^ovalt, 
hiefsen Kaiser und Reich. Dem Kaiser und Reich 
stand dieReichsregierung 2u; doch mit Ausnahme 
gewisser Rei^erTatrechte des Kaisers. Für Matri« 
eular Wesen, sbu Vertheilung derReiehssteuern, und zu 
Auf'steliiing eines ReichsUriegshcers , fOr Münz- und 
ReicIisPolizci Wesen, i'Ür Vollziehuni^ reichsi^erichtli- 
cher Erlienntnisse , und für verschiedene andere Ge- 
genstände, war das Reich , geuj^raphiscb-politisch , in 
Kreis p eingetheilt. Zu Handhabung der Reichsjustts 
über Reichsunmittelbare, und in höchster Instanz auch 
über Reichsmittelbare y waren zwei höchste R eichs- 
gerichte bestimmt, das Reichshammergericht und der 
Reichshofrath. In Ermangelung oder Verhinderung 
des Kaisers, 'ward dessen Stelle in der Reichsregierung 
gröfstenlheils A^er treten durch zwei Reichsverwe- 
ser (ReichsVicarien) , die Kurl'ürsten von der Pfalz 
und Toa Sachsen, durch jeden besonders in einem be- 
stimmten Rezirk (VicariatBezirk) , Ton beiden gemein» - 
schaftlich auf der Reichsyersammlung und bei dem 
Reichshammergericht. 

• S- 36. 

ReUhshohdt und Lmütesütieü, 

* 

In dem teutschen Reich- war eine aweifaolie' 
Staatsgewalt; eine nnabhingige und eine n-n- 
terg e o r dnete. Die erste erstreehte sich über den 
Reichastaat, das Reich im Ganzen ; sie war dem Kaiser 

und dem Corpus der Reichsstände anvertraut, und hiefs 
ReichsStaatsgewait oder Reichshoheit. Die 
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lindere besebrlnlite sich auf die Grensen elftes jeden 
der beiondern Staaten , ivelcbe fiestandtheile des tent- 
scben Reiebs ansmachten; sie war dem 'regierenden 
Sub ject eines solchen PartictilörStaates anvertraut, und 
biefs TerrilorialStaatsgewalt oder Landes- 
hoheit («upcrioritas terrttui ialis). Diese Landes- 
hoheit war eine, der Reichshoheit unmittelbar un« 
terf^eordnete Staatsgewalt, über einen Particulär-Staat 
des tentschen Reichs «)• 

a) Tculsrhe f atuUshoheit und Souverahietät y waren nicht Ge- 
gensätze. Fast alle wesentlichen Rechte der letzten, waren 
auch in der ersten begriffen; nur nicht alle, und nicht alle 
unbeschränkt von Aussen. Daher ward die letzte von Man- 
chen auch HalbSouverainetät , majestas analoga , jus suinmi 
imperii aemulum, genannt. — HauptsächKch cntwicheltc sich, 
nach und nach, die Landeshoheit aus der Gcrichtbarkeit, 
diese «11^ der grundherrlichen Gewalt (potcstas dominica), 
diese ans dem grösseren LandeigenlhttoisBesitc. — Die Besi- » 
tier reichsstündiseher reicbswunittelbarer Henvchaftea und 
Güter , wovon die meisten bei der Reichsrittersehaft immalri- 
enllrt ^area 9 hatten, wenn aneh nicht volle landesboheit« 
doeh iMdtiherrlUhMt oder reiebsunm ittelbare obrigheit- 
liehe Gewalt und Botniiigkeit, TerfitorialGerechtigheit oder 
Regiemagsgewaltt d. h. einen Inbegriff von Regierungsrech« 
ten» welche der Reicbshoheit unmittelbar untergeordnet wa- 
ren. ^ Das Verhiltnifs swiscfaen Reicbshoheit vnd Landesbo- 
heitj iMo*' auch nicht wie jetst dasjenige swischen Oh9rho» 
hnt nnd StmnJUshßrrliekkMtt* 

- S- 37. ; 

EinheiH des Reichsstaates» Ttennwig der Fartioilär^ 
Staaten. . JteieksuwniUeHarkeU» 

Getrennt und unabhängig von einander, vereinig^- 
len alle ParticulärStaatep, als Theile sich zu einem 
Gansen'f dem Reichsstaat* Diese Einheit begrün- 
dete die Subordination Aller, nnter die Reichs- 
hoheit* Dennoch geschah die Anstibnng der Landesho« 
beit, in jedem besondern Staat nach eigenem Recht, 
nicht administratorisch für Kaiser und Reich. Diese 
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Bweifaohe Staatsform Teranlafste, in Absicht aiiF das 
Stäats-Sabjectiont-Yerliältiiirft, eine Ablli«!. 
Img der teüuclien Staatobtirger und ibrer Betilsimgeii, 
in reicbsiinmittelbare und mitte Ibaire« Beide 
waren der R ei c b sbobeit unterworfen. . Aber r e i c K s« 
unmittelbar, Person oder Sache, war Alles, was 
einzig der Reichshoheit, reichsmittelbar, was 
zunaclist einer Landeshoheit unterworfen war a). 

«) HieTon ftberbaupt« and insbesondere Ton den K*nnz*tiehen 
der lieiehsunminelharkeit und der Min$lharkeit oder des 
Jjandsa9slat9S^ s. HieBBa*s Euileitung su e. neuen Lehrbegrtif 
des.t. Staatsr. %. 93 ff. E^nde/i, isagoge in elem. juris publ. 
quoetunturnobUesunoiediatiiniaip.ILG.OSrL i793.8.)i V 

S. 38. 

Grundlagen der Utitschen JReichsverfassung* 
So gebildet batte sieb die teutscbe Retcbsrerfaa- 
snng, hauptsScblieb durcb die goldne Bnlle Carla IV. 

(i356), durch die häiscrlichen Wahlcapitulationen seit 
Carl V. (iv^iq), durch den westphalischen Frieden 
(1646) > durch Reichissch lasse, Reichsabschiede (der so 
gennnnte jüngste, von i654), und Beichsberbommen a). 
Als SlCitze für sie, sollte noch in der neuesten Zeit 
der teutscbe Fürstenband (1764) gelten 

m) Püttfr's bistor. Entwiclielung der heutigen Stantsvcrfns.sung 
des t. Reichs. 3Theile. Gött. 1786. Zweite Aufl. 1-88. Dritte, 
i'-'Sq. gr. 8. Auch englisch^ von Josian Dohsfobd. London 

17QO U. 1'"<)1. 

h) (Johann MüLLin s) Darstellung des P'ürstenbundes. Zweite 

Aufl. 1788. 8. C. C. W. V. Dohm über den t. Fürstenhun«! 
« 

1786. 8. und in Rf.vss Staatskanzlci} XIII. 196. Ki^übküs 
Lit. 489. 

§.39. 

Heichsarchiv» 

Daaiteatacbe Reicbaarcbiy«), ist yieKÜllüg 
nocb jetst brancbbar , für streitige nnd niebt streitige 
Staats* und Privatrechte. Es beland sich an Tier Or. 
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ten : I) Zu ATien, das l'.aiserliche ReichsIIofArchir, 
bestehend: i) aus. der geheimen RcichsilofUegistraturf 
teutscher und lateinischer Expedition, für Staats^, 
Lehn-f Gnaden- lind andere außergerichtliche Sachen, 
für Teutochland und Italien; aoa der Beichshofraths- 
Begistratiir, hauptsächlich für streitige Rechts* und 
Lehnsachen; und 3) aus der Registratur des Bcichs. 
Horiaxamtes. II) Zu Wetzlar, für ältere Sachen 
auth zu Aschaf f en bürg ^) , das Archiv des Itaisev- 
lichen und ReichsKammergerichtes.. III) Zu Regens- 
burg, das Re ich stagsDirectorial Archiv lY) Das 
erBkanEierischcReichsHauptArchiv; bis i792znMa^inz, 
•pätef hin auAschaffcnburg, nun, SMt 1818 in mehr 
als 300 Kisten zu Frankfurt, in dem Tormaligen 
TeutschordensHanse, das jetzt Oestreich gehört. Die 
Verwaltung und Aul'sicht über alle Abtheiluu- 
gen des ReichsArchivs, und die Anstellung der Archiv- 
Beamten, gebührte dem Kurf ürsteu ReichsErzkanzier« 

« • * * 

«> FenB»*s lAu m. ss4. 'Kft«sn*8 Lit. Hm* von dem 
rdm. Kaiser, 69it. v. HMsscaimE*« Deductions-BiUioth. III. 
.1689. P. YT. GiECiiUur^s Belsen« llh 66 -»6a. F, F. Sohal 
von dem su Mains aufbswalirten Reichsarchiv. Ilains 1784* 8» 
F. X. V. BsBOAVXA von dem teutscben Staate • den Archiven 
und Registraturen. -Wien 179s. 8. 

h) Diese filteren , ehehin aas Speier geflüchteten Acten, welche 
5oo FSfser lallten 9 worden 1807 nach Wetalar gekracht. 
Hierauf ward über sftmmtliclie su Wetslar aufbewahrte ProN> 
celkActen 9 bestehend ans ungeföhr 8o«ooo Stftckenf ein alpha- 
betisches Verseiehnifs gefertigt, welohes sechs starke Foli* 
anten HUlt. 

r) Von dem Rt'ichs Erbmarschallamts Axcluv su Regensburg, s* 
Rhein. Bund, XXL '44^. 

S- 40. 

Fortsetzung. 

Aus den vevachicdenen Abtheilungen des Reichs« 
An^iTSf kdnnen noch jetst Ton den Interessenten die 
ndUiigen Acten, Docnmente und Notisen erlangt wer- 
den,. Zi» dere» Abliefewogi vi« sa Herausgabe der 
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geriehtlicken Depositengelder und erledigten Reri- 
sionsSportelnf ward, sd Viel Wien betrifilfc, eine ei- 
gene HofC6mmission aiedergesetet «)• Die Ter. 
wahrang vnA Abliefevnng der r eickskammerge- 
Tichtltclien Acten nnd Urlinnden , an die nanmehr 
competenten Behörden, so "wie die Sorge für verschie- 
dene, dem Reichsliammergericht anvertraut gewesene 
flcichscassen, hatte ^ in dem Zeitraum des rheinisch ea 
Bundes, der Fürst Primas, aUSourerain der Stadt . 
Wetzlar übernommen Der Theil des reichskammer« 
gericbtlicben ArcbiTs eu Wetslarf befindet sieh jetat 
daselbst unter Aufsicht einer Ton der BimdeSTersenuiu 
lang und Ton Treusseji angeordneten Commission c); 
derjenige «uAschaffeii'barg, ist in bSniglicb-bai- 
crischer Verwahrung. 

«) latent K. Frans fl. datirt Wien am 4. Ftbr. 1807. Sbain« 
Bund, XII, 46i* — Die tvianer AbtbcUung des ReicbtarchiTt 
ward 9 In den OstreSchiscb-fransdsischen Kriegen , i8o5 gröfe» 
tentheils, 1809 abdr mir so viel die iJrkmnden batriSk» nasb 
Tarocswar goiUlcbtet. ^ Den gaasan « im J. t8s9 9I1 fPU» 
suriickgeblidbenen Tbail des Reichsarehits , Befs Ifapoleon 
nach Pum ahUuhran. (Jos. Frbna. Hoims.lA*s) Archiv« fiir 
Geographie ) Historie, Staats- und KriegshoBSti I. JahTgang 
i8io. (Wien)« August Bärnrnm*» allgem. Justis- und 
sey-BIItler, Not. «809. ^ Auch das in Malland aufbcwahrla 
'Archiv der kaiserlichen Pienipotenz in Italien, licfs Napoleon 
na^ Paris bringen. Allgem. Zeitung 18t a , Num. ss. Vor- 
m&ge des pariser fViedens t. 3o. Mai 1814, Art. 3i , murstcn 
die aus rlprv eroberten, aber nun Kurückgegebenen Ländern^ . 
nach Paris abgeführten Archire und Urkunden zurückgeliefert 
werden. Dem sufolge kam der nach Paris •gebrachte Theil 
der wiener Abtheilung des ReichsArchirs , harn im J. i8i4t 
in 1067 Kisten , nach Wien zurück , wo derselbe noch im 
J. 1817/ wegeu Mangels an einem schichlicban Raum Sur An^ 
Stellung, unausgepackt stancU 

^ Rhein* Bund, X. 14S« XII. 461^ 

e) BeschUlssc der ]dundesrenanuiil. , In Ihren ProtoeoUen fem 
« 6. Aug. 1818, a5. Jan. iSsi, 7. Febr. u, Mint i89s. Vortrag in 
dam Prot. so. Sept. 1819. Baier. Erhlimng in dem Prot. Tom 
do« Jun. und i3. Jul. 1810. Diese Commisslca ist bestlmml 
Rlr Verwahmng .des; ArdÜTt, Aiuliefcning dar Acta^ nnd 

A ' ' ' 

lUtabar'i offnU. a««hu ~ 
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Vorbereitung der Ausemandersetsung. lieber die reicKs- 
kammergenchtlichen Depositen^ s. die Beschlüwe der fi« V. 
ia ihren Protoc.T« i8si, 32; iSaa, 47. 

l 41. 

Ti) Buttdesreeht des rheinischen Sunies. 

Der rheinische Bund (confed^ratioa da Rhin) 
var StaatenSystem, bestehend ans rerbün- 
deten teutschen SonrerainStaaten «),' unter einem Pro- 
tect or (Napoleon), allerseits yereiiii^ nach Gesell- 
Bchaftrecht; der Theorie nach ohne, der That nach mit 
durchaus entscheidender Obergewalt des Protec- 
tors. Die BundesActe Terhiefs ein Fundamen- 
talStatut und eine Bundesversammlung, mit 
einem königlichen und einem fürstlichen^ Co 1- 
1 e gi u m , unter dem Yorjiils des zum Fürsten Pri- 
mas des Bundes ernannten vormaligen Kurfürsten 
ReichsershanBlers; die Bondesyersammlung sollte so« 
gl ßicn Bandesgericht seyn, für alle Streitigkeiten, 
Welche unter dim Bundesförsten entstehen würden «). 
Aber weder jenes 'noch diese, harnen je zu Stande, ' 
Gegen den hlaren Inhalt dei BundesActe, nahm der 
Protector einseitig neue M i t g 1 i e d e r in den Bund 
auf, und stiefs aufgenommene, ihrer Staaten sich he- 
miehtigend, aus demselben 3s). 

fi) IVIitglieder des Bundes. 1) UrsprUn^ffiche i 1) Könige, von 

, Baiern u. 2) "W irtemberg, 3) Fürst Primas (seit 1. M'drz 1810 
Grofsherzog von Franltfurt), 4) Grofsheczoge , von Baden, 
5) Berg , u. 6) Hessen , 7) Herzog y. Nassau , 8) Fürst von 
Nassau ("Weilburg), 9) Fürsten, von HohenzollertiHcchingen, 
.10) HohenzollernSigniaringen , 11) SalmSalm, 12) SalmKyr- 
burg, u. i3) IsenburgBirstein , i4) Herzog von Arenberg , 
i5) F^ürsten, von Liechtenstein u. 16) von der Leyen. (Den 
Fürsten von SalmSalm und von SahnKyrburg , und dem Her- 
zog von Arenberg, entzog Napoleon im Dec. 1810 ihre Sou- 

'* verainetät , indem er ihre Staaten mit Frankreich vereinigte f 
die arenbergische Grafschaft Recklinghausen mit dem Grof8> 
herzogthum Berg ; sie hörten also auf, Bondesgenossen au 

* seyn.) Ii) A^eu«tt/^9nomi«t)i«f 1) Ataig irondacksen» aufgc* 
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moMMa fti« Dec. 1M9 H6nig ron Wet^liale»« Jnl. 
. 1807, 3) GroCdienog von IVinburg « s5. Sept. 18069 4) Her- 
zoge, Tom SachienWeiiiiari 5) 8. Gotlia, 6) 8* Meiaiagfln 9 
7) 8. Coburg« Q 8. Hildburgbaiuen, alle aufgenommen i5. 
Dec. 1806, 9) Henoge, Ton AnbaltDcjwau, 10) A. Bernburg, 
n. 11) A. Cötben, 11) FürsC^ili, ton SchwarsburgSonderabau« 
e«n, 13) 8cbw.Rudolstadt, 14) Waldeck , i5) RcursGi^Ita , 
16) R.Schleitz, 17) B.Lobenstei% 18) R.Ebdftdorf, 19) lippe 
(Detmold), 20) SchaumhurgLippe« alle (Num. 9 bis 20) auf* 
gen. 18. Apr. 1807 9 ai) Herzoge , Toa MeclilenburgStreiitB, 
18. Febr. 1808, aa) von M.Schweriii , 22. 3Iär7. i8u8« 93) Ton 
fioUteinOldenburg , aufgen. i4* Oct. 1808 (Oldenburg ward 
im Dec. 1810 mit Frankreich vereinigt , und nur Eutin blieb 
mit Souverainetät dem Herzog). Die Receptiona Verträge fin- 
det man in WrifROPp's rhein. Bund. 

b) Sie ist mebrmal edirt. Am besten, mit verschiedenen an- 
dern Urkunden und Acteuslücken , auch den in der B. A. 
bestätigten Reichsgesetzeu , von P. A. Wikhopp , zu Frankf. 
1808. 8. , und als Anhang in Klüber's Staatar« des Rheinbun- 
des. Vergl. ebendas. ^. 32 , Note a. ' 

c) Klüber's Staatsr. des Rheinb. , %. 93 IT. 

d) Ebenda«. |. 33, Note b, u^ 77 ff. 

S. 42. 

fXsL ünflietwäbrendes Rrie^abfindnifs des Bun* 
des mh Napoleon , für alle beiderseitigen Conttnentai- 
Htiege , siiellte die.Slreitkrlfte der Bandesf&i^ten fort* 
wthreild ftur Terfügung des, nacb Etobemngen ond 

Alleinherrschaft ohne Unterlafs strebenden, Protec- 
tors. Die Stärke ihrer Trup^penContingente, 
war bestimmt in der BundesActe oder in Receptions- 
Terträgen. Aber der Protector forderte, in jedem 
eisfeelnen Fall , nach Beliebent and ohne def Btlnde^'- 

' tersammhing die ibr bedmigdne Bestimmmig ^ wieTi^l 
Ton dem Contingettt mobil macben seji aii überlas^ 

.^seba). Bfts Kriegs- nndBfindiiirsrecbt des Billl* 
des und seiner Ifitglieder, ihr B^cht Tlruppenli^ifclf* 
mar 8 che zu bewilligen, das Recht Neutralität alft 
beebacbleü, Garantie, su leisten, oder sieb ver8])re* 

4» 
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elieii SS Istsen, Hriegsdiesits b«iAad#rn s« asli- 
men^ SsbftidlenTrsctate snd FHedeo su scUie«- 
.seil, - war tlieiU* durck die Natsr det Bundes, tiieiU 

durch die BnndesActe beschrankt , mehr noch durch 
den Eigenwillen des allwaltenden Protectors. Dem 
Gesan d sch af t r e cht des Bundes und seiner Mit- 
glieder, waren positive Schranken nicht gesetst c). 

«) Ktem^s Staatsr. das Bheiabundes, V ^24 s. 33, Kota b. 
' Ebendas. |. i3i ff. ' ^ / 

Ebandas/t« i3o. 

s. 43. 

Territorial f^erhäUnUse 9 kraft des rheinischen Bundes» 

Die rheinische BundesActe hegründete, theils un- 
mittelbar theils mittelbar durch nachgefolgte Vertrage) 
für Bundesfür^ten verschiedene, grofsentheils noch 
jetst bestehende, TerritorialYerhältnissei die 
als SU dem Bündesrecht geborig betraebtet wsrden. 
. Ton dieser Art sind , 1) assser einem allgemeinen Ter* 
'siebt der Bondesgenossen anf gegenwärtige Rechte, 
welche jeder* Ton ihnen anf Beshsnngen des andern 
haben, oder ansprecheu konnte (unten $.82), eine 
Reihe von TerritorialCessionen, welche in der 
BundesActe , in eigenen Tausch-, Cessions- und Pnrifi- 
eationsYerträ'gen, und in Friedensscbifissen festgesetsi 
worden a), H) Mit aller Sonreraiaetit^nnd Pre«. 
prietit, Wiarden eiaselnen BsadesfSrstes überlas» 
sea, die Re^ebsstadte Nürnberg und Franbfnrti 
die Reicbslmrg Friedberg, nnd ^e Besitsnngen des ' 
Teutschen Ordens und des JohanniterO r dens 
teutscher Zunge III) Blofs der Souverain etat 
(in solchem Fall oft Oberhoheit genannt) einzelner 
Bnndesfiirsten , wurden nebst ihren Besitsnngen^ 
«nter bestinunten Bedingungen ($. So) nnterworfe&f> 
etvie grnfoe Aisald reicbastfindiseber Fiirsteft 
«nd Grafen jetst Standeaberre« gMusHitf 
ud idle Bealbier reiebetat^raekefflie.be.r Oft» 
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ter Allen disten blieben ihre bisherigen Eigen- 
ihwiMrechte, mit gewiMen ResU und PertonalVarrecli* 
teUf deren Inbegriff man M den ersten Standes- 
lierrlielilieitf bei den letsten Ornnd-berrlteb^ 
beit nennte. IHe stsndesberrlieben ond die grund- 
herrlichen (Torhin reichsunmittelbaren) Besitzungen 
'Wurden, in Beziehung auf den Oberhoheitsherrn, 
yielfaltig Oberhoheit- oder SouTcrain etäts- 
Lande genannt, im Gegensats der {ihrigen Staaten 
derselben Landesherren, die man in dieser Befiehong 
bisweilen Somrer einet its- und Eigentbvms* 
lande sn nennen pflegte 

a) Kl<)bkb'8 Staatsr. d. Rheinbundes , 98. Seit dem Dmek 
dieses Werks (1808), rorr-üglich in den Jahren 1808 u. i8io, 
, wurden wieder eine Reihe von Vertragen dieser Art geschlos- 
sen. Man fiadel die meisten ia der Zeitschrift: Der Rheini- 
sche Rund. 

h) Klübfh a. a. O. ^. 99 u. loo« Ebendsf s, Abh. in d. Europ. 

Annalen, 1808, XI. 168 f. 
c) Klüber s Staatsr. des Rheinb. , |. 99 u. 100. 
J) Ebcndas. V 99 — 101. 
«) Ebenda«. ^. 103. , 

S.44. 

I) lieber die standesberrlichen Besitzungen 
legte die BundesActe den Bundesfiirsten folgende 
Oberhoheitsrechte bei: Gesetzgebung, höchste 
Geriebtbarbeit , OberPolisei , MilitärCenscription « 
Reebt der (Staats-) Anflagen e)« U) Dagegen sollten 
den Standesberren 9 als Patrimonial- und Priiraf« 
eigenthum, bleiben: 1) ihre Domainen ; 2) alle grund- 
herrlichen und Lehngerechtsame (droits seignenriaux 
et feodaux, unten §. 245 b), welche der SouTerainetät 
nicht wesentlich («non essentaellement») ankleben, und 
namentlich die Rechte der niedern und mittlem Ge» 

riebtberbeity der Forstgericbtbarbeit undForstP^iMr, 
dtfv Jagd, der Fiseb^reif der Berg-nnd Hfittenirerbe^ 
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der Zehnten, der LehnPrästationen (an den Standeft-i 
herrn, als Lehn , Zin»-, £rbj6ins- oder Grundherrii)^ 
das patronatrecht und afidere ähnlUli« GereclitMiiiai 
iiebti 9) d«n EUnkaiifiMi Tm genaaataa Damaum 
Rechlen JUS) Vsbtr de» wahren Slo« nebre^ 
rfr Ton dietenRecliHlieattniwiwgep, über die Greese 
der Bum Yortheil der Standesherren aufgestellten Re- 
gel, und ihres SubocdinationsV erhaltnisöes, über die 
Frage, für welchen von beiden Theilen die Rechts- 
Terniuthung streite, entstanden yieifaitig Zweifel 
Oed StreitigUeiten Daruber, so wie über meh« 
rere andere Gegeoatände des weekaelaeitigen Yerhiilt^ 
Bisses, fanden die meisten Oberholieitslierren für gnt, 
eigene Bestimmnngen sn machen, in mehr oder weni* 
ger umfassenden Beelarationen und Edieten e). 
, IV) Freiere Hände zu Bestimmungen dieser Art, hatte 
die BundcsActe ihnen gelassen, in Ansehung der ihnen 
unterworfenen Tormaligen reichsritterschaftlichen Gü« 
ter und deren Besitser d)^ 

«) Klübeb's Staatsr. des Rheinb. , %, io3. 
h) Ebcndas. %. 104 u. io5. 

c) Ebendas. \. 106 «. 18B ^ aig. Vergl. unten %. 2^. » Dab 
die in der rheui« BundaaAete festgasatslan Baebie der gtan- 

* dasharren, nur PrwiUgien. und B^^gütutigungm sayen, die 
▼on jedem Sourarain basebrlnlit, oder wiaderrufen werden 
hdnnten , wird behauptet , in H. 8. ZAcuAurs Ahbaadl. für 
^das Slaattr. der rheiu« Bundesstaaten (1810), 8. 3 43) u, 
in d. Rhein. Bund, LVII. 3^5. Dawider s« Bhain, Bund, XLIX* • 
149, |i. 361. Uli. i6i. Iiy. 3S4« 

d) Ebandas. ^. «19 «- 93i« 

$.45. 

Sehlufs. 

I) In Absicht auf Sta atsau f lagen, sollten die 
standesherrlichen Gvundgüter oderDomai- 
nen und Guter so behandelt werden, wie die Domai- 
^nen der Prinnen das Regentenhanaea, oder, in decen 
Kinnengelnng, ^e die Güter der am meitteft privtle»^ 
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girten Glatte «>• U) Die ttdndetherrlichen Domainen 
und Reehte , tollten nur an rheiaitche Bnndetgenotten 
Terlian-ft, und eher nickt ireraattert werden dür« 
fen, als bi» sie dem tnlaDditchen Souverain wären an- 
geboten worden ä). HI) In der Wahl ihres Wohnsi- 
tzes, waren die Standesherren auf verschiedene Art 
beschränkt c)j doch durften tie ihre E i n k ü n f t e und 
Capital ien abgabenfrei an ihren rechtmätigen Wohn« 
tits siehen«^). IV) Standea* und Grandberren, welche 
8ttre»ol|i*che Unterthanen sn bleiben oder sn wer« ^ 
den gedachten, mnftten bit nn dem i» Jn}. 1811 tich er- 
klären , nnd ihre Besiteongen in rheinischen Bundes- 
staaten an ein als Untei than eintretendes Mitglied ihrer 
Familie, binnen sechs Jahren (v. i. Jan. 1810 an) ab- 
treten, oder solche vertauschen, oder nach Art. 27 
der BuudesActe verkaufen V) In peinlichen 
Fällen, toiUen die Standeaherren Ton Austrägen 
(ydn ihret Gleichen) gerichtet werden , nnd nicht mit 
Term5gentConfitcation| wohl aber mit Seqnet- 
tration ihrer Einkünfte, bestrafi werden dürfen/). 
VI) In Ansehung der Pensionirung der« standesherr- 
lichen Staatsdiener, der Mitglieder der geistlichen Rit- 
terorden, und der Reichsstaatsdiener, der Schulden 
der Reichskreise und der Oberhoheitslande 9 und der 
in dem BeichsdeputationsHaupitchlnfs von i8o3 fest-' 
getetzten Rechte der Gläubiger der Reich'tkreite- 
und der Staatsgi äubiger, auch der PentionarCi 
wurden in der BundetActe Tcrtchiedene Bestimmungen 
gemacht g). 

■•* 

«) KLtaa*s Staattr. des Bheinb. , %, 107. 
h\ Ebendas. f. 107. ' 
e) Eheadat. f. 

d) Vertrag awisehen Franlirefck n. Oettreick ▼. 3o. Aug. Üto} 
m 4« Bhelor Bond« I. ti9. 9aierische Ver«Mn. i3* Not. 
1810« ehandat. 8* 807; 

^ Vertrag aw* Oeatreidi n. Frankr. ▼. äo. Ang. i8to. Rhein. 
B«nd,L.ai8. lliier. Vtrofdn. id^NoT. i8io»ekandat.S.ao7. 

/) HMMm a. O. |. lOf. 

fj libendaa. V »&7* 
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LehimerhäliMisse» StaalsSerpüuten , durch den rheini* 
. schon Bund vernnlafti oder futgesttiit. 

I) Uebcr die actiren und passiven Lehnverhält- 
nis se der Bundesfürsten, -waren in der rheinischen 
BundesActe keine Bestimmungen gemacht. Aber die 
meutea BundesiFuntdii nahmen einzeln Anlafs, theils 
•IM der Anflösang der tentschen ReicliBTerbindung , 
theiU ans ihrem in derBondesActe geleisteten Versieht 
auf Redite iihd Antprfiehe, die Jeder Toft ihnen damals - 
an Bentsnngen eines andern Bondesgenossen haben > 
oder ansprechen hönnte 8c) , als Grundsatz anzu- 
nehmen : dafs die Lehnherrlichkeit über Beichslehen, 
deren Besitzer in Ansehung derselben ihnen unterwor- 
fen waren, nunmehr anf sie übergegangen sey^ dafs 
jede Lehnyerbindang zwischen Bundesfürsten | und 
anch jede Lehnherrlichkeit eines Standesherm oder 
eines anderti Unterthans^ über seinen dem Bund bei> 
getretenen sonrerainen Landesherm, als aufgehoben 
SU betrachten sey ; und dafs jede auswirtige Lehnver- 
bindung inländischer PrivatBesitzangen , als solche, 
unter den Bundesfürsten für aufgehoben, und auf den- 
jenigen Bundesfürsten übergegangen anzusehen sey^ 
in dessen Gebiet das Lehn gelegen ist a), U) Auch 
wurden in der rheinischen BnndesActe (Art; s n. 87) 
▼erschiedene Staatsder^itntea theils bestätigt, 
tfa^ils neu bedungen 

«) Klübxb's Staatsr. d. Bhciab., |w 118 — «s3. — Pas N&ker« 

unten, %. 44' u. ff. • . 

h) UuiMKH a. a. O. |. s36 ff. 

///) Verliältnijs des heutigen teutsehen öffentlichen 
Hechtes zu dem Staatsrecht des teutsehen Reichs , und 
zu dein öffentlichen Mecht des rheinischen Bundes* 
Indem 1) die rheinische Bun desActe , dieser 
Anfang einer neuen politisehen Schöpfung für Teutseh- 
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land , die fönnHche Aiifl5t«ng der tentoelieii Reiehsrer« 

fassung veranlafste, begr&ndete sie, mit YemiditQng 
der Reichshoheit, mehrere teutsche So uv e ra i n Staa- 
ten , deren Beherrscher von d^^r Landeshoheit zu- der 
Souyer a i n etat emporstiegen, gleichviel, ob sie in 
rheinischer Bundesgenossenschaft standen, oder nicht. 
U) Einem Theil derselben wurden überdiefs, i) tlieiU 
Uslierige reiehsnnmittelbare Gebiete, Bemriie und Be- 
sitsongen , mit den Reobten niebt mar der Sonreraine- 
tSt, -sondern avdi des Eigentbnms, abgetreten, 
2) thcils bisherige reichsständische Landesherren und 
andere unmittelbare Reichsangehürige , mit ihren Be- 
sitzungen , untergeordnet, mit Verlust eines gros- 
sen TheiU ihrer Landeshoheit , o^r reicbsanmittellMUi 
ren TerritorialGerechtigheit , indem jene inStandei- 
herrlickkeit, dieee in Grunde oder Unterherr» 
lichkeit Torwandelt ward. HI) AvcH erfolgten Ter. 
schiedene T erritorialCetsionen einseltter Ban- ' 
desfursten unter sieh «). TV) Dennoch wurden manche 
Reste des teutschen Reichs- und Territorial-Staals- 
rechtes, aus dem publizistischen Schiffbruch gerettet, 
zum Tbeil noch jetzt sichtbar in dem Staatsredit der, 
souverainen Bundesstaaten y indem gemeinen, wie in 
dem besottdern« V)' Die tentseke BnndesA^cte 
«tiftete, mit atillsehweigender Aufhebung des rheini- 
icken, den tenttcben Bund, und begründete eine 
, wesentliche Versehiedenheit zwischen der alten und' der 
neuen Bundesverfassung. Aber viele wahrend 
der teutschen Reichsverfassung , sodann bei Stiftung 
des rheinischen Bundes 9 und nachher entstandene 
StaatsTerhältniaae^ so wie in der Regel die in diesem 
Zeitraum erworbenen Reehte, wurden hei Errichtung 
des tentachen Bandes nieht geändert^), son- 
dern Bum Theil nur naher bestimmt c), VI) Daher ist 
das ehemalige teutsehe Reichs- und TerritorialStaats» 
recht, und selbst das öffentliche Recht des rheinischen 
^ Bundes, noch jetzt ein wichtiges Hülfmittel in 
dem teutschen öffentlichen Recht, sowohl in dem Bundes- 
recht, als auch in dem Staatsrecht der Bundes&taateo<i). 
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m) Vflvgl. Bkm. Bwfa^ LX. ^ 

h) Beitpidc liefern: dieaeuea Tilel miAcher» waA die Sonre- 
fteiaetlt «ller Bnadeifibreteii, die Uaterofdaung ehemaliger 
re?c||Mtindiackcr Iiendeeherreii (}etw(er SUadetlierren) luid 
anderer Reicliaiinmittelbaren unter Bnndeafttraten , Territo- 
rlalAiugleicbtingett welclie m der rheinischen BnadesAcle 
und spiterhm featgesetait worden » die Aofhebnng oder Ver- 
Indemng mancher LehnTerhfltniaae , etc. — «Die Bealini- 
mungen des lüneTiIler Friedens, der RetchsdepnlatioaaSchlnfii 
und die RheinlmndActe « sind noch in FielNi ihrer Folgen 
bleibend« deren völlige Beseitigung Europa noch mehr Ter» 
wirrt haben würde». Worle des vorsitaendea Gesandten, 
in der sweitenSitzimg derteutschen Bundesversammlung. Pro- 
toc. T. II. Not. 1816 , 7. — Dafs durch Auflösung des rhei- 
nischen Bundes, sämmtliche Stipulationen dieses Bundes, 
namentlich die in dem 34* Art. der rheia. BundesActe enthal- 
tene Verzieht le istung der Bundesfursten (unten 82 , IV) , 
schlechthin entkräftet worden seyen, wird behauptet in der 
Erklärung des Hauses S. CoburgMciningen wider S. Coburg- 
Saalfeld, betr. die S. CoburgEisenberg- u. Hömhildische Suc- 
cession ' iBao. Fol.), ^. i5 — 21. Protoc. der BV. v. 1820, 
^. ii/j. Desgl. in folg. Abb. Üeber den Sinn und die Kraft 
des 34. Art. der BheinbandsActe während und nach dem* 
Rheinbund. (Ohne Druchort,' 1821. 8. Vergh unten |. 83, V. 

c) Oestreith erklärte am aa. Not. 1814 auf dem wiener Gongrefs: 
«Der Zu eck der grofsen Allianz — — sej in Ansehung Teutsch- 
lands durch die alliirten Machte feierlich und öffentlich aus^ 
gesprochen worden: j4ufhehutig des Rheinhundes ^ und PJ^ie" 
derher stell un» der teutschen Freiheit und Verfassung unter 
gewissen Motlijicationen ^ etc. Ki<vaxa*s Acte|i des wiener 
Congr., Bd. I, Heft i, S. 108. 

d) Non oir.nis moriar! — Europ. Annalen, 1807, VI. 3o5. — 
Dafs nach der rhein. BundesActe , für die Bundesstaaten nur 
Bnndesstaatsrecht, kein ParticularStaatsrecht existire, be- 
bkmptetN. T. Gövsca, in a. Archiv für die Gesetagcb. u. Re- 
fonndea jnriat. Stadiama, fid.I (1808. 8.)».S. 1 ^ 16. 
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WtRKIJNG fDEB AVSlMüNQ DER TEXmCBXN AEICBS* 

AUF DIE TITEL UND BECHTE DER LAH- 
DESHEBBEN, DIE LANDESVERFASSimG, DIE REICHS. 
GESETZE VND BEICHSVERTRAGREGHTE , DAS miVAT- 

BECHT, UND DIE VON EINZELNEN ERWORBENEN PRI- 

VATilECHTE. 



S-48. 

fVirkunß der 4ufl8sung der teut scheu Reiehsm 

Verbindung: 

i) auf die Titel und Rechte der teutsclieii Landesherren , 
ilwer Familienglieder ß und des Meichsadels* 

Diiroli AnflSsnii^ der teatschea ReicluiTtrfaMimg, 
liatteii I) diejenigen Titel tcattoher liaodesherrea, 

ihrer Familienglieder, und des tentsehen Reielisadels, 
I welche in dieser Verfassung ihren Grund halten , 
ihre ursprüngliche Beziehung verloren. Doch hinderte !• 
dieses f an sich, bei den souyerain gewordenen Landet* 
■ berren und ihren Familiengliedern , die Fortführung 
doneibea weht Aber die rheiniaeliea 9midesfür« 
alcB.Tersicliteten, in der BundeaActe (Art» 3)« anf di«» 
jenigen ilirer Titel, welche irgend eine Beniehnng auf 
das tentscbe Reick ansdrQcliten. . Mehrere derselben 
yertauschten den kurfürstlichen Titel entweder mit 
dem honiglichen oder mit dem grofshcrzoglichen, den 
reichsfürstlichen mit dem herzoglichen, den gräflichen 
mit dem fürstlichen II) Alle teutaohen Landesher» 
ren, welche nicht Ton Napoleon andemrihrea Gleichen* 
als Standeshorren untcfrgeordnet wnrdent erlangten, 
mit dem Terschwinden der I^eiehshoheit, politische 
^ Uaabhängigheit oder S ouTer eine ttt» Ein Theil der- 
eelhen ham in rheinische Bundesgenossen« 
Schaft, die übrigen blieben bundesf r ei 



* 
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. «) Z. B. KwAitt, IMchtAnt , Bdcbignf, Bekkifrcitor, die 
Sb- vid EriMOBUTitdU IU«iiA*t SCuttr. d« Rbdsbiiiiilet, 
I« 81 — 83. — VefgU Der te«Uche Band wider dae letttsehe 

Reielu i8i5.8. 

^) PrtfifM0it föbrte noch im J. 1809 den HurliireteiiTUel. So noch 
jetzt HeuenCmsel. Vergl. tmten (. 10711* ff. ^ Der Titel 
/{eic/tjstadt hat aufgehört. 

«) Klübsb's Staatar. d. BheinhiiBdee, (.81 ff> 

i) Sbeadae. %.83. 

$.49. 

s) Jfe Ijondesverfassungen der Uulschen Staaten. 

I) Die Landcsverfassungen der teutschen 
Staaten, so weit sie, im Ganzen oder theilweise, durch 
die Fortdauer der teutschen Reichsverbindung nicht 
lilar bedingt waren, worden weder durch diein 
rheinieelieo BondeeActe eiitlialteBe Aofhebimg dter 
RmclugeielBey noch 4iireli AuftSeong der Reicbfrer» 
Mndung und Stiltimg des rheinuehea Bandet, etil!« 
•ehweigend anfgehoben «) , tind eben so wenig geschah 
dieses in der BundesActe ausdriicl^Iich II) So weit 
die Landesrerfassung auf ausdrücldichen oder still- 
schweigenden Verträgen, zwischen den Untertha- 
nen oder ihren SteUrertretern und den Landesherr. 
flohaftell, l^erahten, waren die letsten, selbst in üe^ 
hrereinilnnMuiig mit dem Proteetor ides Bnndet, so ein:- 
.seitiger Anfhebnng oder Aendeirung derselben nicht 
berechtigt c). Die neu erlangte Sonyerainetat scblofs 
in ihrem Ursprung rechtlich mehr nicht in sich, als 
Befreiung ron der Reichshoheit und eher 
waren die Unterthanen berechtigt, Ersatz zu for- 
dern , für die durch widerrechtliche Aufhebung der 
ReichsTerbindniig erfolgte Entaaehnng oder Mindemng 
mancher Ton ihreo Rechten O9 und für Entstehung 
des Schutses ihrer Rechte durch, die Reichshoheit; 
Ol) Nach diesen Gmndsittfen ist dte, seit erlangter ^ou* ' 
yerainetat, in yerschiedenen teutschen Staaten erfolgte 
Aufhebung oder Aenderung der Landesver- 
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fa«MiBg, MomtUdi die Aufhebimg d«r Ir«nii>. 
tflnde/), reehtUck sa beurtheilen. 

«) König!« hannöve^» Erklärung auf d. ^wiener Congrefs , in Kl9- 
litB^s Acten d. w. Congr., Bd. I, Heft i, S. 69. Zufällige Ge- 
danken — — ob durch die rhein. B.Acte den neuen t. Souye- 
rainen über ihre Eigcnthuinslande ,e. gröfsere Gewalt beige- 
legt worden sey, alt sie über dieselbe Torhiu gehabt haben ? 
(Ohne Druckort 1807. 8.) S. 48 f. G. H. v. BiBeTt Abhandlun- 
gen SU Erlauter, der rhein. B. Acte, Tb. I, S. ao8 f. Bhein. B., 
io6* Gm. Wm^Hi» eoamu de alnrogatioiiU legum ger- 
mameamm tI et effectu in cnritatilni« foederi rbenano «daeiv 
ptia , praeaertim in eanim formam' (Zerbatae i8t8. 4- Auch, 
teutaeh, in d. BheUu Bund , Iii u. Uli.)« Part. U. A« B. 
MnaiLdias. quaeationea de jure publ. ctritatiim foederi rhen. 
adacriptar, Spec. I, (Lips. 1811. 4O9 p* seqq. et 40. Jen. 
AUg. lit. Zeit« 1807, Num. 3oi n« Boa, V 18, Num.304, S.6ia j - 
1808, Num. i3a. Würtembergs Recble COhne Bmekort. 1814. 
8.), S. t3ff> Vergl. Reicbsdep.Bauptaehl. 18089 V ^* ^ 
merknngen au Erblänmg dea.6o. |. dea R« D. Hauptachhiaaaa. 
FmM. 1806. 8. F. RmrnB 8ber d. Erbaltung der ^entl. Vev> 
faaa. in d. EntacbädigongaLanden, nadi d. R.. Bep.JKaiyiacbl« 
T. 18089. mit Anw^d« auf^d. Bersogdi. Weatpbalen. Q5tt« 
i8o5. 4* IIaubbub*8 Staatsarchiv, L. 166 ff*. IX ;^7a f,^ 

h) Bafs die Landesberrachaft , seit der Stifhing des rbein. Bun- 
des und der erlangten SouTerainetät , die Landesrerfaaaung 
nach Belieben ändern oder, aufbeben könne« behaupten : J. 
F. N. Ba&vxB, in s. Beiträgen tu e. allgem. Staatsr. der rhein. 
Bundeaauaten (Carlsr. 1807« 8.)9 8. 7 ff. Vergl. auch C. 8.' 
Zacraiiias jur. publ. civitatum quae foederi rhen. adscriptaa 
sunt, 23. sq. — Bafii die Landesherrschaft 9 aait Auflösung, 
der Reichsverbindung , xu einseitiger Aufhebung oder Aende- 
rung der Landesverfassung berechtigt sey, wenn durch sie 
die Staatsgewalt unter mehrere Subjecte gelheilt (?) werde, 
dafs sie sogar verpfliclitot sey , wenn sie die Landesverfas« 
sung dem Zweck des Staates für* nicht entsprechend halte, ^ 
behauptet . Behr in s. System. Darstell, des rhein. Bundes, 
S. 209 ff. -« Dafs mit Aufhebung der Reichsgesetse , die Ver- 
bindlichkeit der bisherigen Landcsverfassung ipso jure aufge- 
hört habe, behaupten: J..Zi»t£l, in s. Entwurf e. Staatsr. 
für d. rhein. Bund, S. 1-20. N. T. Gökneh, in s. Archiv für 
die Gesetegeb. u. Reform des jiirist. Studiums , Bd. I (1809. 
8.)i S. 1 — 16, und, namentlich in Ansehung der landständi^ 
sehen Verfassung, ein Ungenannter in der neuen AUemannia, 
Bd. I. (i8t6), S. 1 ff. 
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«) ▼..BkBG a. a. O. S. aiofT* In Beziehung auf Lippe (DetmolA)^ 
die versuchte Aufhebung der alten, und Einführung einer neuen 
landständischen Verfassung betr., s. manProtocoU d. t. Bun- 
desversamml. y. 12. Aug. 1819,^. 182 u. f., u. Vortrag, vorgelesen 
in der Sitzung der B. V. v. 9 Sept. 1819, und loco dicta- 
turae gedruckt auf 53 FolioScilcn (S. 591 — 643). — DieRechte 
Dritter (der ünlerthanen) , konnten durch Verträge des Pro- 
tcctors mit dei^ Bundesfürsten nicht verletzt werden. — Auch 
politisch gut wäre die Aufhebung der Landesverfassung nicht. 
Sicherer Steht ein Fürst, dem eine Staatsverfassung, als der, 
dem nur persönliche Energie die Dauer seiner Hetrschaft 
▼erbürgt, der Alles und auch das vermag, was weder ihm, 
.noch dem Volke nüut. Soll der Zufall guter persönlicher 
Eigenschaften d«t jedesmaligen Regenten, die OewStrleistung 
' ' seyn , für gereehte und sweehmlsige Staatsrerwaltung t Ah- 
' aolule G«lralf itl gefIhrUeh dem FOntan, herahwttrdigend 
Ittr die Vnterlhaiiau VergL K. At.»iAifiimi*s jErhllrung, in 
t(s«atn*a Uehcraicht' der dipl. VerhandL d. wiener Gongr. 
aoQ* 

I 

Vergl* Bbbo a. a. O. S. eoo ff« Bheln. Bund, IIL Bßi ff. 
«) VergL T. Bne a. a. S. «09 f* Anders Bm a. a. O. S. 908. 
/yVeryl. Vf>^ — Indem git»fthei«ogl.hessitehenEdictT. 1. Oet, 
* iM, wurden die Lendttinde «auaunumsehrSnliterMaehtToll» 
hommßtMtB aufl^ehohen. Voulippe (Detmold) a. obenBfote 

S.SO. 

^ auf die teutsehen Re'iehsgesetxe^ 
insbesondere d) auf die durch sie begründeten oder 

gebilligten f^ert rag rechte* 
Die rheinische BundeaActe (Art. 2) erklärte alle 
teuteclieii Reichsgeaetse für nichtig und nn- 
wirksam« in Ansehung der Bundesgenossen^ ihrer 
Staaten un i Unterthanen. Es wurden aber I) daselbst sn- 
gleich zwei Ausnahmen ron dieser Regel festge- 
setzt ; in Ansehung derjenigen Bestimmungen des 
ReichsdeputationsHauptschlusses vom 25. Febr. i8o3. 
Welche 1) die Rechte der Gläubiger und Pensio- 
näre a), und 2) den Octroi der Rheinsehif« 
fahrt ^) betreffen. Auch ist II) den allgemeinen . 
ilechtagrnndsätsen gemafs, dafs jene Aufhebung der 
.tftnls«htQ Relehsgesetze, nicht besogon werden konnte 
auf Staaten, Pertonen, undRechte« überwelehe 
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die rlteiniaclMii Büttdesgettosm wm Terlttgen nklit be- 
fugt waren, und nicht aof Bechte, deren WiHlsamlieit 

durch die Fortdauer #er tentsehen Aeichmrhindung 
nicht schlechthin bedingt war. Also i) nicht auf die 
von dem rheinischen Bund frei gebliebenen teut- 
schen SouverainSta aten und deren Unterthanen. 
Auch 2) nicht aaf solche Rechte, welche Einaeltie 
durch Reichageal/tte oder reiehsgesetsUehe Bestimmun- 
gen, unmittelbar oder mitl^lhar (ex pactotertii), schon 
erworben hatten 3) Nicht auf die 'Fortdauer der 
durch Beichsgesetze begründeten oder gebilligten, 
jedoch Ton dem Fortbestehen der Reichsverbindung 
unabhängigen V ertragrechte, a) zwischen Bnndes> 
iursten unter sich ; oder b) zwischen Bnndesfürsten 
und Dritten, namentlich ihren Unterthanen f), der ha« 
tholischen Kirche, den evangelischen Kirchengesell- 
•chaften, und Auswärtigen bei (etwa auch zugleich 
als Heichsgesetse' betrachteten) StaatsrertrSgen des 
teutschen Boichs, in welchen rheinische, jetnttentaohe 
Bundesstaaten ursprünglich für sich selbst als MitPacis- 
centen anzusehen waren /) : oder c) zwischen Drit- 
ten, z. ß. zwischen Katholihen und Evangelischen in 
rheinischen Bundesstaaten, zwischen den Mitgliedern 
der RegentenFamilien , auch denen des reichsunmiltcU 
bar gewesenea Adels, u. d m, 

* 

m) R. Dep. Hauptschi. v. i8o3, 3, 4>6i 7« 9? ^4* i?) ^9y ^o« 94^ 

27, 4? — 64, 66 — 68, 76, 77 — 85. — Von Reichsschulden , 8. 
Bhein. Bund. I. 114 f. G.H. v. Berg's Abhandl. z. Erläut. d« 
rhein. B.A. Th. I, S. 57ff. — Von Schulden d. ehem. Reichs- 
OperationsCasse , sehe man die Verhandlungen bei der B. V, 
' ieit 1817, in d*. Register* ihrer Protoc, b. r. Auch die teutschs 
.BundesAetey Art. i5, erneuert die Verfögungen d. R. D. Haupt* 
Sehl, wegen des Scbuldenw., der Pensionen , und der auf den 
RheinschiffahrtOctroI angewiesenen directen und suhsidiar. 
Renlen 48'2). — Das bei Auflösung d. teutschen Reichs vor- 
handene Staatse^genthum desselben, hat, mit Ausnahme der 
Reichsfiurchive 39 f.) , seine frühern Bestimmung verloren. 
V. Berg's angef. Abhandl. etc., Th.I, 271. Rlübkr's Staatsr. 
desRheinb. 114. Bfeschlufs d. t. B. V., über die Gehau Je 
dtt Reichskammergerickts , in ihrem' P^toc« r. 26. Aug. iBiS^ 
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Preuss. ErU&r. hierauf, in dcmProtoc. t. 1819, V ^* 
gleichen über die reichskammergerlchtl«. iBii/iorlw^y-in dem 
Protoc. T. 25. Jan. 1821, ^. i5, Nuip.ai. ^ 

h") R. Dep. Hauptscbl. y. i8o3, %. 39. 

c) Bheia. Bund, XXV. 102. — Vergl. die t« fiundesActe, Art. i4) 
Num. 2, verbis «für künftige Fälle». 

d) So «. B. verschiedpneMün/^Couventionen , unten ^. 346* u. f. 
BLifBEB'sStaatsr. desRhelnb., ^. 323. Vergl. auch den preuss. 
Entwürfe. Verfass. des teutschen Staatenh. t. Febr. iBid, 119» 
in Klübkb's Acten des wiener Congr., Bd. II, S. 54> 

«) Erklärung der hannÖTcrischen Gesandschaft auf dem wiener 
Congr., in Klübeb's Acten des w. Congr., Bd. I, Heft 1, S.61). 
J) Z. B. dieConcordate (r. i/|39, i^^b, i448) mit dem päpstl. Stuhl, 
' der Religionsfriede \.» i555, der wcstphäl. Friede v. 1648. 
t.Bkbg a.a.O. S. 34-i IT. u. i5^ff, Gvil. Wiesand comm.cit.Part.I. 
c. 3. Rhein. Bund, XXV. 101. Rlübbb's Ueberticht der diplom. 
Verhandl. des wiea. Congr., S. i53, 25o, 44^ 446« 449) 43^^*) 
484f 490 u. 495 ff. A. MieaL^s Hirtlieiirgcbt, %. \i, F.A.E^un^t 
Progr., i$t d«r wettpbSl. Friede, d^n Bestumnuiigeii des Art. V 
nach 9 inBMug «Hf den Religionssvstaiid der cbrUÜ. Haupt* 
Gonfetiionen inTeutsebl., dikrtb die rbeln««. wiener Bandet- 
Aeten ebgeacbaflt und anfgeboben? (Nein.) Bamb. 1816. 8t. ^ 
yondenOoaeonlatenf Bemerbungen nndWfiniebe über die 
•alt 1806 «rtebieiienen BeüglonaEdiete ete.« (TentMbl. 1817; B.)« 
8.5itii. i3« Wider die forldauemde Gültigkeit der ang^.. 
Cene^rdate« t.. die unten (.4a5 angef. Sebrift tm VAm« S* it— 
«4, StiBicbweigend ist . für bOnfUge F8Ue ibre Wlrbsambeit . 
ai^geboben, durdi diejenigen Bettimmiingen ^ welcbe über- 
•inftimmend. Ton dem pipsU. Stuhl und den welÜ. Regenten» * 
* Ittr VerliMung und Einricbtnag des batbol. Kircbenweiene in 
t. BAndiiieiaaten eniebtet werden aind ( |.4m^ >• 

h) auf die Autonoviie und Oesetzgebuiigsfreiheit Jer 
JBund€sfürsUn, in Beziehung auf fortdauernde QiiUig» 

ksit der Jieichsges^tu. 

I) Durch die in der rheinischen BundesActe fett- 
gesetzte Aufhebung der teutschen Reichsgesetze, ward 
die Auto nomie ^ nnd Geaotzgebungsfireilieit 
der Bttiidea£ür*t«a weder aufgehoben, noch be- 
•chi^iidit! Dcanftdi .^«r fa ibrtr . Biuidetpfliclil mtkt 
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zuwider, wenn sie freiwillig ,~oline Meinung eiiMir aus 
der Zeit der Reichsverbindiuig noch fortdanemden 
moraiisdien Njothirendigkeit 9 reiehsgesetaliche 
Yorschriften fernerhin entweder selbst beoback« 
teten, oder solcben pfactiscbe Gültigkeit für 
ibre Staatsbeborden und üntertbanen, aus- 
diiicUlicli oder stillschweigend beilegten «). II) ISa- 
mcrtiich g^ll dieses von H e i c hsg e s e tz e n, welche 
auf P o 1 i z e i Gegenstände , auf Münz- und Kaien» 
derwesen, auf peinliches und bürgerliches * 
Recht und R e c h tsv erfahren sich beziehen. 
In Ansehung dieser Gegenstände , bbnnte daher den 
Reichsgesetsen , ^war nicht als solchen 9 oder naeh 
ihrer nrspr anglichen Form, .aber doch nach ihrem In- 
halt (materiell) , mithin zwar nicht mehr als gemeinem 
Recht (jus commune), aber doch als angenomme- 
nem Landrecht (jus receptum) , practische Gültig- 
keit in den vorhin zu dem teutschcu Reich gehörigen 
Staaten nicht versagt werden, so lang und so weit sie 
durch eigene L andesgesetse nicht abgeschafft 
oder abgeändert waren c); Welches bu thnn, der Staats- 
regierang nnnm'ehr, selbst bei schlechthin befehlen- 
den oder verbietenden Reichsgesetsen, nnverwehrt 
war, doch in der Regel, ohne rückmikcnde Kraft der 
neuen Gesetze 

« 

a) In dem eu dem rhein.Bund nicht gehörigen Iler^ogthum "Hol- 
stein y ward die FoHdauer der Gültigkeit der teutschen Reichs» 
gesetee , in bürgerl« und peinl. Sachen , gesetslich refordnet, 
am 9. Sept. i8o6. Polit. Journal 1806 , S. 983. — Das OberAp- ; 
pellationsGaricht der vier freien StädtetalAh0c\f Ist angawie^ 
San, ausser danParticularGesetsan und Rechtsge'wdhnheit^n der 
Städte^ auch das in ihnen recipirte gemeine Recht, mil Inbegriff 
der ReichsGesetsa , als Entscheidungsquelle su gebrauchen. 

b) Beispiele liefern: Hcichsabschied i5ai , %, 19$ 1629, ^. 3i. 
ReicbsPolizeiordn. i548 und .1577, '^^ mehrem Stellan , a. R. ' 
Tit. 19 und 32. R. Dep. Abschied 1600. ^. 16, 189 u. i5s* Reichs- 
absehiad i66>4, in mehram Stellen , s. R« ii3» ist» 122, 174. 
ReicbssdiMlssa toh i73i u. 177a, die Abschaffung der Hand- 
wariiamifiArftticlie betreffend. Von ReicbsCrimiBslQesetsen 

s. FavnsAeB^sLeliffbv des |^hil.ilaekls, 3., Bieaa und andere, 

lUuber's «a«aU. Baahl. * ^ 
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gesammelt in Gebstlacjifk's Handbuch der tcutschcn Reichs- 
gesel7.e, Th. I\. X. u. XI., in Sch3ia.ls» cikrp. jur. piibl. acad., 
und in der neuen Samml. der Reichsabschicdc. Fraulif. 1747* 
4 TheUe, Fol. 

«) GvtL* WixA^so cotnment« cit. A. H. Mkisel diss. cir. G. H« y, 
Bn«*« AbliaiidlungensuErlSttter. der riiein. B.A., Tb. I, S. 5oiF. 
ScHBAMB^sAbhandl«, in Ciiohb*s ü. Jaup*8 Oermanien, Bd. II, 
Nttnu 5 «. 13; u. Bd. III, Num. ao.' Hlwln. Bund, XXXVII. 
63. Jen. AUgem. Ut. Zeit. 1807, Num. 3oi, 19, u. Num. 3o5. 

d) F. Tb. Ssioliv, praea. A. -C Stocksaw , diss. de vi legum 
priomm in pjOiterioribns. Lips. i8o3. 4* A. D. Wsara über die 
Ruelianwendung positiTer Gesetse. HannoT.. i8i,t. 8. C. C. J. 
T. Hebbsstou über die surüciiwirkende Kraffc d er Gesetae. DOs- * 
aeld.i8i2i 8. Th. Wiese über die rücI(^^ir1<l nde Kraft derGe* 
seUe. Franlif 1814.8. G. H. v. Bfrg s Ucchtsfälle, Th. IV, 
Nvm. 10. P.W. Pfkiffcb's Abhandl. in Croxe's n. JAVP^tGer- 
^jianien, Bd. lU, ö. ^11 ff. Jen. AUg. Lit. Zeit. i8»a, Kum. aao. 

^ c) auf authentische Auslegung der Reichs gesetzt, 

I) Da mit Auflosang^ der teutsohen ReichsTcrbin- 
dung, die moralische Person der HcichsStaatsgewalt 
(Kaiser und Reich) erloschen, und der teutsche Bund 
nicht Rechtsnachfolger oder Stcllyertreter derselben 
geworden, auch überhaupt mit Staatsgewalt nicht ver- 
teilen ist 6 u. 3i), so besteht kein Subject, welches 
zu autlientieeher Anslegung der Reichsgesetse 
ermficlitig^t wäre «)- IQ Dagegen gebfibrt, in Beckl- 
fttreitigkeiten, jedem competenten Richter doctrinale 
• Auslegung aneh der Reichsgesetze III) Auch kon* 
nen sammtliche Bun desgliede r vertragweise 
unter sich festsetzen, welchen Sinn sie zweifelhaften 
Stellen der Reichsgesetze beilegen wollen \ doch unbe* 
schadet der Rechte Dritter. IV) Dasselbe kann jeder 
Regent, für seinen Landeshesirk, 'nach der Lsndes- 
Terfassung, thnn 

«) Ein Fall in den Protoc. derB. V. v. 1818, %. 238; t. 1819, %. 20 
U.42; V. i8ao, V 3?. — Namentlich gilt dieses von demil.Dtf;:;. 
HaujtuehL T. i8o3, der .seiii| Terbindeade Kraft alt Beichsge. 
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ieto etnsig ron der Reichsstaatsgewalt (Kaiser v» Reidh) dof^ 
einen eigenen Reichsschliifs erbalton bat j also Wedw* Tön den 
Willen der DeputationsMitglioder , als solcher, noch Ton dea 

. Vorschlägen der yermittelnden Mlkbte (Frankreich u« BnSk* 

' h\uiV, obgleich di(^.von ihnen französisch mitgetheilten ersten 
47 ^V^^* ^* ^* Ueberschrift erhielten: «Texte ori» 

giaal finalement convenu entrc les Miuistres des Puissailces 
mediatricos et la Deputation de FEmpire ». — Ein Beschlufs der 
B. V. in ilircm Protoc. v. 1818, %, l38, begehrte Auslegung einer 
Stelle des 24. V des R. H. S. von den noch übrigen sechs 
Staatsregicrungen , welche als Mitglieder der äussere rdentl. 
R. Deputation v. iBö3, Bevollmächtigte bei derselben hatten. 

h) Vergl. das Protoc. derB. V. t. 1820, ^. 37, Num. II. — Wie 
ehehiu den Reichsgerichten, und Selbst den TerritorialGe* 
richten. Die bei jenen damala geltenden, in ihrer Art noch 
jetzt anwendbaren, Gniadsätse findet man entwickelt, in G. W. 
StocRS (P&tm*a) diia* dd jure et oflßelo inminor, imperü 
trilranaUiim drea tnterprettttonem legum imperü (Gött. 17881 
nnd mPvTTkB*a opuaculis, p. iB5). 47*d2«d3« 

e) Vcrgl. 176 «• 

4) 074/ das gemeine teutsche Privatfec/w, 6) das Lati» 
desPrivatrefht*, Und 6) die von Einzelnen €f*worBen9i^ 
FriiuUrechle, inshesoitdef*e 7) auch Sueüessionättch^* 

I) Nach dem oben (§. 5i II) artgegebenen Grand-« 
ftatZf bt die Frage beantworten: ob und ^vie weit 
das auf teutsche Reicbsgesetxei so wie auf allgetnein« 
teutsche Rechtsgewolinheiteiif gegründete gemein 4 
tentsoKe Priratreotit durch Anfl^^ung dtr 
ReichsTerhindnng« und durch die ia der rheinischett 
BnndesActe erfolgte Aufhebung der BeichsgesetKe , in 
den teutschen Staaten nunmehr auch als Landesrecht 
seine practiscbe Gültigheit terloren habe ? Ii) Dem 
Lan desPrivatrecht (rornialigem patticulärem teiit- 
schcm Privatrecht) blieb seine Gültigkeit auch nach 
Auflösung der teutschen Helchsirerbindung, sd weit es 
durch neuere Gesetze oder Eechtsgewehuheiten nicht 
aufgehoben ward 00 Bi^ irihreud der tettttcheit 
ReichsTerbiadung ton Slnielueu erworbenta FrituV 

5 * 
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rechte, namentlich die durch kaiserliche PriTilegieii 
erlangten , blieben fernerhin bei Kraft da wohler- 
worbene Rechte der Privatpersonen unabhängig sind 
Ton der Staatsver Fassung. IV) Dasselbe gilt insbeson- 
dere ron rechtsgültig "erwprbenen Snccessions* 

Rechten 

rt) Vergl. %. Bia u. (N. T. Gösner) Ucber den Umsturz der t, 
Verfassung und seinen Einflufs auf die Quellen desPrivatrecbtS 

in den neu souver<iineii Staaten der rhein. Conföderation. 
Landsh. 1807. 8. Rhein. Bund, XXVI. 2a'>. — Von dem teut- 
schen rrivfitfür'iiettrrrJit s. ohcn ^, II. — Durch Auflösung der 
• Reichsverbindung, ist die Streitfrage , von der Existenz eines 
allgemervcn toutschen Privatrechtes (aucli eines geschriebenen, 
oder blofs eines Gewohnlieitsrechtes ? nicht blofs im histori- 
schen, sondern auch im juristischen Sinn?), zur Antiquität ge- 
worden. ' 

h) In verschiedenen rhein. Bundesstaaten ward das neufransösi- 
sehe Privatrecht (Code Napoleon) cingeluhrt. So in dem Hönigr. 
Westphalen, in den GrofsherzogthiUnem Baden, Berg, und 
Frankf., in den Staaten der Herzoge tob Arenberg und Anhalt« 
Cdthen. In Terschiedenim andem Bundestaaten erseMcnan 
ebiselnenene Gesetse , oft mehr mik formaler als materieller 
Netdieit. 

c) BaAUxa*8 BeitrSge an e. allgem. Staatsr. der rhein. Bundesstaa* * 

ten , S. 19* — \ on erlan|ten haiserl« StanJeserhöhungen und 
Privilegien , s. ebend. S. 16a ff. WiisAirol. e* P. f. e.a. 

d) Vergl. f. 89, NuBu III u. IV, u. V 47^* — Von jehemaligen 
EventualBelehnungen und jintvar tschaften auf Reichsleben, 
desgl. Ton TertragmSsigen Erhfolgereehten der bundesförstl. Fa- 
milien, s. WimasdI. c. P.I* c. a. r. Biaea. a. O. S* i8&ff. Blv- 
Bta*s Staatsr. des Rheinhundes, %, 120, vergl. mit f .89, 9a a.37a. 
— ' Ffir erloschenh'AXt die JE^hverhrüderungen u. Anwartscha^ 
ten, welche wShrend der teutschenReichsFerbindung errichtet 
wurden, v. EeaiBS, TeutseUands Erwartungen Tom rhein* 
Bunde, 8. ai ff. 



. » 
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VI. CAPITEL. 

f tELLEN DES TEUT8GIIEN öf¥ENTUCI|EN REOHTES* 



§. 53. 
Uebersicht* 

Quellen 1) des teutschen B u n d e s r e c h t e s , sind : 
i) Staatsverträge im weitern Sinn , sowohl ausdrück- 
liebe, nänilich FundamenlAlverträge des Bundes, und 
Staatsverträge (im engern Sinn) der gesajnmteu Terei» 
nigten Bundf^sstaaten« als auch stillschweigende, näm- 
lich BundesFundamental- andSjtaatiherlftoainien; s) Ana- 
logie; 3) allgemeines Staats- und Völkerrecht; neben 
welchen 4) auch yerschiedene Nebenquellen und Er- 
ifinterungsmittel in Betrachtung kommen. II) Das 
Staatsrecht der s o u v e r a i n e n Bundesstaaten hat, 
ausser jenen allgemeinen, auf ihr Bundesveihältnifs 
sich beziehenden, noch folgende besondere (Quellen : 
i) StaatSTcrträge, theils ausdrüchliche, sowohl Staats- 
grundverträge, als auch Staatsverträge im engern Sinn, 
theils stillschweigende 9 nämlich Fundamental- und 
Staatsherhommen ; s) Staatsgesetsce ; 3) Analogie ; 4) All- 
gemeines 6taatsre<ihtj 5) seihst manche Staatsverträge 
mit Atttwirtigen. 



I. ABTHEILUjNG. 

QgBLLEM DES ^VKDESUFXUTES. 

S. 54. - 
A) Ueherhaupt. 

Verträgt f sowohl Grundvertrüge ^ als auch Staatsver-' 

träge im engern Sinn» 

Die Staatsrerträge, im weitern Sinn, durch welche 
öffentliche BechtsTerhältnisse des Bundes bestimmt 
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werden, sind von verschiedener Art; je nachdem 
durch sie die GrundveHassung , odor andere ütTcnt- 
licheBechtsverhältnisse dcsBundes, festgesetzt werden* 
I> Durch Gr nndr ertrage, wird dat Oaseyn, der 
Zweck, pnd dat Wetentliclie der Form des Staatenbim« 
des bestimmt «). Ihre verbindende Kraft , liegt in der' 
üeberei^knnft der Interessenten. ÄusdrGclilicli 
errichtet, heisscn sie Fundtunental Verträge oder 
Bundesgrundgesetze: Ktillscln\ cigcnd , Funda- 
ment a IHe rl< o mm e n oder Observanz. II) Uchor- 
dicfs können Staatsvertr äge (im engern Sinn) der 
gesammten verbtindeten Staaten , sowohl unter sich , 
eis auch init einzelnen Bnfidesstaaten , und liiit ausMrür. 
Ilgen Staateiit errichtet werden, filr'(»frontliche Rechts«^ 
Terhältnisse, ausserhalb d^r GrnndTcrfnssung des Bim« 
des* Stillschweigend errichtet, hcissen -solche Yer* 
trage Bun d esh e rh om me n , wenn sie auf Bundesge- 
nossen sich beschränken : G e w o h n h e i t s V ö I k e r- 
recht (droit des gens coutiniuei) , so fern sie mit aus- 
wärtigen Staaten errichtet sind. Von jeder Art dieser 
vcrscliie^enen Quellen 9 Ist hie^r besonders handeln. 

^) In de^Yvicn^rBIinisterialConfcrcnr^cnv QU 1820, hatte Wirtem- 
berg dafhttf angetragen , der wiener ScblufsActe von 1820 (Art. 
i3) fine Deßnition d«r Griinclgeselxe des Bundes einsurcrlci« 
bcn. Darauf bemerkte die RedsctionsComintsston, In ibrcm 
Vortrag , der al^Bcilage A demProtooellder sa. Sit^song vom 
}6. April 1820, beigefügt ward: « Der Begriff eines Grimdgese- 
tsessey einer von jenen einfitchen Begriffen, die durch «ehulge- 
rechteBefinitionettTiel letehter verdunkelt, als aufgehlärtund 
befestigt wflrdi*n»* Dieses erinnert an das alt«: «omnis defini- 
tio in Jure est periculosa »• Dennocb hatte kuni vorher bei der B. 
V,, eine ftir gutachliche Festsetsnng des Begriffs der Grund- 
geseise iiqd der organischen EiuViehtiingen des Bundes erwählto' 
Commisfioi^f folgende Definitionen vor^cschlngcn: i)«>Orund-' 
ges9iz4t des teutschen Staatenbundes sind diejenigen A crtrn^mä« 
stgen Bestimmungen , welche die EmeJitnng deslhiiidesY den 
Verein seiner Glieder , die r*cstset/.ung seines Zwclies, sowie 
die dl ritechtc derGosnininiheit , derTht ilnahme der cin/.ohicn 
Bundcsf^Iicdcrüii deren Ausübtmg, der Verpflichtiuigcn dci*scl- 
bon p;«ßcn dciilniiid, und der \ erbindlit Itcn dieses gegen 
sie, eadiich de$ Hechts» digBundcsangciegeuheitcnzu besorgen, 
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betreff»'!!. Durch diese vertragmasfgen Bcstiminungon wird 
die Bundcsrfr/ajjwn«^ gebildet». 2) <>Da abci' zur Frrcichuüg 
des Bundes/.wn l;os , /.ur Ausübung der Bundesrcclite , 7.ur Be- 
sorgung der Buii.l«'s.ini;clef;cr.hciten, Anstalten und Mittel noth- 
wendig sind , ohne welrhe die Wirhsamlieit des Bundes nieht 
möglich niin» ; so mufs dieser die dein Zweck entsprechenden 
Einricli! II r rf,-ir treffen, Avelchc der Gnindvcrtrag orsianlsdie 
(imten ^. 30 t) nennl . »eil durch sie derBundeshörper gleich- 
sam die Wer!. zeuge erhält , durch welche er seine Tliatigheit /.u 
äufscru innen Stand gesetzt wird. Die Beschlüsse , welche der 
Bund 2U diesem Ende , als beslciiidige , allgemeine Nonnen, 
fafst, können mit Rccbfc den Grundgesetzen hei gezählt werden» 
Diesen stellt ancb der 7. Art der BundeaA^f^ die organischen 
Btindeseinrichtangen in Ansehung der jAntnahmen von de^Ent-" 
Scheidung durck Stimmenmehrheit, gleich». ^3) «Wollte man 
nun., im Gegenaats TOn Grundgesotseuf die Uhrigwn Bundes* 
gesetze näher bencichnch, so ist es einleuchtend, dafs hier in 
Beziehung auf die GegenslSude nur eine negatire Beschreibung 
mdglich wäre , und dafs migi eigentlich als Gesetse des Bun* 
des, die nUht Grundgeseiae sind , diejenigen Beschlüsse an- 
susehen hat, welche nach der Stimmenmehrheit gcfafstwer> 
denhönnen1^, P^otocdcrB. V.t, 29<Ju1. 1819, 55. 

m 

S 55. 

< • 

3) Insbesondere^ 

1) Qrundoerträge* 

I) Der erste Gi !ind vertrag des tciitscheii Bundes«), 
ist die teutsche BundcsActe^), tiatirt ^yicn den 

* 8. Jim. ididf aud nnehhcr genehmigt von jedem der 
Bundesgenossen Die eilf ersten ArtiUel derselben 
.sind, in einet fransosisdien amtlichen Uebersetaung , 

V der Scblafs Acte des wiener Congresses (Art* 
53 — 64) wiBrtHch eiiiTerleibt. Ueberdiefs ward die 
ganee BundesActe, nach dem teutacben Urtext, da- 
selbst (Art. 1 18) für einen V* c s t an d th e i 1 dieser 
Schlui'sActe erklärt, und vax dem Ende, als neunte 
Beilage, derselben beigeFilgt. lUemit ward ihr zu- 
gleich die G^e währieistung derjenigen acht e u v o- 
päitchen U ächte su Tbeii, welche die SchlulW' 
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Acte des Congresses unterzeichnet haben (§. i52c). 
Nicht blofs für das Bandesrecht, auch für das Staats-- 
recht der Bundesstaaten , enthält die BundesActe Be- 
stimmnngen. Zugleich Terheifst dieselbe <0 noch an- 
dere Grnndgesetse des Bandes, and Bestim- 
mungen über die Einrichtung des Bandes, in 
Hinsicht auf seine auswärtigen, militärischen und In- 
nern Vei Iiältnissc. II) Von solcher Art ist die wiener 
SchlufsActe von iB?-o, oder die «SchlufsActe der 
über. Ausbildung und Befestigung des tcutschen Bundes 
na Wien (ron BeTolImächtigten sämmtlicher Bundes- 
genossen) gehaltenen MinisterialConfe rennen» 
vom i5. If ai i8a.o , welche, durch einen in einer Ple- 
narVersammlang derBandesrersammlung gefafsten Be» 
schlaft Tom S.Jan. i8so, fin einem Grnndgesets 
des Bandes erhoben ward /). ^ . ' . 

a) Dafür wird sie ausdrucklicU erklärt, in der wiener SchlufsAcle 

V. 1820, Art. 3. 

b) SchlufsActe des wiener Congresses, und BundesActe oder 
Grundvertrag des teutsclH ii Bundes j beide in der Urspraclie, 
kritisch berichtigt, mit N orbcrichl, L'ebersicht dos Jnhall«'s, " 
und Anzeige verschied. Lesarten, vollständig berausg. v. J. I>. 
Klübkr. Erl. 1816.8. ZweiteAufl., durchaus berichtigt und mit 
vielen neuen Anmerli. vermehrt, ebenda«. 1818. 8. Eine Aus- 
gabe der Bund esActeiindet sich auch , in fÄ^nr/f^j. Staat siirdilv 
des t. Bundes, Bd. 1, S. 3 — 39. Deutsche BundesActe, un l ' 
SchlufsActe der MinisterialConferenr.en unterzeichnet zu W \ 
ami5. Mai 1820, nacli Ordnung der BundesActe vereinigt. Fmnh- 
furt 1821.8. — Notiz von ^^uj^aic« und von französischen u. en^^' 
lisch en üriermsun^en der B.A. , in der angef. 3. Aufi. von 
Klübeii's Ausgabe ,5.119 — 122. Eine amtliche franz. Uehersez- 
zung der ganzen B. A., findet man in Mabtek's recucil, Supplcm. 

VI. 369. DieB. A. istabgelhcilt inallgemeine (Art. 1 — ii) 
lind besondere (Art. i3 so) Bestimmungen. Die letston wur* 
deninProtocollen auf demvr.Congress «ncht «die ersten B«- 
l^/emenrarArtiliel gefiannt». KLUan'*« Acten des wiener Congr. , 
Bd. II, S. 53i f. n. 536. — Geständnisse über die UnTollkofn- 
menheit der B. A., inKLÜBEnVUebersichtetc., S. i44f. — Er- 
innerungen gegen die B. A., ehendas. S. 146 ft, 

c) KifBM't Staatsarchiv, Bd. II, S. 62 ff. Protoc. dcrB. V. v. 2. Dec. 
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0 

' 18169 f. 39« und 16. Jan. 1817, f. la. ^ÜABnnt «• a. O. VI. 867 
— 369« 

• d) Art. 10« TergLflüt Art. 7 u. 8. 

9) Dia wiener SclduJ 5 Acte t. 1820 befindet sieb, als BeUagät bei a 
dasFrotoc. der B. V. t. 8. Jun« 1820; eine franaös. Uebarae- 
taimg, in Fol« gedrurlit , veranstaltete (^.-is Präsidium. Ein' 
besonderer amtlicher Abdrucli aus der BundesPräsidialßuch« 
drucluM'pi, erschien zu Frankf. a.M* unter dem Titel: Schlufs« 

. Acte der über Ausbildung u. Bafeatigong des t. Bundes zuWian 
gehaltenen MinisterialConferenzen. 18W. 4> Zerstückelte Aus* 
gaben erschienen, a) mit der Bundes Acte, unter dem oben Notca 
angegeb. Titel, und ^) als erste FortsetsungSttDnxacH öffejitl. 
ilocht (ohen \. i\ , Note c). 

/) Vrotoc. in der PlenarV ersammlung der H. \ . v. 8. Juni 1820, 
2. — Von ihYer Auslegung und Ton den dazu gehörenden Pro> 
tocollen , 8. unten ^. 69^ . 

S- 56.. 

f 2) Staatsver träge im engern Sinn, 

I) Eine wtehtige Quelle des teaUclicn Bandesrecli- 
'teSf sind die Staatsyertr a g e de( Bandes, ge- 

scblossen tbeils Ton den gesammten yerbSndeten 
Staaten unter sieb, z. B. die Beschlüsse der 
Bundesversammlung «) , theil s mit e i n z c 1 n e n 
^Bundesstaaten thcils mit aus >v artigen Staaten. 
Ii) Von. dieser letzten Art, sind die Haupt - und Ne- 
ben^ertrage, Friedensschlüsse, Bündnisse^ 
Handels« nnd SnbsidienYert rage,* welche der 
Bnnd mit auswärtigen Staaten schliefst, welchen er 
dnrdh AcccssionsVcrtrajje beitritt, oder worin der- • 
selbe, mit seiner Zustimmung, für einen contrahiren- 
den Theil erklärt >vird. III) Vorzüglich gehört dahin, 
die SchlufsActe des wiener Congresses vom - 
9» Jun. i8i5 c), nebst allen darin bestätigten, ihr ein* 
TCrleibten oder beigefugten Vertragen, Erhlärungcn 
nnd Vorschriften , welcher, ausser den beiden Uaupt- 
Mitcontrahenten Oestreich und Preufsen , alle Mitglie- 
der des teutschen Bundes einzeln, durch eigene Bei« 
tritt Ter träge als NebenContrahenten beigetreten 
siud/^). 
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m) BiuideiActe, Art. 6, 7, lo u. a. Diese Befchtüsse sind Vertrag" 
gesetze, Vergl. i56. So z. B. die Gescbäftordnung der fi.V«; 
ühtvh^npt til^anordnettdenvLSkd einrichtenden oder organi^reft» 
den Bestunranngcn des Bundes , für Ausbildung der BimdetTer^. 
Iiältoisse (französisch dispositions ru^lemcntaircs et urganiqiies), 
welche in der B.A., Art, 7, und in der wiener SclilufsActcv. 1820, 
Art. i3 u. i4 » <f-organi seile Einrichtungen>"', und von Andern zu- 
weilen organische (organisireude) Gesetze genannt werden. 
In wiener CongrcfsVerhandlungen , wurden die unter dem Ti- 
tel : «besondere Bestimmungen» den zweiten Abschnitt der 
BundesActc bildenden Artikel 11 — 19, erste Reglementar- 
Artikel oder Vcrfüo;ungcn genannt. Man s. oben^. 552>. Die 
oben (^54«) erwähnte Cüininis->ion der B. V. v.J. 1819, zählte 
die Beschlüsse, welche der Bund für organische Einrichtun- 
gen fafst, den Grundgesetzen des Bundes bei > sie gab zugleich 
eine Definition dieser Einrichtungen, in der oben wörtlich angef. 
Stelle ihres Gntaehtens. In den wiener MinisterialConferunzen 
i8to, erinnerte Hennorer, dafs die von dem dort niedergeseta- 
ten AusscbuTs, f&r 6ie Schlufs Acte TorgescIilagene'ensfiUirltelie 
Definition der organi$c]ien Bundeseinrielitungen su grofsen 
Mifsdentnngen iühren Könne. Hiefnnf ward beschlossen, statt 
derselben MofSi su setseta: «organische Bundeseinricbtungen, 
nimlieli Miüelu. Anstalten snl'jreicliong desBnndeseweelisy* 
In der IblgendenSiteiing trog Wirtemherg darauf an« dieDefini- 
tfonso su fassen: «bleibende Einrichtungen« die als Mittel fu 
' Anstfelten BuErretcbnng der Bundessweclic allgemein verbindp 
lieh pngeordnet werden sollen y. »Zuletst ham es'jta der in dem 
Art. i3i der SebluikActe befindlichen Fassung ( ^. m • ). Wiener 
ConferensProtOe., igu.so, T.8.tt.S9.Mara i8so» Eine and tee 
Definition unter ^. lai* , Notcrf. 
^ h) 80 die ausdrfieklicben oderstiUschweigende« Receptions- oder 
jiceessioHt Verträge mit neu aufgenommenen Bundcsgliedern; 
«. B. mit PVirtemherg , Baden lojr), Hessenlf otnhitrg» 

e) In Klvsib*8 Acten des w. Congr. , Bd. VI, S. i?- iW Auch be- 
> sonders, nebst dcrteulschen BandesActe , von l ])on(kMnscl- 
ben , mit Vorbericht und Anmcrl.ungcn h«rausg. Erl. 1817.6. 
Zweite Aufl., durchaus berichtigt a* mit neuen Anmerkungen 
vermehrt, ebendas. 1818. 8. 

d) KlvUb's angef. Acten etc., 3d. VI, S. an ff. ai8ff« 424 tf. 

57. 

Fortsetzung* 

IV) Als Recbtsqii«lle für den teutscben Bund, die- 
nen sogar mtncbe Vertrage, die «wischen dritten 
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Mftchten, oder TOn Bundesgliodern «ntor «ek, 
oder mit atiswartigen Staaten, oder mit den eigenen 
Landständen y sind geschlossen worden. So i) derpi^ 
riser Friede vom 3o. Mai lÖi f *j) der pariser 

Ha u j> I V c r t r a g vom 20. Nov. ioi5 und 3) der 
(ieiieral Reccfs der zu Fr aulil iirl vt'rsainiiielt gewe- 
senen Tü r ritur i a 1 C o III m i ssi o n der vier Mächte, 
pesti'eicli, Prcussen, England und iUifsIaud, vom 20. Jul, 
1619 c); alle drei wichlig, nicht nariui* den Territoiial- 
Bestand einzelner Bundesstaaten, sondern aucli lur die 
Grenzen zwiselien manchen Ton ihnen und Frankreich, 
nnd der erste anch wegen der darin enthaltenen Anerken- 
nung der Unahhlingigkeit der Bundesstaaten und der 
Ucheieiiiiiunlt >ve{];en der Rheinscliiflfalirt und der.Er- 
ricliUin^ des tcntsclicn liundes, /j) Von der angcgebr- 
r.en Art, iiiid aucli die 1*^ 1 b c s c I» i f f a Ii r l A c l e , t^e- 
scIil<Ks:ieri von den >5chn teutschen Ulerstaalcn am le. 
J)ec. 1821 465''), und 5) verschiedene La n de^« 
Grund vertrüge einzelner Bundesgenossen mit ihren 
LaUdstanden ($. 78). 6) IrVichtig in seinen Folgen, 
für-deh tentschen Bund und einen heträchtlichen Theil 
der Bi^hd^staaten , ist noch jetzt der lün^yiller 
T i iede, i^esclilossen von Oestrcich und dem vormaligen 
teul^jilien Kaiser mit Frankreich» am (). l'ebr. iHo? 
und genehmigt durch den Reichssehl u Ts vom 10. Marz 
1801 '•). Veranlafst >Vard durch ihji, unter dem Ein- 
flnfs der vermittelnden Mächte Frankreich und Rufs- 
land, 7) der B eicKsdeputationsHauptschlufs 
yoma^.Fehr. i8o3/), welcher« zu einem Boichsgesetz 
erhoben durch einen Bcichsschlurs (Ueichsgutachten^ 
yom <s4. Marz , und kaiserliches BatificationsDecret vora 
58. April i8ü3), viele Secularisalioncn , TcrritorialVcr- 
änderungen und andere Staatsverliältnissc festsetzte, 
und dessen rorldaiierndc Gültigkeit, namentlich in An- 
sehung dcL von Gläubigern, R cntencmp fän- 
l^crn^und Tensionären durch ihn erworbenen 
Bechto, und des Octroi der Bheinschiff ahrt, 
in der teutschen BnndesActe (Art. i5) ausdrücklich 
anerkannt ist. Hiehei kann sur Frage kommen : Wem 
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jetzt die .«uthentis cite Auslegung des B. D. 
HafiptSChliMtes zustehe 6) Selbst die rheinische 
■ Bunde sActe (oben $• do) hat, hie und da noch, 
wenigstens geschichtlichen und erläuternden Nutsen. 

a) Art. 3« 6, 6 u. 3t* IUtfBift*s angef. Acten, Bd. I, Heft i, 
S.8ff. — In diesem Frieden wurden sngleich die Östrisichiseh- 
frsnsdsischen Friedenssehlüsse von Preshurg (i8o5) und Wien 
1809) , und die preujTsisch-fransosischen Friedentschlässe Ton 
Basel (179&) und TiUit (1807) , allerseits auch für teutsche 
StaattrerhSltniste merliwürdig, für aufgehoben erhlSrt. Kl€- 
sBB*s angef. Acten, Bd. It Heft 1, S. 36u. 33. ^ 

ft) Art. i,Num. 1 u. s. Trait^de paix signe a Paris le 3omai i8i4« 
et Trait^s et Gonventiens signesdans la m^me Tille le so nor. 
i8i5. a Paris i8i5. 8. 

c) Dieser Reces-general , mit »ebn Beilagen, steht ibMabteks 
recueil. Suppig« ^ III* 604 — 636. 

DE Marte58 Re'cueil des principaux traites, VII. 338. iUcss 
Staatskanzlei, Jahrg. 1801, I, 164. 
e) i>E Mabteks Supplement au recueil etc. , II. 296. Bbvss a. a. 
O. 218. II. 5. 

/) Vergl. oben, 26. HauptsSchlufs der aufserordeiitl. Reichs- 
Deputation; herausg. v. J. V. Cämmeiieb. i8o3. 8. Zweite Aufl. 
Frankf. 1814. 8. Auch in v. MjkRTE>s recueil , Supplem. III. 
23i et 2433 und als Anhang, hinter Lfist's Lehrb. des teutsch. 
Staatsr. Gotting. iHoS. 8. Der DeputationsRecefs , mit Erläu- 
terungen V. A. C. Gaspari. Th. I u. II. Hamb. i8o3. 8. Pro- 
tocoll der aufserordcntl. ReichsDeputation zu Regensburg 
i8o3. lU gensb. i8o3. Zwei Bände, nebst 4 Bänden Beilagen. 4. 
* g) Hie\'ou s. man oben ^. oi** e. ^ 

^58. 

3) Herkommen, Differenzen^ Einßihruug^ Auslegung, 

Entscheidung* 

V) Auch das Herhommen a) , eine durch slill- 
SChweif^emle Einwilligung der zu dessen Einführung 
Befechtigtcn festgesetzte Norm, ist eine Quelle des 
teutschen Bundesrechtes. Es hann Grun drei: träge , 
(Fundamental Herhommen) , und Staatsrerti äge im 
engern Sinn (StaatsHerhommen im engern Sinn) ent- 
halten, n) Ks unterscheidet Weh. 1) Yon dem Gerichts- 

■ 
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gebraooli, und dem so genannten Stylo cnriae; s) ron 
dem Slaataherliommen der eineeinen Bundesstaaten ; , 
■ 3) Ton der Verjährung ; 4) Ton dem Beaitsstand (jns et - 
faror fiossessionis). III) Wie zu Einfülirnn{^ des 

Herkommens , Einwilligung der Interessenten erfor. 
dert wird, also auch zu der Auslegung desselben, 
oder zu der Entscheidung, wenn dasDaseyn, oder 
die Gültigkeit des Uerliommeas streitig ist. 

«) ScbriAen in Fi}TTKs*s Lit. III. 94. KLvsia^s Lit. 887. 

S. öö. 

Beweis und Eigenschaften des Herkommens* , 

I) Ein Herkommen wird nie Termatket. II) 'hit 
Beweis desselben«) wird geiährt, durch glaubwür- 
dige Anzeige älterer, gehörig qualificirter Fälle (spre- 
chender Handlungen) derselben Art. III) Der Ablauf . 
* einer bestiiihmten Zeit, ist hier eben so unwesj^ntlicb^ 
als eine Mehrheit der Fälle ^); ein einziger, 
qnalificirter Fall iat hinreichend c). .IV) Aber b lo fse 
Facta 9 oder Non «Facta, wenn sie gleich unwider- 
sprochen gehliebeni haben heine Beweiskraft. Es wird 
die Meinung moralischer Noth we ndigkeit 
der Handlung oder der Unterlassung ^/) , auf Seite der 
Handelnden erfordert V) Auch wird vorausgesetzt, ^ 
dafs eine wirklich geltende , und fernerhin gelten sol- 
lende , hinlängliche Bestimmung des Falles , in Grund- 
oder Staats vertragen nicht enthalten sey. 

a) MosFR a. a. O. 509. Ebendess. Staatsr. II. 169 f. dk CRA.]aER 
obss. jiir. unIv. II, 781. 9. sqq. 17. C F. W. df Spa^i&xh- 
N BERG diss, de observantia imporii (Hai. «795.), 35. sq. 

h) MosKR von Truischlaiid überliaupt , 006 f. 509. Ebendess, 
Staatsr. II. i5o ff. Einige fordern zu jedem Herkommeii «c- 
tuum frequentiam et diutumitatem temporis. CaAsml* e. ^••is. 
C. H. EcRBAan hermeneut. jur. lib. II. \%, lOi. sq« 

c) Moem S07. Ebendess, t. Staatsr* II. 161 & H. C na Sareav* 
BBRG aiss. de jure observaiitiaa ae ■ onm ci ndhii s in fa»sis 
pnbl. et pvir. |. 4* n« k# et |. 6. n. a. » 
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d) VoB dem togeaannten Un- oder Nichthcrkomntet? , s» Gkkatla- 
Giaä eo]^. juris puUl. IV. 108. Sc^saqbut^s Beiträge 1. 78 f. 

«) ÜB CaAxtm L c. f . 7. 14* J. C Majea*» t. weltl. StaeUr.Lie IT. 

§. 60. 

I 

I) DurcliBerkotnnien liönnen, 1) neue rerbindlicKe 
Sestiinmiiiii^eD eingeführt, d) mangelhafte oder vn-^ 
Tollstindige erganst, 3) dunkle ode^ unbestimmte 
in terp r e tir t a) werden* Kicht selten hat es 4) sogar 
abändernde, oder auf hebende Wirbnng in 
Beziehung nicht nur auf ein iiltercs Herkommen, son- 
dern auch auf Grund- und Staalsverlragc c). II) Auf- 
gehoben wird das Herkoitimen : 1) durch cntge- 
gengesete te Wilienscrklarttiij]^, in einem abro- 
girenden oder derogirenden Grund- oder Stadtsrertrag, 
Gesets oder Herkommen; s) durch Verfinderung 
wesentlicher Dmst£nde, 8. B. . der Staats* oder 
Bundesverfassung , so weit ihr Dasejn nothwendige 
Bedingung des Herkommens war 3> Blofs formal e 
Aufliebung, liegt in einer Verwandlung des Herltom- 
mcns in ausdrücklichen Vertrag, oder in Gesetz. Nicht 
so liegt eine Verwandlung dieser Art, in der blofsen 
schriftlichen Aufzeichnung desHerkommenSf oder 
in einer schriftlichen Beziehung auf dasselbe, ge- 
schähe' sie auch Ton der BundesTertammlnng oder Ton 
der Staatsgewalt selbst« 

a) Eoiuuan hermeneut. juris, lib. II. ). loi* 

() Psher untevsekeaden Ilaache: obtertantiam indmethiam s« 
dispoiitivüm (worunter die iatroductiya, suppletorit, corrar 
eUva, derogalorisi abrogativa bngriffen sind), indicmiUnoH eC 
Intwj^rMtatkfMn. Ü. IL Ksnntatcn diss. de probatione coasne* 
tudinis el pbsem^itiae, SecT. I. f. 8-« 16. 

c) tMeUebertretong oder rechtlose Nichtbeobaehtoag eiae# Ter* 
tngaiiaigett oder geseüMen Norm , gehCrt nklil hielMV«' 
Mo Wirt mCMMihsh und Bt^lsfeflelsuBg. 
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S. öl. 

4) Ätiologie, 

Zu clen Quellen des teutschen Bundesrechtes, gc- 
hdrt auch die Analogie eine, aus positiven staats- 
rechtlichen Bestimmungen für ähnliche^ oder für 
entgejg^en gesetzte Fälle (durch Argumente asimili 
aut contrario, yon Harmonie oder Disharmonie vertrag- 
mäsiger , oder gesetzlicher Bestimmungen) abgeleitete 
Handliingsforsclirift Sie ist 1) Quelle, für alle Ge» 
gcnständc jeder Ai*t Ton positiTen Bestimmangen des 
öffentlichen Rechtes. Doch ist sie II) nicht anwend- 
bar, so oft Verträge , Gesetze oder Herkommen , hin- 
längliche Bestimmung geben r). III) Durch sie können 
i) neue verbindliche Bestimmungen festgesetzt« und 
mangelhafte oder nu vollständig^ ergänzt werden: 
aber 3) derogatorische Wirkong hat sie nicht. 
AAch kann sie 4) Auslegnngsregel dienen^. 
IV) Nnr mittelbar kommen, bei der Analogie, staats- 
rechtliche Bestimmungen in Anwendung <^). 

a) C. H. GF.rsLEB pr. de analogla juris puMid. Viteb. 1774* KtS* 
ber's Id. }urist. Bibl. I. 53 if. C. H. £cbbabo ]. c. %, loS-sqq. 
IL £. V. GitOBiG'f; Verbuch einer Theorie der Wahrscheinlieh- 
kcit (Rcgensh* 1806. 8.), Th. I, Absclin. 4- 

h) Von Afldem gensnnts dscisiooder ratiocinstio secundum 4ir- 
gmmBUtum legis s, ex lege , oder auch comparatio md iegtm, 
oAer ar^tj mental io^ Dak. Nkttubiadt dis's. de ynrüs casus in 
foro obvios decidendi modis in genere(Hal. 1750), 29. C. H. 
FasiSLi-DEirdiss. de ratiocinatione ex argumento legis. Alt. 1780. 
J. J. HöFL£R diss. jurisprudentiae analogicae fundamenta (Alt. 
1742), 11. — Verschiedene Meinungen von dem Begriff der 
Analogie, s. hei Nettelbladt diss. de dccisione casvuim secun- 
dum annloginm (Hai. i5 — 23 — Die ünterscheidungs^ 
Merkmale der Analogie, ebendas. ^. i3. sqq. 

t) Dan. jNettelbladt diss. eit. de decis. cas. sec. anal. |, sq. 
EcKRAfiD I. c. ^. 122. 

^tt) Vergl. (^üiNCTiLiAN. instit. erat. 1.6. Eckhard 1. c. 117. sqq. 
Ein analogisches Prodnct ist die Induction. 

j) In der t. BundesActc, Art. 14, ward eine baierische Verord' 
nung Ton 1807, als subsidiarische aaalo^ische Rechtsqoello 
angenonunan. 
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Zwei Arten der Analogie» Erfordernisse, 
I) Die Analogie Ton Bestimmungen für ih n t i c h e 

Fälle (argumentum a simili) »etat voraus , das Daseyn 
einer positiven Bestimmung für Fälle, die dem zu be- 
stimmenden Fall ahn lieh (nicht gleich) sind«). Es 
wird aber erfordert; i) wahre (nicht scheinbare} 
Aeimlichkeit (similitudo rationis); 2) dafs kein hete- 
rogenes yerhältnifs der Perspnen oder Sachen Tpz^ 
- walte, für welche Vorschriften derselben Art nicht 
passen 3) dafs Absicht und Ursache der in Be- 
siehung genommenen positiyen Bestimmung, dem zu 
bestimmenden Fall nicht entgegen seyen <^). 4) Auch 
der Grad der Aehnlichheit hommt in Betrachtung. 
II) Die Analogie von Bestimmungen für entgegenge- 
setzte Fälle d) (argumentum a contrario) setzt yor- 
ans, das Dasbyn einer positiven Bestimmung für einen * 
andern Fall , mit welcher man in Widerspr uch ge- 
Grethen würde, wenn man den bu bestimmenden Fall 
anders entscheiden wollte «)• Zwar wird jene positiye 
Bestimmung auf diesen Fall unmittelbar nicht ange- 
wandt, aber sie leitet doch unbedingt das Urlheil, 
Ungereimtheiten und Widersprüche in der Staatsver- 
fassung zu verhüten; man schliefst, dafs ein entgegen- 
gesetzter Grund, entgegengesetste Bestimmungen nach 
sich sieben müsse« 

' a) Nfttklbi ADT (liss, de decisione casuum scc. analog. ^. ?.6. sqq- 
HoFACKFR princ. juris civ. ^. i56. — Für Ausbildung der land- 
ständischen Verfassung in den verscliiedeuen iiuudestaaten, . 
bat grosfentheils die Analogie gedient. 
6) Geislea I.e. ^. 10. Vergl. TüBiüLiAisLS, in L. 9.J, D. de le- 
gibus. 

c) Höfler diss. cit. . ^. 12. Geislkb 1. c. %» 10. 

Andere nennen sie decisionem secundvm argumentum Ugh in 
speeie sie dictam (h. e. per quam jura et obligadonss « qu|e 
in -castt tacite per easum dissimilBm deciso obtinent, detei^ 
mmantur), und untencheiden sie als eigene Entschoidungtiirt, 
▼on der Jnulogie (a simili). Nbttbuw>*»t diss>. eil. ds i«rals 
. «awa decidendi modis, §. 29. 
tf) GsiSLBB 1. c. §.3. 9. H57I.EB diss. eit. |. la. tu m. « 
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S. 63. 

^ Fälle der Anwendung» 

T)ie Analogie findet sabsidiarisch Anwendung: i) in 
öffentlichen Angelegenheiten / nicht nur des teutichen 
Bandes im Gänsen, sondern anch einnelncir . 
Th eile desselben«)! 3) in weltliohen und geist- 
lichen Sacheipi Insbesondere gelten 3) analogische 
Schlüsse , nicht nnr a sfmili, sondern anch a contrario, 
Ton dem Bund überhaupt, auf einzelne Theile 
desselben, damit zwischen beiden kein Widerspruch 
entstehe 4) Wird eine Regel des öff'enllichen Rech- 
tes, durch Vertiage oder Herkommen aufgehoben, 
oder abgeindert, oder wird eine Ausnahme da- 
Ton festgesetzt, so bestimmt die Analogie, ob und wie 
fern andere ältere Regeln, welche Besiehung auf 
jene haben, no4^ fernerhin bestehen können ^ 

fl 

a) <jfisi.er 1. c. %. 4. Ein Beispiel unten, %, 166, III. 

5) GnsLiR 1. c. ^. 5. 

c) Ob die analogische Schlufsnrt, insbesondere a s!mili , auch 
von einzelnen Tbeilen auf das Gaiize statt finde i (^kislsk 1. c* • 
%. 7. u. 8. * 

d) Vergl. Ulpubvs , in L. i3. D. de legib. Tübtlua^us, in L. 
27^ eod. 

JEntseheidungsreeht hei streitiger Analogie. 

Richter, bei einem Streit über die Anwendbar- 
keit der Analogie in einzelneii Fällen, ist 1) die Bun« 
desYersammluog, durch eine wohlgeordnete Aus« 
trSgallnstanz , wenn «die streitenden Theile BundCä^e* 
nossen sind, so fern der Streit durch gütliche Ueber- 
etnhunft oder Compromifs nicht gehoben wird «)« 
n) Ist aber die Sache rechtshängig Yor.der competen^ 
ten Justiabeh5rde eines Bundesstaates so g e b ührt 
dieser die Entscheidung III) Bis %xl der Entschei" 
dung, mufs der Besitzstand (Status quo,, das tJt^ 
possidetis) geachtet werden 



Digu 



Google 



82 Einleit V L Cap* Quellen des teutschen 

«) BuildesActe, Art. ii. Vergl. unten 148*" u. f. 

b) Ob und wann eine Remissoriä an die Bundesversammlung 

erkannt werden könne, oder müsse? 
«) Gbislxb I.e. 1. 11. Man 8. unten ^. i48*>. Von die^ Vorsieht, 

in dem Gebräuch Ar Analogie , s. P. ThämCt Otnmäb^ 

traclitüngen fibor Staat und Kirche, 67 f. 

S- 65. / 

Farallelismus» 

Von der Analogie, unterscheidet sich derParal- 
lelismus«); eine Zusammenstellung und Verglei- 
chung solcher Tertragmäsigen Bestimmungen, Gesetz- 
atelleOf Bechtsätze oder Erklärungen, welche ganz 
oder zum Theü gleichlautend oder gleichbedeutend 
aind, oder sonst in gegenseitiger Besiehung stehen i). 
Er besieht sich bald blofsauf Worte (yerbalb), bald 
auch auf Sachen (realis). Ab erhlSreudes H ü 1 f m i t- 
tel.ist er, eingeschrSnht aufReehttTerhiQtnisse dersel- 
ben Art, auch im öffentlichen Recht nützlich; zumal, 
^enn dabei auf die Gründe und Chronologie staats- 
rechtlicher Bestimmungen Rüclisicht genommen wird. 
Aber, untauglich ist er, zu Bildung allgemeiner Nor« 
meh des öffentlichen Rechtes, aus besondern Rechtsbe- 
Stimmungen, einselner Staaten. 

a) Cicero de inrent. II. 40. Hövlir diss. cit. i4> Nrttzlbladt 
diss. de decis. casuum sec. anal. \. 18. 19. Eckhard hermeneut. 
juris, lib.' I. c. 1. \. i5 et 39« Riccivs spicil. juris germ. 5o. 
J. L. Gomuat obts juris, cir», ,Vol« I. {. 14. p. 78. sqq. Glvcb 
praecognita jurispriidentiae ecdssiastisaa GenMMorum, ^. 204. 

h) Als Beispiel dient das Wort Som^miMtät , in dertheinisehen 
BÜndesÄcte: 1) Art. 4» 8 ti* 3i J s) Art. 7, 17 — ao, aa, a3, a5 
ü. »7 } 3) Art. at, 93, 34—37, 39 u. 3p. 

. ' S. 66. . 

' b) Allgemeines Völkw» und Scaatsreeht. 

■ I>Da der teutsche Bund eine Yolkerrechtliche Ver- 
einigung unabhängiger Staaten ist, so findet , in seinen 
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innern und äussern öffentlichen Verhältnissen, auch 
das natürliche oder allgemeine Völkerrecht An Wen- 
dung f wenn positive Rcchisquellen (§.8u. f., UI u. IV « 
$.54 — 64) mangeln oder nicht, zureichen. • II) Kommt 
es in BundesTerhältnissen auf staatsr/echtliche Bestimm 
mungen an, so findet das allgemeine oder natür« 
liehe Staatsrecht a) (jus publicum unirersale s. natu- 
rale), den Mifsbrauch ^) ausgeschlossen (j. 5, 12 u. 
i5), dann subsidia.r is c h e Anwendung, wenn, für 
den gehörigen Fall , die positiven (Quellen keine, 
oder nicht hinlängliche Bestimmung geben c). Auch 
ist es ein wichtiges Hülfmittel, hei der theoreti» 
sehen, Cultur und dem LehrTortrag des positiren df« 
festlichen Rechtes. 

a) .Vergl. oben f. 6. Hn«Ani*s Geittder Gesetse der Teutschsa, 
14 ff. 

h) Davon 8. J. G. Gokve erat, dica juris publ. uniTersalis. Erl. 
^ 1751. (Ein Auszug aus dieser Abhandl. steht in P. A. Frahu's 

Grundbetrachtungen über Staat «ad BIrehe, 39 -^3U). Adr. 
- UKun or. de eo ^odin studio Juris publ. unirefS. uimiuin est. 

Lugd. Bat. 1784. Fk.4eiBVS Lit. der Staatslehre, Abth. 1, 8.6sff. 
Von der Vorsieht in Anwendung des allgsmefaien Staats* 

rechtes , s. Faim a. a. O. |. (. 

c) Ein hadisches Votum in der B. V. (Protoc. 1817, ^. 23l), 
•a^t : «Es ergeben sich nur drei Qucllpn des BundcsStaaU- 
rechtes: a) die BundesActe; b) deren authentische Erklä- 
rung } c) deren Ergänzung durch neue Grundgesetze und 
organische Einrichtungen». Hienach wären solche Staatsver- 
trage im engem Sinn ((.'63 u. 56) , die so genannte organische 
Einriiditiüigetf nicht betreffen 9 Herltonmenf Analogie, natür- 
liches Vdlhcr* und Staatsrchht, ausgeschlossen« 

» - 

S- «7. 

GUichgewicht* PoUiih Verjährung. Besitzitamd. 

I) Das pQlttische Gleichgewicht in Eu- 
ropa, oder in dem tcutschen Bund, wesentlich unter- 
schieden von dem rechtlichen Gleichgewicht (Suum 
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cnique) , ist eine politische , unbestimmte Idee^ unter . 
dem EinflttCs der Cony^nienz (puissance d*enTie). Et 
hat daher, in dem Gebiet des dfientlichen Rechtet« 
Bicht die Natur einer Entacheidttngsqnelle IS) Daa- 
aelbe ^It Ton der Politih, selhatvon der getimden, 
als solcher, deren Grundpfeiler Gerechtigkeit und 
Weisheit, die Erhaltlingsmittel der Staaten, sind «). 
III) Da die Bundesglieder in ihrem gegenseitigen Ver« 
häitnifs politische Unabhängigkeit genieisen, so hann 
in ihren öfifentlichen Streitigkeiten Verjährung, 
ein Erzeugnifs des positiven Priyatrechtes , nicht ent- 
•cheiden^). lY) Wohl eher ist der Besitzstand 
(nti poasidetia, fayor possessiomt) so lang zu achten, 
bis der Streit in Güte oder auf dem bnndesmasigeii 
AusträgalWeg beigelegt ist ($. 148 k). 
II- • 
ä) KLüBF.m's Lit. ^/^/^. Gömthib's Völherr. I.3si.376. Martens 
Einl. in d. europ. Völkerr. %. ii8ff. Histor. Versuch über das 
Gleichgewicht der Macht. 1796. 8. (Nie* Vo«t's) System des 
GlelcbgewlehU und der Gerechtigkeit« Frankf. iSm. II Thelle, 
gr. 8. (Fr* t« Oam%) Fragmente ans der nenesteB Geschichte des 
politischen Gleichgewichtes in Europa. St. Petersh. 181s. 8. 
Ideen fiber das polit. Gleichgewicht tou Europa. Leipa. 1814« 8. 
(JuH. Müi>uB*s) Darstell, des FOrstenhundes ,31 — 89. Pos- 
siLT*s enrop. Annalen, i8o3y XI. iso. XU. S23} 1806, Vm. 
101. is4* X. 3. XL 145. XII. 170; 1807, I. 3. Minerra , April 
1814, S. 88 ff. A. H, S. Hbbbxv*s Handb. der Geschi<^e des 
europ. StaatenSystcms (2. Aufl. 1811. 8.), 8. t3. Bbidow*s 
Chronik des 19. Jahrh., Bd. III.* S. 19. Romu. London, oder 
fUber die Beschaffenheit der nächsten UniTersalMonarchie. Von 
dem Verf. des neuen Leviathan ^vcholz). TOb. 1807. gr.8. 
Ü&fiaaa droit des gens de l'Europe , f. 6 et 4^* 

h) «Ubi manu agitnr, nodestia et probitas sttperiorU sunt». T4<t 
01T11S German, p.36. 8cnLBnwxnr*s Staatscabiiiet, I. 75— 134. 
Bsvss Staatskanalei , XIV. loo« GAsrAai*s DaputationsRecdrs, 
1.70^ • 

e) Placidüs Lit. der Staatslehre, Abth. I, 8. 59« Minerra, 1814 « 
April, S. 4^ — 48» 

d) KLTTBFn droit des gen» moderne del'Europe, 6 et i25. An- 
ders dkMabtxbs, precis du droit des gens (3^ ^dit. i8at),{.7i, 
Note Jl». 
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Nehßnquellßn und ErläuierunffsmiiteL 

a) Staatsrecht der Buudestaate?! ; h) staatsrechtliche P^er- 
träge der Bundes Souve^aine; c) Frivatßlrstenrecht* 

Wichtig, wenn gleich nicht unmittelbare Quelle, 
sind in dem Bundesrecht, zur Erläuterung und zu Ne- 
henbestimmungen : I) das Staatsrecht der sou verai- 
nen Bundesstaaten, sowohl das gemeine, als auch 
das besondere; II) staatsrechtliche Vertrage 
einzelner BundesSonye r a in e; III) das Pr&> 
Tatfüretenreeht ($. 11)^ insbesondere. Haasreiw 
trige nnd andere Yeirfilgtingen erlanchter Familien« 
IV) In Streitigheiten der Bnndesglieder nnter «oh« 
sind die AnstrigalGerichte anoh auf die in solchen 
Fällen von den vormaligen R e i eh s g e r i c Ii t e n sub- 
sidiarisch befolgtenRech ts^uellen angewiesen«). 

m) Wiener SehlufkActe i6ia, Art. i3. 

S- 69. 

Auslegung der Grundverträge und Beschlüsse des 

Bundes* 

l) Bei Auslegung der BundesActe «) , und der 
wiener SchlufsActe von 1820 i) ($. 55), so wie der 
fibrigen yertragmäsigen Bestimmungen des Bandes^ 
ist, ausser den allgemeinen Regeln der Auslegungs- 
knnst (f. i3), Buchsieht sn nehmen auf Zweck und 
Geist, auf Ursprung vnd Veranlassung des Bundes « 
änf Zwechmasigheit und innere Gflte t auf das Staats* 
recht der Bundesstaaten, suweUen'auch auf ehemali» 
ges teutsches Reichs- lind TerritorialStaatsrecht und 
selbst auf das oßentliche Recht des rheinischen Bun- 
des <^). II) Zu Aiifrechthaltung des wahren Sinnes der 
BundesActe, ist die Bundesveraammiung berufen, 
die darin enthalteneu Bestimmungen, wenn über deren 
Auslegung Zweifel entstehen sollteni su erklären 
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und 8war dem Bnndeszweck gemifs. passelbe gilt^ 
Biclit minder, ron den übrigen rertragmfingen Bestim- 
' mangen des Bändet /)• Ton einer olheitigen Instra- . 
ptioniiEinlioInng der Aeiandten in der BnndetTertamm* 

Inng,^ ist jene Auslegung in den GrundTerträgcn des 
Bundes nicht abhängig gemacht g) ( §. 198a). IH) Hat 
die Bundesversammlung eine bestimmende (anthen- 
tischc) Auslegung eines Grund- oder andern Bundes* 
Tertrags ertheilt, ao gehurt der Beschlufs, welcher 
dieselbe enthält, zu den Quellen dea öffentlichen 
Reehlea dea Bnndea, 'entweder als GnmdTertrag oder 
•la'StaatSTertrag im engem Sinn ((• 55 u. 56)* 

a) Zu ErKtärung i^id Jnsh^ung der t. BundesActe« di^en die 
darauf aieh besiehandan Verhandlungen auf dem wieuer Co» 
greCiy iasondailleit die CongrefsProtoeoll0 in HLeasa^s Acten dea 
w. Congreiiety Bd. II, und die aekn TerMhiedenen Entumr/t 
der BondittActe , ebend. B* IL, S. 19) — Proben in KLliasa*a 
Uebersicht'der dipl. VerbandL d. w. Congr., Abtb. a u, 3. — • 
Beitrage au Erliutef. der t. BnndeeAete, in KLÜaia^a Staate* 
archiT des t. Bundes, Heft I, S. 89 ff. Heft II, S. i%5 ff. 

h) Wichtig für Auslegung dieser SchlufsActe, sind die (nochmi- 
gedrucltten) Protocolleron den 34 wiener MinislerialConferen- 
sen, T. a5. Not. 1819 bis i4.'Mai i8?.o, insonderheit die Vorträge 
der BedactionsGoiamission in denSitaungen Tom i6. u, a4* April 
i8ao. 

c) Von Auslegung des Reiebsdep* Hauptscblusses t. i8o3, oben 

%, u. 57. 

Von Auslegang der rhein, BundesActe , 8. v. Bfrc's Abhandl. 
»ur Erläuter. des rhein. Bundes, S. 11 — 5o. E. A. Haüs in 
. Cbohe's u. Ja€ps Germanirn, BH. II, S. 161 — 214« W. J. - 
Bf nR's Darstell, des rhein. Bundes, ^. 34i u. viele Abhandl. ia 
W iNKOPP's rhein. Bund, t, B. Heft V - X, XIII — XVI, XXIX. 
Vergl. 44, «S«? u. »39. — In dem ersten PräsidialVortrag 
\ in der B. V. (Protoc. t. 11. Kov. 1816, %, 7) heifst es: «So 

? ' ' blieb denn aucli die Schöpfung , deren Namen man aus der 
\ Geschiebte möchte löschen hönnen , und die ieb ini btedem 
. yiereiniBUtscber Mann er nur leise nenne — ä» ßheinbund-* 
^ ein unfollstlhidiges pplitiscb-militirisehes Maehwerb. Ohne 
weitere Ausbildung, so vrte entstanden, TerscbWand auch diese 
' nie erföUte Urkunde, die RheinhundAete — als Grundlage 
eitler öffentlichen Gesammtordnuhg ui Teutschland } denn in 
ihren indiTiduellen Folgen sind die Spuren derselben 
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•siclilhar und fiihlbar, und gehören der Zeitgeschichte an». 
Gevvifs, vielfach, noch der \Virkliclil<cit ! Sind nicht, ohne 
Bücksicht auf dns jus postliiniuii , die meisten directen und 
indirectcn Folgen der Vernichtung des Reichs, die Aufliebung 
der Ileichsgesetze , die politische Unabhängigheit der einzel- 

' nen Bundesstaaten, die neuen Titel einet bedeutenden Tlieils 
der Bundesgenossen, viele TerritorialVerSnderungen und 

' Vei^rditerungen , die Su^bfoctioa 90 Vieler Tormaliger reichs- 
•tindisclier LandeilieiTeii und anderer Beicliennmittelbarent 
d'idse sogar Termelirt durch die Fürsten von derLeyen und Ton 
Isenburg , die politisdie Vemiclitung der beiden geistlicben 
Ritterorden und etliclier Heiebsltädte , am dem liieinisclieB 
Bnndetrerhillnifs in daa teufaelie übergegangen , und- kann 
man , bei aucb nur oberflleblieber Vergleichung dcr rbeini- 
sehen mil der teutschen BundesAete » sieb der Mntbmai^nng 

' enthalten , dafs jene bei dieser mebrfaeh ala Vorbild gedient 
habe? 

») Wien( r SchlufsActe T. 1820, Art« 17, vergl. mit Arl. 4 u* 6. 
— Die Erklärung oder Auslegung betriff! entweder grunäge* 

setzliche Bestimmungen des Bundes, oder andere. Ob im 
. ersten FhU in der B. V. Einhelligkeit der Stimmen (iinanimia) 

da/iU erfordert werde , wie bei Annahme und Aen4erung SOl> 

eher Bestimmungen , davon s. unten ^. \ 
y) Die angcf. SchlufsActe, Art. 7 u. 10. Beil. aö zu 190 d]ps 

Protoc. der R. V. v. 5. Jul. tS'^i, ^. 89. 
g) Die angcf. SchlufsActe, Art. 7 u. 17, rergl. mit Art. 8)9 und 
■ 10. Man s. iedoch die angef. Beil. i5, %» u. ^2, 



IL ABTfiEILVNG. 

QUSIXBK DKS STAATaBKCHTBS OXB »OIITBBAISISV BOB* 

BE&STAATB1I. 

$. 70. . 

f^erschtadeitheit der Quallen» 

Der rechtliche Grund der Staatsgewalt in den Icul- 
sehen Bundesstaaten, Hegt in der Einwiliigmig dea 
Staa^obi^rbauptea und d«r Einwohner dieser Staaten , 
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oder ilurer 8teilT6rtrieter «). Das Bundetrerhäliniri 
derselben f oder ihre Tereini^Dg an einem Staaten- 
System, der Staatsswecli, und die Analogie ilirer Entste- 
lintigsgescliielite, b egr findet für alle Bundesstaaten g e- • 

meinschaftlich, gewisse staatsrechtliclie Bestimmun- 
gen. Andere haben ihren Grund in der indiyiduellen Ver- 
fassung der einzelnen SourerainStaaten. Daher sind 
die (Quellen des Staatsrechtes der souverainen Bundes- 
staaten, theüs gemeine, iheils besondere. Jene 
allein dienen dem gemeinen , diese nebst jenen dem 
besonder« Staatsrecht der Bundesstaaten 7) snr 
Grundlage« 

#) Oben ^.1. P. A. FiLUfa'i .Grundbetrachtungen über St^at 
und üirche, 6a. ' . 

S. 71. 

1) Gemeine puellen, 

T>ie gemeiyiefi Quellen des Staatsreebtes der 

teutschen Bundesstaaten sind: S taatsy er träge des 
teutschen Bundes (§. 54 ff.) » sowohl Grundver- 
träge, als auch Staatsverträge im engern Sinn ß), 
und Herkommen des Bundes, so weit sie in Hin- 
sicht auf Verfassung, Vertretung und Verwaltung der 
Bundesstaaten oder in Ansehung öfifentlicher Rechts- 
Terbältnisse ihrer StaatsaugehSrigen, Verbindlicbliei- 
tek auflegen Analogie, sowohl des Bnndesrecb« 
tes (^61 ff.), als auch der StaatSTerfassung ,der Bnn» 
desstaaten überhaupt; allgemeines Staatsrecht 
C§.69)> positives YolU errecht, so fern dasselbe 
auf die inner n Staatsyerhältnisse Einilufs hat ($.8u.f*). 

«), Hierunter sind namentlidi. die Seschlusst der. BunJUsVw-- 
«iimm/«}fj:hegriff(pn..yergl. (. ij66« — Von der fortdauemden 
Verbindlichlielt teutseher Reichs Vertragrechte, namentlich 
solcher , die durch die ConcordatB mit dem päpstlichen Stuhl, 
den Beligions frieden f und den wstphäL Frieden h^ründet 
wurden , s. oben ^. So, II. 

h) Schaumburg-Iippische Vcrordn. V* i5* Jan. 1816, im Eingang. 
Waldecli« I^andesrerlrag y. 18169 im Eingang u. |« s6, ^ f. 



* 

■ 
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8. w«iwKr«it«iiie1i. GMUidg^tels 1816« in Ebgang u. V 
199. S.HIMkai^MitkVeifMsiingfiirliuade ▼.i8B79f«S. I«i«cli- 

. tensteinische t. 1818, im Eingang. Badisclie von 1818, %, 1 u. 
WirtcmbergitdieT. 1819, V ^- Orofslicrx. bettiMlMT. iSäo, Arl. 
' 1 u. 3. S. coburg-saalfeldischc v. 1841 , Art. 1 u» 3. Braun- 
aiäiweig- und blankenburgiaci^ Landaohaftovdn. t* iB««» |« i5. 
y«rgl.^.nnten |. i56— i7i5. 

S. 72. 

Wohin die fremden Heckte, in der Hegel, nicht gehören, 

/ I) Das r5 mische Stsatsreelit ist in Teutseb- 

land nie angenommen worden, am wenigsten seit Er- 
richtung des teutschen Bundes. Es kann daher, gleich 
dem subsidiarisch oft noch angenommenen römischen 
Privatrecht, hier als (Quelle nicht dienen; selbst bei 
zufälliger Uebereinstimniiing einzelner Sätse des ro« 
mischen, und des Staatsrechtes der souverainen Staa- 
ten des teutschen Bandes« Doch findet eine Ans- 

■ 

nähme statt, in Ansehung der hie und* da noch an- 
genommenen römischen Lehre Ton der FiscalGerech- 

tighcit und etlichen andern Begalien «). II) Das ca- 
nonisch-päpstliche Recht, findet nur noch in 
dem Kirchenstaatsrecht der Katholiken einige Anwen- 
dung fr). III) So auch das langobardische Lehn- * 
recht, niir subsidiarisch bei Lehen in teutschen Bun^ 
desstaaten c)J 

«) Mascot princ. juris publ. 38. Fv'ttxr^s Beitr. I. 007. db Ssl- 

cHowelem. jur^B publ. §.49' Nkttfiblai>t's Erörterungen aus 
dem t. Staatsr., S. 267 ff. AVest!'ha.l\s l. Staatsr. ^. 73, %. 7, 

Scdwaubfrt's Beiträge, II. io5 — 116. Gkbstlacheh's corp. jur. 

publ. IV. 43. — Von Atiii etnhing des röni. ReclitS im Privatfür- 

*4enr*cÄf, 8. Gerstlachkr IV. 4^. Scuwaübi rt's Beitr.II. 98. 117. 
Von der Analogie der fremden Rechte, Ehenders, II. laa. 
h} V«rgl. MosFH Ton Teutschl. überb. 534.' Ehend, t. Staatsr. 
n. ai8. Masgot 1* c. S9. sqq. GQiiDBiioi>«*s t. Staatsr. i83» 
DS SsLcaow !• c« $0. — Pfetter noch gehen , GnsiLiicin 
L €• IV 4* ff« V. .SomfAVBBRv a. a. O. 
- e) MosBi's LefantTerfaasnng, S« i65tt. 5«9. fiewi^M. t. Staatsr. 
IL ss6. M. Dx liVvou de Jure leniinamm Qliistrittm, F. 
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IL e. 1. f. lu MucOT L e« Boxmxkk |ifme. juris fend. , 

f. 3i. tq. ScHSAVBXET a. a. O. II. 118 f. — Nkbt anwendbar 
ist die Regalien Verordnung K. Friedrichs I. r. 1168. II. F. 56. 
P.E. Bertbah*» Abhandl. in ZEPERincK^s Samml. aiuerles. Ab- 
band!, aus d. Lebnr. I. 129. (auch lateiiiiecb« «le Streitsclirifty 
Balle, 1765.) Pdrnm'b Beitrige, I. «07. 

s. 73. . • ' 

/i) Besondere puellen. 

Besondere Quellen des particuläien Staats- 
rechtes der souverainen Staaten des teutschen Bun^ 
dea, sind: I) die besondern Staatsrertr^ge 
eines Bundesstaatet a), sowohl Staatsgrundy er- 
trage, betreffend die Staatagrundverfassung ($.97)9 
als auch StaatSTertrige im engem Sinn, betref- 
fend öfifentliche RecbtsTerhältnisse ausser der Grund- 
veiFassung; so auch, in einzelnen Ländern, eigene 
Staatsgesetze, die zum Theil nur der Form oder 
deni Schein nach, Yon Verträgen sich unterschei- 
den. Zu dieser Ciasse geh8reA> yertragmäsig errich- 
tete Staatsrerf assungsUrhnnden Landesgrundgesetae f 
StaatsConstitutionen (ewige TertrfigmSsige Willenaer- 
hlSrungen des Staatsoberhauptes und der Unterthap 
nen), Landes- und ErbTtogleiche^»), LandtagsReceaset 
Erledigungen der Landesgebrechen (resoluüones ad 
gravamina ordinum provincialium) , landesherrliche 
Declarationen, Rerersalen und Assecurationen, Lan- 
desCompactate, Accorde, Regimentsordnungen c) ; Re- 
cesse mit Landsassen , sowohl ganzen Classen , ala 
auch einseinen ^ Prinlegien der Landschaften über« 
haupt«^, und besonderer Classen demselben | landes- 
herrliche' Constitutions-^ und OrganisationsEdicte f)f 
Patente oder Bedarationen , insbesondere die staats- 
. rechüichen YerhSltnisse der Standesberren und* Guts- 
oder Grundherren betreffend /). Manche Beneup* 
nun gen dieser Rechtsquellen, trennen solche nur 
scheinbar tou der Classe der Verträge §)• 

«) FeitBa> Lit, in. iBo. Mosn Ten der t. ReUhsstKade Lan- ' 
den, iia49» — ^ ymr9§ukmffnm Grand- und 
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andern Stti aU f ftrg gen einrelncr Lander, mit HaditreSnuig 
' dar dchrilteii , wo sich Abdrücke davon finden, s. bei Mosim 
tu O. 949^iia4* Viele finden tich in L^vig^s Sammlmi- 
gea, Fabkk's u. Rxvss Staatsliansleien , u.a. (yergl. GFORGisca 
regesta chronologico-diplomatica) ; die neuesten in der Samm- 
lung : Die Constitutionen der curop. Staaten, seit den letzten 
a5 Jahren, Bd. II, III u. IV. (Altenb.u. Leipz. i8ao.8. Der 4. Bd. 
ist noch zurück.) Nachahmung verdienen: Jud. Thadd. Zau 
heb's corp. juris publ. Salishurgensis. Salzb. 1792. 8. und die 
Sammlungen für Hannover^ v. 1794» (nr Braunschweig J'Vol fen- 
büttel , von 1770 u. von Ribbehtbopp i793; fiStr Holstein, von 
' Jkitsbn u. Hegewisch 1797 j für Baierrtf von 1778; für M^'irtejn' 
■ ber^^ in der «Würtembergischen Grundverfassung», und in den 
*Haupturkunden», hcrausgeg. von H. E. Paulus 1816 j für die 
laud&ässige Ritterschaft in Teutschl. , von Lünig 1730. Vcrgl. 
Kl^bbr^ EinL m e. n. Lchrbegr. des t. Staatsr., V 49? <^ e. 
h) Merkwürdige Beispiele: 

«) aus der Zeit des teutschen Reichs u. des rheinischen 
Bundes: der mecklenburgische landesgrundgcsctzl. Erbver- 
gleicb v. 1755, in Fabf.r's Staatsc. CIX. 169; vergl. Rhein. 
Bund, LIII. 3781 mecklenburg. Erbtertr. mit der Stadt Ro- 
fitocli j — der tübinger Vertrag V. i5i4i und der wirtemhergische 
Erbvergleich von 1770 , dieser inFABER's neuer Staatsc. XXXI, 
335 (vergl. Fetzkh's Grundzüge der erbländ. Verfass. Wür- 
tembergs. 1817. 8.); — der braanschweig 'lüneh, wolfenhm 
Landtagsabschied Tom 9. Apr. 1770 , in Fi«n*a neuer Staatsc. 
XXX. 335 \ — AtstseluaKmkurgMfpiseh» Landetrergldicli r. 1791 ; 
— derLandeigmndYergleich dei Stiftet Etttn r. s. Sept. 1794» 
in T* Bue*t Suattmagasin« Bd. III, Niim. iSj ^ der MM» 
wUdische Landeavergleieli r. i4« Aug. 1804* — ^die jffmizMm» 
hurgUchen DeputationtAbachiede , Aber die nevburgiaeliea 
Landea-nndLegirnmgSTerhSltnisse, r. 9. Oct. 1799, in Riüia 
Staatsli. T. 1799. VI. 85} u* w, lo. Jon. 180s « in (Ib.fiBn*a) 
B&einiaclien Staatsanseigen, Heft 1 (tSoa. 8.), S. 3i IT. ; — 
Cojistitation des Koni gr. Baiern r. 1. Mai 1808; in d. baier. 
Begier. Blatt, 1808, 8t. ai, «. in d. Bhein. Bund, XIX. 3— 14. 

0) aua der Zeit dea tnuteh^n Bundes i Nattmtiselut Edlet, die 
Errielitiing der LandatSnde betreffend, Tr il u. s.8ept. i8t4; 
in der aUgem. 2eit. y. i8t4« Num. 354" ^8; Nassauiseh» 
Vei^'C^rdnung v. 3. Nov. 181 5. — Conatitution des KÖnigr. der 
Niederlande, mit InbegrifT des Herzoi^th. Luxemburg , t* a4* 
Aug. i8i5. — Schwarzb, rudolst. landständische Verfassungs- 
urkunde, T. 8. Jan. 1816. — Gnuidgeseiz über die landstän- 
diacheVerfaNiuigdeaGro£i]ieniogtb.«S«cft^enf^aimar£iiait«cA9 
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5. Mai 1816, in Klvbbr's Staatsarcliiy , BJ. I, S. 16« — so3. 
— PT^aldeckischer LandesTertrag über die landes- und stän- 
dische Verfassung v. 19. April i8i6 , in Ki Obkr^s Staatsarchir, 
Bd. II, Heft 6. — Sch aumhurgJAppische Vcrordn, v, i5. Jan. 
1816, die Einführung landständischor Verfassung betr., in 
Kl0bbb'8 Staatsarchiy, Bd. I, S. O7 ff. — ConstitutionsErgän- 
zuugsActe zu der alten Stadtverfassung der freien Stadt Frank- 
furt, T. 19. Jul. 1816. 8; in der Gesetz - und Statu tenSamml. 
der freien Stadt Frankf., Bd. l (1H17. 8.), S. i— 70. — Harn- 
hurgt Lübeck uad Brenten y s. unten 178'*. Grundgesetz 
der landschaftiicbeii Verfatsung des Fürstcnth. Hiläburghau* 
XtfiSy T. ^9. März 1818. Verfa^8ung9urliunde des Königrü 
ßaierHfW, 9^ Hai 1818. — VeifaMirngsurbunde für das GmA- 
9»tno|Hi.Sa«iern/r.tt»A«€. 1818. — V#cfoMva8«iri»|iid0Fftr 

/das tovrier. FOrttaslIi, XJgekt^mttßi», dalirt llftgmh;^in 9. 

...ISr^T« 181^1 in dar AUgeai.'Zaift. t. 9. «ad 10. Febr. illi0» '— 
StaatarerfaiintagaVertragfttrdas VÜkdgt* Wirtemberg^ r. a|^. 
3ept. 1819. (Zwei firflhm Qonsdtatioiien, i5. |ISra i8i5, 
und T« März 1817, wardeil toh den SUbadeii . nicht angenom- 
men.) » Kdnigl. htinmiSv€ri9ehet Pfitenjt« betreffend die Orga* 

" niaatioi) der Ständerenamml. t. 7. Dee. .t8i^. Vertrag* 

^^nisig erneuerte liandechaftördnnag filr das ^fi^^fiUfprmun- 
sehvreig u. dai Pürstenth. BimnkeiAurgf t. a5. April 1820. — 

' Königl. sächsisches rom i6. Oct. 1910, betreffend die Innd* 
ständitobe. Verfassung , nach der Bund estagsordn. t« 1728. ^ 
Verfassungsurhunde des Grpfidierzogth. Hessen ^ T. 17.. Dee« 
i8ao. (Ein ConftittttieniSdict t. 20. Mars 1810 , ward von den 
Ständen nicht angenommen.) — Gesetz , die ständische Ver- 
faMong des Herzpgthums SachsenCohurgSaalfeld betr. , 8. 
Aug. 1831. — Jede StaatsyerfassungsUrkunde sollte in sich 
selbst die Fähigkeit tragen, auf verfassungsmäsigc Art Zusätze, 

• Aendcrungen u. Verbesserungen aufzunehmen, welche sovrohl 
reränderte Zeitverhältnisse, als auch reifere Einsicht und Er- 
fahrung darbieten. Darum nennen die Britten ihre Verfas- 
sung perpetual Innovation (fortwährende Keuerungi d. h. 
zeitgemäße Ausbildung). 
. c) Wider die Verbindlichkeit dieser Verträge, s. J. Ad. L. B. 
ab IcKSTADT vindiciae tcrritorialis potestatis adversus capitula- 
tionum, compactntorum et litterarum reversalium abusus in 
iynperii B. G. p^incipalibus passjm inolescentes. Xonaeh. et 
b^olst. 1765. Auchteutsch: Rettung der Lmndeshoheit gegen 
den Mifiibraitcb der Gapitulationen n. a. w.» mit Anmerk« (yoa 
Moan). Franbf. 1765. Yergl. jedocb ScnuaAET*« lieben 
dea Bterm 

lloni*! Staaur. t. Reicbalandt, I, iSf. u. Jon. Em. Scnvx^a 
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Fritfung der VeitrSge msA. Gewohnheiten zwischen teuttcheu 
Luidesliemft nad Önterthanen. Wetzlar, 1794. 8. 

C. L^e*t collectio bot« tob derlandsässigen Bitterschaft 

, m TentscUaad, Fnunlif. n. Leipz. lySa. iTheilo in fol. (enthält 
weitBielirdB der Titel sagt, s.Moibb a. a. O. 3i6). M. Falkas 
tuner Begriff der addleswig-liolsteia. LaadeäFriTilegien; in 
d. Kieler Blltteni» Bd. DI, Heft t (|8i6), Num. 1. 
•) Z. B. Bmdhehe yon 180^, 18107, x8o6, iSo^u, iSii. B^tMin^ 
JarmstäätuehB t. l8o3. Wirteihhirgitehe tOn l6ü6 Bttd i8ll« 
Prtufsuehe 180Q, 1810, 184 imd idi5. JnhalMthentehs 
r. 1810 u. r8ii. iSWeAi. eoBnrgUekß t. lOoa tt. i8b8. Nassuuitcht 
V. i8i5* Sachs, Weimar-eisenaehischt TOB l8ld, Qad viele aadere. 

./) HieroB vateB, in dea Capijtela tob StaBdeberrcii B^ Gmad* 
herrcn. 

« 

* g) Häberliw's Handb. des t. Staatsr., Bd. 11,^. ao. Wiksahi» 
in d. Rhein. Bund, LIII. 3o2 f. — So ward in Frankreich daa 
Edict von Nantes (iSqS) und dasjenige Ton 1626 als ein förmli- 
cher StaatSTertrag betrachtet. Flassan bist, de la diplomaiie 
fran^aiae, T.II (edit. de 1811), p. 168 et 399. 

s- 74. 

Fortsetzung. 

Auch gehdren dahio-' manche landeaherrliche Hbm- 
greaetse,, FamilieoTerträge ond andere gültige Dispo« 
aitionen (s. B. {Iber Erbfolge, FamiKenFideieommil^, 

Schulden «) n. d.) ; StaatsvertrSge mit auswärtigen 
Staaten, <les tentschen Bundes und andern i). Ausser- 
dem giebt es noch in manclien Ländern eigene Staats- 
gesetze, die, der Landesverfassung gemafs, Ton 
dem Staataoberhaupt, etwa unter Mitwirkung derLend^ 
stände, erriebtet worden sind c). Die Hraft makieber 
TjftndesTertrige , iat Terstärht dureb Garantie am- 
wSrtiger Staaten <0 oder des tentacbed Bandes ($. >64); 
ipiiddarcb den erblfirtenBandesswech ist die Pflicht' des 
tentschen B nn d es hegrundet, die Aufrecbthaltung der 
Grundveri'assuiig aller Bundesstaaten zu schirmen «). 
«) J. D. Beiche's Verzeicbnils KurEi läuter. des t. Privatfürsten^ 
rechtes vorzüglich gehörig r Urkunden. Bückeb. 1780. 4. 
Mossb's FamiiienStaatsr. 11. 964 ff. — Nassauischer Erbrerein 
3o. J^. 1783 (in IIeuss Staatsk, \VI. 75. u. in d£ Marteots 
Becueil,!!. 4o5.) erstreckt i8i5auf das Grofsherzogth. Luxem- 
burg (Ki.flsam*s Acten des w. Congr., Bd. VI, S. 173), und w- 



Digitized by Google 



% 



94 Eiol. VI. Cap. Quellen des teutschen • 

smuUcher Vertrag 18. Apr. 180S. — KMgl. wirtntherg, 
Hautgesets t* 1. Jan. 18089 d. Rhein. Bund, LH. 3« — 
Hftnigl. Mer. FamilieuGesetz t. 18. Jan. 1816« in dem baier. 
Begier. Blatt y. Nov. 1816. Baier. Famtliengetets T. a8.'Jiil. 
1808 , in d. Bheiil* Bund , XUX. 3. Pfalzbaier. Haiuyertrag 
nebet SeparatAete» beide t. 11. Oct. 1796, in t. Ajietis's Ge- 
isas von T. Beiern, Bd. I, Helt 1. Baier. FamilienStatut, als 
künftig allein gültiges Hausgesetz v. S.Aug. 1819, in d. baier. 
Begier. Blatt , iS^i^ Num. 1. — • TV^erA^/eni. Schwerin a. strelits. 
yorläufiger HausTcrtrag v. 5. Dec. 1808. Vergl. Rhein. Bund, 
LIII« 282 f. — Kurhess, Haus-imd Staatsgesetz v. 4« März 1817. 

— Bß</fjr/»fj Hausgesetz und FamilienStatut y. 4. Oct. 1817. — 
HohenzollernSigmaringensches FamiVienStditut v. 1821. — Haus- 
und Staatsgesetze, betreffend die Staatsschulden , die Privat- 
und Familierischulden des Regenten, die Schulden der Mitglie^ • 
cier seiner Familie, und die Staatsvoräufserungen , sind ange- 
fahrt unten , %. 259. 

' b) Z.B. über CommerzGegenstände , Abzugsgeld, Nachsteuer, 
Heimfallrecbt , Thronfolge , Erbyerbrüderung , Grenzberich- 
tigung , TerriloriaICcssion, Punfication und Austausch , u. d. 

— Beispiele, inBiuts Slaaüli. XL Hun. 10«- 14* Moüi^ ans- 
wärtiges Staatsr. 963* 33i. 38i. J^&emfer«. Ton der Landesbo- 
beit ä>erh., 4^ 8ondsKn*a Staatsans. Heft XXXI. Hiim. 
Bliein. Biind, m. 366. lY. 106. isi. V. a46. IX. 487. 49a. X. 
36. 76.8a. XXn. ia6. XXVni. 119. XL. i9i. XLVUI. 1. 406. 
XLIX. 45. 66. 66. L. 996. 3o9. UV. 43i. OisisaancaBa^s Ar- 
ebif^Mrlidii. Bvndes, VIIL Hum. 1 n. 9. BL<fBn*s Staatar. 
desBbeinb., %• 98, d. ^ Die in den Jahres 1816 1 1817 und 
1819 über TerritorialYerhältnisse geschlo^eaen Verträgt t 
Oestreichs mit Baiern y. 14. Apr. 1816$ Oeitreicht undPreus- 
sens mit dem Grofsherzog. yon Hessen , yom 3o. Jan. 1816) 
Grofsbritanniens mit ebendema. de eod. ; des Bdbigsder Nie- 
derlande, G. H. von Luxemburg , mit Preufsen , y. 8« Ney. 1816, 
mitOrefsbritan. y. 16. Noy. 1816, mit Oestr^ich y. la. Mära , 
1817, u. mitRufsland y. 17. Apr. 1817; Badens mit Oestreich, 
▼. 10. Jul.1819 , und mit Oestreich , Rufsland, Grofsbritannien 
u. Prcussen, de eod.; nebst dem oben ^. 67 augef. GcMera/üere/V 
'der frankfurter TerritorialCommission t. 20. Jul. 1819; alle 
in y. Maatfji's recueil des trait^s , Supplem. VII et VIH. 

#) Von dem Königr. Sachsen , s. den Codex Augusteus , und y. 
Böhkb's kursächs. Staatsr. IH. 1 —68. — Von der frA/rtrVün»^*- 
«rt der Landesgrundgesetze und Staat8yerträge,s.WiE8E'sSamm- 
lung Jurist. Abhandlungen (1783) Num. 7. — Von Aufhebung 
und Veränderung der LandesTCrtrüge , S. Mossa TOn der lAk- , 
deshoheit überhaupt , S. 5o ff. • • - * 
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4) Hotn*s Rechtsmaterie», D, i46. IIL 307. IV. 38o.>— Von 
dar Garantie der wirtemh. Staatsvcrfastiuig, ••PAViiVt Hauptarm / 
kanden der >Tttrtemb. LaudesgrundTerfass., Hefl 1, 8* i5 — is , 
u. Verhandlungen m den Vers^tminl. derLandstSadedeaKdnigr. 
'Wirtenberg im J. 1816» Abth. IX, S. 161 — 200; wo S. 176 IF. 
Preussens , Hannovers und Dänemarks GarantieUrkuBden * 
1764 bis 1771 für Wirtembefg. Mten de» wiener Concreaaea, 
Bd. VI, S. 6i3flf. 

•) Hievon unten , i64« ^ . 

S. 75. 
Fortsttzung. 

II) Das Staataherltonimeii ist ebenfalls eine 
der besondern Quellen des particulären Staatsreclucs 
der souverainen Bundesstaaten «) ; wobei die oben 
(5. 58 — 60) bei dem Herkommen des Bandesrechtes 
vorgetragenen allgemeinen Grundsätze , in ibrer Art, 
Anwendung finden. III) Endlich die Analogie des 
gedachten besondern Staatsrechtes ^), ebenfalls mit 
Anwendung der oben ($.61—64) Torgetragenen 
Grnndsfitse, unter gehdriger Einschra'nhong. — Will- 
hubr (orientalisches -Staatfrecht, SultanisiaQs)) findet 
hier fiberall nicht statt ' 

•) Vergl. Mo8im*8 Abhandlung Terschiedener Rechtsmateilen. 
IV. 518 — 609. Ebendmrs» von der t. ReicliMinde Landen ^ .t8. 

ii3i ff. 1186. 

b) P. A.FBAini'8 Grundbetrach tungen über Suät und Kirche^ 64. ' 
M08XH Ton der Landeshoheit überhaupt » 60^ Rhein« Rund, 
XLVII. a58. 

•) Von dem so genannten arbitrio summi imperantis, s. Moser 
T. d. Landeshoh. überh. 5o — 319. Ehenders, von der Reicha- 
ttände Landen, 1188. Püttkbs Beitr. I. Si". 35i. Fhank a. a. 
0. 66. fF. G. S. TBEUia monstrum arbitrarii juris territorialis 
(in den Parergis Göttingent. 1736. 19 — 70, auch besonders 
gedruckt 1739), 16. sqq. Ejusd. diss. de studiis nimiae lib(;r- 
tatis circa Status imperii, ruinaml. R. G. procurantibus (Göu. 

. 1738.), ^..i3. — Der östreichischen Stände Manifest an alle 
europ* Miebte« wider K. Ferdinand !!• 1619;. bei F. C. . J. 
.liscBtaüherdie Gesdiichte desDespotismusin Tenlsehl. (Halle 
1780) , Anbang, a8a — 99a. rr «Inter dominum et semim nnlla 
amicitin aat| etiam in paee belli tämen jura sarfaatur». ^ 
Cw|tm» TU. 8. 
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S« '6« 

9 Schlufs^ ' 

^ BeiBerlitiitwertli ist auoli , dtfii der n r t pjr u d 
liehe Reehtttitel mancher Soareraiiietits-, Staatsrer* 
mögeiis* und grnndherrlichen Rechte teatscher hän^ 
desherrschaften , nicht nur in dem Erhrecht, und in 

Vertragen mit Unterthanen, Landsassen, Landständen 
und Auswärtigen liegt, sonc^ern auch in liaiserlichen Ver- 
leihungen, 'A. B. Privilegien «) und Reichslehnbrie- 
fen^)f in rechtskräftigen reichsgerichtlichen Erkennt« 
Hissen , die rormalige TerritorialStaatsyerfaMung he* 
treffend c)^ (wodurch das streitige Recht unter den 
Parteien bestimmt ward, und welche, nach Beschaf- 
fenheit des Gegenstandes, die Kraft einCs Landes- 
grundgesetaes hatten c')), und in unrordenliHcher 
Verjährung. Wichtig ist dieses noch Jetet hie und 
da, sowohl für die innere Staatsyerfassung (§.5iaflr.), 
als auch in Beziehung auf manche auswärtige Staaten, 

0) Xakerl. Wafal€ap.(a79s) L 9. YIL 3.4. VIII. 1. 18. it. XV.5. 
lastr. Fat. Osaabr. VUL 1. et 4. Reichahollr. Ordn. I. i5. 
Beisplala: Zoll«, Stapel« und MfinspriWlegien , PriTilegia 
acadiMdea, tu d. Mosm t. d. Ltndetholieit «berbaupt, 45. 
484« Khtnitrs. ven d« t. HeidMstSnde'Landea, ti3o. Ebendets, 
t.Suatsr. U. i3o. 

h) Mona*» t.- Labnirerfassung, i55. Beispiele in I«ftna*s cerp* 
juris feud. germ. T. I — III. Frankf. 1717. fol. 

4) Z, B. in Recbsbändeln der Landstände , Domeapttel u. a. 
LaadaiUBtarÜiancn , übar ihre Gerechtsame , yorsüglich in 
9taueriacben. Mosvn ron der Landeshoheit überhaupt, 4B* 
Pütter's Beitr. II. 220. KLÜBRa's isagoge in elem. juris publ. 
nobilium immediat , V Beispiele s. bei J. T. Zauksr, corp. 
jur. publ. Salisburg. 9 —39, in Pütter's Lit. III. 282 ff., bei 
Mosxa Ton der Landeshoheit in Steuersachen, 830 ff. und an 
rielea andern Steilen. 

1) Majeb's t. weltl. Staats., 1. 1$« Mossavonder t. Reichsstände 
Landan» 1139. ii56. 
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p 

D£E T£UTSCHE BUND , IN GEOGRAPHISCHE& VND 

POLITISCUEa BEZIEHUNG 



S. 77. 

ArtaL f^olkszfüiL 

Die Staaten des teutschen Bundes, waren 
ehehin Bestaiidtheile des teutschen Reichs (impe- 
rium s. regnum germanicum, corps germanique , em« 
pirc gcrmaniqae 9 St. Empire), depi politischea Rang 
nach des ersten, an Grofsey bis i8oi des dritten, Ton 
i8oi bis i8o6 det ffinften Staates in Europa «)• - In dem . 
Zeitraum des rheinischen Bundes (t8o6 — 1814), 
gehSrte ^ grofser Theil derselben zu diesem Staaten« 
Terein Der Flächeninhalt der tentschen 
Bun d e s st a a te n beträgt jetzt, nach ungefährer Sclia* 
tzung, zusammen 11,725 (^uadratMeilen, die Volks« 
sah 1^0 Millionen 163,6^7 

0) Die AredlOrbfs0 ät9 Untschen Reiehsj SeMejiiea mitbegrüFea, 
ward im J. 1790, nach einer Mittelscbltsnng aus den yer« 
schiedenen« sehr abweichenden Angaben , gesetst aufimge- 
f&hr ia,4w> geogr. Quadrutnieilen^ die VoHumenge auf 29 
Millionen, der Omkreis auf m^hr als 600 tautsehe Heilen» 
Naeh dem lün^ler Frieden (180O* sehStsteman noch ii,soo 
QM. mit nahe an s6Min. Efaiw. A* F. RA«i»n.*8 Annalen der 

. ' Staatshrlfte t. Europa. Berl. 179«* fbl. 7* F. Ocaainr^li 
Enropens Staaten etc. a^ Liefer. (Leips. 18U4. fol.) G. Has* 
SBL*s Statist. Umril^ dersamintl. europ. Staaten, Th. t (Braun- 
schweig, x8o5. fol.), vrorin die SpecialStatistik sämmtl. tlama« 
liger t. Staaten. Aehnliche Werke, von K. H. Lato (1798* 
gr.S.)« D. A. HöcR (1799— ^*>^ ) (J- ^»'hrn. von 
LiKCHTFssTKBH*«) Vergleichende Uehersicht von TcutsclilaDd, v. 
1789 — 1812, in dessen Alli^rm. Anr.eiiijcr (Wien 1814. 8. ), S. 
128— 141 u. 166, H. M*. G. GafiLLitustt'» bist. Statist. Handh. v- 

sjttWf «r«ia. A««w 7 , 
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Teutsclil. Tli. lu. II. Gotting. 1801 u. 1804. 8. J. F. Keitemeier, 
das t. Reich , ror und nach dem lüney. Fr. Bd. I. Franlif. a. 
d. O. i8o4> 8. K. £. A. y. Hofi , das t. Reich yor der frans. 
Reyol. , und nach d. Fr. ▼. Lfin^v. Th. lu. II. Oothä 1801 u. 
1804. 8. A. C GAft»Au*i DelmtationsBecefi » mit Erläuter. 
Tb. itt.II. Hamb. i8o3.,8» KitNn*« lit. 5o f. 

h) Fflr UmmÜ.rhtinUeh9 BnndetUateii» die nach dasProtectort 
Lanne ticb bald* rermebrteii oder TergrdliMrieB, bald Tcnnin- 
derten « acbitste man : Im J. 1807 über 5ooo QM. mit mebr 
ab tft MOL 300,000 Einw. } im J. i8io,5i7o3 QM. mit 14 Hill. 
935,060 Einw. } im J. 1811« i3 Hill. 5689977 Einw. CD. Vom 
▼ergl* Tafel der Staaten u. Begenten Teutacblanda. Leips. 1808. 
fol. G. H4MKL*a aUtitt. IJeberucbUTabellen. Götting. 1809. 
fol. K.H^PHuTs, d. Rheinbund, bist, uad atatitt. dargestellt. 
Leips. 1811. 8. Tabellar. Uebersicht yon Teutschland. Leips. 
1811. Querfol. Milbillib's Handb. der Statistih (Landsh. i8ii. 
8»), S. io3— 3a2. J. A. De]ilia>*s Statistik der Rheinbundstaa- 
ton. Bd.Iu. IL Frankf. 1812. 8. H. Storch s euirop. Staata* 
■ und AdrefsHandb. f. i8id, Bd. II. — Landcharten von d. 

.* rbein. Bund : Ton SoTSMAair , 1 Blatt und 4 Blätter 9 1811; ao 
Blätter, Leips. bei Hinrichs 1811. 

c) So ward die VoDiszahl , im Mai 1821 , bei der B. V. in der 
BundesMatrikel angenommen. Protoc. der B. V. v. 12. Apr. 
1821, %. 102, in der ersten der unter Num. 16 beigefügten 
Tabellen. — Hierunter sind begrifien, Oestreich mit 9, 48.'., 227 
Einw., Preussen mit 7,928,439. Vergl. unten §. 86b. — Geo- 
graphische und statistische Werke Ton den teutschcn Bundes. 
Staaten überhaupt, s. oben ^. i3a und b. — CeneralCharten 
für deuTerritorialBcstand des teutschcn Bundes: von Streit, 

* JSürnb. 18163 von Wmlabd, Weimar 18163 Leipx. bei Leo, 
»816. 

t 

pyöhnsüue* Meert, Bewohner» 

Die Bundesstaaten fassen in sich ^ eine ansebnliche 
-aienge Städte « Marbtflecli^n , Ddrfer, WicKbolde 
( W^ichbilde) , Weiler, nebst ihren Marken, Vl'eich- 
bilden oder Burgfrieden, Schlosser, Burgen, Ritter- 
güter, EinselhSfe, Mühlen, einzelne Häuser, liiu und 
"wieder auch noch Klüster «) ; ferner, liauerschai'ten, 
Gemeindeni Kirchspiele, Marken; desgleicheu, Bache, 
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Flüsse und Landse«n ^) ; aber keiftM«er. Doch stehen 
inthetondere denen Bundesstaaten, die rermittelst 
eines ihr Gebiet durchströmenden Flusse» über Meer 
Handelsrerhehr treiben, oder die an Meere grensen, 
über diese und die übrigen freien Meere ,^ dieselben 
Rechte zu, wel che andere europäische Staaten genies- 
aen c). Weit der grufste Tbeil (gegen 24 Mill., nach 
Andern 24,678,000) der Bewohner der Bundesstaaten, 
gehört, nach Sprache, Abhanft und Sitten, zu der 
teutschen Nation, der', thireichsten in Europa <0> 
Der gröfste Theil der übrigen Bewohner (ungefähr 
4 Mill. 790,000 , nach Andern 3,780,000) , gehSrt su der 
•lawisohen Nation. Ausser diesen, leben in teut- 
•chen Bundesstaaten «), Italilner (117,000 inTyrol und 
den ^streichischen Küstenländern), Franzosen (unge- 
fähr 70,000) , Griechen (ungefähr 2000) , Juden (unge- 
fähr 183,000) , u. s. w. 

a) Ungefähr 2,525 Städte , 2,202 Marlitfleclten , ioi)47^ Dörfer, 
70,000 Weiler und Einzelhöfe. Hamcl a. a. O. S. 20 f. 

b} Von dem Bode n see , ihare SueTicum, 8. KlCber's Einleitung su 
einem neuen Lehrbegriff des teutschen Staatsrechts , 71. — • 
Von den teutschen Flufigebieten 37o a. Von der Schif- 
fahrt, ^. 468 u. ff. 

e) KLesBs a. a. O. |. 71. 

<0 ITebcr 3s Millionen stark, in den Terscbiedenen Staaten ron 
Europa. Tabellarische Uebersicht tqu Teutschland (Iieipa. 
1811. Querfol.), Tafel I. — TmicAf (nicht DeoUch); Ton 
Taut, Theut, Tuisto, Tnisco, Tautonea, Theutones, Theu- 
tisci , Theotlid (auch Theodiici), Teutonia , Teutonicus, Teu- ' 
teber^, Teutoburg; (Tentoburgensis saltus), Teutomälus, Ten- 
tobochi, u. d* Noch beute der Teutehof und der Teoteherf, 
in (lern Fürttenthum Lippe. LvTuia'a Bibalflberaeteung, I. Cor. 
14 , V. 11. «Litera D est ab Alamannis , miris scripturae ve- 
teris depravatoribus* Reliqui omnes «ustodiunt T ». So schrieb 
J. G. W^cBTam, In glossar. germ.Lips. 1737. Fol. — Dawider 
a. AUgem. Anaeiger der Deutschen, 1814, Num. 1S8. 

a) Hassbi a- a. O. S. oo. — Derselbe schätit , so viel die Reli^ 
gion dar Einwohner betrifft , i5 Mill. 27,000 ( nach Andern 
15,776,700) Katholiken, iiMill. 97,000 (nach Andern ii,733,ooo) 
arangaiisaha 4«r auj^b«rgisckei| Confession Vcrwaiidta 

7 * 
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r ATill. SOfOoo Eyanf^eliscli-Reformirte. Ferner 25,000 Herren- 
iiuther , 3,5oo Mennoniten , i4«ooo BekeMier 4er griecbiMliCB 
Eeiigi»n , i82/M>p Juden. 

S. 79. 

Staaten» * 

1) Die souyerainen Staaten des teutschen Bundes, 
l»c:>tflieii jetzt aus den Laiserlich-dstreiehischen und 
lirMiiglich preufsischen gesammten, TormaU zu dem 
teutschen Beich gehörigen Staatsgebieten^ aas Könige 
reichen, Grofshersogthümenif einem Karfürstcnthanif 
Jlerzogthiiinenit FüritenthÜmeni, nnd freien Stidten. 
Jeder dieser Staaten« hat eigene geographisch-poUti- 
,sdie Eintheilungen, in Provinsen', Kreise, LandTOg» 
teien, Bezirlie, Cantone^ Aemter, Sammtgemeinden 
II. (1. II) Dagegen hat die alte Eintheilung Teutschlands 
in Gaue (pagos) und Marligenosscnschaften (vicos), die 
spatere in Lande sächsischen und fränliischen Rechtes 
(Pranken oder Schwaben und Sachsen, Alemannia et 
Sa\onia), und die neuere in Reichshreise, aufgehört; 
so wie auch die physiache Eintheilong in Nord* (Nie« 
der-) und SücU (Öber>) Teutschland (Germania aepten* 
ti ionalis et meridionalis), weder genau bestimmt, noch 
Ton practischem Nutzen ist «). III) Durch die rheini- 
sche BundesActe und andere Staatsverlräj^e , harnen 
\ic'le ehemalige r eichsständische ParticulärStaa- 
X ti li und andere reichsunmittelbarc Gebiete und 
Ortschaften des teutschen Reichs , unter die Staatsho«- 
heit rheinischer souverainer Bundesstaaten und 
wurden diesen ei ny erleibt* Die teutsche Bundes- 
Acte hat dieses S^aiitsyerliXltnirs nwar bestehen la^n, 
aber doch näher und feiter bestimmt ($• 33 1 ff.)« 

n) lUf BBB*s Ein!. SU e. n. 'Lehrbegriff d. t. Staatsr., ^. 53. 

b) Diese, thtH» suf^rimirten^ theils sähorünirten Staaten ui|d 
Gebiete, -wurden nieht mcr/iartVIrf. Die Tormaligon Regenten 
der subordinirten , >vurdcn ihrer personlichen und dinglichen 
Reichtiuttitttelbarlieit (V 3?) und ihrer Landeshoheit oder 
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Ijandesh^rrlichkeit (§. 36) entsetzt , aber nicht in ein mittelba- 
res oder MediatVerhaltniDi su Uirer nei^tn J^desUerncJiail 
gebracht« 

$.90. . 

m 

PoUUschB und geographische Beschaffenheit dieser 

Staaten. 

Die souverainen Staaten des teutschcn Bundes, sind 
theils monarchisch » theils republikanisch ge- 
formt. Jene sind £ rbstaaten, und grÖfstcntheiis so 
genannte repräsentatiTe Monarchien, d. h. erb- 
liehe Einherrschaften mit StellTertretung des Volke« 
oder landstandiseher YerfaMiing« .Geistliche Wahlstaa- 
ten oderiStifttande, sind nicht mehr rorhanden. Die 
ehemaligen PassiTLehnyerhiltnisse der meisten, haben« 
* .etwa mit sehr seltenen Ausnahmen, aufgehört (§. 179. 
44^)* Den Territorialvermischungen durch einge- 
schlossene fremde Hoheitsbezirhe (Enclaven), und den 
^ Condominaten (Mit- oder Sammtherrschuften) , hat 
man , so yiel möglich , theils auszuweichen, theils sie 
aiifasuheben gesucht. Daher sind die Staatsgebiete, 
jetsst fast darchgehendt geschlossene (territoria 
clausa, Doeh ist der gröfsteTbeU desTerrito» 

rialGebietes etlicher Bundesstaaten umschlossen Ton 
Gebiet^ eines einzigen andern Bundesstaates ; noch 
mehr aber giebt es kleinere, von dem Hauptland g e- 
t renale TerritprialBezirke oder Nebenlände 
die Ton Gebiet anderer Bundesstaaten, eines odt'v 
mehrerer, umgeben sind Die Würde des Lande« 
(nobilitas s. dignitas realis) , wo nicht des gesammten , 
doch des Hauptlandes, ist jetst überall der persön- 
lichen Wurde des Beherrsehera ^etch. EU» Staats« 
BeligionsCharahter, eine Abtheilung der Buiidesstaa* 
ten, in Beziehung auf eine so genannte herrschende 
(§. 432a) oder LandesRe 1 igion , findet nicht statt; 
mithin lieine politische Eintheilung in katholische, 
CTangelische (sowohl der A. C. verwandle , als aucli 
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riformirte) , und vcrmisclit« Staaten. Ein Unter- 
schied ewiscben xnä cht igen und m indermäch ti^ 
^en Bandeaataaten, ist, in rechtlichem Sinn« un- 
statthaft 

a) Solehe Enelaven in königl. preutsischem Gebiet, sind, weit 
aum gröfsten Theil, die hcrzogl. anhaltischen , und diefüratl. 
scinvarzbur*;- sondershausiscben souverainen BesitBungen. 

B) Solche isolirte Bezirke besitzen: Preussen , Rönigr. Sachsen, 
Baiern, Hannover , Kurhessen , Braunschweig, die grofsher- 
loglich- und herzoglich-sächsischen Häuser, HolsteinOlden- 
burg , AnhaltBemburg , HessenHomburg , Schwar^urgSon- 
dershausen und Rudolstadt, Waldeck, n. A. . . 

Fer€Mpmg mehrerer StaaUa» 

Manche Bundesstaaten, sind aus mehreren Staa- 
ten zusammengesetzt. Diese Vereinigung 
unter gemeinschaftlicher Oberherrschaft «) , besteht 
entweder nur persdnlich, d. h. eingeschränkt auf • 
die Person des gemeinschaltlichen Regenten, oder 
dinglich, wenn die Staaten selbst, unter sich Ter« 
einigt sind. Sind die letsten nach gleichem Rec^t 
. «vereinigt (coerdinirt) , so wird ihre indiTidnelle Sou- 
TerainetSt hiednrch eben so weni^ aufgehoben, als 
im Fall einer blofs persönlichen Vereinigung: wohl 
aber, wenn die dingliche Vereinigung nach so un- 
gleichem h) Recht besteht, dafs sie entweder den 
einen Staat der Ob^herrsohaft d%s andern unte<r. 
ordnet^ oder gar ffir den einen Staat eine Ein* 
Verleihung in sich schliefst, d« h. den einen Staat, 
, mit Vemiciitnng jeder Art von poetischer Selbststän- 
dtgheit, in einen blofsen Bestandtheil des andern ver* 
wandelt c) (nnio aequalis incorporativa). Die ding- 
liche Vereinigung der Staaten, begründet die Einthei- 
lung der Staaten in ein-fache und zusammenge- 
setzte. Sie unterscheidet sich wesentlich yon der 
Zusammenschmelzung oder Verwandlung meh- 
rerer Staatvn in £inen äy. 
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,a) P6tter\s Lit. III. i34* Klvbkr's Lit. 928. Pufkndorf de 
J. N. et G. VII. 5. 16. sq. Martini positiones de jure civit. 
\, 407. ScHRODT jur. publ. iiniv. P. III. c. 4. ^, 8. (P. A. 
Frhrn. vonFRA.NK'8) Beweis, dafs dem Doincapitel von Trier 
die landeshcrrl. Zwischenregierung in dein Fürst enth. Prüm 
♦ — — — zustehe (1781. fol.) , ^. 5 — i3 u. 20 ~ 27. 1'üttkr's 
Beitr. I. 21 ff. v. Römer s kursachs. Staatsr. , I. 106 — 176. 
Von Luxemburg f S.Acte final du congres de Viennc , art. 67 
et 71. Iix.ÜBER*8 Uebersicht der diplom. Verhandl. des wiener 
CongMses , S. 161. , . 

h) MiVtns coBsil. postb«, coiu« 5« n. 76. sqq. Oi.iir6CRu:6K«*a 
ErlSater. dergoldnen Bulle, S.66'u« 357« 

c) Uebersicht der TerscBiedenen ÜnionsArten , nacb dee Ver* 
faatert Ansicbt: ünio ewitatum^ aive j>erpeium. iit eire tempo» 
raria , fit jure I) vel toeUtmtu (sjsteint dTitatiim fbederata- 
mm), II) Tel imperiif b. e. sab eodem imperante. Haee eat: 
1) Tel perßonaiiss t) velrMlü, jure «) the aetfuali, h) eive 
iiuuquaii , ita ut baec ait a) yel inaequalis proprii aie dicta. 
0) Tel ineorporaiiva» 

J) Beispiel in dem liete Tmal du congrea de Vienne , art. 65 et 
7$, undioIUifaiB'a Acten dea wiener Congr., VI. 168. 175 ff. 

« 

S.82. 

FräUnsionen. J^erzichte auf Hechte und Ansprüche, 

I) Die Tormaligen Prfttenaiones des te«tg 

sehen Reichs a)^ haben mit dessen AnflSsnn^« auf« 
gehurt. II) Dagegen fehlt es nicht an Territorial-, 
insonderheit SucccssionsAnsprüchen, sowohl einzelner 
I teatscher Bundeastaaten, als auch ehemaliger 
reiclisstandischer^ sinii als Standesherren unter- 
geordneter Fürsten und Grafen. III) Au£ dem wie- 
ner Congrefs , ward Ton BnndessUalen. bin und wie- 
der auf bisherige Recbte und .Anspr(j|e|ie rersicb- 
tet: wegen jtnderer hingegen erfolgten Vorbehalte 
und Rechtsverwahl ungen h), \\) Die rheinischen 
Bundes Fürsten verzichteten, in ihrer ßundes- 
Acte (Art. Sz^), auf alle damaligem Rechte, weUlie 
Jeder. Ton ihpen haben, oder anspreclicn könnte, auf 
Besitzungen eines aadern Bundesgenossen, mit Aus. 
nähme der eTentuellen Su«icesasonsBec)ite 0* Aber 
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Antpriieiie gegen bvndesfreie SUaten*, waren liier* 
'anter eben so wenig begriffen, erst in der Fol« 
gezeit entstebendo oder entstandene Ansprnebe* Eben 
so wenig wurden standesberrlicbe Snceessions- 

Anspruche, selbst auf souTeraine Bundeslan de, durch 
jenen Yerziclit aufgehoben 

«) Ih.9sn*s Eudeitting s« emaaneuenliehrbsgriir des tentschen 

Staatsreehts, $.79. 
k) jinkmltUehe BeditSTerwalmuig teuier SneeesiionaAnipfrflehs 

auf 8aclise|iLaueiibiirg ; in Klvbbb^s Acten des wiener Congr., 
Bd. VI, 8. 3si f. Ebende/s. Uebersicbt der diplöm. V erhaadL 
des wiener Congr., S. 74 f. u. in dem Protoc. der B. V. rom 
. p, Not. 1816, %, 3. Oestreichs Versieht und Vorbehalt in 
An8e|iung der Lausitxen, desgL Preussens und Sachsens Ver» 
sichte, in dem Acte final ducongres de Vicnne, art. 18 et 19« 
KJ'Übeb's angef. Uebersicht , S. 73. BechtSTerwahrung dar 
Standesherren, ebendas. S. 149 f. 327. 829, 

r) Von dem Sinn und Umfang dieses Ver*»ehte8, s. Klvbzr's 
Staatsr. des Rheinbundes, V 89 — 9*' — Ueber die Frage: 
ob diese Verzichticistung durch Auflösung des rheinischen 
Bundes entkräftet worden sey? s. oben V 4?» Nfileb. Protoc. 
derB. V. v. 1817, S. 70 , der Original- oder f'olioAusgabe. 
Vergl. V 83. V. ' ' 

{d Bhauer's Heitr. zu einem allgem. Staatsr. der rhein. Bundes- 
staaten , S. 973. £. A. IIavs Abb. in d. Rhein. Bund, XUII. 

. io3. Ebendas. IV. ii4* 

' . , - S- 83. . 

Fortsetzung. 

T) Baiemt Yorfcblag anf deni*wiener Congrefs , 
der tentstfben Bandes Acte einen Sbnlieben, noch, be» 
•timmteren Verzicht, wie der so eben erwähnte in 
der rheinischen Bundes Acte ^ einzuverleiben, ward 
nicht angenommen «). VI) In dem tilsiter Frieden 
Hefa Frankreich sich und seinen Verbündeten Ton 
Preufsen versprechen, dafs alle TerritorialPraten-^ 
sionen PrenfsenSi auf Staaten zwischen der Elbe und 
dem Bhein, so wie' ibnlicbe Pritensionen,' welche 
Staaten , die swischen dem Bhein nnd der Elbe gele^ 
gen sind, anf der rechten Seite der Elbe gelegene 
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preofsUehe Suiten baben kannten, mit dem tilatter 
Frieden für immer erloschen seyn sollten; eben so 
alle ConTentlonen, Transactionen nnd Allians Verträge, 
welche Preufsen mit einem auf der linlien Seite der 
£lbe gelegenen Staat, bis zu dem tilsiter l'riedcu 
geschlossen hatte. Dagegen Hefs Preufsen, in sei- 
nem ZusatzArtikel «), zu dem pariser Frieden yom 
3o. Mai 1814, sich Ton Franh reich Tersprechen, 
dafs der tilsiter Friede, sb wie jeder andere seit dem 
baseler Frieden swiscben Frankreich nnd Prenfsen 
geschlossene Vertrag, in allen seinen Artikeln anfhS- 
ren solle rerbindlich sn seyn* ^ 

«) Balem schlug vor, einen Versieht der BundesglMer auf 
gegenseitige TerritorialAnsprilehe, und anf TormaHge Hohetts- 
.rechte, Xidmherrlichkeit nnd Staatsdieastbarkeiten in andern 
Bundesstaaten , nur mit Ausnakme der Beekte der Begiemngs- 
und Erbfolge für den Fall , \vemi ein Hans im Mannstarnm 
• aussterben würde. Klvbsr*s Acten ^cs \v. Congr. , Bd. II, 
S. 5oaf., 5o9tt*5i3* EhenJess, angef. Uebersielit etc. S. i5i f« 
FransöstBch-preassischer Friede zu Tilsit 9 9. Jul. 1807, Art. 
le n* II« Ob und wie fem alles dieses anwendbar gewesen 
sey, auf das Verhältnifs Freussens, nicht etwa blofs ku Meck- 
lenburg, sondern auch zu Sachsen unA. Anhalt ^ in Rüclisicht 
auf ihre Staaten auf dem rechten Ufer <ler Elbe? Vergl. Polit. 
Journal, Oct. 1807, S. 974 f« Acte final du congrcs de V icnne, 
art. 23, am Schlufs. ' ( 

«) Klvasb's angef» Acten etc, Bd«I, Heft 1, JS. 32. 

% 

$.84. 

Teutschlands Grenze, bis zu dem rheinischen Bund. 

Teutschlands Grenze«) hat sich oft Terän- 
dert Noch bei Errichtun^^ des rheinischen Bun- 
des, war sie hie und da streitig. In diesem Zeit» 
punct waren es: im Norden, die Eider (der schles- 
wig-holsteinische Canal), und die Ostsee (das balti- 
sehe Meer); gegen Osten, Prenfsen, (Schlesien,) 
Galisien, Ungern, Slaronien, Croatien; gegen Süden, 
daa adriatische Meer, Itidien, die 8€liw«iz> gegen 
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Westen, der Rhein (yorzügUcll 1801), die ^«ta» 
TUche Republik^ die Mordtee« 

tff) Einst ^aven es: ftnmlutts.metiif aut moiitet». Tacitüs de 

M. G. c. 1. 

h) DieHauptverändeningen s. in Kfc0BBB*t Einl. zu einem neuen 
^ehrbegr. des t.Staatsr., ^,57 — 71. — Landkarten nach den 
verschiedenen Perioden , liefern : J. M. Haasix Alias historicus. 
** Vorimb« lySo. J. D. Köleh's Einl. zur alten und mittlem 
Geographie. SThle. Kürnb. 1730. 1737. lyiS. 8. C. Hrausf's 
Atlas z. Geschichte aller europ. Länder u. Staaten (bis 1816). 
Oldenb., Lclpz. und Halle, Heft I — IV. 1800— 1818. Royal- 
Format. (Das 4« «• letzte Heft auch unter dem Titel: Tabellen 
u. Charten zur Geschichte der neuern Zeiten) v. iSoobis 1816.) 
Eheiuh^s. kurze Anzeigen und Erläuterungen über s. Atlas. 
Halle 1812. 8. Der Atlas zu Milte-Bruts'« Preci* de la Geo- 
graphie universelle. Paris 1810, 8. Teutschland in geograpfa. 
Statist. Beziehung, seit den letzien tausend Jahren. Leipzig 
1814« gr-8. Iiistor. Atlas von Sachsen j in 20 Charten , mit 
- • Erläuterungen, von 9J0 — i8i5. Leipz. 1816. — Für die ältere 
und mittlere teutschc Geographie, s. die Werke von Phil. 
Clvveh , Chr. Cellajelius , Jag. Cari, Spener , Chr. Juncker, 
J, D. KöLER, d'ANviLLE, u. A. Vergl. J. E. Fa.bhi*s Ency- 
clopädie der histor. Haupt wissensch. (1808. 8.), S* 190. ii5 IT. 

§. Ö5- 

Orenze der Staaken des rheinischen Bundes» 

Die Grenze rheinischer Bund esstaateny 
im Yerhältairs zu bundesfreien Nachbarstaaten, 
ward mebrmal verändert. I) Tom is« Jul. 1806 bis • 
in den December 1810« waren die Bundesstaaten, 
deren mehrere erst zwiscjien dem Sept. 1806 und 
dem Oct. 1808 in den Bund- aufgenommen wurden, 
umgeben von Franhreich (§. 26 IV.) , von honiglichen 
Staaten von Holland«), Däncmarh und Preussen ^) , 
Tou Oestreich und der Schweiz; auch von verschie- 
denen teutschen SouvcrainStaaten, bis diese ebenfalls 
dem rheinischen Bund beitraten* II) Vom December 
1810 bis ftu ^er Auflösung des rbeiniaehen Bundes, 
grenzten rheioisehe Bundesstaaten an ^ napoleoniseb- 
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kMtarlielie Staaten toh Frankreick (Empire fran^ai»), 
mit Inbe^ff der teit dein Dec. 1810 mit Frankreich 
Tereinigten Staaten von Holland und Teutschland 
an königliche Staaten Ton DÜnemark <l) und Preus- 

sen e) , an kaiserliche Staaten von Oestreich /) , und 
an die Schweiz g), 

«) Franz. holländ. Tractat v. Fontainebleau y. 11. Nov. i8o7, 
Art. a. — Teutsche Staaten wurden 1807 u. 1808 an Holland 
abgetreten: Ostfrietlmnd ^ J^ptr^ Vmrtlf Kniphaiuen (64 
QH« ufid 142)000 Einw.)* auch einige Beslrke an der weatU« 
eken Seite das Bkeine y rasaflunen 70 QM. und t6OfO0o Einw, 
Caoni*a u.7airr*8 Germanien, Bd»I| Num. i5* F* J. BiaTiicB*s 
allgem. geograph. Epkemeriden, Mtrs 18089 S. 349« Bhem. 
Bund, XXVin. 161. — Ob die Herrschaft Jever ein Bestand- 
theil das teutsehen Beiehs sey? war sehr streitig. Gaasna^ 
€Hn*s corp« juris germ. pubL^et prir«, II. a66. Hossa^s 
Beehtsmateriea, IX. 9$. Scuwusa^s tkeatr. praetens. II. so. 
T. Sbi«how*s neue BechtsfSüe , III. si6. . Jauf's und CkonB*a . 
neues Journal Ittr Staatskunde 9 1. 1 ff. Naek von Bu£iland 
geschehener Abtretung dieser Herrschaft an HolsteinOldenp 
bürg im J. 1818 (Mabtis's recueil, Supplcm. VU. S^Q, ward 
sie dem Hersogthiun Oldenburg eiuTerleibt. 

h) Frans, preuss. Friede au Tilsit 9. Jul. 1807, Art. 79 10 
und 11. 

c) Durch ein kaiserl. französisches organisches SenatusConsult . 

i3. Dec. 1810, wurden mit Frankreich rereinigt: das Kö- 
nigreich Holland , sodann , unter dem Namen des Lippe- und 
der hanseatischen Departemente, die Hansestädte, und von' 
rheinischen Bundestaaten , die Staaten der Herzoge v. Olden- , 
bürg (Eutin ausgenommen) u. das Fürstenthum Meppen des 
Herzogs von Arenberg, der Fürsten von SalniSalm u. Salm- 
Hyrburg, verschiedene Bt /.irke von dem Königreich Weslpha- 
len u. dem Grofsherzogthum Berg. Diese französischen, von 
Teutschland abgerissenen Provinzen, bildeten die 32. französi- 
sche MilitärDivision. Dagegen erhielt Berg die herzogl. aren- ' 
bergische Grafschaft Kecklinghausen. Khein. Bimd, LI. 4^5* 
LH. i47<Lni. 309. LVIII. 117. Ma^rten^s recueü, Supplem. y. 
340.346. — Von 1806 bis 1808, hatte Napoleon mit FranAraicA 
yereinigt: Kehl, Cassel bei Maina, Hostheim, die St.PateffB- 
Insel bei Maina, und die Festung Wesel, so ylel den militS* 
riaehen Thea betrifft. 'Ki.taa*a Staatsr« dasBhdnb. ). 6i* 
Vergl. oben V 3a. • 

d) Blnmarh -vereinigte das gaaao Hersogthum Halrisii» ndt dar 
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liänischen MonarcbiCf durch eine Vcrordn. r* 9. S«pt. 1806^ 
indem Polil. Journal v. 18069 Sept., S. 931. 
•) Gvensvertrag swltcben Preussen und d. Honig t. PT^estphaUn, 
T. 14» Mai 1811, wodurch der Thaliveg der Elbe als OrenM 
festgesetzt ward. Gazette de Francfoit» 1811 1 Ko. 933» 

f) Wiener Fr. r. 14. Oet. 1809, Art. 3. 

g) Vertrag zwischen Baden und dem Canton Aargau t. l7*S6pt> , 
1808, Art. 1) in d. Rhein. Bund, X:;XVU,4fir. 

§.86. 

TerrUoridlBestmid ^ tetUsehan Bundes, uhd dustn 

Grenzen* 

I) Den TerritorialBest a nd des, rait eigenem 
Staatsgebiet nicht versehenen, teutschen Bundes, bil- 
den, vermöge der Bundes Acte «) , die Staaten 
der souTerainen Fürsten und freien Städte 
Teutschlands, mit EinsdUurs des Kaisers Ton Oe st- 
reich, und der Könige yon Prenfsen, yonDäne- 
marlti und der Niederlande, nnd swar Gest- 
reich nnd Pr 9 nfsen, beide für ihre gesammten, 
vormals so dem tentschen Reich gehSrigenBesitznn» 
gen &), der König der Niederlande für das Grofsber- 
zogthum Luxemburg c). II) Durch diese Bestim- - 
mung der BundesActe , rerbunden mit dem pariser 
Frieden Tom 3o. Mai 1B14, der SchlufsAete dies wiener 
Congresses Tom 9. Jun. i8i5, und dem pariser Haupt- 
Tertrag Tom 30. Not. i8i5 , sind sugleich die G r e n« 
sen des tentschen Staatenyereinsi im Verhält- 
nifs 9n dessen Nachbarstaaten, fcstgesetst« HI) Dem 
enfolge , greneen tentsche Bundesstaaten, 
an die Ostsee, an das Königreich PreuTsen, an das 
GrofsBerzogthum Posen, an das Königreich Polen und 
"an das Gebiet der freien Stadt Cracau (die Östreichi- • 
sehen Herzogthümer Auschwiz oder Oswieezien 
Zatör), an die Königreiche Galizien und Ungarn, an 
einen Theil des neuen Königreichs lUjrien, an das 
adriatische Meer, an das lombardisch-Tenetianisphe 
Mnigveieh, an die Schweis d), an das Königreich 
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Franltreich, an das Königreich der Niederlande^ an die 
Nordsee, an das HerzogUium Schleswig. 

•) Art. 1. Vergl. auch den ersten preu^s. Entwurf der Buades- 
Acte, in Klüber's ylcien des wiencrjCongr., Bd.I. Heft i, S. 45. ' 
— Von hundesfreien Staaten der Bundesgenosteu, s* ebendat. 
Bd. II, S. ia3., i3i, 344, 4i3 u. 470. ' 

^) 'V'ergl. Ki.9BKa*s angef. Aden, Bd. II., 8» 81 344 , 38o , 4o3 
u. 499^ — Von tf^frttc&iVcAtfn-Bundetstaaten. t. oben %, 77 d, 
und die angef. Mten^ Bd. I, Heft 1, 8. 45» Bd. II, 8. 81, 

■ insbes. von Welsab-Tyrol und Kämtben, ebendss. Bd. II, 

S. 106. Für Kämthen, Tyrol und Steyermarli, lieft Oesterreich 
sich drei teutschc ComitialStlmmen geben, in dem Beichsde- 
put. Hauptschlufs v. i8o3 , %. 82. — Von preussisehen Bun^ 
desstaten, ebendas. Bd. I, Heft i,S. 45, insbes. ron Schlesien 

■ undPrcussischGeldem, ebendas. Bd. II , S. 81, 106, 413U.469. 
^ Oe st reich und Preusfen erklärten auf dem wiener Congreft s 
jenes , dafs es mit Beinen gesammten Staaten 9 mit alleiniger 
Ausaahmo von Ungarn und Italien, — dieses, daft es mit 
allen seinen Staaten, mit alleiniger Ausnahme von dem eigent- 
lichen Treussen und rden, dem Bund beitreten wolle. Ebend. • 
Bd. II, S. 81, 34 i , 38o, 4t>3 und 429. Oestreich rechnet 
von seinen Staaten folgende zu dejn teutschen Bund: 1) Ers- 
herzogthum Oestreich ; 2) Herzogthümer Steyermarlt , 3) Cänt' 
thcn und 4) Krain ; 5) das östrcichische Friaul oder den gör- 
eer Kreis (Gorz , Gradisca , Tolmein , Flitsch und Aquileja); 
6) das Gebiet der Stadt Triest 7) die gefürstete Grafschaft 
Tyrol, mit den Gebieten von Trient und Brixen, und dem 
Vorarlberg, doch mit Ausschlufs von Wailer; 8) das Her- 
SOgtfaum SaUbnrg ; 9) das Königreich Böhmen j io)dieMarl{- 
^graftchaftMilhrens it)denöstrcichischenTheiI von Schlesien, 
mit Einsehluft der böbmiseh - schlesischcn Herzog ihümer 
.Aoschwits nndZator. Man s. dessen Angabe in dem Protoc. 
dto B. V. T. 1818, %. und die östreichische Verordn. v! 
9.]liars i8so, betr. die Abschaffung der Naohsteuer und des 
Absuggeldesj in derfranhf. O.P.A.2eitung t. 16« April 1820, 
Num. 106. — Pr9uss0n erhlSrte in dem Protoc. der B. V. von 
1818, %. lol^, daft es folgende sieben preussische Prothuens 
Pommern, Brandenburg, Schlesien, Sachsen, Wes^halcin, 
Cleve . Berg, und Niederrhejn , als xum teutschen Bund gehö- 
rend betrachte, und demselben damit beitrete. 

c) Lutiich gehört nicht tu 4em teutschen Bund, KttrBsa's Actsu 
das wiener Congr., Bd.H« S. $35. 
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<I) Frucbtlotcs Begebr«n ^er SchwU, Mregen Verbeaterung 
i^rier Grenze gegen ToutteUaiid, aafdeaiwieiitrCongrers, m 
Kt.1}aiB^t Acten des wiener Gongr., V. 24a f« 

§. 87. 

Insiesonder€ gegen Frankreich. 

C«gea Franlireicli — tob jeher« den gefähr* 
lichftten Nachbar Teutachlandt «) — ward aeit der YGl* 
herschlachtTon Leipzig, die Grense sweimal Tertrag- 
xnäsig f estgesetet. f ) Der pariser Friede Tom $o, 

Mai i8i4i bestimmle als Grenze zwischen FranUrcicli 
und tlen SouverainStaaten des zu errichtenden Icut- 
sehen Staatenbundes , den T h a 1 w e g — das heifst, die 
(wandelbare) Fahrbahn der thal- oder abwärts fahren- 
den Schiffer ^) — des Rheins e), yon der Stelle an, 
wo. der Rhein die Schweiz yerlafst , bis (oberhalb 
Bermersheim) an den Einflnfs desjenigen Arms des 
Qneichflusses , welcher an den mn Franhreich gehöri- 
gen Dörfer^ Queichheim, Merlenheim, Knittelheim 
und Beiheim vorbeifliefst Von dieser Stelle des 
Bheins an, bis an die Nordsee, zwischen Nieuport und 
Diinldrchen, ward durch den pariser Frieden von i8i4 
die vorige Grenze, wie sie am i. Jänner ivq^/) war, 
für Teutschland und das jetsige Königreich der Nied^r• 
lande wiederhergestellt, nur mit etlichen Ansnatimen g), 

■ 

«) Tor uuaead Jahren, gab Eoiniar, Garis des Groften Ge^ 
heimschreiber , (devita etgestit Caroli M., c. XVI. p. 83. edit. 
Somuiroany Traj. ad Rhen. 1711. 40 den Rath: rir ^>mv 9^ 
'Jt*(> >(«Tovcc kK iXH* d. b. den Franken magst du wohl smn 
Freunde haben, cum iVacA&ar hab* ihn nicht. — Dagegen Itonn^ 
tcn die Teutschen schon su c^es Tacitus Zeit Ton sich rfthmen: 
«aallos mortalium mrmu aut ßäe ante Germanos esse». 

6) Eigcntlieh sollte es die AthtB des Tfaalwegs seyn , eine Unie 
ohne Breite. 

c) Der Rhein , Frankreichs Grenze , in E. L. Posst:i.t*s europ. 
Aupalen , 179B. VI. 2)7 ^ 164. Ueber Frankreichs B^ilitär- 
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grenzen gegen Italien und Toutscliland ; in den Europ. Anna- 
len , 1804, VI, 261. VII. 55. J. T* Roths Lilorntur r-fT Stoals- 
▼erhältnisse zwischen Teiitschl. u. Frankr., Bd. I. (Die Sclirif- 
ten TOn Verträgen und Friedensschlüssen , von 843 bis 1795.) 
"Weissenb. 1798. 8. liildet der Rhein die natürliche und schüz- 
zende Grenze von Teutschland? (Von Pilat) Mainz, Stras- 
burg u. Luxemb. i8i3. 8. Welches ist die ächte und natür- 
liche Grenze zwischen Teutschl. u. Franl.r. ? Eine militär. 
Betrachtung. (Ohne Druckort) i8i3. 3i S. 8. E. M. Arndt, 
der Rhein, Teutschlands Strom, aber nicht Teutschlands 
Grenze. Leipz. i8i3. 92 S.S. Wo ist die natürliche u. sichere 
GrenzLinie für die mit Frankreich benachbarten Staaten? 
Germanien i8i4* 8. Der Rlievistromy Teutschlands Wein- 
Strom, nickt Teutsehlandt Rainttrom. (Ohne Drucltort. 1814.) 8. 
Veher die httnflige ßrense üiivischen Frauhr* u. Teutachland, 
Mannh. i8i5. 4* Ochs4BT, der Rhein, nach dcrlJng« 

«eines Lavüi u. der Reachaffenheit aeines Strombettes. Meine 
1816. a 

d) — Ä bis dahin, wo er in das batavische (holländische) Ter- 
ritorium eintritt » , lautete die Grenzbeslimmung , welche in 
dem liintviller Frieden v. 9. Febr. 1801, A i. 6, gemacht 
ward, als Folge der an Frankreich geschehenen Abtretung 
aller, bis dahin zu Teutschland noch gehörig gewesenen 
Länder auf der linken Rheinseite. Dieser Bestimmung waren 
TOrausgcgangep , theils (1795 u. 1796) SeparatFrieJensschlUssg 
Franhrcicha mit Preusaen (Rurbranfienburg) , liessenCasseli^ 
'Wirtemberg und Raden (nachher am 04* ^ug. i8oi auch mit 
KurpfalsRaiern) , theils 'die fruchtlosen Verbandlungen dea 
rastatter FrUdentCongreMt , vom 9. Ree. 1797 bis 98. Apr. ^ 
1799. Von allen diesen s. Rtttean^s Staatsr. dea Rbeinbim- 
des, %, SB, 

Pariser Fr. v. 3o. Mai 1814, Art. 2, Art. 3, Eingang und Num. 
5, und Art. 5 ; in Hlüblr's Acten des >viener Congr. , Bd. I» 
Heft 1, S. 11 ff. u. i5f. 

Che. Hüb. Pfeffel lim es Franciae. Pars prior. Limes Fran- 
' ciae ab Oceano ad Rhenum. Argent. 1785. 4- (Auch unter 
dem Titel: Commentarii de limite Gnlllac. Kine muster- 
hafte Grenzbeschreibung. Ein Auszug in Rlibmi s kl. Jurist. 
Bibliolh., St.I, S.85— ii3. — Die Grenzveräudc rangen von 
800 bis 1801 , 8. in Rlüdiib 8 Einleit. su eim-m n. Lebrbegriff 
des tcutschen Staatsr., ^. 57 — 64. 

g) Angegeben in dem pariser Frieden TO|a 18149 Art. £in- 
ga^ und Num. 1 -> 5. 
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. S.88. 

Fürtsetzunff» 

II) Der pariser HauptTortrag Tomito^NoT^ 
i8i5 •) , erweiterte die lio eben aageseigte Grenze auf 
Terschiedenen Pnncten« Er nahm die Grense Ton 1790 
ssnr Regel , und fugte nähere Bestimmungen hinz«. 
Dem snfolge, laoft jetst die Hoheitsgrenze gegen 
Franlireich, auf dem Thal weg des Rheins^), von 
dem Punct an, y,o er die Schweiz verläTst, bis an den 
EinHiifs der Lauter. Von da auf der Lauter c), an dem 
Departement Niederrhein hin , bis an da» MoselDepar«- 
temtot. Dann säuerst auf dessen Grenze, und von die- 
ser auf der Westgrense der ehemaligen Grafschaft 
Saarbrücken hin j bis Houyre. Yotf hier über PellireU 
1er, Niederweiling, Schardorf, Wall wich und Lanns- 
dorf (welche sSmmtlich mit ihren Feldraarhen bei 
Franhreich bleiben), bis Perle, an der Kunststrafse 
Ton Tbionville nach Trier. Endlich von da auf der 
Grenze, zwischen dem Departement der Ardennen 
(über Villers bei Orval) und dem zu dem teutschen 
Bund gehörigen Grofsherzogthum Luxemburg mit 
Inbegriff des ganzen Herzogthnms Bouillon , bis an die 
Maas 

«) Art. 1, Num. 1 u. 3. 

b) Pariser Fr. v. 1814 * Art. 3 , Num. 5. Pariser Hauptrertrag 

T* 20. Not. 1816, Art. t, Nuiii« 9« 
«) Doch so, Mb Wfisstnhurg , durch weldies die Lauter fliefst, 

hei E^aaJireiah bleibt, an dem liohen Ufer mit einem Besirk 

▼on niebtmebr als ein tausend Toisen.' liändam liegt sonach' 

ausserhalb der französischen Grenze« 

d) Luaeemburgs Grensen sind bestizunt ,. in dem wiener Vertr. 
▼.di.Mai i8i5, Art. 4f {^«t^ des wiener Congr., VI. 17s) 
und. in dem^Acte final du eongrea de Vieane, art. 68, rergl 
mit Art. 66 ü. 69, und mit dem Art. 1, Num. 1, des pariser 
Vertr. se.NoT. i8iS, worin das gmnzB Hersogthum Bovtf- 
Ion nach seinen Grens^ yon 1790, Ton FVanhreich abgetre- 
ten wird. 

e) Vcrgl. auch den GcncrnlReccfs der franlifurter Territorial- 
Commission, y. Jul. 1819, Art. 6, i3n.34l inT.UAznv^s 
reeueil, SnppUm« VlIL , 
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§.8». 

1) Wiewolil der Thalweg als Souvetainetäts^ 
Grenslinic, zwischen Franhreich und den an^renzeo^ 
den teutscheu Bundesstaaten Cdem GrofsherKogthum 
Baden) 9 ipmgeaehen Werden toll, so wird doch jetzt die 
gan^e Breite des Stiroas (nicht auch dessen Flufs- 
bett)) so yiel 8chif fahrtund Handliing (nicht auch 
dessen uhrige Benutsuiig} hletrif!^, als ein «wischen 
heiderseitigen Staaten gemeinschaftlicher Stiom 
betrachtet «). II) Auch soll die Schiffahrt auf dem 
lihein, von dem Punct an, wo er schiffbar wird, bis 
an das Meer , und umgekehrt , f r e i seyn , so dafs sie.. 
Niemand untersagt werden darf Auf dem wie^« ^ < 
ner Congrefs^ wurden defshalh eigene Bestimmubgeii 
• gemaoht 0 a 

<t) IndeinHeichsdeputatiönsHatt|^tsci)1ur«( ▼•sS.Fehr. i8o3, §.3^| 
H' hcifst es: «cDa der ^ein von den Grenzen der batavischen' 
«Republik an, bis eu den Grenzen der helvetischen Repu<- « 
«blik, ein zwischen der frauzös. Bcpublili und dem tciitschon 
((Reiche gemeinschaftlicher Strom geworden ist», u* 8. w. In 
der Convention sur Voctroi de navigation du Rhin ^ faite le 27 % 
l'hormidor ahXIt. (S.Aug. i8o4) heifst es, nachdem in dem 
1. Art. die pünctliche Vollziehung des vorhin erwähnten §.39 
des R.D. Hauptschi, war stipulirt worden, in dem Art. 2:* 
«En conseqiicnce , quoique le Thal weg du Rhin forme, quant 
« a la soiiverainete, la limite entre la France et V^lleniagne, 
«le Rhin sera toujours consid^re sous le rapport de \a,na», 
J €vigation et du commerce , comme un jleuve commun entre 
t^les deux Empires^ alnfii qu'il est dit aii m^me paragraphe 
ad« dit reoes , 6t la nävigatioit en se^a soumisö i deS tih 
glemeas conmiiins»« HIlÜsbe's Acten des Wiener Congr», Bd* 
Ulf B* S8l. ^ Biete Bestimmung ist^adeh d$im Sinn des pariser 
. tV. yen' 1814« Art* 5, gemSfet — Ihl Thalwcg du Bhhii eon* 
sidM eomflM Kinile entre la Franee et riilemagae Qpar M. 
JofSfim), a Mafenee» an X. (iSoi); 8i BetrschtangBn fiher 
den T!Mweg 4es,Bhefais^ ab G^enaseheide awiachen Teblsoh- 
Und nnd'F^tffelsh. (Rebst Joni Baf*. Mosss Joiumr*^ Ahl 
kandi. tfier den Thalwe^.des Bheins)« Geinhanien i8oft. gr. 8. . 
Bünige "Worte Uber die lUieinsabilfahrtf on Gs» Anaou» Xkcoai. 

KtiiW« «fftäil. A«<ikt. 8 
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• 

,DÜMeld. i8o3. 8. u. in Possblt^s europ. Aunalen, i8o3, II. 167. 
Bemerkungen über den OctroiVertrag und die mainser Schif- 
ferOrganisation (Heidelb, 1806. 8.), 8. 49 ff. 

,b) Pariser Fr. 1814, Art. 5. 

c) Acte final du congres de Vienne , art. 108 et suiv. 1 art. i\r. 
Klüdkh's Acten des wiener Con^r., Bd. Vi, S. 89 ff. 9a BiU 
UI , S. »54 ff. «57 ff. 

. Schlafs* 

III) Dai's, so TicI die S o UV e r a i n etnt {Iber die 
grofsern und kleinern Uh e inl ns e in betritft, die zur 
linken Seite des TÜaiwegs, sn Franlireich, die xur 
rechten Seite , zu der teatschen sourerainen Uferherr- 
flchaft geh5reB , ist eine Fol^e der festgesätstien Sou- 
TerainetfttsGrenze Da der Thal weg wandelbar 
ist, so ist es auch diese Hoheitsgt ense IV) Ihimit 
aber nicht auch das Ei^enthuin der Inseln einer sol- 
chen Wandelbai keit uutei wori'en sey, so ist in dem 
pariser Frieden von 11^14, Art. 3, Num. 5, und indem 
pariser Ilauptyertrag vom 20. Nov. (Art. 1 , Niun aj 
festgesetzt, dafs solches, welche Veränderungen aiick 
iLünftig in dem Lauf des Blasset eintreten mögen, 
n n T e r ä n^d e r t bleiben soll , so , wie da.<iselbe^ nach 
einer neuen Besichtigung des Flufslaufs werde festge- 
setftt werden welche tou beiderseitigen, iniMr> 
halb dreier Monate zu erueDnenden Commissarien vor- 
zunehmen sey 

• •* 

a) J0U.1VBY a. a. O. |»63. ' ' 

V) Unbestimmt warvn in dem lUnMllw Frieden gtblleben , die 
Tragen : 1) von Vtrrnckuw^ nt^bt nur des Thahregs , «ondeffn 
auch des gansen FluCibeltes; 2) von Kuirttanlagen (x. B. «oa 
StrichaSonen a. Werken der Hunst), wodurch )eni»yerrtt' 
ehungen veranlaCrt werde« |* 8) von c«p«i ThalwegMi, die ea. 
In einigen Gegenden giebt (JoLuvav a«^ a; O* f« 6, 7, 11 und 
64). Der pariser Friede, Arl.>S, lfnni.*8, und der j^aflser 
Hauptvertra^ r* «o. Nov. i8tff, Art. t, Umn.^, hab#ii'dle 
erste Frage , Jn Ansehung der Souverafaietit Aber dl« Rb^k«- 
Inseln, stUlsebwclg«ndbest|nunt, Indem ale nur das Eig^n- 

* . 
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thum der Inseln für uiiwaadelbar erklären, im «iaer 
Verrückung des Flufslauft. 

c) Der pariser Friede, a. a. O. , bestimmt als Norvial Effoche £uv 
dcu ßesitKStand dieser Inseln,, den Zt itpunct der Umerzeich- 
nung des lünevillcr Friedens. — Kacli dieser Grundlage wur- 

.. den, im J. 1817, die Eigenthumsverbällnis^e /wischen Beulen 
und Franitreicli. ausgeglichen i doch so , dafs die seit dem ' 
l^^Tiller Frieden durch die Natur (nicht durch Kunstwerke) 
mit dem festen Lande rerlmndenen Inseln, ausnahmweise 
dem Lande bleiben sollen , su dem sie bei der Ausgleichung 
gehörten. 

d) Napoledn büle elftteitig, im Miis i8o9, deft Zeitpnnet der 
geschehenen Äusweehslunjg der Bmtißstuioneu dfti Ifibi^viUer 
Friedens, als Normal Epoche t&r die SourerainetSt über die 
Hheininseln fesigeeetst , und nach sblrher 4 auf das Qntacli- ' 
ten einer von Ihm «mannten Commission, sich Inseln sugtf» 
eignet , KLilssn^s Staatsr. des Rheinbundes , §. 60. 

§. »1. 

Grenzen der eli^zelnen Staaten des deutschen Bwides* 

Jeder einselne Staat dea teutsolieii Bnri^ei^, 
hat aeine eigene TerritorialGrenftse, natörlicbe 
oder Termarl(te. Rechtlich gesichert ist dieselbe, ' 
durch Verträge mit Nachbarstaaten, durcb Herkommen 
lind Besitzstand «). Bei einer Flu fsgrenz e , gilt 
im Zweifel die Mitte des Flusses für die Souyeraine- 
tätsGrenze* Doch ist in der neuem Zeit oft der T hal« 
weg«) dafür bestimmt^ und auf Brüchen di^ Mitte 
deraelhen Ze Featsetsung and Beriditigtiiirg der 
Grensen, werden meht * telten Toa beiden -Seit^ 
GrenBCommlaaionen' eraannt, \ 

«) Vergl. Mosfr's nachbarl. Staatsr. «17. P$ifxn> L^t» UI. 

816 ff. Klübeb's Lit. ^. 1606 f* 
h) Vergl. den östrehh. haier. Vertrag von München v. 14. Apr. 
1816, Art. 1 u. 9 ; in Klüber's Staatsarchiv, Bd. I, S. ^ox u. 
406. GeneralRecefs der frankf. TerritorialCommission, V. ao. 
Jul. 1819, V 4ij i" Marten s recueil, Siippl^m. 
So auf dem Rhein. Oben ^. 87 ff. — Ki.üfiEH's droit des gen» 
moderne de TEurope , ^. i33. — Die Staatsgrenze zwiscben 
Baden und deip schMfeizer Cantou At^r^au^ ist der Thalweg 
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des ttheins, worunter liier «die gröl'ste 'Tiefe des Stroms» xu 
vt^rslehen ist, und »ut Brucken die Mitte derselben. Staats- 
vertr. t. 17. Sept. 1808, Ai t. i j ind. Rhein. Bund, XXXVII« 
46. und in ron Marten's recueil, Supph rnl V. 140. 
d) Man s. oben Note c. So auch auf der Rheinbrüclie , %vri- 
schen Kehl und Strasburg. Pariser Hauptvertr. v. ao. Nor* 
i8«5 , Art. 1 , Nttm. a* ' * 

$.92, , 

* * 

Jf^lUfseher Charakter des teutsohen Mundeg. 
i) In dem Itmem der Bwidaitamtem. 

Uekelr den politischen Charakter des tetitaolien 
Bundes« und der ihn bildenden Staaten, Urird einst die 
Geschichte onpaHeyisch richten. Der herrschende 
politische Charahter unseres Zeitalters (Zeit«* 

geist) , welcher hervorgeht aus der politischen Bil- 
dung der Mehrheit in der Nütion, ist: Slrel)on, nach 
einer ürkandlich und vertragweise befestigten Ord- 
nuBg des gemeinen Wesens; ein Streben^ 1) nach yer* 
fassuDgsniäsiger bürgerlicher Freiheit, und gesetzmä^ 
siger bürgerlicher Rechtsgleichheit der Staatsgenossen ; • 
s) nach Anfrechthaltungi beider , durch allgemeine 

« .Tolhsrertretung , dnrch Gewissensfreiheit« vernünf- 
'tige Prefsfreiheit, und Aufmerksamlieit auf die ofiTent- 
licbe Meinung, diese Stimme der Verständigen im 
Volk. Dieser Charakter ist ein Resultat der Civilisa- 
tion und der Sitten, welche, wie einst die Kirchen- 
Reformation, die Zeit (la marche du temps) oder der 
Genias des Jahrhunderts unserem Welttheil gegeben 
hat. £r wird sich erhalten, durch die Macht der Dinge, 
welche Überall die Oberhand behfilt. Unhaltbar ist 
daher der Anspruch blosser FeudalStiinde , auf Fortbe- 
stehen eines dem Zeitbedurfnifs widerstrebenden Zn- 
standes. Desto mehr berechtigen Weisheit der Herr- ^ 
scher, Pflicht der Staatsverwaller, Cultur des Zeilal- 

' ters-, zu der Erwartung, dafs in jedem Bundes- 
staat dasRestreben der Regierung dahin gehen werde: 
den Staat dem Rürger lieb,* ehrwürd^ig dem 
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« 

Auslande za maclieiiA). Lieb gewinnen niiU9eii 
ilin die Bjlrger, wenn die Maehthaber, m|t einem GotU 
UchlieitsPrincip imdersen, persönliche Neigungen und 
Yortheile gefangen nehmen unter dem Wohl Aller; 
'wenn sie dnrchdrungen sind von der Ueberzengnng, 
dafs das Volk eine Seele habe, das heifst, Gefühl für 
bürgerliche Freiheit, Rechtsgleichheit, und Eigen- 
thum; wenn die Handlungen der Regierung Gepräge 
der Gerechtigkeit, der Ordnung und Mäsigung, der 
landesvät^rlichen Sprge für das Wohl des Landes, det 
ISestrebena redlich zU beaserii und for.t8cbreite|id ^ 
'arbeiten , tragen; wenn die Einwohner mit i^tn w^h- ' 
ren Gefühl , nur inm Gesetz zu gehorchen , und nur 
^n dem Staatszwech regiert zu werden, in ihrem Staat * 
' den Freiurt des Mcnschenr^chtes und der Rechtsgleich» 
heit der Staatsbürger sehen; ^venn durcli unzweideu- 
tige Begeutenhandlungen, sie überzeugt werden , dafs , 
hein TrugSystem mit ihnen spielet und dafs die S^aats- 
regierung von ^^r Idee ausgehe, sie sey nur um 4^» 
Yolhek willen; wenn nipht Vielregieren, keine Bojglü- 
^hnngsgewalt sie stört in dem 'lebhaften Bewufstseyii 
ihrer bürgerlichen Freiheit wenn nicht nachmilir 
tä'rischem Zuschnitt regiert wird, nicht, nach einem 
herrschenden Princip des Mifstrauens , kostspielige 
Gontrolen auf Controlen gehäuft werden, nicht über- 
triebenes Formenspiel, nicht zahllose Vorschriften 
' eigene, freie Kraft zum Handeln und ^elbstdenken 
. ersticken, und die heilsame Grenze des yernünf'tigen 
^Ermessens Yernichten, wenn nur persMiche Würdig- 
heit y nur Aberkannte Tugend, Verdienst, Sachkunde, 
Talent und Erfahrung, die einzigfen Bestimmun^^'s- 
- gründe seyn ^verden in der Wahl der Staatsdiener, . 
auch der hÖbern Grade; wenn das Redürfnif« der Zeit, 
des Staates und seiner Einwohner richtig erkennend, 
ein weises und gerechtes System allgemeiner Volksver- 
tretung, und eine damit in Ueberoinatimmunjif gobrarhle 
Staatsverwaltung, die SlaatsVerfassnng sichert, wenn 
durch ein i^ichtiges und ^ei'echtes AbgäbenSystem, 
pngejf|S]irlic](. d^r .SiUHchhßit* der Abgabepflichtigen, 
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dnreli hinge und gewissenhafte Staalswirthschaft ge- 
sorgt wird , Air sweckmä'sige Benntsnng und Yerwal- 
I tnng der 8taatshrSfte; darch Gewissensfreiheit, durch 

Beitgemäse Gesetzgebung, durch das Recht der Bitt- 
und Besehwerdeschriften, durch Verantwortlichkeit 
auch der obersten Staatsbeamten für Zweck mh'siglteit, 
und, Tor einer richtenden Behörde , für Rechtmäsig* 
heit oder Uebereinstimmnng der Hegentenhandlungen 
mit der Verfassung und den Gesetzen des Staates, 
dnreh Aufireehthaltung yernunfrgemaser Pr« sfreiheit, 
Unabhängigkeit der Gerichtshöfe,* durch nnpartey« 
Isehe, nuyersÖgerte Beehtspilege gegen Jeden, durch 
milde Formen bei dem peinlichen Verfahren, durch 
eine Habeas-corpus-Acte c) ^ für Sirherheit der Perso- 
nen und ihres Eigenthums; durch zweckmiisige Anstal- 
ten, für Bildung der Jugend zu sittlich guten, Tater. 
ländisch gesinnten und betriebsamen Bürgern, wie für 
. Acherbau und Gewerbe, für Künste nud Wissenschai^ 
ten. So ist der Sourerain , dem Staate' dienend ^) , 
der SfiPentHchen Meinung über «{(Tentliches Interesse 
gewifs, und würdig der Huldigung, die ein edles Volh 
seiner Majestät bringt. So ist jeder Bürii;er treu dem 
Fürfiten, und, fordert es die Noth, Vertheidiger des 
Vaterlandes So ist der Staat nicht genöthigt, sich 
entscheidendem Einilufs Ton Aussen blofs £u stellen/). 

•) «Gerte id firmisaimum longe imperium^est, i|ao ebedientes 

gaudent ». Lirtu« , VIII. i3. 

i) TÄ« Cr<raNCÄar^«r (Magna Charta), Haupturliunde brittischcr 
Freiheit, von iai5, nebst der Declaration of rights v. 1689. 
— HectierungsEid eines jeden Königs von Schweden, wie 
seit 1720, so auch seit 1779; in v. 3Iarte>'9 Samml. der wich- 
tigsten Reichfsgrundgeselz.e der vornehmste* curop. Staaten, 
1.634. Eh f in! r SS. Xhr\^s f^es Staatsr. der vornehmsten eiirop. 
Staaten, Th. I, S. 87. Rede de« Fürsten von Hohenr.oUern- 
Hechingcn , 1810, in d. Rhein. Bund, LUX. 375. 

e) (»679) Mahtes's a. a. O. I. 823. Ebendess. Abrifs de« 
Staatsr. der vornehmsten curop. Staaten, I. lüb. Just. Mö- 
^ «KRs patriot. Phantasien, III. 86. v. AncHENUOLa England u. 

Italien, Bd. I, Th. i, S, 11 f. . 

J)Selbsrhcliiinntnis!te deii1(en4er8ouTerame: H. JusTHfiAW*» (oben 
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^. 1 b). — 1 HU unicH's des Eiii/.igcn , Verfassers des Antimnehia- 
vclla, Erltlarung, InScuLÖ/.jn's Briefwechsel , Heft 21, S. 207. 
Seine Abh. über die Regieriingsformen u. über die Pflicliten 
der Regenten} in 8. Oeuvres posthumes, T. VI. — Königs 
St4kislüv8 Aogvstus Rede anf dem Reicbstag KuGrodno, 1784. 
A.L. J&coii*« Staauangelegrnhelteii (Oelle 1787. 8.)« S. 99 ff. 
— Haiaer AutiAvon^a L RrdnungsmanifiBtt « ▼•iS.Sept. 1801, 
in H. 8n>ua**Riiftlaiidtmter Alexander I. (8.Petenb. 1804. 
8.), S. 110 f. Befeatigt wird die monarcliiaelie Staataform, 
darch TolkaUiüinlfclie Denk- un/üandlungweiae der nionar> 
chiacben Regierung , die dadurch die Hersen der Unterthanen 
gewinnt. 

' «) Dea aicberatenMittela gegen' Re¥olations8c1iwinde1. F. C. t* 
JfoSBB^a plitriot. ArebiFy 1. 398 — 398. A. L. Scudm^a Staata- 
gelahrtheit, ll 16dl If. J.J. Evan*a Ffintciiapiegel , 3a2. 
M fiia agitat molem. — Ueber die Politik der teutscben Höfe» 
• •• NutionalCbronili der Teutschen , i8o5 , St. 3. £• Bbandrs 
Betracht, über den Zeitgeist in Teutschl. etc. Uannov. 1H08. 
8. Ebendfvs. über den Einflufs und die Wirkungen des Zeit- 
geistes auf die höheren Stände. Hannov. i8io. 8« F. L.jAHx^a \ 
teutsches Volksihum. Tüb. 1810. 8. Blicke von der Zeit in 
die Zukunft : in der Neuen Allemannia , Dec. 1816 , und in 
der Allgem. Zeit. 1817, Beil. Num. 7 u. f. J. F. Fries von 
' deutschem Bund und deutscher Staatsverfassung. Heidelberg 
1816. 8. (C. C. S vck) Der deutsche Bund nach seinem ganzen 
Umfang. Züllichau 1816. 8. Vom teutschen NalionalSinn. Leip». 
1816.8. L. V. DuKscu Betrachtungen über den tQuUchenBund, 
Tüb. 1817. 8. 

93. 

/i) In dem auswärtigett St;aiUsv€rhäknifs der Bun^ 

/ ' desstaaUtt. 

Ehrwürdig mufs ein Bundesstaat dem Ausland 
irerden, wenn er, in der ünabbängigbeit fremder 
Staaten daf Kleinod eigener Freiheit ehrend., seine 
Terpflichtwiigen gegen sie tre« erl'nllt; wenn er mit 
Weisheit nnd Offenheit jene Ifäsigung verbindet, die, 
'Stets Gefährtin innerer Kraft, und Bürge für die Dauer 
staatsgesellschaftlicher Einrichtungen, Charaktergröfse 
der Regierung verkündigt; wemi er, bei F^stigl^eit 
und Huhe im Innern, .in Sicherem Beaits föderativer 

"I 
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Macht von Aussen, bei Frieda und Eintracht mit den 
Nachbarstaaten , fern von Sucht durch WaflTenruhm 
EU glänzen, und meidend den sturmbewegten Ocean 
der Politik , seine politische Wichtigkeit sichtbarer 
wirken läfst in friedl^cheii, als in kriegerischen, yer- 
hallnissen; wenn' er dnroh streitfertige Kriegspaimop 
schaft> angemessen den Kra|l«n nnd dem Bedftrfmfs 
des liSTides , nnd dnrclv fortwährende Bewaffnung der 
"waffenfähigsten Staatsbürger, nicht nur das Vaterland 
gegen innere und äussere Feinde sichert, sondern auch 
kriegerischen Geist und yaterlandische Gesinnuiig bei 
dem Volk erweckt; wenn er, überzeugt, dafs nicht in 
das Zugreifen die höchste Weisheit^ wie die höchste ' 
Begierde, sn setsen sejr, dafs nicht jeder Znwatiht an 
Menschen oder Gehiet, wahre Yermehrnng der Macht. ' 
eines Staates nach sich siehe , dafs Tielmehr Friede , 
$ Freiheit, Recht nnd. GSfe die grofsen Hebel zu dem 
Emporsteigen der Staaten sind, sein Heil nicht sught 
\n Term(;ifitlich f^i chtbfirpr 'Y^rgröfseriing 

«) Die SUffcer des tratschen Bundes, hek«iuien in dem £m- 
ffan^^der BnndesMte j ihre Ueb.erseagung yon den «Vosthei« 
lan, welche aus ihrer festen und dauerhaften Vei&iiidikng, für 
die Sicherheit und ünabkängigkeie Teuisehlqnd* , ui|d für die 
Ruhe und das öfeiehgewieht Eurcjtt^i herroi^ehen würden»« > 
Aehnliche Erklärungen auf dem wiener Gongrefs, in'Noten deü 
bevollm. derTerein. souver. Fürsten i|. firei^ Städte Tentschl., 
7« 22. März , und der Bcvollm. von Preussen und Oestreidi, 
V. 7.9. u. 3i. März i8i5, in Hlübeb's Aetendes wiener Gongr.« • 
Bd. 1, Hcfk4, S. 43 u. 4a. 
* • ' * 

S- 94; 

///) In dem Bundesvtrhältuifs. 

Das hlarq Intfrresse seine« Daseyns, Terpfliphtet 
^en tentsph^il Bfind na Gorechtigliett und Wei^ 
fieit, im Innern und Aenssern. Demnach werden Recht- 
liebe, Staatsweisheit, Wohlwollen und reger Eifer für 
Gemeinwohl , die Bundesgenossen beleben. Diese 
^erdefi die Bundesyc^fMiiunl^ wohlthätig ieitoBf und 

/ 
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piclit sageb^iiy dafs die Tiuiti(|;keit derselben in unnfitse 
pescbSfägkeit« in Blendwerk nnd Ceresi>oniendiei)sf 
sich auflöse. Ein weite&Feld su nütfelicheni Wirken « 
steht dieser ei^abenen Yersanimlung offen^ Bedeu- 
tende neghtive Vortheile sogar, ist man yon ihr %m hof- 
fen berechtigt, so fern schon der Blich auf sie, egoisti- 
sches Wirhen zum Nachtheil des Ganzen oder Einzel- 
nen SU bindern yermag. Sie -wird nützliche Mittbei- 
liingen anter den Bandesstaaten erleichtern , yermeb? 
ren nnd anterbalten. Anfmerksam aaf die Stimme der 
offentlfoben Meinupg, übevseagt, dafs, frulier odev 
spater, Hafs and Yeracbtang' den Unterdrücker des 
Scbwficbem treffen mfisse, huldigend dem Grnndsatn 
der politischen Einheit, Freiheit und Unabhängigheit 
des Bundes, so wie dem Vorzug der moralischen Macht 
Tor der physischen, >vird durch Ehrgeiz , durch Stre- 
ben nach Alleinstehen, Macbtspiel CEurojtäisiren nnd 
Puissanciren) nnd Vergröfsernng, durch Drohung , aus 
der Terbindang eu scheiden , kein Bandesgenofs traoh^ 
ten , sich über die Grense der Pflicht and Gleichheit 
%Vk erheben. Der gemeinschaftliche gleiche Einflnfs, 
wozu die beiden mSchtigsten Bnndesstaateu sich bern» 
fcn finden «) , wird für Teutschland eine Gewährlei- 
stung der Ruhe, für Europa ein Pfand des Friedens 
^eyn, wenn er, ihren A^echeifsungen treu, nie anders 
-wirkt, als einmüthig und wohlthätig. Das Verhältnifs 
des Bundes and der Bundesstaaten nach Aussen, fordert 
eine desto sorgfältigere Beachtang, da Tieatschland in 
politisciher , "wie in geographischer Hinsicht,- der Wx^ 
telpoBct Toh Europa ist ^) , und da fünf Bandesfirsten 
zugleich europäische Mächte sind Darum for* 
dert das Wohl aller Bundesstaaten, bei der freiesten 
Entwichlung im Innern, die geschlossenste Verbindung 
nach Aussen. 

p) liLÜinsR s Uebersicht der diplum. Y erhandlungcn des wiener 
Congr., S. iSy ff. 

h) A. H. C. HEKRRar , der tcutsclie Bund , in seiuen Verhältnis- 
sen SU dem europäischen Slaatensystem. Gott. 1B16. 8. Big- 
»0» des pi oscriptions T. D. (Paris ' lÖao* 'S.;» p. 219— »67 et 
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p. 4^3 et suiv. Der t. Bund und die Bundesstaaten ; inMua- 
hard's allgem. polit. Annnleu, Bd. V, Heft i, S. in — 142. — 
Ver^;! C. D. Voss Zeiten , 1816, St. 4* Dawider 6. Ao. Mül- 
ler 's Staat&anzeigcn , 1816, I. 2. 
c) Ocstreich , Preuwen, Hannover, Holslcin , Luxemburg (§. 86). 
Vergl. wiener SchlufsActe r. 189.0, Art. 46 u. 4", auch unten 
|. iSa ^ und ^61 — Manuscript aus Südteutschland (London 
i8M. 8.\ S. 2i3 ff. u. 149^ 19 1. Da der Bund esE weck allen 
-BnwiUsg^noSMii das OsrmmnUiren sur Pflicht macht, köi|nle 
•in^clnea du MuropainreU sam Vorwurf gereioheu. 



J VIIL CAPITEL. 

SÜBJECT U!n> OBJEGT DE8 TEITTSCHEN ÖFFENTUGHER 

BECHTES. BÜNDESGEWALT. ST lATSVEKFASSUNG UND 
6TAATSVEBWALXCISG* ÜB£A&lüUX J>i^ STAATS- 

HOHEITSBECHTE. 



%. 95. 

Subjtct und Ohjeet des Uutsehen öffentlichen Hechtes* 

I) Das Subject des teutschen öffentlichen Rech- 
tes, stellen dar: in Absicbl 1) auf die Substanz der 
dffentUchen Gewalt, a) in dem Bande« re cht , die 
Geeaaimtlicit der Bondete traten, h) la dem 
o 8titat«rec]it der. leaTeraineii BvndesstaateB, 
die ciaaelnen Bandeaatajitcn; dann, 2}, so viel 
' a) die Ansübung der Bundcsgewalt betriff^ die 
Bundesversammlung, b) in Absiclit auf die A u s- 
üb u n g der S t a a tsgewalt in den souverainen Bundes- 
staäten, das Staatsoberhaupt, mit Hinsicht auf 
diejenigen Bedingungen , unter welchen ihm die Aua* 
libung der Staatsgewalt anvertraut ist* II) Das Ob* 
iee\ bekteht vi den wechaelaeiHgen ToUi&oaitteaea 
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Beeilten« und swar i)'der BniAesgenossen, in dem 
Bundesrecht) 2) in dem Staats reclit- der Bnn* 
des Staaten, der regierenden und der untergeord- 
neten Sabjecte; nebst gewissen vollkommenen Recli- 
X.%Ti gegen Auswärtige (§. 9). Dahin gehören die H o- 
iieitsrechte, sowohl des Bundes , als auch der sou- 
veraiaen Bundesstaaten. 

j 

SM. 

BundMSgmodU* 

» 

Ihrem Wesen nach, ist die Bundesgcwalt 
des teutschen Bundes , als eine gesellschafltliisiie , ein 
Recht der Gefammtheit 'der Bundesstaaten. Es gilt 
dieses nicht nur von den Verfassung srechten ^ son« 
dern anch Ton allen übrigen Rechten destinndes« 
sie st'yen Vertragsrechte, oder Hoheitsrechte, 
deren Ausübung ihm, als einem uiial^I.angigeu Slaatcn- 
verein , nach dem Willen der Bundcsgenosst n zusteht. 
IHe ausüben de Behörde | ist die Bundesrer» 
Sammlung. • 

% 97. 

Staatsverfassung, Staatsverwaltung. Staats ffoheits* 
rechte. Machtvollkommenheit* 

Die formale Entwickelung des^ Staatsrech tes 
der, BuStaatsho^heit oder unabhängiger Staatsgewalt 
berechtigten, teutschen Bundesstaaten, geht von 
sBweifachem Gesichtpunct aus; von der Grundver- 

,fassung, und Ton der V er w a 1 1 u n g dieser Staaten 
(5. 4 n. 5). I) Die Lehre von der StaatsGrund- ^ 
Verfassung (StaalsConstitntion , das Staats ver- 
fassungsrecht, umfafst alle Bechtsbestimraungenf 
welche auf die Staats form«) (forma "ciTitatis s. rei- 
publicae) , das heifst , auf die Art der ufTentlichen Per* 
sdnlichheit des regierenden Subfectes, und. auf das 
RechtsTerhältnifs »wischen Oberherrschaft und Unter* 
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tluasckaft im Allgemeineii, sich bezielven II) Die 
Lehre von dev StaattTerwaltung (Staats^dmini« 
•tratioii)t 4m StaattTerwaltungarecht I ninfafst 
alle Bechttiieitukmangen, welche auf die Ansfibongs* 
art der Staatsgewalt ^(inodiis administrandi cmta» 
tem 8. rempublicam), in dem Innern und äussern Staats^ 
verhältnifs, sich beziehen. III) Die einzelnen Rechte, 
Y^elche zusammen die Staatshoheit bilden, und deren 
Ausübung^ als Mittel zu dem Zwecl(, zu der Staats« 
Terwaltung ge^Srt, heifsen S ta a tsHoheitsrechte 
(Maieatitt- oder SoayerainetätaRecbte ^ Regiervnga* 
rechte, Regalien« Gewalten, jnra majeatatia #. regi- 
minis , ynrä regia »• regalia , ponvoirs). IT) Daa Recht 
sar Staatsyer waltung , gchShrt dem regierenden Snb« 
ject , in der durch die Staatsgrundverfassung festge- ^ 
setzten Ai't. Der Inbegriff der StaalsHolieitsrecLte , 
in dem Besitz des llegenten, heifst seine ll|achtVoll* 
hommenhe^t, plenitudo poteatatis 

a) Cnsuläuglich , selbst in di r Theorie , ist die aristoteliicbe 
(Politic. lib. III. c. 5. — 7.) Einfheiking der Staatsformen , in 
monarchische, aristoliratische , und dcnriol<ratische. Vergl. 
W. T. Krug über Staatsverfnssong und Staatsverwaltung. Kö- 
nigsb. i8o5. 8. Mägekas über VoUtsgewalt und AUeinherr- 
schafl. Halle iSi-. 8. v. Gagkrn, die Resultate der Sitten- 
geschichte, Bd. IV (der StaatenVerfassung), Stuttg. 1820. 8. 
Si;nLözER*s Slaatsgelahrtheit , Th. I, S. xi'n. — Einfach ist die 
Staatsform, wenn sie nur ans einer der verschiedenen Staats- 
formen besteht: zusammengesetzt oder gemischt, >veim sie 
aus mclircrcn Stnatsformcn zusammengesetzt ist. Die einfa- 
chfii Staalsloi un'n siiul : 1) das Reich (regnum), wo die Slaats- 
rcgierung einer oder mehreren (Monarchie , Einherrschaft, 
Diarchie, Triarchie, ii. s. w.), milder persönlichen Majestät he*- ^ 
kleideten, physischen Personen übertragen ist; es kann, wie 
»ach die GescU^hte lehrt, entweder £r&r0iV/t , QäeipWM' 
. i^itfehf oder Eriumnuns^sreich (regnum h hcreditanuin , 1. ele- 
^^>*utium, I. nominatiTum) , und in jedam dieser Fälle der Rer 
gcnt durch Stellvertreter des Volkes (Reiclis- oder Land- 
Stände), beschrankt seyn (repräsentatiTe Mpnarckic, u. s. w.) } 
*) Neu, Tn diesem Sinn, ist der politische Ausd ruck Z.e^irimzY«rf« 
statt Recht der regierentden Dynastie aur Tbronibige in fest- 
fesetafcer^Oidnnag. 
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• i) der Freistaat (eine , im Gegensate des Reichs , nicht ganz 
angemessene Benennung) oder die Repoblili, wo die Staats' 
regiening einer moraUschen* Porton .(einem •euverainen 
Rath) übertragen, .und lein EinMlner mit pefidnllelier 
Jlejeatäl beldeldel ist; nndenyar, a) Aristokratie ^ Adelt« 
ientcheft, wean de« Recbtei enr Tbeilnahme an der 
Btaetsregiemng , lAir Mitglieder enebeltimmten (ratbslSfliigen) 
Gesdrfecbtem llbig eind; h) l>«moAmflt, Volkilieinchafl, 
wenn «des Recbtee llar Tbellnabme an der fitaatarcgiemng 

• af/« nalOrlldi odjer potkiv regierongafidiigen Staatabiirger 
(acttre Staatsblirger) ebne GebnrttTortng tbeilbalUg sindi 
es eey nnn unmitteliar, oder mittethar^ durch eine bestimmte 
Ansah! Ton ihnen gewählter StellTdrtreter (reprisentatire De* 

' mobrAtie). Ohne Beispiel ist, dafs dal gesaiumte Volli herrscbe« 
^ Mlin bann auch die Staatsformen einlheilen, iii rerprä* 
isnfff^nw (ständiscb-vcrfassungsmäsige , d. h. mit Volksvertre' 
tem.veriebene) und absolute oder nicht repräsentative. Die 

* ersten n^nnt der Verfasser des Cominentidre sur Tesprit des 
lois de Montesquieu (Liege 1817. 8.) , nationaux ou de droit 

* commun, die andern spe'ctavx ou de droit privc et d'ex- 
ception. — Auswüchse, Krankheiten des Staatskörpers, sind: 
Despotie, Zwing - , Gewalt- oder Willkührherrschaft , die 
Maxime willkührlicher Staatsregierung, d. h. nach beliebiger 
Ausdehnung der Regierungsgewalt über ihre natürliche oder 

I' rerfassungsmäsige Grenze} Oligarchie , wenn, in der Aristo- 

• ihratie, etliche Mitglieder des souverainen Rathes rerfassungs- 

* widrig vorherrschen ; Oc///öArfl«i> , Pöbelherrschaft , wenn in 
der Demokratie, zur Tbeilnahme an der Staatsregierung nicht 
befugte Staatsgenossen, sich der Staatsregierung anmafsen. 
^ Ein Staatenhund ist kein Staat , auch kein Bundesstaat; er 

' hat also, in obigem Sinn, keine Staatsform. ' ■ 
I) Erörterungen über die Worte Regierungs - und Souveraine- 
-'^ tittsrechte , 8. in Ki.€sin*8 Acten des wiener Congr. , Bd. II, 
' 8» tt* ie8 f. Ehenäets, angef. V^bersiebt etc. , S. 167 n* «57. 
^ Ein ans dem. canoniscben Recht entlehntes Wort 3 mit web 
"^^emMancba, gegen Etymologie und Analogie , da« tfs/rmfs 
' (jus änlnens) bese^^ . ü ^ • ? v i . 

§.98. 

UeherxicJit der Staats Hoheit s rechte, 
1) fVesendUhe und zufälUgt. 

Eine zweckmäsige Ucbersicbt derStaatsHo- 
b«itsve«lkt«o)9 ge wiibren dt^ t eraduadi^sii £ i n- 
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theilungen derselben, in wesentliche und zufällige, 
in äussere und innere (diese, entweder allgemeine oder 
besondere, verleü.bare oder unverleihbarc), und in 
eingeschränkte un<l uneingeschränkte II) Ihrer Na- 
tar nach, sind die IloheiUrechtc i) wesentliche ' 
(essentialia) , wenn sie schon in dem Begriff des. Staa. " 
tes liegen, das heifstf dureh die Torgeaetste.Errei- 
ehnng des Staatsstweches unmittelbar, bedingt sind; 
2) Kttf^llige (accidentalia) , wenn sie dem Staat aus 
einem besondern Erwerbgrund, mithin nur bedingungs- 
weise odtir unter l)Csonders festgesetzten Verhällnij»- 
sen, zustehen c). j)ie ersten werden Ton Einigen Hf>- , 
hei tsrechte, die andern Megalien, beides im 
engern oder besondeirn Sinn, genannt 

a) Schritten von den Staat^Hoheitsrechten : Kfos. Sixtiivits 
s (1602 u. Ca.9p. Zikglkr (1688 und 1710), C G. Jaagow 

(1726 u. lyä;), J. F. DoHLtK (1775 und 1785)5 s. Pütter's Lit. 
* III. 294« KLÜBtn's Lit. 1079. HiautSLSTOss I'ntwi- 

ckcl. d. Begriffs der Ht galität. Laudsli. 1804. 8. K. D. Hl'll- 
MiNs's Gesch. des l rsprungs der FinanzRegalien in Teutsch- 
land. Frankf. a. d. O. 1806. B. C. O. Gmakbk über die Ein- 
thciluugea und Grundsätze der Hegalien uud Souvcrainetäts- 
rechte. Rinteln , &808. 4* ^- Hagsmiistfr von der Eintheil - ' 
der. Begalieu ; in dsm Anhaa^^ xu (dem von ihm aus dem Latein. 
'fibersaUUn) SonAvanr » ancb der Regent ist an die von ihm 
gegeb« Getstse gebnnden* Best. 1795. 8. 
h) C. H. a Böm diss. de jnribus mafestatieis (Lips. 1786.), 
%, s. sqq. . HLtfaiyi's Iii. jorist. Bibliolli., 8t. V, S. 77 89« 
AUgem. LU. Zeitung, 17989 Num. «56« B.^ W. Ihmnn Obar 
die Grenaen der^nlPatfimoniaUurisdi^tlön (Gdttingen a8o6* 
8*)9 S< 3^46* — Anderswo findet man noch andere Einthn» 
lungen der Hoheitsreehte» die theils richtig , theils unrichtig'^ 
theUs auch lyischichlich « oder doch in dem System ehies po- 
•sitiTcn Staatsrechtes nicht ^fruchtbar smd. Beispiele : I) Br» 
nutzbare oder FiuansRegalten (einträgliche , lucrative oder 
KainmerRogalien, utilia 8. cameralia), die zugleich als Quellu 
der Stnatseinkünfie betrachtet werden, oder sich auf Erhe» 
buag derselben beeiehen, und unh^njitzbare (neu utilia s. non 
csmeralin). Vergl. %. 273. Pörrta iuttit. juris publ. gern«, 
§. 335. ScHMAi.Ä nalürl. Staalsr. , 199. II) Höhere {mBjora) 
und niedere (minora) ; in deren Erklärung jedoch mehrcntheils 
Unbcsdauniheit und V«nehj|»deiil|tit herrsche fio&uiica princ. 
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juris feud., %. 63. Preuss. allgem. Landr. , Th. II, Tit. i3, 
^. 24 fF. Vergl. DÖHLER von den Hegali«n , S. 22 f. Jahgow 
von den Regalien, S* 4? ^' I^^) Regalia juris yuhln i und juris 
•privati (Adr. Steger ; der wahre Verf. des Progr. war Hfisb. 
GoTTL. Fraxcke). Vergl. Masco v princ. juris publ. germ., 
edit. a. 1769, p. 457. NiTtiLBi ADT S Erörtcrungin aus dem t. 
Staatsr., S. 25i ff. IV) Rcgalia ecciesiastica s. sncra, und po. 
litica s. profana. Püttfr l. c. 2i5. V) Regalia feudalia 
et non feudalia. PCttir 1. c. %. 2i5. VT) Regalia p0riona/i<t 
8. majestatis , et fiscalia, Vergl. Döhleb a, a. O. S. a3. Jab- 
•ow a. a. 0. S. 43 , 4^ u. 48. VII) Hegalia prünme et seeunda€ 
cla#f i«. VergL Döaua. a, a. O. 8» «4. VUI) MH^tte und In« 
4^et» Hpi^itsmhte* . J* F. E. Lots Ober den Begriff der Po* 

' usei^d. i4 k*^ iX) Eine eigene Elntlieilung in potestaa hgis^ 
iaiüäp iaeeeutwä (woliln auch potestaa jndiciaria und punitiva 
geBtti'en), intpectivä 9 repratfsentatmau, ceaneralit, hat Scslö- 

jui In a. allgim. Staatar.y {.69 S. 100 f. X) 8. Zacbabus 
Qiüf$ p«lil. 'tfWtat. ^e foedefi rlien. adacriptae aint, %. 3^.) 

. «tttenelifidet: Regalia 1) formatiM und a) materiaiiag dieii^ 
in a)ohjeetioaf theila interna« theila extena, imAh) tubj^etiva. 
Aelinl|(Blie Abthejlungen» in der Allgem. Ltt. Zeitung, 1798^ 

'Num. 947« inScBMAi« natürl. Staatsr., §. io5 — 107, vergl* 
mit EhöiUui, reinem Naturr. S. 101 f* XI) Von noch andern 

^ttthcilnngen , z. R. in potioraund communia , ordinaria imd 
extraordinaria, principalia lind aubaidiariai a. JaeooW a. a« 

. .0., 8.43. ' • " : 

... ,- ■ ■ . 

e) Von dicaer, ^lir Vertchieden erUirten » Einttiellikng , rergl. 

«andouMAvaaOompend* für« publ., III. 2, 8. J^ar* Ga. ütvtn 
% diaa« de diat|nct|oiie rvgalium inter eäaentiaKa et aecidentalfa 
. jG&tt« 17^5), \, «3. sqf . Dönum a. a^ O. , 8. ^ f» und «4 ff. 

, NiTZEiaLAPT a. O. , 8. aSo ff. F. G. t. Hmiuni über die 
weaenti* Rechte der MajestSt CWirsb. 1787. 8.), 3* 8GBKAxai 
' reinea Naturreeht^ i34 8. 101 f. Üh^ndesu natürlichelT 
^' 8taat8r., V 107 u. 196. Die meisten der so genannten Xammer- 
*^'EiBgmlien gehören dahin. — Wider diese Eintheilung, a. (Matth. 
iTBovniATf n's) Erörterung, in wie weit ist der Succeaaor singula: 
SU Anerkennung' der Verträge des Vorfahre terpflichtet 
•}(^797* 88 f. — Von den Kenntlichen der wesentlichen 

^|ind CufSRigian Uoheitarechte ,^ a. '^f^f^^ffffyi^^^ §• a- Q* $U s68ff# 

4) Vergl. Com. ut Bsinn. CabmoV, firttmm, praea. Wesäa« 
.«BiBacHB4cn, diaa. de regalibua (Viteb. i6i8« 4*) , 'e. 1. aub 8n. 
ii^* G. Wam^% System der 8taataregierung fan Grttndnaae (Hof 
fa8a3), V i'^* Hnonufosa a. .a. .O«, |. 19 u. a6. 8cniai8, 
^ a. Iluidb* dea temlachen 8tastareefatea. ^ la 4in«m atMlela 
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Sinn imtendieiM : Onoalten » . Boheiteit und 
Schmal» in i« ^atfirL 8u«t«r., ^ 1971 



S. 99* 
ft) Jeutsere und iniUrB* 

tu Anieniuig ihrer Gebens täade, sind die Staat»* 
fiolieiUreckte sweifadii I) Aeussere (auswärlig«, 
regtlia tMoaeiialia cxteriiA) , die »icli auf daa Yer* 
liiltnifa des Staates gegen Answirtige besiehcn, 
auf ein YerbSltnifa , in welcbem daa Oberlianpt berech- 
tigt ist , die moralische Persönlichkeit des Staates nach 
Aussen zu vertreten «). Dieses Rechlsverhältnifs 
begreift in sich , das Kriegs- und Vertraf^srecht; 
oder, mehr vereinzelt, die Hechte des Kxiegs (jus 
belli), 2) de« Friedens (jus pacia), 3) der Yer* 
träge, insbesondere der Bündnisse (jus pactomm 
et ibederum), 4) der Geaandacbaft en (jus lega« 
tiontun), 5) die Staatsservituten. H) Innere 
(regaliaimmanentia s* interna sire domestica) , die das 
Yerhaltnifs des Staates im Innern betreffen , ein Yer- 
hältnifs zwischen Oberherrüchaft und ünterthanschaf't, 
Staatsoberhaupt und Volk. Diese lassen sich nach drei 
l^auptgegenständen (trias politica) unterschei- 
den: 1) höchste O.b er aufsiebt (jus inspeciionis su- 
premae) ; a) Gesetzgebung (potestas leges feveadi) $ ' 
3) hdchate ToU»iehende Gewalt im weitem Sinn 
(ausflthrende , Tollstrechende oder ausfibende Gewalt^ 
potestas exequendi suprema s. generaliter definita). 
Auf diese dreifache fc) Weise sind zugleich die For- 
men verschieden, unter ■welchtn die Staatsgewalt sich 
zeigen mufs, wenn sie sich äussert. Doch wärein 
der Wirklichkeit eine völlige, scharf begrenzte Tren- 
nun g jener drei Hobeitsrechte^ da sie in beständiger 
Wechselwirkung' Stehen , eben so unTortheilhaft ala 
sohirivrig «)^ «x- • 

«) Hierauf allein , gründen Einige eine so genannte reprasentO' 
live Gewalt. Sculö/.kb's ajU|;ein. Ötaa^.'.y Ö. aqi% Göhbsb^s 
t. Staat^.y, u, 444* \ • ' 
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h) Einige setzen zu den drei allgemeinen Be*tttidlli«U«ii der 
innem Staatsgewalt , nocli einen vierten hinicu « die hettrtheU' 
lende oder richterliche Gewalt. So HitosvBXiÖH, HoRLAro, 
n. A. Andere (K. H. Gftos und W. J. Bm) ndunen nur zwei 
an , die geset*gehende und vollziehende oder ausübende } und 
wieder Anjlere (HxiHa« SnpHAn, in s.Naturr. Erl. 179^, und 
BomS) in t. Principes d*adminittration politique, edit s. 
Paris 1809) nur eine , die gesetzgebende, , Natsh Gubmoht-Tov 
> viwM undBxHJ. Gobstabt (Oours de politique constitutionnelle, 
▼oLI, p. 14— ao), mufs über der gesetsgebeiK4ep9 richterli- 
eben und Tollsiebenden Gewalt, nocb eine ricrte sebwe- 
ben , die königliche^ oder Herrscbergewalt , die, als eine neu- 
trale, überall baiidbabende und aufsebende, jene in das 
Gleicbgewicht setzt, wenn sie sieb gegenseitig reiben. — Nacb 
Einigen, bilden die aufsehende, gesetzgebende und voUsie» 
bende Gewalt, wodurch die Staatshoheit auf die eincelnea 
Gegenstände des Staatsawecks wirlit , die Form, diese Gegen- 
stände insgesammt aber den Inhalt der Staatshoheit. Allgem. 
Lit. Zeit., 1798, Nun». 247* Schmalz allgem. Staatsr. , ^. io5 x 
— * 107. — Noch Andere theilcn die Staatsgewalt itn. die Herrt 
schergewah (Souveral1^Btät , potestas legislatoria) , rechtsprem 
chende (potestas judiclaria) , und Doll^shende (potestas recto- 
ria) Gewalt. Rant's Rechtslehre , ^. 45. In der ersten fran_ 
sösischen Constitution (1791), welcher Ancillon (über Staats- 
wissenschaft, Abschn. a) folgt, wurden \>}er Gewalten ange- 
nommen: die gesetzgebende j vollziehende , x erwaltenäe (eine 
Art der vollziehenden) und richterliche» Wieder Andere un- 
terscht;iden : gesetzgebende , vollziehende (welcher sie die 
richterliche und die Strafgewalt linterordnen) ^ aufsehende, 
repräsentatit>e und CameralGeu alt. 

c) Vergl. 284. Wie die Geschichte der dritten französischen 
Constitution (1795) beweiset, wo dem Directorium jede Theil* 
iiabme an der Gesetzgebung versagt war. 

S. 100. 

Diese, a) etUiiteder allgemein» oder besondere* 

Werden die drei genaniiteii allgemeinen Ho« 
heitsrecbte (jura majestatica s. regiminis generali a), 

als drei verschiedene Arten der "VVirhsamlteit der höch- 
sten Staatsgewalt, einzeln, oder mehrere zusammen- 
genommen , auf gewisse besondere Gegenstande 4ei' 

KlfiW« f SntL lUckt. ^ • d 
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Staatsregierung angewandt; so entstehen daraus die 
so genannten bje sondern Hoheitsrechte (jura majesta- 
tica s. regiminis s p e c i a 1 i a) , die Ton jenen abgeleitet, 
und ihnen untergeordnet , nicht coordinirt, noch ent« 
gegengesetnt sind. Dahin gehören«): i) Jastisho* 
heit, bürgerliche and* peinliche, a) Polineige« 
valt. 3) Finanshoheit; wohin gerechnet werden 
können: StenerRegal (StaatsAnflagenRegal, droit dim. 
p6t), Strafsen- und GeleitRegal , CommerzRegal , 
MunzRegal, PostRegal, BergwerliRegal , Forst- und 
JagdRegal, WasserRegal, IndustrieConcessionsRegal^), 
LandesschutzRegal , LandesdienstRegal, Fiscalgewalty 
Domanialrecht n. a. 4) Priyilegiengewalt, 
5) Aemter-, Titel-, Decortftions-, Rang- und 
Stand eserh^bungsrecht. 6) Ersiehungs-und 
UnterrichtB egal. 7) Rirchenhoheit. 8) Lehn- 
hoheit 9) W ehr- und Waf f enrecht. io)Aeus- 
serstes Recht (jus eminens). 

a) Eine Bangordnung ^ wird durch eine genau hestimmte Hegel 

nicht begründet. 
h} Das Recbt , Concessionen zu solchen Instituten, Handlungen, 
Gewerben und Befugnissen zu crtheilen , die wegen des Staats- 
Interesse, der Willkübr eines Jeden nicht überlasen werden 
können. 

*) G. H. BoRowsKv'« Abrifs des practischen Finanz- und Game- 
rai wesens (2. Aufl. Berlin, 1799* 8.)} Bd. II, Tb. 3« 

§. 101. 

f^erleihbare oder unverleihbare; jene entweder pri" 
V4Uiv€ oder cumulative. 
I) Die Substann der HoheiUrechtef ist, in der 
Regel 9 nnTerauftserlich. Allein die Ausübung und 
Benutzung solcher inneren Regalien, deren Ge« 
brauch, ohne Nachtheil des Staatssweches , ohne die 
Wirlisaml^eit der Staatsregierung für bolchen zu hin- 
dern, Andern überlassen werden hann, die also nicht 
iiothwendig von dem Staat selbst, unmittelbar und aus- 
, schliefsend , ausgeübt und benutzt werden n^üssen^ 
kann, mit Unterordnung gegen die Staatsregierung , 
deren Oberaufticht, Gesetsgebong und rollsiehende 
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Gewalt, an Andere abgetreten werden. Regalien die- 
ser Art können daher, auf die angezeigte Art, namont* 
lieh Ton Unterobriglieiten und Landsassen, insbeson- . 
dere von ansehnlichen Grundei^eothümern und Gemein- 
heiten o), durch Verleihung (Vertrag, PriTilegium) 
oder UDTordenhliche Verjährung, gaas oder zumTheil, 
erworben und besessen werden Sonach findet eine , 
mit oder ohne Zeitbestimmung verliehene, unterge- 
ordnete Ausübung eines oder mehrerer Zweige der 
Regicrungs^ewalt , in einem bestimmten Bezirli des 
Staatsgebietes, statt. Daher die practisch merkwür- 
dige Eintlicilung der Regalien, in rerleibbare c) 
(concessibilia s» eommunica ti v a) und n n y erleihhare 
(inconeessibilia). II) Bei Verleihung eines Regals, wird . 
entweder die Aus&hung desselben aosschliessend über- 
lassen, oder der Vorbehalt hinzugefügt, dafs neben- 
lier die Staatsregierttng dasselbe auszuüben befugt sey. 
Daher die Eintbeilung der verleihbaren Huheitsrechte 
in privative und cumulative. Für die erste Art 
. . streitet die Rechtsvermuthung <^). 

a) Vorsüglich solchen Fürsten und Grafen, städtischen und geist^ 
liehen Gemeuiheiten, denen ehdun eine vertragmäsige^ reichs- 
tpiittelhar untergeordnete oder tuhalteme Landeshoheit , Lan- 
desherrlichkeit oder RegieruugsgewaU , {jus territoni suhor- ^ 
dinati t. suhalterm , jus territoriale subordinatum , superiori- 
tas terrltorialispaetitia)sttstand. Vergl. unten V^4<^9 Noteb. 
Beispielet in STaima^s reehtl. Bedenken,. II. 19$ ff. (wo der 
Vertrag Ton 1733 swischen Hannover und dem grafl. Hause 
«Stolherg, wegen der Grafschalt Hohnstein; einen Vertrag 

> mit StolheigStolherg , tthcr dessen Theil von Hohnstein, 
sehlofii Hannover Jim 4« ^vg* i8si) ; in PfiTTsa^s histor. Ent^ 
wich, der Staatsverfafs. des t. Beiehs , III. S90 j in Nanu* 
BLADT^s Erörterun(^en aus dem t. Staatsr., S. Syi ff.; in Pör- 
«Ba*8 Lit. nr. %, i6a3, und in Kl^r^s neuer l4t. , S. 693; in 
Hi.9Baa*s Acten des >Yicner Congr. , VI. 92. 193. Verträge 
Preussens mit dem Grafen v. Giech v. io. Nov. 1796 , und mit 
dem Grafen von Stollberg Wernigerode v. 19. Mai 1714 und 
18. Nov. 1814 1 der letzte in Voss Zeiten, Dec. 1814, S. 443* 
— Von lYemigerode s. auch Acte final du congrcs deVienne,' 
art. 23. — Von Regieriingsrecliten jetaigerStaades- u. Grund- 
herren , unten %• 23o ff* u» a4i ff* 

9 * 
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b) Jo. Wehlhof de alicnalione et concessioiie jurium , quac vo- 
cari solent regalia. Heimst. 1693. 4> J« I' • Döulkr's Abhaudl. von 
den Regalien t §.35 — 89. de Ludolf T.II. obs. 198. not. B. 
n. 535* SimvBX*» Uotemeht von Regier, und Justizsacben, 
8. in. |. 90. MonftTOii der deutschen Reichssländc Landen, S. 
ai6 ff. Ehendsrs, von der Lande«bo1ieit überhaupt , 245 ff. 

L« Bönm priac. juris fead. f. 63. D. B. W. FtaimE 
Ühw dleGrensen derCivilPatrimoniaUurisdictioii (Götl. i8o6. 
f^y Baeh I, Abaebn. 1. G. H. r. Bno*a Abbandlungen (1808. 
8.), 8.85 ff.* AUgem. Landr.für die preuss. Staaten ^ Tb. II. 
Tit. 14. f. 9t ff. s6 ff. ConstitutioiiaEdict, die Leborerfasaung 
' in dem Grofsbersogtbum Baden be{r., t. la. Aug. 1807, f. 5. 
«— Von dem Beweise bei Streiligbeiten überBegaUen, s. unten 
I« 9<M( u. ff. 

e) In dem pretus* allgem» Lanär, a. a. O. werden die yerleibba- 
. ren uiederef die andern höhere BegalSe^ genannt. Tergi« , 

Ki.0BiB*a Ueberaicbt der diplom. Verbandl. des wiener Congr.« 

8. 3oi , 3ia u. f. — Eigene Benennung und Eintbeflung, e. 

bei N£TTKLu.^DT a. a. O. ) S. 365 ff. • ' 
d) G. L. BoxHMsn 1. c. 

s. 102. 

3) £jtngesch'äiiktt und uneingeschränkte» 

In souTeraincn Staaten des teutscbenr Bandes, Mm 

ncn einzelne StaatsHoheitsreciite ausgeübt werden, 
entweder nur unter Beobachtung gewisser positiven 
Einschränliungen, namentlich unter verfassungsmäsiger 
Mitwirkung der Yolksvertreter , oder ohne Einscbrän- 
baiigen dieser Art. In jenem Fall sind sie einge- 
scbrfinkte, in diesem uneingescbrinktei . Für 
den letsten Fall streitet die Beebtsyermatbung, aaek 
in denen Bundesstaaten, in ivelcben Landstfinde sieb 
befinden a), denen eine Tcrfassnngsmasige Mitwirkung 
oder Theilnahme (nichtMilre^entschaft) an bestinimteu 
, Gegenständen der Staatsyerwaltung zusteht* 

a) Andere unterscheiden hier Comitial' Gandtagliche) Rechte 
und Reservate , bei diesen aber eingeschränkte und uneinge» 
' schränkte, TXmwLLLAm!*$ Erörterungen aus dem t. 8taatsr.» 
94« ff. s58 ff. 338. 
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ERSTER THEIL. 

B U N D E S R E C H T. 



LCapiteL 

Begriff, Zweck, und Mitglieder des 

teutscheu Bundes, 



S^riff des teutsehen Bundes, Seine Unauflösharkeit^ 
SocialGewalt , Verfassung und Ausbildung. 

I) Der teutscHe Bund a) ist ein fortwährender 
freier Staatenbund eine Vereinigung der unab- 
hängigen Staaten Teutscblanda, zu einer ySlkerrecbt- 
Hchen gleichen Gesellschaft, für geineinschaMche 
Zwecke c). II) Er ist u n a u f 1 ö s b a r ; Iteincm Mitglied 
steht frei, sich von ihm zu trennen d), m) Da die 
Bundesstaaten nur vollierreehtlich , und durch Gesell- 
schattrecht, nicht durch Rechte einer Obergewalt , 
vereinigt sind; so ist die Bundesgewalt eine poli- 
tische Social, oder Collegialgewalt, keine Staatsge- 
walt, und es besteht für denBund weder einProtector, 
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134 I. Th. I. Cap. BcgriflF, Zweck, und 

nocH ein Oberhaupt lY) Das Subject der Buq. 

desgewalt, ist die Gesammtheit der' Bundesglieder. 
V) Die BuiulesActe enthält Grundziige der Bun- 
desverfassung/). Ent>vicltlung und Ausbil- 
dung derselben, übereinstimmend mit ihrem Geist und 
mit dem GrundCharakter des Bandes^ ateht nur der 
Geaammtheit der Bundeaglieder sn 

a) Teutscbe BundesActe, Art. i. f 

h) Eine völlierreclitliche Gesellschaft, für immer errichtet; 
Vc'ine Uehergangsstufe ZU einem ^künftigen Staatsgebilde, und 
keine vorüheroeitende jillianz für einen bestimmten Fall oder 
Zeitraum. — Auch kein Bundesstmat , Gesammtstaat , oder 
Staatenstaat, Iieia SocietiU- oder Völlierttaat , unter einem 
Bondethaupt oder einer GentralBcgierung , welcber die be- 
aonderaStaattregiernngen tfacbgeordüiet w&ren. Pr|üdiaiy or- 
trag des b. b. dstreichiacben Gesandten« in der «weiten SItsung 
derBundetreraanunliing tt-iu Nor« 1816, Num« I; inKLeixa^s 
Staatsarehir, HeftS, Bd. II, S.a9lf<.n.8i. Vergl. BLÜaimli üe- 
beraiebt der diplon». Verbandl» des wiener Congr. , S. ^93 f., 
laSf.u. 191 f. LvnivlB Nemesis, Bd*y II, Nnm.ia« Anders A.H« 
L. Hbbus der t. Bund in s« Verbältn« su d. europ* Staaten* 
System (G6tt. 1816), S. soff. Sondern ein fortwährendarf 
völhrrreehttiehet Verein mehrerer Staaten , ein Staatenverein,' 
StaatenBündnifs, StaatenSjstte oder System rereinigter oder 
rerbfindeter Staaten, Systeme ciritatumfoederatarum seu acbai- 
eamm, eine StaatenSocietät. Vergl. Po&ibivs bistoriar. lib. II. 
€•4* PaAscHiüs de rep. Achalca. C. G. Hxykk pr. de cod.arg. Goett. 
1783. Sajk. Pufendorf diss. de systematibus civitatumi in », 
Dissert. acad. selectis (Upaal 1677.), P* auch in dessen 
polit. inculp. p. 226. C. v. BHuasnoxH quaest. juris publ. 
üb. 2. c. 94* J0A.CH. Ebdm. ScnnsT diss. de civitatis origine 
civitatumque systemate. Jen. 1745. J. C. WlI:LA^D diss, de 
systemate civitatum. Lips. 1777. n. in 5. Opiisc. acad. Fase. I. 
(1790. 8.) n. 1. Compnra?son de la liguc des Achecns, des 
Siiisses et des Provinrrs uniesj par M. de Mf.er3ian>". ä la 
Haye 1784. 4» (Eine gc}»r. Prt-isschrift.) Saiwtp-Cboix des rjioicns 
gouvernemens federatifs. Paris, 1779. 8. Le Systeme federn til' dies 
ancicns, mis en parallele avec celui des modernes , par E. A. 
ZiNSERLi?|p. Ileidelb. , Strasb« et Paris 1809. 8. F. W. Tirr- 
K\yy über d. Bund der Amphictyonon j eine gel^röntc Preis- 
schrift. Berlin 1812. 8. H. G. Schfidemaktel's allgem. Staalsr. 
überhaupt u, nach der Rcgierun^sform, ^. 1-21 — 124. Schlö- 
SKAS allgem Staatsr. , S. 117. Pürrirtt s Beytr. I. 24* BuRiJk- 
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MAQUi princlpes du droit poIUIquc, P. II. ch. i. 43 sqq. 
G. H. V. Bfrc s Abhandlungen zu Erläuter. der rhein. Bun- 
'''desActc, Th. I, Num. i. — Die Constitutions \cten der Ver- 
einigten Staaten yon Nordamerika , v. 4» Oct. 1776, u. v. 17. ' 
Sept. i''87, in v. Martens rccueil, I. 5Ö7. III. 76. Die Con- 
födcratiousActen der schweizerischen Eidgenossenschaft t. 
29. Dec. i8i3 u. 16. Aug. ^814, bei Martens a. a. O. , Sup- 
plem. V. 659. VIIl. 161. u. in (Usteri's) Uandb.des schweizer. , 
Slaatsr. (2. Aufl. 18*21) , S. 5. 
> c) BundesActe , Eingnng u. Art. 3 u. 11. AViener SchlulsActe 
T. 1820, Art. 1 u. 2. Pariser Fr. v. So. Mai i8i4» Art. 6. 

d) AViener SchlufsActc v. 1820, Art. 5. — «Die Zeit, die Cul- 
tur der Menschheit , liennt keinen absoluten Grenzpunct j so 
irollen auch Wir das Gebäude unseres tcutschen Bundes für 
heilig , aber nie Rtr gescldotsen und ganz vollendet halten». 
Worte in dem ersten VorMg dee h. h. üstreichitehan Getand« 
ten» in dem Protoc. der B. V«, Tom ii. Nor. 1816, %* 7. 
Vergl. oben %, 73, Note ^, ma Schlufs. 

e) Politiaehe Betrachtungen bei Errichtung des teutschen Bun- 
des, in Hitan*« angef. Uebersicht« 8. iia — i3i. 

Hi.^BB*s Acten des wiener CongT.» B. II, 8. 34« Ehenie/i» 
angef. Ueberstcht etc. 8. 14^. 
g) Wiener 8chlufiiActe 1830 , Art. 4* — Vergl. den angef. 
ersten Vortrag des Torsitsenden Gesandten ^ in der a. 8itsung 
der B. T. t. 1816, 7r®* 4? 60 der QuartAusg. 

S. 103^* 

Umfang, Charakter^ Hauptheziehungen , und GarmUie 

^des Sundes, 

I) Nie batte nocb ein Staatenbund eine so g r o fse 
Alisa hl Ton Staaten ($• 106) umiafst, wie jetzt der 
teutscbe; grofse, mittlere, wid hleinet monarchisck 
und republibaniscb geformte «). II) Den Cbarabter 
de» Bandes bezeichnen, als zwei gleich feste Gruod- 
stutzen , eines Theils <lie Rechtsgleichheit der 
Bundesgenossen, andern Theils das Na tionalBand, - 
welches alle Bundesstaaten wohlthätig umfassen soll • 

III) In dem BundesTerhältnifs stellen sich zwei Haupt- 
heziehungen dar, nach Innen und aach Aussen c). 

IV) Das Besteben des Bunde» istgarantirt durch die 
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ucht europKtscben Mächte, welche die Schi ufs Acte de« 
wiener Congresses nnterBeichhet haben 65)« 

ß) KiSbib^i angef. Uehenlolit etc. , S* 187« 

Der oben (|. io3^ , Nole &) angef» PrSsidialiVortFag $ in K|<d« 
BB»?8 StaatBArchiT, Bd« II«, 8* 36« — Mit Recht ward in die- 
aem Vortrag , das NationalBe dürfntfs der Teutochen 
als der emsige richtige Leitfaden für teutsche Staatenverhält> 
nisse aner](aQpt , und l^eraus die Folge ent>Ticl(elt , dafs der 
Bund, wenn gle ch liein Staatenbund, doch auch Itein blofsea 
Schutz- und Trutzhündoifs sey, dafs er die sämmllicheii Staa- 
ten durch ein Nation alB and umfassen solle, und daüs 
die Verheiasungen , welche die Staaten nicht blofs sich gegen 
einander, sondern auch mit einander ihren Unter t hauen 
gegeben haben , wahre Verpflichtungen des Einzelnen gegen 
Alle spycn, deren Krfülliing also auch Tom Ganzen gefordert, 
und auf Auaei^e je4cs eiiiaelaen Bürgers gefordert werden 
hönne, 

#) Einen ansrnltrlichen Umrifs der Bundesrerhältnisse , in die^ 
ser sweUacben Beziehung, enthält der gutachtliche Coramis-' 
ftionsVortrag über die so' genannte Reihenfolge, der als, loco 
dictaturae gcdruclttc Beilage ii, mit 3 üntcrbeilagen, bei 
dem Protocpil der B. V. vom 17. Febr. 1817, %, 5a, «ich be-» 

- findet, S. 67 — 87 der Original^ oder Folio Ausgabe, — Eines 
«ä US s e rn Organismus des Bundestags» , im Gegensatz eines 
inncrn Gliederbaucs , yerglcichbar mit Leib und Seele, 
wird schon erwähnt in dem Frotoc, der B, V, v. 11. Nov, 
1816, 7, zu Nuui. III) in den Prot, dex B. V., Bd. I, S, 
54 u- 55, der i^uartAusg, ZurUebung in der juristischen 
Einthcilungslfunst , lassen sich die Bundesverhältnisse in eine 
Mingc von Ober-, Unter- und Afterabtbeilvmgen zerlegen, 
wobei man bis zu ethischen viiul politischen Gesichtpuncten 
hinauf, bis zu Privatverhaluii^scn und einer Art von Verhör- 
perung hinabsteigen kann. Aber einer sackenartigen Ord^ 
nuiig dieser Art , in dem Vortrag des öffentlichen Bechtes dea 
Pnndea au folgen , yerbietet die pHichtniSBige Sorge für prac» 
tisch -theoi^etiselies Bedfirfnifs« tiat wahre Evleichterung der 
Uebersicht, für Klarheit » Hiine und Bcsttnuntheit dea Vofw 
tivigs ^ für fSufischheit mid ächten Geschmach in der 

• atellnngi pvinetilUnU und Chßro*s hßhren^ i|nd des letaten 
Ta^al der Bechtsgelehrlen, wegos des ZfiTielahn ^ntheflen 
(doevatore, |I. 47*) 9 weirden noch jetst nichl aelten fiberae* 

• hent Die HeuptsteUeii aind angeaelgt, in iU9«Bn*a I<ehrbe 
Srlff dir Rffffrlrhiiiiilv |* 44» VerKl, oben» y 
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S- 104. 
jBundeszwecL Nebenxtoeehs» 

I) Den Zvecli des teutocheii Bundes, setet die 

BundesActe «) in Erhaltung theils der iusserh und 
, inner n Sicherheit Teutschlands, theils der Unab- 
hängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen 
teutschen Staaten. II) Ausser diesen, werden als B e- 
weggründe zu Stiftung des Bundes, auch die Vor- 
t keile angeführt, welche aus solchem fiir die Ruhe 
und das Gleichgewicht Ton Europa heryorgehen, 
wurden III) Demnach ist der teutsche Bund, ein 
Sicherheitshund«). In seinem rechtmasige n Wir« 
hungshreis , ßnden sich Mittel zu Unterdrfichang der 
Selbstständigkeit schwächerer Staaten eben so wenig, 
als zu ausdrücklicher oder stillschweigender Begün^li- 
. gnng staatsverderbender Willkühr in der Regierung 
und Vertretung einzelner Bundesstaaten, zu Hemmung 
nützlicher Fortschritte des teutschen Volkes in jeder 
Art Ton Cultur, su Beschranhung freier, Ternunftiger 
Meinungsäusserung, und su Beförderung selhstsuchti- • 
ger Absichten einzelner Classen von Staatsbewohnem. 
IV) Nebenzwecke, für Erhöhung des Gemeinwohls 
sämmilicher Bundesstaaten, sind der Wirksamkeit des 
V Bundes nicht entzogen. Die BundesTersammlung ist, 
ansdrüchlich ermächtigt und Tevpflichtet zu gemein- 
\ nützigen Anordnungen, > wozu swar jede Staatsre« 
giernng für sich und ausschliessend ermächtigt ist, 
deren Zwech aber durch zusammenwirkende TheiU 
nahme aller Bundesstaaten, mittelst freiwilliger Ver- 
einbarung Aller, vollständiger erreicht werden kann<^)» 
Geistige und sittliche Cultur, Handel und Verkehr, 
Post- und Münzwesen, erofi&ien hie^u ein eben so wei* 
tes als fruchtbares Feld« 

fi) BundesAete, Art. a. Wiener ScblufsActe v. 1820, Art. 1. 
Vergl. KLlfBxa*« angef. Ücbersicht, S. 128. Ebendefs. Acten 
des wiener Gongr. , M. II , S. 344 f. 4o3. 421, — Nicht blofs 
anf iaaerp üuhp (wie es in dem baierischen Votiun in der 

i 

m 
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5. Sitsung der B. V. v. 5. Dec. i8i6 heifst), sondern auf 
innere Sicherheit^ ist der Zweck des Bundes gerichtet. Diese 
Ikeseichnet einen festen Rechtszustand , in welchem auch der 
Einselne seine Sicherheit findet. — Der Zwech fordert i) alU 
seitige Sicherheit Teutschlands ; also Sicherheit in allen äus- 
sern und innern Verhältnissen , für den Bund im Ganzen , 
und fiir alle Theile desselben einzeln betrachtet. Derselbe 
ermächtigt zwar die Gesammtheit nicht, als Regierer und 
Ordnungshalter in den einzelnen Bundesstaaten aufzutreten , 
oder auf ihre innern Angelegenheiten unmittelbar einzuwir- 
Icen {%. i56) , wohl aber zur Obsorge, d^fs unter und in den 
Bundesstaaten die innere Ruhe und Sicherheit des Bundes 
iiirgend bedroht oder gestört werde {%. 148' u. ff.). Der Zweck 
gebietet 2) Bewahrung der Unabhängigkeit und üm erletzhar- 
keit der im Bund begriffenen Staaten. Der Bund soll wirk- 
sam seyn , gegen Bedrohung oder Verletzung der politischen 
Selbstständigkeit , und jedes andern, natürlichen oder erwor- 
benen , Rechtes eines jeden Bundesstaates. — Das erste aller 
Mittel £u Erreichung des Zwecks , ist Einigkeit der Bundes- 
genoasen; hierauf sollten folgen , naeh Frenssens Erklärung t 
«eine kraftrolle Kriegsgewalt ^ ein Bundesgerieht ^ und land-^ 
ständische^ durch den Bundesrertrag gesidierte Verfassnn* 
genv. Hi.^BA*s angef. Acten» Bd. 8. 16. 

h) BundesActe , im Eingang. 

t) BundesActe 9 Art. a u. ii. KlIjbbb^s angef. Uebersicbt etc. » 
8. 143 f. 

d) BundesActe , Art. 6. Wiener SchlufsActe 1890^, Art. 64* • 

FrotocoUe der wiener MinislerialConfcrenzen v. 1819 u. 10., 
Sitsung 19 V. 8. Mär* i8lo. Vergl. den oben (§. io3) angef. 
Östreich. Präsi dial Vortrag T. 11. Nov. 1816, Abschn. I, lit. d, 
u. Abschn. lU, £inleit. ; wo Entscheidungen über gemeinnü». 
tsige Anordnungen , für Gegenstände der PlenarV/rsamm. 
lungen der B. V. erklärt werden. Späterhin wurden sie von 
der Entscheidung durch Stimmenmehrheit ausgenommen. 
Vergl. ^. 131*. — Für die cingcgangonen Vorschläge zu ge- 
meinnützigen Anordnungen, soll in der Bundescanzlei ein 
eigenes l'przeichnifs oder Register gehalten ^ve^den. Unten 
i35, Note a. — üeber den Begriff der gemeinnützigen An- 
ordnungen, s. L. V. Drfsch Beiträge etc., S. 36, wo fedoch 
der Art. 64 der SchlufsActe übersehen zu seyu scheint. 

- • ■ • ■ . 
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$. 105. 

Aufnahmt und Glossen derselben» 

I) Bundesgenossen sind: die souTerainen 
Fürsten (ein Kaiser, Konige, Grofsherzoge, ein Kur- 
fürst, Hermoge, Fürsten, ein Landgraf) und die freien 
StSdte TentscUands «)• II) Die Anf nähme neuer 
Mitglieder f kann nur yon der Geaammtbeit der Bundes« 
^ glieder geschehen &). III) Nach dem Alter ihrer Bnii« 
desgenossenschaft, theilen sich die Bundesgenossen in 
zwei Classen : in ursprüngliche, die Stifter des 
Bundes, welche, an de;- Zahl sechs unddreifsig, bei 
Errichtung der Bundes Acte Mitglieder des Bundes 
"wurden, und aufgenommene, welche späterhin * 
Aufnahme erlangt haben. Mitglieder der letzter Art, 
sind Wirtemberg nhdBadenf deren jedoch, in 
sicherer Erwartung ihrer nachfolgenden Theilnabme 0 , 
TorlSufig schon in der BnndesAete als (künftiger) Bon- 
dcsgenossen Erwähnung geschieht Später noch, 
im J. 1817, ward HessenHomburg aufgenommen 
(§. io6e). IV) Die Bundesgenossenschaft begründet 
eigene Rechtsrerhä Itnis se der Bundesgliederi 
nicht nur sn dem Bund (§• 149 ff. i55 £P.>, sondern auch * 
EU ande>n SonTeraijiStaaten und Staatenrereinen ($ i63)« * 
und selbst su den eigenen Staaten and Untertfaanen 
($.1*4 ff) 

a) BmidesActe, Eingang n. Art. 1. 

h) Wiener SchlussActe t. 1800 , Art. 6. 
. c) Ocstreichs Erklärung gegen Wirtemberg, über die Nothwen- 
<ligl<eil der Theilnahme aller teutschen souTCrainen Fürsten 
an dem Bunde; in Klübfiv's Acten des wiener Congr. , Bd. I, 
Heft 1 , S, 107. Wirtembergs Gegenäusserung , ebendas. S.- 
109. Vergl. auch Klvbf.h's Staatsarchiv, Bd. I, S. 4o« 
• d) BundesAcle, Art. 4 u. 6; aber nicht im Eingang. — Von 
den bekannten Ursachen , warum PT'irtemherg und Baden als 
ursprüngliche MitPaciscenten bei Errichtung des t. Bundes 
nicht erscheinen, s. Kiübfr's Bericht in dessen angcf. Acten 
Bd. II, S. 570 ff., vergl. . ut Bd. VI , S. 3i4 ff. Ebendefs. 

, angcf. Uebersieht, S. i34f. — Von Andern^ die sich zur Auf- 
nahme gemeldet hatten , solche aher nicht erlangten , s. eben- - 

% 

V 

f 
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das. S. i35 f. Klüber's Staatsarchiv, Bd. I , S. 4o« — Die Bä^ 
dische BeitrittsUrkunde ist datirt Tom 26> Jul. iBt5, die wir- 
tembergische vom i. Sept. i8i5. , Beide findet man angeführt 
d. Protoc. der B. V. v. 5. Nov. 1816, 5; u. abgedruckt 
als Beilagen 2 u. 3 , S. 29 u. ff. der Orig. Ausg. Klübxr's 
Suatsarchiv, Bd. II, S. 56 ff. 1 

^Benennung der ^Bundesgenossen, 

Die Bundesgenossen -werden in der Bundes- 
Acte, und zwar in folgender Ordnung, jedoch uobe- 
schadet ihres Banges, b enännt ^) : 1) der Kaiser yon 
Oestreich, 3) der Kont^ toh Prenfs en, beide für 
ihre gesammten, Tormals zn dem teutschen Reich ge- 
hSri^^n Besitzungen 3) die Konige ron Sachten, 
4) Baiern, 5) HannoTer, und 6) Wirtemberg, 
7) der Grofsherzog von Baden, 8) der Kurfürst Ton 
Hessen, 9) der Grofsherzog Ton Hessen, 10) der 
Herzog yon Holstein (-Glückstadt, zugleich König 
Ton Dänemark), wegen Holstein und Lauenburg c) ^ 
11) der Grofsherzog yon Luxemburg (zugleich Hd» ' 
nig der Niederlande), la) der Herzog Ton Braun* 
schweig, i3) der Grofslierzog tou Mechlenburg- 
Schwerin, 14) der Herzog yon Nassau, i5) der 
Gi^fsherzog yon SachsenWeimarEisenabh, 
16) die Herzoge von SachsenGotha, 17) Sach- 
senCoburg, 18) SachsenMeiningen, und 19) 
SachsenHildburghausen, 20) der Grofsherzog 
Ton Mechlenbu rgStrelitz, 21) der Herzog 
von HolsteinOld-enbur g, 32) die Herzoge yon 
AnhaltDessau, sS) AnhaltBernburg, s4) und 
AnhaltCSthen, ^5) die Fürsten Ton Schwarz- 
bnrgSond ershausen , a6) Se^h war zb nr g Bu- 
dol Stadt, 27) HohcnzollernHechingen, 38) 
Liechtenstein, 29) HohenzollernSigmarin- 
fi;en, 3o) Waldeck, 3i) 11 e u fs, älterer Linie (Reufs- 
Greitz), 32) Reiifs, jüngeitir I>inie (Bcuf6Schleit|i, 
Lobenstein , und £bersdorf ) , 33) Schaumburg- 
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Lippe, und 34) Lippe (-Detmold), 35) die freien 
Städte, Lübeck, 36) Frankf ur 87) Bremen und 
38) Hamburg. Aufgenommen ward späterhin im 
Jahr 1817 am 7. Juli, 89) der Landgraf Ton Hessen- 
Homburg; das StimmenTerhaltnifs desselben ward 
jedoch einer weitem Anordnung ausdrücklich Torbe- 
balten *). 

a) ätL 6 , vergL mit ^rt 4 vnd dem Eingang. KitiBii*s angef. 
üebersicht ete» , S. 5o4 ^* IHeselbe Ordnung itt auch in der 

' proTjtorischen Bundeamatrikel beibehalten , in d. Protoe. der 
B. V. 1818 y |. aio| nur dafs daselbst HessenHomhurg un- 
mittelbar Tor den freien Städten geaetst iat. 

b) Namentlich sind diese Staaten angezeigt, oben ^.86, Nota b. 

e) Von diesen beiden Ilerzogtlulmcrn , will Dänemark seine 
Stimme in der Bundesversammlung benannt bissen, seitdem 
es , durch Vertrag mit Freussen (KlCbxb^s Acten des wiener 
Congr. , Bd. V, S. 5o) , den größten Tbeil des Hersoglhums 
Sachsen und den darauf sich besiehenden Hersoglichen Titel 
erworben hatte. Dieses ward ihm auch In der ersten Sits- 
tuig der B. y. bewilligt; doch Yerwahrten hiebe! die Ge- 
sammthSnser Mecklenburg und Anhalt ibre' Bechte und An* 
Sprüche auf Lauenburg. Protoc. ▼. 5. Not. 1816 « 3, In - 
Ki4iaBa*s SU|atsarchifr, Bd. n, S. 17 f. 

d) Der fiersog und regierend« Administrator Ton Olienbwrg^ 
wie er sich in. seinem Stsatstitel nennt, weÜ er an der Stelle' 
'des gemüthshrsnken Bterzogs die Begierung (seit 1785) fuhrt, 
hat die , in der ScblussActe des wiener Congresses dem her* 
zoglichen Hause zugetheilte , gro/sherzoglieheyfürAt bis feilt 
nicht angenommen, KLesmls angef. Üebersicht etc., 8. i6s.^ 
Doch wird HolsteinOldenburg Crofsherzog und- Kömgliche 
Hoheit titniirt, in dem GenerslBecess der franhftirter Terri- 
toriälGommission t. so. Jul. 1819, Art. »7, 3o, 3i u. 33j 
in T.'^Mdrtem reebeüi Suppig. VIIL 6i5 et sujy. 

•) ProtocoU der B. V. r. 18*17,^. 3o4, und Beschluas in dem 
ProtocoU der PienarVerssmmlung v. 7. Jul. 1817, in t. Ha»- 
nas recuea. Suppig. VU. i39.— In den wieder Ministe* 
risIConferenzen , Protocl r.^xü. Mai i8so, erklärte Öestreich 
den Wunsch , dass fOr HessenHombui^ , swar in das 
Plenum, aber noch in keine Curie aufgenommen sey, bald* 
möglichst eine angemessene Entscheidung erfbigen möge* Die 
fi. y. nahm hierauf diesen Gegenstand unter Ihre Agenda 
auf, in der loco didatura« gedruclitSn 2ttsanuneastslluag 
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«ur verlraul. Sitzung v. 27. Juli 1820, S. 216 der Protoc. v. 
1820, OriginalAusgabe. — Die BuudesMatrilul von 1818, 
getÄt Homburg unmittelbar vor die freien Städte. — Der 
Landgraf ward durch die SchlussActc des wiener Congres- 
•es, Art. 48» von der grosshersoglich- A«xjixc/zen Oherhoheit 
über Homburg befreit , welche die rheinische Bundes Acte ihm 
aufgelegt bAtte* Er erhielt ebendaselbst, Art. 49, die Herr- 
, eebtft Meisenheim ( 10,400 Einw. ) mif^SouTcrainetat. Vergl. 
IUiim*e angef. Veberticbt ete. 8. 86 q. i35. Ebende/s, Staats- 
ari^9 Heft 9i, 8.35s f. tt. 435 1 Bec^-g4nM de la Com- 
mieaieii territoriale rusenibl^ k Frtmfitort , du 30 juiUet 1819, 
art. 99, 'bei KAsma 1. e. YUI. 616. — Homburg und Meiseiu 
beim bilden snsammen eine GmndflScbe Ton QM« mit 
18416 9 Andern ao/ioo Einw. In dem angef. GeneralRe- 
;ecia der frankfiirter TerritorialCommiation r. 1819, Art. So, 
aetaten die vier Terbfindeten MSebte feat, dafa der Landgraf 
ton HesaenHombng, in Ansehung der in der wiener Con- 
greaaAete Art. 43 erwähnten Staaten, volle Sottverainetät 
genietacnp und, den Titel Souverainer Landgraf ron Hessen 
fahren aoUev. Maatxvs 1. e. VHI. 617. 



IL C a p i t e L 

Titel, Wappen, Ceremoniel, und Rang des 
3uades und der Bundesgenossen. 

. 107. 

2^el des Bundes und der Bundesgenossen* 

A) Der beständige StaateuTereia der unab- 
hängigen Ffirtten und freien Stidte Tentachlands, soll, 

Termoge der BundesActe , den Titel teatscher 
Bund führen 0). B) Die frühem Titel yerschiede- 
n^r Bundesgenossen wurden verändert, theils 
burz Tor AuÜÖsung der teutschen Beichsverbindung, 
tbeals in der rliQUuachea BundesActe | oder späterhin 
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bei der Aufnahme in den rheinischen Bund, theils wah- 
rend des wiener Congresses. I) Die Königs würde, 
nebst einer relativen Souverainetä't, hatten die Kurfüri» 
«ten von Baiern und Wirtemberg schon in dem 
presburger Frieden erhalten. Il).In der rheinischen 
BundesA^te erhielten , der Kurfürst von Baden (wel- 
cher hnra TOTher, nachdem der presburger Friede, 
ArU 14, ihm eine relative Sonverainetlt beigelegt, den 
Titel souyerainer Kurfürst angenommen hatte) und 
der Landgraf von H e s s e nl) a r m s ta d t, den Titel 
Grofsherzog, mit denen Rechten , Ehren und Vor- 
zügen, welche mit der höniglichen Würde verbunden 
sind c) (honneurs royaoj, honores regii), und der 
Chef des fürstlichen Hanses Nassau, den Titel Her* 
«og d). 

a) BundesActe, Art. i. — Vorschläf^e zu andern Benennui». 
gen, s. in Klübxk's Acten des wiener Congr., £d. II, S. 401 

u. ^11. 

b) Presburger Fr. v. 26, Dec. i8o5, Art. 7, 8 ti. 14. 

•) Rbein. BundesActe , Art. 5. de Martens precis du droit des 
gens moderne de l Europc , T. I. 104. Klüber droit des 
gens moderne de TEurope, 3i , 91, 110, i83 et suiv. 

d) Rhein. BundesActe, Art. 6. — Der Mannstamm der bishe- 
rigen hersoglichen (nassau-usingischcn ) Linie des Hauses 
NmsMMu^ erlosch am 34. März 1816. Hierauf gieng, mit den 
Besiisungen dieser Linie , die Herzogwürde auf den Fürsten 
Ten NwsauWeilbiirg über. 

S- 108. 

Fortsetzung. - 

Späterhin erlaagten, bei ihrer Aufnahme in 
den rheinischen Bund, der Rurfürst yon Sachsen «) 
die Königswürde, die Fürsten 'von AnhaltDes* 
saUf AnhaltBernbnrg'nnd AnhaltCdthen den 
Titel Herzogt), die Grafen von R e n f s nnd 8 c h a n m- 
bnrgLippe den Fdrstentitel c). rV) Die präsum* 
tiyen Nachfolger der Grofsherzoge führen , nach dem 
Vorgang in dem Hause Baden yon 1806, den Titel £rb* 
grofshersog (grand-duc h^r^ditaire). 
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«) IVaasdaiscli-tXdiiiMlier Friede all Posen vom ix. Dec. 1806, 
Art. 3. Bhein. Buna, m. 467. 

h) HcccptipiisTraetat, Warschau den 18. Apr. 1807. Rhein. Bond, 
X. 96. » Der Fürst ▼on ^ithtdtSwnhurg ^ hatte schon un 
April 1866 Ton K. Frans IL die herzogliche Wfirde erhalten, 
mid firiiher schon führten alU Fürsten Ton Anhalt in ihren 
Hwistitelden flerftogtltel: «Fürst an Anhalt, Hersogsu Sach* 
«sen. Engem und Westphalen, Graf an Ascanien, Herr au 
«Bernbtti^ und 2erhst». 
.«} Bhein. Bund, IX. 447. Xm. i3S IF. 137. 

^ In dem grofshersoglichen Hanse • Hessen , auch den Titel 
Orofs» und Erbfrin», 

$.109. 

» 

Schlufs. 

V) Während des wiener Congressei, nahm der 
Rarfurst Yon Hannorer oder BraanscWeigLünebui g 
den KSnigstitel aii a)^ der Hersog yon S.achsen* 
Weimar den Titel Grofshersog Ton Sachsen- 
WeimarEisenach. Der Kurf ürs t von Hessen, ver- 
band mit seinem kurfürstlichen Titel das Prädicat k o- 
nigliche Hoheit c). In der SchlufsActe des wie- 
ner Congresses , erhielten die grofs herzogliche 
Würde, die Hersöge TOii HolstcinOldenburg (bei 
diesem bis jetst noch ausser Gebrauch <2), Ton Meclu 
lenbiirgScbverinandMechlenbur'gStrelitz«^)^ 
und dem KSnig der Niederlande ward solche wegen 
Luxemburg beigelegt/), welches mit dem König- 
reich der Niederlande nur in persönlicher Verbindung 
steht, und von dem Konig auf Nachgebohrne seines 
Hauses übergehen kann. VI) Etliche Bundesfürsten 
setzten , in ihrem Staatstitel , zu ihren übrigen Titeln 
auch den grofshersoglichen, Ton nenerworbenen 
LSndem, die an dem teutscben Bunde gehören. 80 
nannte sieh Frenfsen GrofshenEOg bei Rhein, Kurhes- 
sen Groftberzog yon Fnlda, HessenDarmstadt Grofs- 
berzog (von Hessen und) bei Rhein s). VII) Sä'mmtli- 
chen Bundesfürsten >vard in der BundesActe, nach 
einigen Erörterungen , das Prädicat souveraiu (Prin-. 
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ceps summa s. suprema potestate) beigelegt ä). Auch 
erhielt in dem GeneralRecefs der lianltf'urter Territo- 
rial Commisdion rqn 1819 ($. 67), der Laodgraf yon ' 
HessenH omburg den Titel 80arerainer Laiid^ 
gr a f ( $. 106« )• YUl) Die Hanseat&die ,Haiiibarg» ^ 
Lübeclft «nd Bremen, und die Stadt Frankfurt, 
nalunett den Titel freie 6ta*dte an <)• 

a) Am 26. Oct. 1814. Ki.ubfr's Acten des wiener Congr. , Bd. 
II , S. 75 f. Bd. I , Heft 1 , S. 64 f?, Anerl^annt in dem Acte 

final du congres de Vrenne , art. 26. 

h) Am 6. April i8i5. KLÜBFn's angef. Acten etc., Bd. II, S. 
198 — 20a. Alil lieiiijll und Unterstüt/.ung von Oostreicli, Rufs- 
land, Franlirelf h, England u. IVeusscnj nachher anerkannt 
in dem Acte final du congres, art. 36. Mev/.a^Wvh -hraun» 
scJni tftgischc Rcchlsverwnhrung für den Fall , wenn mit der- 
gleichen Annehmung höherer Titel , w esentliche V' orrechte ' 
verbunden werden sollten. Ehendas. Bd. II , S. 200. 

#) Am 28. Apr. i8ij. Rlübf.rs angef. Acten, Bd. II, S. 201 f. 
"Ward stillschweigend «uerhannt , in dem Acte final du con- 
gres, art. , 56 , 58, und in dem Eingang der BundesActe. 
Ki.ÜBta*t Uebersicbt der diplora. Verhaudl. d. w. Congr. » S. 
161 f. 

d) Vergl. io6'' 

») J^cte final du congres , art. S4 <t 3$. 
/) Ebenda«, art. 67 et 71. Vcrgl. unten §. 2 191». 
g} Ebenda«, art aS. KLifiia^a Staatsarchiv d. t. Bundes , Bd. I, 
8. tt. 437. 

h) BundeaAote » Art. 1» lUtea*« angef. Acten« Bd. Ii , S. 344« 
.40a, 49^, 459» j4oa f. 493 f.* Ehend9fs^ angef. Ueberticbt 
etc* , S. »56 f* 

0 Acte final du congres de Vienne, art. 53 , 56 , 58, u. in d* 
Eingang der t. BundesActe. So auch die Stadt Cracau, in 
dem Aete final ^c, art. 6« , 

s. 110. 

Courtoisie, 

I) Bei Festsetsung der dem tentacben Bund zu 
gebenden, oder Ton ibm sn empJPan^nden C cur toi- 
sie, ist Rüclisicbt eu nebmen, tbeila auf den bisberi* 
gen Gebraueb bei andern «nabbfingigen Staatenrerei- 
nen «), tbeils« auf die verschiedenen RangYerbaltnisse 

Kliibcr'a dflmtL Barbt. ' 

\ 

* . • 
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sowohl seiner Mitglieder, als auch desjenigen, mit wel- 
chem schriftlicher Verhehr statt hat Was II) die 
Bundesgenossen betriflt, so erhalten die Grofs» 
hersoge nnd der KurfurBt Ton Hessen, welchen könig- 
liche Ehre (honneurs rojanx) gebührt ($• 107 n. 109), 
Ton den Kaisem und Königen den ßviidertitel / 
Per Majeslätstitel wird dem Kaiser Ton Oestreich 
und den liönigen gegeben Das Prädicat hönig- 
liche Hoheit (Altesse royale) , welches auch die kö- 
niglichen Kronprinzen erhalten , wird den Grofsherzo- 
gen nnd dem Kurfürsten Ton Hessen gegeben , das 
Prädicat Hoheit, den Erbgrofsherzogen , so wie etli- 
chen nachgebohmen nnd apanagirten I'^rinsen und Prin- 
sessinnen hdniglieher /) und grofshersoglicheri') HStt- 
ser ; das Prädicat Durchlaucht» denHerzogen und dem 
Landgrafen Ton HessenHomburg J^) , den Fürsten nnd den 
Prinzen und Prinzessinnen fürstlicher , so >\ic manchen 
Prinzen des königlichen wirtembergischen Hauses i). 
In der Courtoisie der freien Städte kommt in Be- 
trachtung, theils der Gebrauch wahrend der teutschen 
ReichsTerbindung, theils ihre jetsige Unabhängigkeit. ^ 

d) Vergl. C. A. Becks StaaUFraxls , S. 20, 28, 3o f. , 33, 37, ' 

40 II. 44* 

b) Die vorläufige Geschäftsordn. der B. V. t. 1816, Absehn« 
m , fordert folgende Aufschrift : «An die hoh^ teotsehe Bim- 
desrersammlimg». KKlfBiB''s SlRatsarehir, Bd. II, S«^i. 

c) J. J. MosxB Von dem Bruderlitel> in s* Opnse«.aead. 4>3* 
M. C« CuBTiüs histor. n. polit. Ahhandhmgen , Nnm. V , S« 

' isi ff. J. A. Fnkmxamwa diss. I et II. de titido fratris. 
£rf. 1716 et 1716. Kl^bib über Einföhnmg, Bang« ErsSmter, 
Titel, Wappenseichen und Wartschflde der neuen Kurfür- 
sten , |. 28 u. 46. 

iQ F. G. Mossaus kleine Schriften ; VI« s* ▼« Mhmm Eial. 
in das europ. Vdlkerr. %. 174 ^ Note g. 

e) Crofslirrzogl. badische Verordn. t* 14 • Aug. 1806. Kurhes- 
siscbe Erklärung v. 28. Apr. i8i5y in H&ÜBKa's Aeten des 
wiener Congr. , lid. II, S. aoi f. 

J) /. B. die Brüder des Königs von ff^rtemberg ; dessen Söhne, 
En Ii • 1 und Enkelinnen hingegen fähren den Titel königliche 
Hohe}'. Diesen Titel erhalten aueh alle Prinzen und Prin- 
Bcssiuncn des köuigl. sächsischen Hauses , Termdge einer Ver- 



* 
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ordn. des Königs v, . . Fobr. 1807. K. haier'tiche Verordiu 
T. 3. Oct, i8i6, wodurch der Scinvcster des Königs d.is Prä- 
dicat kön ig l ;i he Hoheit y ihrem Goni.ihl , dem Herzog AViihelni 
von Baiern und seinen ISachUoniinen . allen Mitgliedern der 
Nebenlinien des königl. Hauses, das PräiUcat Hoheit verliehen 
wird« Durch eine U, baieriache VororJn. v. 10. Dec. 1817» 
erbiat Henog Wilhelm t. Balm du Pradicat königlich* 

g) Z. B« die Marligrafen cu Baden ^ vermöge grofabersogl. Ver* 
ordaungen t.. Aug. 1806 » , 98. Nov. 1807, u. 4. Oet. 
1817. Bad. Regier. Blatt, 1806, n. 19, 1807, n. 41« 1817, n« 94. 

ft) Iiv den wiener MinistcrialConferenxen von 1820 (Protoc. t» 
i5. Mai 1820) K kam von dstreicbiscber Seite ein Antrag vor» 
dala den sämmtlichen Herzogen im teutscben Bund, mil Ein^ 
•cblnfa des Landgrafen von HessenHomburg/ das PrSdIrnt 
herzogliche Hoheit möge beigelegt werden; er blieb aber 
damals ohne Folge, neil es weniger eine Buude^angele« 
genheit, als eine swiseheu den Höfen zu verhandelnde Fragt 
aey. Docb ward verabredet , dafs die Höfe ihre Ansichten 
darüber an das liaiserl. östreichisrhe Cahinet würden gelan<< 
gen lassen, und ihre Gesandten in der R. V. für den Zeit- 
punct, wo hier die Sache zur Sprache koininen werde, in- 
struiren würden. Nur hypolhetisch nahm daher die B. V. 
diesen Gegenstand unter ihre Agenda auf, in der loco die 
taturae gedruckten Zusammenstellung zu der vertraul. Sitziuig \. 
V. 27. Jul. 1820, S. 216 der OrginalAusg. der Protoc. v. 1820. 

t) Diejenigen Prinzen, welche nicht Descendenteu und nicht 
Brüder des ersten Königs sind. 

S. III- 

« 

Hegenten" wid Haustiul, ff^appen. 

I) Die Bundesgenossen bestimmen selbst, 1(raft ih- 
rer unabhängigen Staatshoheit, ihre Regenten- und 
Länder titel, ihre Haus- und Stamm- oder Fa- 
milientitel, ihre Erbschaft- oder Successions* 
und Ansprach- oder PrätensionsTite 1 a)^ so auch 
, ihre Staats-, Familien-, Erbschaft- und An« 
sprachwappeii^)t so fern sie nicht « als Mitglieder 
höherer oder gleicher soarerainer Begentenhäaser , 
in Ansehung eines oder des andern Titels oder Wap« V 
pens , den Besiimmungen der gemeinschaftlichen Hans« 

10 * 
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gesetse oder des Familienhanptes bu folgen Tbrpilicli- 
tet sind. II) Das letzte gilt auch Ton Bestimmung der 
Titel und Wappen, für nicht regierende Herren 
der bun des fürstlichen Häuser c), HI) Der tentsche 

Bund ist berechtigt, ein eigenes Buiideswappcn 
festzusetzen und zu iiiliron. 

a) Die neuen Titel der Bundesgenossen findet mau grofsen> 
tbeils , doch nicht alle rfchtig , in G. IIassel's Staats- u. Adrefs- 
Handb, der t. Bundesstaaten, für 1B16, in der 1. Abth. ; ^es» 
ser in Bisihger's vergleich. Darslell. der europ. Monarchieen 
u. Republ, (Wien 1Ö18. 8.) 1 S. 1-21 — i38. K. tlänische 
Erhlär. über Veränderungen in dem k. dänischen Titel u. 
Wappen; in d. Protoc. der B. V. v. i5, Jun. 18-20, 8. 

hy Baiei isihe \ erordn. v. -20. Dec. 1806, das königl. Wappen 
u. Siegel betr., nebst Abbildung, iu d. baier. Regier. Blatt, 
1807, N. 3, u. iu Oestkhrfichkr's Archiv d. rlu-iii. Bundes, 

1807, St. IV , N. 5. BaiHscht'S GcneralAussclirei})fn, Titel, 
Wappen und Slt'^tl des grofslicrzogl. Hauses Baden betr., 
vom 2. 31ai 1807 ; Iu dem Regierungsblatt des Grorsherzog- 
thums Baden, 1807, Num. 21. (u. eine Berichtigung, IVum. 29.) 

c) Klübeb al a. O. %, 46 Königl. haier, FamilieuGesetz y. 

1808, Art. 4^>) iu-d^Rheio, Bund, XLIX. 4. Baim Verordn. 
T. 1806, bei OmTnancHim a. a. O. Num. 6. Bestimmung 
der Titel und Wappen der nach gebohmen Prinsen des grofs- 
benogl. Hauses Baden ^ durch grofsherzogl. badiscbe Ver- 
ordnungen vom asl Aug. - 1806 , a. Mai 1807 u. s8. Not. 
1807, in dem badischen Regier. Blatt, 1806, n. 19$ 1807, n. 
si. n. 4i« Ber Titel ist so bestimmt : V. G. G* — 1 — , G^fs- 
hersogiiche Prinsen und Marhgrafen au Baden, Hersoge xu^ 
ZShringen etc.,, Grafen su Salem , Petershausen und Hanau ^ 
etc. Desgl. badische Verordn. 4* Oet- 1817. — Neuere» 
Wappen der Bundesgenossen , findet man in Bbbtvch*s allgem. 
geograph. Ephemeriden, s. B. das baierische, in d. Jahrg. 

1809, April, S. 5-26; in Schorch's allgem. europ. Staats* u. 
▲drs&Handb. für i8iii, u. bei HASSts a. a. O. 

CeremonM* 

Das unter soureraincn Staatenvereinen und Staaten 
übliche Staats- und Y öl k e r C c r emon i e l (daa 
persönliche, Canslei^, Gesandschaft-, und KriegsCere« 

/ 
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moniel), sowohl bei persünlichon Ziisanimenkiinrten , 
' als auch in Staat sschril'teiii in Staats- oder Canzlei- 
schreiben ( lettre« de conseil ou de chancellerie ) , in 
Cabinet- oder Handschreiben, und in eigenhändigen 
Schreiben findet in der Regel statt , auch iur den 
teutscben Bund, nnd nicht nur anter den Bundes- 
genossen nnter sich, und in ihren eichenen Staaten , 
sondern auch im Verhaltnifs su auswarligcu souverai- 
nej% Staaten. • 

a) J. C. Lü.mg's theatrum cert'moniale hlstorico-politicum, oder 
historisch - politischer Schauplatz etc. Leipz. 1719 u. 1720. 
Zwei Theilc, in fol. Romssr c^remonial diplomatique des 
conrs de l*Enrope. Amst. et 4 la Haye 1739. T. L et II. fol. 
(auefa ak IV. u. V. Band Ton Revssn*s Supplinent sn nv 
Moarr Corps universel et diplonuitique dn droit des gens). 
JiiL Berah. Rosa'l Geremonielwissensebaft der gro(s«i 
'Herren* BerL 1733. 8. F. €• Mosn^ teutscheaHofreeht» 
a BSnde. Frankf. 1754* 4« 
'h) C. A. Bkoh*s Staatsprazis oderCansleiühung aus der Politik, 
dem Staats- und Völkerrechte* Wien i754< 0. Zweite Aufl. 
1778. J. S. Sbexdorf essai d\ulk traiti du Stile des cours. 
GÖtt* 175*1*8. Revn etcorrigc par ve Coiom. Hannorre 1776* 
8. F. C. T* MotBa*s StaatsGrammatili. Franlif* 1749* 8* 
J. J. Mossaus Einleit* SU den Canrieigesdiiftea* Hanau 1750. 8^ 
• J. St. ^ftma's Anleit. cur jnrist. Praxi. Zwei Tbeile. GStt. 
17&3. 1765. 1780. 1789« i8ofi. 8. J. C. AnBi.w6 von d. Gans- 
lei- u#id CurialStjl; in dessen Werk über den teuUcben St^I« 
Th. II , Abscbn. a, Cap. 1 , S. -67 f * G. F. t. DCabtihs Eml. 
in d* europ. Vdlkerr. %. i-is ff. i54 ff. 171 ff. 2o3 ff. J* C. 
Lvzno^ europ. CansleiCeremoniel ; in dessen Theatro cerem. 
Ebendefs, Staats- und Titularhucli , verb* u. yerm. von G. A. 
Jenichev. Leips* 1743 imd 1750. 8. JVeues Tollständiges fran» 
Bösisches u. teutsches Titulaturbuch. Lpz. 1780. 8: Neues 
teutsches Titulaturbucb. Mit Einl. r, G. C. Claudius. 2. 
umgearb. Aufl. Leipjs. 1811. 8. J. D. Humpf's teutscher Se- 
crctär } nebst Unterriebt über die heut. Titulaturen in Teutscbl. 
Berlin , 3. Aufl. 1816. 8. Bisohopf's Lehrbuch des teutscben 
» Canzlcystyls , I. S81. Tl. Rensf>'k systein. Entnickl. d. Lehre 
V. d. Staatsf;esch.it'tcn. 2 Ij.inde. I rl. i8<k> u. 1802. 8. F. X. 
V. MoSHAMMS europ. Gesaji(Uschaf'tsrrcbt Laiulsh. i8o5. 8.), 
Ablh. 2. J. L. Ki.ÜBKh's lirvplogrnphik. Tüb. löoi). 8. Ch. de 
Mabtsss manuel diplomatique. Leips. 181«. 8. Moskb 1» aus- 
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wärt. Staatsr. 219. 2\i» i52. 256. Ehemtefs. persönl. Staatsr. 
II. 39. 44« 47- Mfrfat's T^IisccUaneen , I. 277 ff, — Von dem 
Gebrauch einer StampiUe^ s. Mossaus StaaUGraaunatUi « $. 
73 if, 

S. 113. 

m 

OldchheU und Bang* 

I) Die natürlichen, Tollltommenen Rechte der 
Gleichheit, welche , ohne Rücksicht aaf Verschie- 
denheit der Zeit, des Raums, der Yolhsmenge, der 
ISacht, der Titel, der Cultar, allen unabhängigen Staa. . 
ten nfid StaatenTereinen sakommen ^) , gebühren auch 
dem tenisehen STandi im Gänsen and in seinen 
Theilen. -Was dnreh f^ositire Bestimmungen deft Yül« 

- kerrechtes ^) , insbesondere *ies leutsclien Bundesrech- 
tes c), hierin nicht aufgehoben oder modiflcirt ist, 
mufs in dem innern und äussern Verliältnifs des Bundes 
und seiner SouverainStaaten gelten. U) Die Bang- 
terhältnisse der Bundesgenossen, ausserhalb 
der Bundesyersammlnog, sind ron den Bestimmungen 
der B«ndes4cte, in dieser d) ausdrücklich für ausge-^ 
aommen erklärt 3 aber für diejenigen inderBundes- 

/ Tersammlnn^, enthält diese Acte eigene Bestimmun- 
'gen, "wOToa in dem folgenden Capitel (§. 122. i53). 
Auch ward in den wiener MinisterialConfcrenzen, dem 
3i. Protocoll , V. i6.Mai 1820, eine viritim unterschrie- 
bene Acte beigefugt, dafs aus der Ordnung, in welcher 
^ie Bevollmächtigten die wiener SchlufsActe von iSfso 
unterschrieben hätten, für den Rang der Bundesglie* 
der kein Frajudis entstehen solle. 

«) GüTTTsn^ V51kerr. I. 198—979. 

hy Verhandlungen und Uebereittkunft auf dem wiener Congrefs, 
Klüber's Acten d. w. Congr. , Bd. VI, 8, ao4 ff, Ehendefs^' 
Ueberstcht der diplom, Verhandl. de« W« Congr. , S. i63 if. 

e) Von der Rechtsgleichheit der Bundesgenossea, und yon ihren 
Ausnahmen, unten %. i56.— VonRangbeslimmungcn fiirdieMit- 
glicd er des ehemaligen rheinischen Bundes unter sich, s. Klü- 
W'ft Suatsr. des Bheinbundes , ^. 87 f. — Rangstreit swiscl^e« 
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Hannover ikad M^irtemherg auf dem wiener Congrefs , s. IIlv- 
Bsa'8 Acte «Im wiener Congresses , Bd. II, S. 74 ff. Ebende/s, 
Uebersicht etc. 5 S» 5o5 ff. 
d) Alt. 0. BxObbb's angcf. Uebenicbt etc. , S. 63« ff. 636. — 
'Yon ErÖrteruiigeii Über den Rang der Bondcsgenoteen, in 
der BundetverMnuiihing , ebendea. S. 5b4 — 536. — Vergl. 
eucb Beiehsdep. HaupttcUuft Ton i8d3 » 4* « Nun* 3. 



III. C a p i t e I. 

Bundßsversammlun 



' Brster Abschnitt. 

Bestimmiing uBd Wirkuagsbcfugaifs der Bundes-^ 
versanmilang nn AlIgmieiiieB. Abtheilung in 

Plenuti) und cqgcra Rath, und Reclitsverschie- 

denheit h«ider« 

Segriff und BesUmmung der Buadesversammiung* 

1) Für zwecltgemäfse Ausübung der Socialllcchte 
des teulschen Bandes, im inncrn und äussern Verhält- 
nifs f ist eine Bau desTersammlung angeordnet «). 
Sie ist eine immerwährende, allgemoine uardregelmä- 
sige Tersammlung der beToIlinächtigteji Abge- 
tan dien aller Bundesgenossen'; die einzige Terfas« 
•ongsmSsige Bnndesbeborde , für 'alle inneren nnd äaa- 
•eren Verhiltnisse des Bundes, ihn in seiner Ge- 
. sammtheit ▼orstellend, das b est ändi^e Organ sei« 
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oes Willens und Haiideins. Sie ist berufen für Aqf- 
rechthaltung des wahren Sinnes der BundesActe^ 
fur.Aoftljegan g darin enthaltener zweifelhafter Be- 
ttimiiiuiigen 69 a. iai«l)) für Sicherung ihrer, 
richtigen Anwendung «nnd djes. Rechtssnslandes unter 
den Bundesgenossen und in den Bundesstaaten h) , nmä 
selbst für Abfassunisf Yon Grundgesetzen des 
Bundes, so wie zu dessen Einrichtung, in Hinsicht 
auf seine aus>vartii;en , militärischen und innern Ver- 
hältnisse <^). Zufolge dieser, durch die Grundver- 
trn^e des Bundes ihr gegebenen Bestimmung, ist II) die 
BundesTersammlung keine Behörde für GrundTerfas> 
sung, Gesetsgebung, CentralVer waltung und oberste • 
gerichtliche Rechtspflege der Bundeastnaten; auch 
keine NationalStellTertretnng, und eben so wenig ein 
Gericht '0 für Streitigkeiten zwischen Einzelnen und 
Regierungen von Bundesstaaten (§.i25. 157). Aber sie 
hat auch III) in ihrer Gesammtheit nicht Weisungen 
von einzelnen Bundesgliedern zu empfangen , noch 
durch deren Tadel sich von Verfassungsmäsigen Be* 
suhlüsaen und deren .VoAlaiehuag abhalten au lasaen «)• 

n) BundcsActc, Art. 4» Wiener SchlufsActe v. lOao» Art« 7. 

b) Wiener SchlufsActe idso« Art« ^ u« 17'» 34* 

r) Worte des Art. 10 der BundcsActc, vergl. mit Art* 9 der wie» 
ncrScliluFsActe.— Die wiener SchlursActev. 1820 mufste, wenn 
gleich vollsogen von Bevol1mächti|;trn sämmtlicher BlindeSr 
Staaten, Tcrmöge ihres Art» 65, als dns Resultat einer imah> 
Snderlicben Vf reinbaning «wischen clen Bundesgliedem , mit« 
telst Prisidial Vortragt an den Bundettag gebracht, xmddort^ 
in Folge gleichlautender ErMärungen der Staatsregierungen, 
durch rövmVichcn Bnndesschlufs zu einem Grundgesetz erhoben 
werden. Es geschah solches durch einen Bcschlufs der B. V., 
in demProtoc. der PlenarVersamral. v. 8. Jun. 1820, ^. 2 ; wo 

' Wirtemberg erklärte , dafs ihr bis dahin gesetzliche Kraft 
noch abgegangen scy. — In den Aviener IMinisterinlConferenzen 
uar (Protoc. 18. v. 4- Mar/, 1820) der öslreiclusclie X'orsclilag 
angenommen worden, dafs die Resultate dieser Conferenzcn, 
in der Form einer Supj»lcmcnlarActe zu der BundesActe an * 
die B. V. , als Uebereinkunft sämmtlicher t. Regierungen und 
als Grundgesetzit des Bundes , sa bringen Seyen , unter Bezie- 
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hiing auf den lo. Art. fl( r BundcsActe ; lilngegen seycn Ge- 
genstände, die nic/jf ÄU Grundgesetzen gehörten, z. B. wegen 
Bundesfestungen, ContingentStellung, 'Handels , u.dgl., an die 
B. V. 7Ai verweisen, und defslialb blofs gleichmäsige Instruc- 
tionen an die Gesandten daselbst zu erlassen. Späterbin (Pro- 
loc. 18, V. 29. März i8ao) erklärte Wirtemberg , die Form 
eines BundestagsBesehlmsses sey zu wählen ; denn die B. V. 

- »ey jetz^ das eiißzigeTVtS^umngßmäsl^e Organ dtt Bundes. Uier- 
«nf iFgyeinigten sick (e^endas.) «lle filMrige Stimmen dahin « 
äaU die oben erwShnif , in dem. wiener Frotoe. v. 4* MIti 

. beliebte , und unveirächt aufrecht su haltende Form diejenige . 
einer von hier (Wien) ausgehenden ^ beiner femern Beratkung 
am Bundestag bedürfenden Acte sey , und es ward die ange- 

' fahrte Bestimmung des Art. 66 der SehluAAete -angenommen. 
Tergl. (vt Gagtrn) Ueber Teutseli|andt Zustand u« Bundea- 
▼erfasBung (fituttg. 181& B.y^'S, 76 fff 

«) PrS^dialEHiUunmg in der Hoflmannischen Bescb.werdesacbe 
wider Hurhessen, in^d. Protoc. der B. V. v. 1^. Märs 18171 
\, io5, zum Tbcil oben in der Vorrede, S. In dem, die-' 
Sem ProtocoU als Beilage 4^ beigefügten, loco dictaturae 
gedruchten Vortrag heifst es , lüiter Anderem : «Es kann der 
Fall seyn , dafs mit den Betfchlfissen der B. V. desto grössere 

'Unzufriedenheit entsteht, je gerechter sie sind, und wenn 
*' sie dann sich gefallen lassen müfste , statt Gründen, Vor- 

; würfe anzuhören, wenn ein unzufriedenes Bundesglied sich, 
berechtigt glauben liönnte , in verweisendem Tone zu ihr zu 
reden; so würde die Stellung, welche sie zur Erfüllur.f^ ih- 
rer Bestimmung behaupten mufs , auf die gemeinschädlic liste 
"Weise verrüclit werden. Sie, welche die Gesammtheit des 
Bundes vertritt, ist nie und nirgend unter einem Giiede des 
Bundes,' und Vorstellungen gegen Beschlüsse, welche die 
B. V. gefafst hat, können nicht an die Bundesgesandschaften 
gericlilet werden , vielleicht um die Achtung zu umgehen, 
welche man jener schuldig zu seyn glaubt, und welche doch 
auch diese , als Stellvertreter der Bundesglieder , :^u, fordern 
berechtigt sind». 

§. 114^ 

Umfang und Grethen ihrer J^irkungshejugnijs. Na^ 

tur ihrer Beschlüsse, 

1) Bestimmt einzig für Bundesverhältnissc, ist die 
Bundesversammlung; heine aberkerrlicb« , namentlich 
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keine oberherrlich-richterliche. «ondem eine Tolker- 
rechtliche Bundesbchdrde; und swar eine be« 
stimmende, aufsehende, yerwaltende, roll* 
siebende. In der ersten Eigenschaft , errichtet 

sie Vorschriften (HandlangsNormen) , neue oder erkla« ' 
rende , selbst Gruudverträge des Bundes, macht Ein- 
richtungen und Anstalten zu Erfüllung der ausgespro- 
chenen Bundeszwecke, erwirbt Bechte für den Bund, 
und gründet Verpflichtungen für ihn. In der andern, 
beachtet sie Alles was auf Zwech und YFohlfahrt des 
Bundes Einfluis haben haniu In der dritten, leitet 
sie den TeyfassuAgsmaaigeii Gang der Bundesangelegen* 
beiten. In der Tterten, viilit sie dahin, dafs die 
Bestimmungen desBnndesreehtes fortwihrend zur Aus- 
führung kommen , namentlich, dafs in streitigen Fällen 
nicht nur das Verhältnifs derselben zu dem Bundes- 
recht Terfassungsmäsig festgesetzt werde , sondern 
auch geschehe, was auf solche Art festgesetzt ist 
($. 148b u. ff.). II) Die Grenzen ihrer Wirksamkeit, 
der Umfang ihrer Wirhungsbefugnifs oder Com* 
peteuB, sind bestimmt dui*eb die Grundrertrage des 
Bundes: wo diese nicht hinreichen, durch die darin 
angezeigten Bundeszwecke «). III) Der Gesammt- 
wille des Bundes wird ausgesprochen, durch ver- 
fassungsmäsige Beschlüsse der B. V., das heifst, 
die innerhalb der Grenzen ihrer Competenz, nach Tor- 
bergegangener Berathung und freier Abstimmung, ent- 
weder im engern Bath oder in dem Plenum 116 u. if.) 
abgefafst sind ' 

«) Wiener SchlufsActe t. i8«o , Art. 9. — Für die B. V. ist 
der Umfang ihrer Wirkungsbefugnifs bestimmt, theils in 
der BundesActe , theils in der wiener SchlufsActe v. 182O, 
Bis die letzte die näheren definitiven Bestimraimgcn gegeben 
hatte, bestand eine c^provisorische ConipetenzBestimmun^ der 
B. V.», welche diese errichtet , und ihrem Protoc. v. 12. Juni 
1817,^2230.420, einverleibt hatte. — Der Ausdrucli Contpe- 
ter^z^ in diesem Sinn , ist hei der B. V. üblich j auch ist er ge- 
braucht in der wiener SchlufsActe , Art. 10 u. 3i. . 

hy Wiener Schlnikicte tSso» Art. 10. 
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§.114«. 

SUz und Ej-öjfnung der B.P^. Bundestags» und 

Geschäftordnung* 

I) Die BaB^mfMUDuiiIiuig hat ihres 8its in der 
freien 8udt Frmkfiirt «). II) IHe Erdffnnng der. 
selben, war auf den ersten September i8i5 festge- 
setzt hatte aber, nach sieben Vor- oder Präli- 
minar-Conferenzen <^), erst am 5. November lO 16 
statt lU) f ür den Organismus der BundesTer« 

Sammlung, toll eine eigene BundestagsOrdnung ~ 
einrichtet werden «)• Bis dahin , ist von der Bundes. 
Tersammlnng eine vorlfinfige Geschäftordnung 
(Tom 3o. Oct. 1816) dnrch Üebereinhnnft festgesetst/)» 
Filr RoTision dieser GesehSftordnnng , besteht jetat 
bei der B. V. eine Commission 

a) BundcsActo , Art. 9 u. 19. 

h) Ebendaselbst. IUübb&^s Acten des wiener Congr. , Bd. II, 

S. , 408 11. f\-Ti\. 

e) Die über die Verhandlungen der sieben l^orhci eitungs - oder 
Präliminare onf er enzen der Gesandten abgefafsten Registra^ 
turen ^ v. 6. , 9. , i5. , 22. , 2.3. u. 3o. Oct. 11. v. 4« Nov. 1816, 
sind abgedruclit in der (^uartAusgabe der Protocolle der B. V., 
Bd. I, S. 221 — 239. Eine Üebersicht derselben ündet man 
in Klvbeh's Staatsarchiv, ßd. II, S. 8 — 19» 

J) H&easB*« Staatoarcbiv , Bd. II. S. 3 ff. 

#) BundesAete, Art. 7, 8 u. lo» ICi.taB''s StaattarohiT, Bd. II, 

• S. 9 , 83 , 90 , 93 u« iia* — Von den Gegenstinden dsr B. T» 
Ordnung, s. den Gutachtl. CommissaonsBericlit-s« f. Sa des 
Protoc. T. 17« Febr 18179 S. 86 der Original - oder FolioAus* 
gäbe. 

/) Sie steht alt Beilsge su %• is. des Frotoe« der B. V. i4> 
Not. 1816, u. mBL«Bni*s SuafsarcUv Bd* II, S.i3ff« Vergl. 
ebcndas. , S. 10 f. , 90 , 93 u« io5 ff. 

g) Protoc. der B. V. t. 1. 11. ss. Apr. 1819 , §. 49. n« 66 , u. 3. 

u. 19. Aug. 1820, %. 9Q u* 109$ i8si, %, 37 u« 175. — Vbrtrag 
über verschiedene Puncte in der liüaftigen Geschäftordn. der 
B. V. 9 als Beilage D zu dem 3o« Protoc.^ vom i5. Mai 1820, 
der wiener MinistcrialConfereuzcn. Oestreichisclier Vortrag 

• über die liüuftige Form der Verbandlungen am Bundestag, 
ebendas. als Beil. C. Ycrgl. die OriginalAusgabe der Proioc, 
der fi« V. iSao» S. ai5, Num. 4 u. 6. 
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S. 115, 

Dauer und Vertagung der B Gesekäftgang wSh^ 

rend der F'ertagung, 

I) Die BaadesTersammlang itt beständig. Sie 
hat aber die Befngnifs, wenn die ihrer Berathang un- 
terzogenen Gegenstande erledigt sind «) , auf bestimmte 
Zeit sich zu vertagen; docJi nicht auf länger tils vier 
Monate^). 11) Alle nähere Bestimmungen, betref- 
fend die Vertagung und die Besorgung der etwa wafa* 
rend derselben TorhomiDenden dringenden Geschäfte, 
sind der BundesTersammlung , bei Abfassung der £i»> 
riehtnngsgeset^e , Torbehalten «)• III) UeberdenGe^ 
scliü^t^ang wahrend der Vertagung, hat die 
B.* y. einstweilen nähere Bestimmungen festgesetst, 
durch einen yorläufigeu Beschlufs Tom 26. 
Juni 1817 '^). 

a) Dafs dieses nicht von definitiver Erledigung aller Geschäfte 
7,11 verstellen sry, war gleich anfangs su vermutlie&t uad das 
Herkommen hat solches bestätigt. 

h) Worte der BundcsActe, Art. 7. V'ergl. Ki.übfh's Acten des wie- 
ner Congr. , Bd. II, S. 346 — 349, 35 1 f. 4*9» k^oxx, 403. 
Protoc. der B. V. v. 23. Dec. 1816, 72. — Am 20. Sept. 
1819 ward dipB. V. verlagt vom 1. Oct. 1819 bis 20. Jan. 1820, 
ihre Thätiglieit begann aber erst am 8. Juni iO?.o, wogen 
der in der Zwischenzeit bis zum 24. Mai 1820 zu Wien gehal- 
tenen MinisterialConferenzen, deren HauptllesuUal di«Öcbluijs> 
Acte vom i5. Mai 1820 war. 

c) BundesAete, Art. 7. 

d) Protoe. der B«.V. t/^« 9iia* 1817, iKtj. Dieser Beschlufs 
setst Folgendos fest. 1) Das PrSsidium und die PräaidialCans- 
lei werden 9 aueh wShrend der Vertagung, ab fortwahrend 
im Amt , daher auch das E|preichuagsPretocoll immer als er- 
öffnet betrachtet, s) Der präsidirende Gesandte mufs jeder- 
seit« wenn ^r ahreiset ^ einen andern Gesandten eines Bim» 
desstaates sn den 'PrisidialGesehSften suhstituiren. 3) Neben 
ihm, oder seinem StellTsrt'rettfr, mflfsen jedeneit snm wenig- 
sten swei Gesandte (ernannt hiesurdurch YerträttliiAe£inpgu[|igy 
oder durch Stimmenmehrheit) am Site der B. V. sich befinden, 
die, nebst den übrigen elwa anwesenden, mit dem pfiasidi» 
rendcn einzig dazu sich zu versammeln haben, um in Heunt- 
nifs^der Eingaben und Gesi^häftlage erhalten au werden, nnd 



1. Abs. Bestimmuug u. Wirkungsbefugnifs etc.. 157 

um zu ermessen, ob ein (Irin^^'^ tulor Fall vorhniulcn sey, der frü- 
here Einberufung cur (jcs. lullen erbeische, und um, wenn 
Gefahr aus V^er/(Ug droht , provisorische Einleitungen £u tre^fTen 
für Instruction des Geschäftes« 4) Commisslonen sind an i'ort- 
setzung ihrer Arbi iten, durch die Vertagung nicht gehindert. 
6) Nach Wiedereröffnung der fi. V. , eriiSlt diese von dem 
Ansschufi Anseige Ton seinen Verrichtungen. 6) Vor der 
Vertagung , ist jedetmal der Zeitpiinct der nfichsten förmli- 
cboi SiUung festsusersen. — * Eine Torttbergehende Mod^ 
fieation ?on Num. 3 dieses fieschlustet « «nthilt dB» Plrotoc» 
der V. 20» Sept. 1819» $. sai < 

r 

iiti. 

.Abtheiiung^u der Bundesversammlung: « 

1) rUnum, 

1 

I) In der BvndesTersaminlaDg unterscbeldet man 
die rolle oder PlenarVersammlang oder daa 
Plenum «), und die engere Yeraammlang oder 

den engern Rath. Die Mitglieder sind in beiden 
dieselben, aber das Ycibältnifs der Stimmen ist ver- 
schieden. 11) In Hinsicht auf Behatullung und Erle- 
digung der Geschäfte , ist der engere Rath die Regel, 
das Plenum die Ausnahme III) In dem Plenum sind 
keine i^esammtstimmen , aondem oar VirilStimmen, 
80 daft jedes Mitglied darin allein nnd für .sich Sita ^ 
und Stimme hat. Es ist aber hiebei die politisch geo- 
graphische Ungleichheit der yerschiedenen Bundesstaa- 
ten dadurch beachtet, dafs den kleineren nur eine, 
den grüfseren mehr als eine Stimme gegeben ist, 
welches in dem engorn Ilath nicht statt findet, wo für 
eine Reihe der hleineren Bundesstaaten in dem Stim- 
mengewicht eine Ungleichheit darin besteht, dafs meh* 
reren tou ihden zusammen nar eine Stimme suhommt* 
»Auch die Stimmordnnng ($. iss) und die Zählungsweise 
der Stimmenmehrheit ($. iso), sind in dem Plenam 
anders als in dem engem Rath. IV) Dem Grundsats 
des durchgängigen VirilStiiiimrcchtes gemäfs, sind in 
dem Plenum si ebensig Viril S timmen (llessenHom- 
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bürg mitgereclmet) unter neun \und dreifig Bun- 
desgenossen , mit Rüelisicht auF das allseitige Territo- 
rialVerhäitnirs , so vertheilt c) , dafs i) sechs Bundes, 
genossen '0, jeder mit vier, a) filnF , jeder mit 
drei, 3) drei J) , jeder mit zwei YirilStinunen, 4) die 
übrigen fünf und zwanzig (HessenHomburg mitgerech- 
net), jeder mit einer. Stimme, bedacht sind« Y) Ob 
auch den Babjicirten Tormaligeo Reichsstanden, jetsl- 
gen Standesherren-, Stimmrecht in dem Plenum, 
und zwar dnrcb Bewilligung etlicher CnriatStimmen, 
einzuräumen sey , ist noch unentschieden g), M) Ge- 
' Jien die Besitzungen eines souverainen tentschen Hau- 
ses durch Erhl'olge auf ein anderes über, so hängt 
von der Gesammtheit des Bundes ab , ob und wie fern 
die auf Jenen Besitzungen haftenden Stimmen im Ple- 
num, dem neuen Besitzer beigelegt werden aollen A)* 

a) Erörterungen über die Errichtung eines Pleni, in Klübeh*» 
augef. Acten, Bd. II, S. 404 u. ^^oh. <v Volle Versammlung», 
heifst das Plenum in der wiener Schlafs Acte , Art. 40 , 4* u. 49* 

h) Wiener SchlufsActev. 1820, Art. 11 u. 12. Dreizehntes ProtocoU 
der wiener MinisterialConfercnzen , v. 28. Jan. 1820. Verffl. 
unten %. 118. — In dem Acte final du congrüs de Vienoe, art. 
59, wird das Plenum assemblue generale ^ die engere Ver- 
sammlung assemblee ordinaire genannt. 

c) Bundes Acte , Art. 6. Klüber's angef, Acten, Bd, II, S. 406 f. 
Von dem Princip der Vertheilung der Stimmen y s. Ebcndejs, 

Uebersiclit etc. , S. 533. 

d) Oestreich, Freussen, Sachsen» Baiern, HannoTert Wirtem* 

berg. 

e) Baden , Kurhessen, Grofsherzog ron Hessen» Holstein » Lux* - 

emburg. 

f) Brauuschweig, MecklenburgSchwcrin , Nassau. 

g) «Ob dcnv (so genannten) ^mediatisirun vormaligen« üeic/ix- 
ständen ^ auch einige CuriafStimmen , in Vleno zugestanden 
\rerden sollen , wird die Bundesversammlung bei ßerathung 
der organischen Gesetze in Erwägung nehmen». BundesActe, 
Art. 6. Vergl. %» a3i. — Die wiener Gongrcfs Verhandlungen 
hierüber, findet man bi HsOani*8 Üebersicht der diplomat. 
yeriiandliingen des wiener Congr. , S. 293 it. Vergl. auch 
ArcbiT für Standes- n« gmndherrl. Becbte, Bd. I, Heft I (1891), 
S. 1 —38. — In damProtoc. der B. V. t. 18; Nor. i8s6 , |. 3i, 
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wardbetcUoMAy dea Antrag der Standetlierreii vor der Hand' 
nocb SU rcponiren. Wiederholt in dem Protoc. r, i3. Jan. 
1817 , ^.5.^ In die Reilienfolge ibre Agenden , selste die B. V. 
diesen Gegenstand als snr ersten Classe gehörend. Protoe. 
1817, %, 5a 9 Beilage 11 , u. |. 91. Nieht aber unter dieBe» 
rathsdilagungsGegenstande 9 in d. Protoc. t. 1817 9 {. dBB, 
Num. 1. — Die BundesActe spridNt a. O. ausdrilclilich not 
Ton soldien Standesherren« die TOiliin Maichsttänät waren. 
ManTergl*V aSo". \ 
h) Worte der wiener SchluAActe t« iSao, Art. 16. 

S- 117*. 

a) Engerer Rath* 

1) In dem e n g e r n Rath der B. V. , sind nur 
sieben zehn Stimmen. Diese sind unter sämmtliche 
acht und dreifsig (39, so bald HessenHomburg in eine 
' Curie aufgenommen «ejn, oder mit einem seitherigen 
YirilStimmberecbtigteii eine solche bilden wird) Ban- 
desglieder 60 Tertbeilt dafs eil fron ihnen Yu 
rilStimmen^ alle übrigen ^erbanpt sechs Gesammt- 
oder Cnriat Stimmen (rota cnriata, Toix collectiTes) 
haben (§. 142). U) Die e il f Viri IStimmbercchtig- 
ten isind , und zwar nach der festgesetzten Ordnung, 
folgende: 1) Oestreich , 5) Preufsen , 3) Baiern, 
4) Sachsen^ 5} Hannover, 6) Wirtemberg, 7) Baden, 
8) Kurhessen, 9) Grofsherzog von Hessen, 10) Hol- 
stein (-Glückstadt, wegen Holstein nnd Lanenburg)} 
11) Luxemburg. Die sechs Curiat Stimmen, welche 
in der Siti- und Stimmordnung unmittelbar auf die Ti^ 
rilStimmen folgen , sind unter die üllrigen sieben und 
zwanzig Bundesglieder vertheilt, in nachstehender 
Weise und Ordnung: 12) SachsenWeiniarEisenach, 
SachscnGotha , SachsenCoburg , SachsenMeiningen , 
Sachsen Hildburghausen; i3} Braunschweig und Nas- 
. sau; 14) Mecl^IenburgSch worin und Mecklenburg Stre- 
lits; i5) HolsteiuOldenburg, AnhaltDessan, Anhalt- 
. Bernburgt AnhaltCüthen, SchwarsburgSondershausen, 
SchwaraburgBudolstadt; 16) HohensoUernHeohingen , 
HohenBollemSigmaringen, Liechtenstein, Reufs filte- 
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rcr Linie, Reufs jüngerer Linie (§. 1^6), Schaum- 
' burgLippe, Lippe, Walcleckj 17) die freien Städte, 
Lübeck, FianUfurt, Bremen und Hamburg, — Hessen- 
Hornburg (§. io5 und 106), dem in dem engern Rath 
CuriatS timmrecht gebührt, ist bis jetzt in eine Curie 
noch uicht aufgenommen. IV) Kein Bundesglied kann 
' in dem engern Rath mehr als eine Stimme führen«).. 

m) Dieter Ausdruck wird gebraucht in der BundetActe« Art. 7. 
h) BundesActe , Arl. 4* lCLllBia*s aagef. Acten , Bd. II , 8. 4o4 ff. 
e) Wiener SchluTsActe t. 1810 , Art. 16. 

FerliäUnisse und Oewicht der SHmmen, 

Für den Anthcil an den Beschlüssen der B. Y., . 
welcher jedem iBundesglied durch sein Stimmrecht zu* 
hommt, ist in dem Plenum nicht dasaelbe Verhält* 
nifs festgesetzt t wie in dem engern Rath. Die 
Yerschiedcnheit, in Zahlen ausgedrucht, ist (Hessen- 
Homburg im Plenum mitgesählt) wie folgt »). I) i\j im 
Plenum, -j^t^ = ^ in dem engern Rath , hat Oestreich, 
Preussen, Sachsen^ Baiern, Hannover, \Yirteniberg. 
II) im P. , = irV i"^ B»» hat Baden, Kurffes- 
sen, GH. Hessen. Holstein, Luxemburg. III) P., 
^y'^- =7^ im e. R., hat Braunschweig, Mecklen- 
burgSchweriOf Nasyao. IV) ini rf^fj" — 
e. R*| hat S.Weimar, S.Gotha, S.Coburg, S.Meinin- 
gen, S.Hildbttrghauaen. V) A im P., - = ,V im 
e.R., hatMeehlenhnrgStrelitB. VI) r'u imP., -^—^ » 
im e. R. , hat HolsteinOldenburg , A.De8sau, 
A.Bernburg, A. Göthen, SchwarzburgSondershausen, 
^ SchwarzburgRudülstadt. VII) 7V im P. , — 'v.- = ttit 

17 J\. 9 

im e.R., hat HohenzollernHechingen, Liechtenstein, 
HohenzollernSigmaringen , Waldeck, Reufs ält. L. , 
Reufs j.L., SchaumburgLippe, Lippe. VIII) ^ im P., \ 

=s im e. R. , hat Lübech, Frankfurt, Bre- 
men,. Hamburg. Hieraus erhellet,. da(s da« 9 t im> 
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lueiigewiclit der ersten dieser aclit ClaMen, in dem 
Plenum demjenigen in dem engern Balh «elir nahe 
kommt; dafs in dem Plenum, die sweite Glesse am we* 

nigsten, die siebente Classe am meisten begünstigt ist; 
dafs in dem Plenum , wo die wichtigsten Gegenstande 
zur Entscheidung l^omnien, die sechs maclitige- 
r en Bundeaglieder (der Kaiser und die fünf Könige) 
zusammen genommen, das Uebergewicht über alle 
übrigen liaben*, weil sie mit 24 , diese mit 46 Stimmen 
auftreten, diese also gegen jene die su einem Beschlnfs 
ndthigen zwei Drittbeile aller Stimmen ($. iso) nicht 
erreichen. Ti'ennte sieh eines oder das andere det 
mfichligeren ßundesglieder bei einer Abstimmung Ton 
den übrigen seiner Classe, so würde dieser Abgang 
durch Beitritt aus den übrigen Classen nicht leicht un- 
ersetzt bleiben. 

•)F. W« Timum's Dsrstall. der Verfafi. des t. Bundte, 

S. 11& 

Geß^emtände für den engem Rath , und Jür das 

JPlenum, > 

«In der Regel, fafst die Bundesrersammlnng 

die zu Besorgung der gemeinsamen Angelegenheiten 
des Bundes erforderlichen Beschlüsse im engern 
Rath (§. 116). Diese Form der Schlufsfassung findet 
in allen Fallen statt, wo schon feststehende allgemeine 
Grundsätze in Anwendung , oder beschlossene Gesetze 
und Einrichtungen nur Ausführung zu bringen sind^ 
überhaupt bei allen Berathungsgegenstanden , welche 
die BundesActe oder spätere Beschlüsse nicht be* 
«timmt daTon ansge nommen habeni» Die Be- 
schlüsse des engern Raths, sind entweder c n t s che i- 
dend, oder nur vo r b er eite n d; das Letzte z. B. in 
dem 5. 119 angezeigten Fall. II) A usn a h m w e i s e , 
liur in den in der BundesActe und in der wiener Schlufs- 
Acte Ton 1820 ausdrucklich bezeichneten Fällen , büdet 

11 
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sieh die BundetrerMiDiiiloiig m einem PI eiittin.. 8ol- 
cliet geschieht, wenn es ankommt : i) «auf Abfassung 

nnd (^oder) Abändernng Ton Gruudgesetsen ($.54u.55) 
des Bundes; a) auf Beschlüsse, -Helche die BundesActe 
selbst belreHen (unten Num. IV); 3) auf organische 
Bundefteinrichtungen ; 4) auf gemeinmitzige Anordnan. 
gen sonstiger Art » desgleichen 5) auf Kriegserkla- 
rnng, 6) auf Bestätigüing* eines Friedensschlusses, nnd 
7) anf Aufnahme eines neuen Mitgliedes in den Bund «). 
III) Isl in einzelnen Ff(llen die Frage , ob der Gegen- 
stand Tor das Plenum gehöre, nweifelhaft, so 
entscheidet solche der engere Rath , und ewar durch 
Stimmenmehrheit t'). I\) Die oben (II, 2.) erwAnte 
Bestimmung, weiset Beschlüsse jeder Art, welche 
die BundesActe selbst bcjtreffen, an das Ple- 
num «).* 

«) Worte der wiener SchlufsAcle r. i8ao, Art. 11, vergl. mit 
Art. 12. 

h) Worte der BundesActe , Art. 6. Klübi.r's Acten des wiener 
Cougr. Bd. II, S. 407 7 481 u. 49^'' — Protocoll der ersten 
rienarVersaininlung, y. 14. Nov. 1816, in KlCbfr's Staatsar- 
chiv , Bd. II, S. 96 ff. — Die provisorische CompetenzBestint- 
mung für die B. V., in d. Protoc. v. 1817, ^. 223, diese ver- 
iragmäsige Bestimmung für eine ^'^(?r/ai5«n»fangelegenhcil , 

' ward in dem entern Bath errichtet , und durch Stimmenmehr- 
heit, Ob beides in der Meinung moralischer Nothvvendiglieit, 
oder blofs nach willkührlicher Zustimmung (nemine conlra- 
dicentc) , ward ausdrücklich nicht erklärt. 

l) Wiener Sthlu£sActe' v. 1820, Art. 12, u. '49* Tcrgl. mit 
Art. 38 u. 45. , . 

tJ) BundesActe, Art. 7. "Wiener SchluTsActe v. 1820, Art. 12. 
Klüber's angef. Acten, Bd, II, S. 433 f. Vergl. unten ^. 120''. 

#) Die BundesActe enthalt Bestrmniungen von zweifacher Art, 
gruudgeseUliche und nicht ^nindgcsetzliche. Bezweckt eiu 
die BundcsAete telbct. betreffender Beschliifii , die AbSad» 
rang emer grundgesatcUehen Beitinunnag , sa gehört sol^er 
schon darum vor das Plenum, -weil in ieos «nmittelbtr ve»r 
hergehenden 8ats (Num. 1 des gegonwirtigen (•) die AbSar 

' dcrnng Ton Gnmdgesetsen allgemein dahin gewiesen ist. Be- 
zweckt er die Aeiiderung einer nicht frundgcsßtzlieheu Be* 

'""llinminng der |lun<(eBAere ; so ist eine Beslinunung f^t die- 
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f en Fan in dem Sats R«iii. i nlclit CBtlialtMi , sitt findet sich 

aber indem Satz Nujm. 2 ; dieser weiset angemein BeacMfitsc, 
welche die BimdesActe selbst betreffen , an das PleBBin, gleich* 
riel ob sie eine Aend^rung oder keine Aendentng der Bttn* 
dcsActe bezwecken, ob sie auf gnindgesetÄliclie oder nrcht 
grund gesetzliche Bestimmungen derselben sich beziehen | in 
so fem geht dieser zweite Satz viel weiter als der erste. 8b 
fern man annehmen darf , es sey der in dem Protoc. der B. V, 
V. 1817, ^. 35i , über die Pensionirung der Mitglieder des Jo- 
hanniterOrdens g fafste Beschlufs (unten i-ji«», Note«?) ein 
die BuiulcsActc selbst betreffender, so ist gewifs , dafs sol. 
eher, obgleich die BiindesActe selbst betreffend, in dem Ple- 
num nicht, sondern in dem engern Bath gefafsl worden sey, 
Gewifs ist auch, dafs die in dorn engern Bath errichtete pro* 
^oriselie CompetenxBestimmung , abgesehen davon, dafs sie 
iiii Sensen ^e organisirende (doch nur provisorische) Satz- 
nngist, Meneliei cnthSlt, welches die BundesActe selbst be. 
tri». Yergl. oben, IToteft. — Für die trhlärung obiger 
Stelle indtai 6. Art. der BundesActe, der Worte: «Beschlüsse, 
weiehf dh BwidtsJttß sMst betrafen* , ist ihre Enntehungsl 
gesehhhf0 wielitig. hk den wiener CongrefsVerhandlungen, 
findet tlcb kein bettifllkniterEi^lirangsgrttnd, 1) In dem dort, 
bei den leisten Ter^dlnngen Uber den t, Bund , sura Grund 
gelegten Entwurf der Biindeacte, Art. 4, stehen weder diese 
Worte, noch ihidiehe oder gleidibedeutende. KifTBKR^s Ac- 
ten etc., .Bd. II, 8. Si». Bei der Erörterung jenes Art. 4, 
hl dem sweiten ColiferensFrotoeolI , wurden sie aueh nicbt 
yehnfifet. Ebendas. S. 343, 346, S48, 36o u. 875, s> In dem ' 
dritten Pi^otocoll (S. 407) werd! beliebt , dem Art. 4 noch bin- 
siKufagen , «dafs das Plenum in keinem Fall sieb mit andern 
Gegenständen, als denen der aUgemeineik Oesetse, allgemei« 
ncn inncm Bundescinrichtungen , und der Abänderungen in 
der ButuUsActe, beschäftigen könne». Di^ Rede war älao 
hier von JhämJerangen in der BundesActe; Solche iolftes 
nur von dem Plenum gemacht werden können. 3) In dem 
viert* nProtocoll, ward (S. 4!8o) für dieRcdaclion der Art 4 
u. 7 eine Commission ernannt. Diese schlug in dem 6. IVo^ 
tocoll (S. 461) folgende Fassung vor: «Wo es auf Abfassüng 
«und Abänderung der Grundgesetze des Bundes oder dicBuU- 
«desActe selbst betreffendem (betreffender) Äßesehlüsse, aufor* 
^ «ganischc Bundeseinrichtnngen , (Jö^r gemeinnüt^rige Anord- 
«Inungen ankommt, bildet die Versammlung sich zu einem 
;«neno>». Diese Fassung ward (S. 455) genehmigt. Die Bede 
> war hier ron Ahänderung solcher (schon gefafstcr) Ä«cÄ^/ix^#, 

i 11 * 
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• wdcSie die. Binide<A«te telbsttbiMreffeB; nicht von Absude* 
rungen in der BundesActe. 4) ^i^e Commission, die kieraivf 

. für defiiiitire Redaction der Bundes Acte 'm der 6 Sitzung (S .467) 
ernannt wnr, schlug in einer «Neuen oder revidirten Abfas» 

• •iuigderBundetActe»<S«4Bi) folgende, wesentlich veränderte, 
- Fassung in dem Art« 6 Tor : «Wo es auf Abfassung und Ab* 

ftänderting von Grundgesetzen des Bundes, o^ffr au/ßescblüsse, 
«welche die BundesActe selbst betreffen , auf organische Bun- 
«deseinriclitungeu , oder gemeinnützige Anordnungen sonsti- 
X. *gcr Art aaUommt , bildet sich» u. s. vv. Die Rede war hier, 

ganz allgemein, von Beschlüssen^ welclie (Wg Jhintles Acte seihst 
• betreffen; nicht mehr, wie früher, blofs von Abänderungen 

in der BundesAcle , auch nicht mehr von Abänderung die 
BundesActe selbst betreffender (schon gefafster) Beschlüsse. 

. 6) Diesem letÄlen Vorschlag gemäfs, ward, in der nächstfolgen* 
den Sitzung (S. 49^)7 blofs mit Weglassung des nun überflüssig 
' gewordenen Wortes oder, nachstehende Redaction beliebt: 

t «Wo es auf Abfassung und Abänderung von Grundgesetsen 
des Bunde» , auf Beacliiaafce , welche die BemdeiAete tclbst 
betreffen , e«f organlsäie» u* $. w. > gerade 10 , une die Stelle 
jetst ia.der BmideiAete lautet« . 6) In dem vor mir liegenden 
liendscbrifilichen Original^Ken^lar 4er oben .«ngeflllirtea 
«Neuen oder revidirt^ Abfossiuigt-(i|i den wiener FrotocoUeit 

*• gewöbnlldi die «swansig Artäel» genannt) , welcbee , in der 
^ - siebenten bb su der eUfIten oder leisten der wiener Cenfe- 
rensen« su Ajustirnng der BnndesActe. gedient bat, und dar- 
uin mit vielen, in den Sitsungen nadi ^d nacb verabredeten, 

. Aenderttn|(en und Zusitaen versehen ist, lautet die Stelle ur- 
sprünglich genan so , wie oben aus dem 6. ProtoeoU wörtlich 
angegeben ist; namentlich steht vor den Worten: «oder die 
BundesActe» Itein disjunctives Conuna. — Will man nun bei 
Julian's Trostspruch (L.«Non omnium ao. D« deLL.) sich nicht 
beruhigen, so kann man sich der Muthmassung überlassen: 
dafs a) mit dieser Stelle, nach ihrer ursprünglichen Fassung, 
nichts Anderes beabsichtigt worden sey, als dafs die Ahän^C' 

« run» der Grimdgesetze des Bundes oder (auch nur) die Bun» 
desAcU selbst betreffender ( also Schon gefafster ) Beschlüsse, 
vor das Plenum gehören soll, wobei, geflissentlich oder nicht, 

• der Unterschied zwischen gruiidgesetzlichen und nicht grund- 
gesetzlichen Bestimmungen der BundesActe mit Stillschweigen 
übergangen war; dafs aber b) späterhin, in Folge eines blos- 
sen Schreibfehlers, da in dem Wort i<hetreffendery> der End- 

. buchstab weggeblieben , und hiedurch der Sinn der Stelle 

dunkel geyvordcn v^ar , eine Verwickelung in die Erörterung 
*'*''* 

y • 
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geratliea tey, deren Resultat eine wesentliche Verändenuig 
des ächten und ursprünj^lichcn Sinnes der Stelle war. — In 
einem CommissionsGutachlrn in den Trotoc. tIrrB.V. v. 1819, 
%. i55 , S. 467 der Orig.Ausg , l<am dieser ('«ogonstand zur 
Sprache. Es ward aber dabei blofs folgende Bcmerltung ge- 
macht. «Dafs Beschlüsse, welche die BundcsActe selbst he- 
treffen, Äfiwtf j^hän<lerung dieses ersten Grundgesetzes des Bun- 
des bezwecken können, bedarf wohl kaum einer Bemerluing». 
Dennoch nahm, ein Jahr später, zu Wien der zweite Aus- 
schuTs , von welchem ein Mitglied bei Abfassung jenes Gut- 
achtens vorzüglich mitgewirkt halte, das gerade Gegcntheil 
an , laut dessen was hier zunächst folgt. — In den wiener 
MinisterialConferensi>n von 1820, scheint der zweite Ausschufs 
die Absicht gehabt tu haben, die in Frage stehende Stelle su 
. Jteticlitifem. Iii*teiiien Anträgen, (B>fil* am, dm 10. Piwtoe, 
, J«n» 1810) schlug er folgenden Sets vor. •S^chs($r Sai», 
yfemk Btehlüsse fiber die BundesAcu selbst ge£^jit werden 
sollen 9 welciie auf ^9 Auslegung^ Abänderung , oder nähere 
" Bestimmung dieses ersten Grundgesetses' des Bundes gericb- 
' 'tet sind , so ist , wie in Ansehung anderer Grnndgesetae , Ein- 
'lielliglielt der Stimmen eiforderiieli». Es ward aber dieser 
Vorscblag, worin des Flei^ » von welcbem solehe BeacUiisse 
ausgeben rnüfsten« wobl su erwibnen gewesen wäre, in die 
'^ScbiufsAtte nicht aufgenommen', sondern, in dieser (Art. la) 
"blofs auf die inderBundesActebeseicbneieil Fülle verwiesen* 
; Der Vorschlag spricht von über die BundesAete selbst zu fas» 
senden Beschlüssen, die frühere Fassung des Art. 6 der Bun- 
' desActe hingegen, von Abänderung über die BundcsActe selbst 
schon gefafster Beschlüsse. <— Nach vorstehender Au(blirung, 
mochte mit Andern (Tmsim's Darstell« der Verfassung des 
t. Bundes , S. 5?) keineswegs anzunebteeu seyn, dafs der In- 
' halt der in Frage stehenden Stelle, ganz in dernächstvorher- 
gehenden Bestimmung «Abfassung und Abänderung von Grund- 
gesetzen des Bundes» enthalten , mithin nur besondere nament- 
liche Erwähnung des Einzelnen neben dem Ausdruck der Gat- 
tung sey j und eben so wenig möchte (L. v. Dbisch Beitrage 
zu d. öff. B. des t. Bundes, S. 26) die Aufstellung^ eines Un- 
terschiedes zwischen Grundgesetzen im weitern und im engern 
Sinn (statt Grundgesetzen und NichtGrundgesetzen) nöthig 
seyn, um jene Stelle von beiden Arten verstehen au können. 
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S. 119. 

ytrhandlungsart in dem Plenum, P'orbereUung der 
Gegenständ* für dasselbe. 

I) In dem Plenum, findet Erörterung oder Bcra- 
ihung nicht statt. Es wird nur abgestimmt, dar- 
über , ob ein im engern Ralli vorbereiteter Schlufs soll 
angenommen, oder ve rw o r f en werden «). II) Da- 
her mufs , wehii ein Gegenstand dem Plenum zur En t- 
• cheidung TQr^elegt werden soll, ein Entwurf 
4ei Ton iemselben en fassenden Bes^chlnsaes, in 
der engem Tertammlung vorbereitet, und nn sol- 
cher Reife gdbraekt werden, dafs er Toa dem Ple- 
num entweder angenommen , oder verworfen werden 
liann i). HI) Bei organischen Einrichtungen, 
soll auch die Vortrage, ob solche unter den yorwal- 
t<cnden Umstanden nothwendig seyen, in dem Ple- 
num, und zwar durch Stiniinen«inheUigkeit, entsclii^ 
den werden c). 

a) Wiener SchlufsActe v. 1820, Art. 12, vcrgl. mit der Bundcs- 
Acte, Art. 7. In dcmPlcaum, soll also nur mit Ja oder Nein 
abgcstiininc werden. — Auf dem wiener CongrcTs , fafsten 
die Stifter des Bundes durch ihre Bevollmächtigten per un- 
aniniia den Beschlufs : «dal's das Plenum nicht sowohl zur 
Discnssion, als zur Sanctioa^ oder Verwerfung der Entwürfe», 
geeignet sey». Kt.tat*8 Aden des wiener Gongresses, Bd. II, 
8. . 

BundesActe , Art. 7. WienerSchlulsAete v« 1890 , Art. it. «-^ 
Die wiener Con|refsVcrhandlungcn , s. in KUfaBils angef. 
Aeten, Bd. H, 8. 346, 433 f. u. 46s. 
«) Wiener S'chlufeActe y. i8so , Art. 14. Vergl« unten V 

Bildung der BesMässe durch SUmmenmehrkeU^ doih 
verschieden in dem engern Rath , und in dem Plenunh 

I) Der Gesammtwille des Bundes, wird fest- 
gesetst durch Terfassnngsmä'sige B.eiichlüsse der 
Bundeavereamilung ($. Ii4*uiid 114^9 QI)* H) Bie 
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Grundverträge des Bundes bestimmen, dafs diese Be- 
schlüsse, in der Regel, durch Mehrheit der Stim- 
men Cv^otamajora s. plurima) zu Stande kommen sollen a). 
Es 80II9 wenn Einhelligkeit oder allgemeine Ueberein- 
itimmung ^er Stimmenden fehlt, die PerfionUchkeit 

der Geaellackaft in der Mehrheit der Stimmen sich 

« 

darstellen, folglich der Theil der,Bnndeaglieder, weU 
eher die Minorität bildet , rechtlich als einTnlligend in 

die Willenserklärung der Mehrheit betrachtet werden. 
III) Die Berechnungsai*t der Mehrheit soll ver- 
schieden scyn , nach der zweifachen Coliegial Verschie- 
denheit der Bundesversammlung. Es sollen nämlick 
entscheiden s t) in dem eng er n Rath, die «abso« ^ 
Inte* 0 Mehrheit, 3) in ddm Plenum, «eine auf 
2 w e i B rit t h e i 1 e der Abstimmung beruhende Stim- • 
menmehrheit» A 3) «Bei Stimtn engl eich heit in 
der engern Versammlung, steht dem Vorsitzen- 
den die Entscheidung zu» 

a) «Sowohl, in der cngern versamnüun; als in Pleno , wenden 
die BeschllUse naiDh der Mehrheit der Stimmen gefallit». Bim» 
desAete, Art* 7« . 

h) So bestimmen es 'die BundesActe, Art. 7, n« die wiener» 
SchlufsActe Yon 1820, Art. 11 u. is, auch Art. 38. — Die 
wiener Congrefs Verhandlungen Qber die Frage von der Stim- ' 
mcnmehrheif, findet man in KLt'BP.R^s Acten cte. , Bd.II, S.4n9t 
4^2 , 4^ f« 47^ 1 4^3 a. 497* l)>c Verhandlungen Aber die- 
seib.e Frage , in den wiener MinisterialConferensen von 1819 
• u. 1820 , finden sich in den (ungedruckten) Protocollen der- 
selben, Num. 2, 10, 18, 19^ 20 u. s3.* 

«) Der Ausdruck «ahsoluteit Stimmenmehrheit findet sieb in der 
BundesAcle und in der wiener SchlufsActe , a. a. O. , ohne 
nähere Angabe »tiner Bedeutung. — In den Protocollen über 
die der SchlufsActe vorausgegangenen MinisterialConferenKen, 
desgleichen in einem CommissionsGutachten in d, Proioc. der 
B. V. V. 1819, i55, S. 467 (der Orig.Ausg.) , wird auch 
das ^\ ort if.r$lnrive^ Stimmenmehrheit ausdrücklich gebraucht, 
und zwar von der für das Plenum festgesetzton Stimmenmehr- 
heit von zwei Drittheilen. Diesem Ausdruck wird daselbst 
ein sonst ungewöhnlicher (man s. unten ^. i'2o'', 3fote a) Be- 
griff beigelegt. Nach solchem, wäre die natürliche Berech- 
nungsart der Stimmenmehrheit, vro, bei einfach getbeiltef 

« 

k > 
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Willenserklärung der Getelkela«llgUecler, diejeaige fUr die ' 
Mekrkdt gilt , wMift nebr de die Hilfte aller Stimmenden 
fibereinetunaieiiy ahtolM sa nennen ; denn diejenige positi» 
festgesetzte , neeli 'welcher erst awei Drittheile der Stinunen- 
den, dureli Uebereinttimninng die Uehrlieit bilden tollen, 
V - wird , all Gegeneata rom jener , in den angeftthrten Protoeollen 

vnd Gntacbten r§lmtwe Stimmenmehrbeit genannt.' 
d) Auf dem wiener CongwUe ward ein k. aiebtiacber Antragt 
dad in dem Plenm itkmll kMins Stimmenmehrbeit gelten 
möge, Tielaebr allgemeine Uebeveinatimmnng für erforder- 
lich an achten aey, abgelebnt. Kl€bxb*8 Acten etc. Bd. II, 8. . 
466. — Zu einer entecheidenden Kehrbeit, geb6ren also anf 
das Wenigste: i) in der engern Versammlung 9 von 17 Stirn« 
men; 2) in. dem P/enum 47 von 70 Stimmen , hier HessenHom- 
burg ( ^. i(>6, e ) mit ge^Shlt. Vorläufige Gescbäftordn. der B. V. 
T. 3o. Oct. 1816, Abschn. I, in Klvber's Staatsarchiv, Bd. 11^ 
S. 1/4. Von dem Gewicht und Verfaältnilüi der Stimmen 9. oben 

V 117'« 

•) Stlmmengh'chheit (gleich gethcilte Stimmen, vota paria) ist 
vorlianden , wenn bei dem Mangel allgemeiner Uebcreinstim- 
^ ^ miing der Stimmenden, für die eine von znei verschiedenen 
Besliiiiniimgcn de« zu fassenden Beschlusses, eben so viel 
S+iminen sich erlilaren als für die andere. Für diesen Fall 
• in dem gngern Rath , ist dem Vorsitzenden ein Entsclir} Jungs- 
recht beigelegt; ein Hecht, weiches oft auch entscheidende 
Stimme oder votam decisivum genannt wird, doch nur im 
eugern Sinn , weil im weitern alle bei Abfassung des Be- 
schlusses iu Betrachtung zu ziehenden Stimmen mtscbeidendf 
also nicht blofs satbgebend oder 'eonanltatiT sind. Jenes 
Entscbeidungsrecbt könnte nur dann «intreten wenn unter 
den ' 17 Stimmen wenigstens eine aus rcchtmasiger Ur- 
sache in dem Torliegenden Fall, s. B. wegen Betbeiligung, 
für actir nicht an achten wäre , oder der Stunmfubrer sieb 
der Abstimmung erlaubterWeise freiwillig enthielte (f« 141 b. 
146 i»), Indefs beifst es in der Fbriäuf. G^sehäftordnung der 
B. V, : «Zn einer gültigen Bescblufsnabme gewöhnlicher Art 
(woau Sämmeneinbelligkeit nicht nöthig ist), wird in der en- 
gern Bundcsveraammlung die Abgahc ron wenigstens 9, so 
wie in einer PlenarVersammlung von wenigstens 46 , einver- 
standenen Stimmen erfordert». Und: «Bei vertraulichen Be- 
rathangen, bedarf es keiner bestimmten Anzahl abzugehender 
Stimmen». Wenn es aber dort, zu einem gültigen Beschlufs, 
der %virhlichen Abgabe von wenigstens 9 einverstamlenen Stim- 
men überall bedürfte , so wäre ein Gebrauch der Dccisiy- 

f 
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Stimme nicht denltbar , folglich die defshalb in der Bnndes» 
Acte rnilialtcne Vorschrift durch die Vorlauf. Geschäftord- 
nun^ siillscliweigend aufgehoben worden. Bei der Umfrage 
über PrivalRcclamationen , und bei Streitigkeiten der Bundes- 
« glieder unter sich, haben die Gesandten der bethciligten 
Buodesglicder sich Abstimmung su enthalten i46^K 
BaBn sinkt die Zahl der Stimmenden auf 16 oderwenigier beraK 
Sollte auch hierin einem gültigen Beschlufs «des engem Raths, 
die Abgabe von wenigstens 9 einTerstandenen Stimmen ecfiar* 
derlUh sej'n? 

, s. 1201». 

ForMttMmg* 

lY) Unbestimmt ist noch der Fall , wenn bei einer 
AbstimmiiDg in dem engem Rath, mehr als zwei ent- 
gegengesetzte Willenserklärangen für den abzufassen- 
den Beschlufs sich ergeben , und für keine Ton ihnen 
mehr als die HSlfte der Mitglieder ühereinatinuneB«)* 
V) Fehlt bei einer Abstimmung in d^m Plenum die 
Mehrheit Yon swei Drittheilen , oder kann man iu" einem 
Fall, wo Stimmencinhelligkeit zur Entscheidung, sey 
es in dem Plenum oder in dem engern Rath, noth- 
"wen'dig ist, dazu nicht gelangen; so l^ommt ein Be- 
schlufs nicht i&u Stande, sondern es bleibt die Sache 
in der seitherigen Lage* Könnte sie aber darin nicht 
bleiben, so ^üfste man trachten, durch wiederholte 
Umfrage, oderanf ander egewillkührte Art, s.B* durch 
Mittler, Schiedsrichter, oder Loos, einen Beschlufs 
zu Stande sn bringen Gelange dieses nicht , so 
wurde dessen ungeachtet die Mehrheit ihrer Willens- 
erhlärung, wenn es thunlich, in ihren Gebieten so 
weit Folge zu geben berechtigt seyn, als solches mit 
den Gerechtsamen der Gesammtheit und der unter der 
Minderheit begriffenenBundesstaaten rereinbar wä're 0* 
Yl) Die Regel Ton der Beschlufsfassung durch Stim^ 
menmehrheit, leidet Auanahmen ^ doch nur in soU 
chen Ffillen, für welche durch Grundgesetse des Bun- 
des Stimmeneinhelligkeit <TOta unanimia) als nothwen* 
dig erklirt ist CS- lai^ ^ »21^)1 und auch da "^nur 
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hei definitiven Beschlüssen, nicht bei blofs vorberei- 
tenden ($. iiq) und solchen, welche die vorläufige - 
Frage: ob der Gegei|stand su den Ausnahmen ge- 
HSre ? betreffen <0*> 

a) Ohne positive Bestimmung, entscheidet hier die relative Stim- 
menmehrheit nicht; das Wort im gewöhnlichen Sinn genom- 
men, nicht in dem oben, 120", Note c, erwähnten. — 
Zu vollständiger üebersicht der Stimmenverhältnisse über- 
haupt, diene Folgendes. Die zu einem abzufassenden Be- 
schlufs abgelegten Stimmen, sind entweder /iMÄff///o' , d. h. 
durchaus übereinstimmend (vota unanimia), oder «ethcilt 
(vota divisa 8. diversa).' Sind, im letzten Fall, die Stimmen 
nur einfach getheilt» das heifst, sprechen sie mehr nicht als 
f . 9W0i verschiedene Willenserklärungen aus , so sind di^eselben 
entweder gleich getheilk (vota pari«) , oder ungleich getheilt ' 
(vota inittaria). Hier heifst i^r Theil der einverstandenen Stim- 
men, wädii^r dersablreichere ist, Stimmenmehrheit {joUt 
ttiafora ». pivrima) , der wenigar sahlreiclie helfot die Mlno^ , 

, rität oder MInderlielt (vota minora). 8fnd aber die Stimmen 
fkehrffuih getheilt, daa heiftt, sprechen aie mehr als %wel , 
vertchiedene WlllanserUirungen aua, ao aind Ar diaae die 
Stimmen entweder ^0tcA getheilt (s. B« bei la Stimmen, spre- 
chen 4 fftr jede von drei versdiiedenen WUlenserhUningen), 
oder ungleich getbaQt. Im letsten Fall , ist absolute Hehr^ 
bait vorbanden , vrenn Ittr eine derselben der grefsere Tbeil , 
aller Votanten, ndtblii mehr als die Hkllte, »ich erUärt: 
relathe oder respeetioe (verhiltnifineisige) Mehrheit hingegen 
Ceigt aleb, vrenn für eine der verschiedenen Willenaarblä* 
rangen nur eine gröfsere Anaabi von Votanten stimmt , als 
fOr jede der übrigen einzeln genommen, k. B. wenn von 12 Vo* 

, tanten, 5 für die erste, 4 die andere, 3 für die dritte Willens- 
erklärung stimmen. — Da, in gesellschaftlichen Verhältnissen, 
Entscheidung durch Stimmenmi hrheit ursprünglich nicht gilt, 
sondern nur dann , wenn sie durch V ertrag , und nur so weit 
als sie durch diesen festgesetzt ist, so ist mit jener relati- 
ven Stimmenmehrheit auch die absolute eingeführt j nicht 
iniigeliehrt. Für den eagern Rath der B. V"., haben aber 
die Grundverträge des Bundes bis jetzt blofs die absolute 
t festgesetzt, das Wort «absolute» hier in d« m gewöhnlichen 

Sinn genommen. In dem Plenum, sind, bei der Absüiu- 
muiig mehr als zweierlei entgegengesetzte Willcnscrklärun- * 
g( •; nicht denkbar i^. iiq). y 

^) Da das positive Bundesrecht für diesen Fall eine ausdrück- 
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liehe Bestimmung nicht enthält, so istdieselbe aus dem natür- 
lichen Gesellschaftrecht zu entlehnen. Dam. Nettklbla^t Sy- 
stem, elementare universae jurisprudentae naturalis, ^. 887 siq. 

c) Ohne diese Beschränkung, würde die Mehrheit ihre \Vil- 
lenserhlärung gegen die Minderheit, auch bei dem Mangel 
eines vcrinssungsmäsig festg*'set£ten Gesamratwillens, durch- 
setzen hüimeu; welches mit den hlaron Bestimmangca der 
Bundes Acte, Art. 6 u. 7, und der wiener SchluTsActe, Art. 
10 bis i3, eben so wenig als mit dem Geist der Buodetver- 
faatung su vereinigen wäre. — Dagegen beibt ei m '•^miii 
GominiBsioiuGiitAeliteii , in d« Pfotec« der B* V« t« 1819» 

i55, S. V* der Orig. Ausg. , wie folgt« -«Sind ahpr 
die organiscben Einricbtiingen , wie wobl die meisten 9. Ton 
der Art, dafs sieh einselne- Biüidesglieder, obneNachtbeil alier 
fibrigen^ nicht dayon atüsebliessen dfirfen, oder dafs sonst ' 
die llaasregel im Gänsen nicht dorcbsuHU^ren steht ; so sähe 
die M ehrsahl der Bundesglieder sich freilich in die I«age ge- 
setat f nicht sowohl die Mindenahl , durch einen Beschlnfs 
nach Stimmenmehiheit » rerhindlich an machen » als vielmehr 
sie sur 'Eitellung der Bundesaw^che und su den iiöthigen 
deftfalsigen Einrichtungen ^ wie auch su ihrer Terhältnifsml« 
eigen Theilnahme und Mitwirkung darai^ , aufsufordcrn. 
Lftatere aber läfst sich nie verweigern, so bald man nicht» 
wenn auch indirect, aufhören will, Bundesmitglied zu seyn»« 

d) Dafs in denen Fällen, wo ein (definitiver) Bescblufs nnr 
\ durch Stimmenetnhelliglieit gefafst werden hann i2i> u. f.), 

diese "ElnheUi 2:keit auch hex e'xntm vorhereitenden Beschlufs in " • 
dem engern Uath nothwcudig sey, behauptet, wegen der all- 
gemeinen Fassung des Art. 7 der BundesActe, Rüdhart, in 
d. Recht des teutschon fiuudes , Cap. VIII. %. 9. Nicht alle 
Fälle, wo unanimia erforderlich sind , gehören vor das P/e- 
num(§. 118, verglichen mit i2i* u. i2i"= ). Auf die dahin 
nic/u gehörenden Fälle , bezieht sich die allgemeine Fassung 
des Art. 7, dafs «weder in der engern Versammlang noch in 
dem Plenum , ein Beselilufs durch Stimmennielirheit gefafst 
werden» dürfe. In allen andern Fällen streitet die Rechtsver- 
muthung für die Regel der Stimmenmehrheit in dem engern 
näi; umso mehr, da im ersten Absate des Art. 7 (vcrgl. 
mit KiDua^s Aeton des «if. Ciongr. , Bd«II» S. 434) ai^drüch- 
lieh gesagt ist, dafs daselhit nach StimmeniiMrftrheit su e:at* 
f eheiden sey , wie fe^ ^ gegenständ nach der Bestilnmung 1 
des Art. 6 Tor das Plenum gehjSre , und da dieser Art. 7 meh- 
rere Fälle nennt» wo unanimia erforderiieh sind. Mit dieser 
leteten • Bestimmung des Art» 7» ist sugleich stillschweigend 
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. fettgeselst, dafsauch dtevorläußge Frage: ob ein GegensUaJ' 

SU donen gehöre, über welche durch Stimmcninchrheit ein 
BeschUü's nicht gefafsk werden könne? im zweifelhaften Fall 
ihre Entschefdong durch Stimmenmehrheit erhalten soll. So 
auch das CommissionsGutachten , in d. Protoc. der B. V. r, 
1819, ^. i55, III, 1, S.473 der OriginalAusgabe. Anders auch 
hier, BüDHvnj a. a. O. Cap. VII , §.11 u. 18. Un|^erschieden 
von tUeser vorläufigen Frage, ist bei organischen Einrichtun- 
gen die Vorfrage : ob solche Einrichtungen unter den obwal- 
tenden Umständen nothwendig seyen ? Zu deren Enteubeidung 
sind unanimia erforderlich. Man s« lai^ . 

jiusnahmen von der Rfgel der Entscheidung durch 

Stimmenmehrhtit» 

* Sowohl in dem engern Rath als auch in dem Plenum 
($. 118), kann ein Beschlufs durch die rorhin erwähnte 
( Stimmenmehrheit, ausnahmweise , nicht zu 
Stände kommeili in folgenden zehn, durch die wiener 
SohfafaActe Ton i8so«) (zum TJieil zndi tehoo darch 
die BandenActe) l>€ttimniteii Fallen Wenn et be« 
trifift« 0 Annahme neuer Grnndgesetse de« 
^Bundes (§.54n. f.>) oder AbSndernng der be- 
Rtehendenc);^) organische Einrichtungen, 
das heifbt, bleibende Anstalten, alsMiltel zuErfüllung 
der ausgesprochenen Bundeszwecke '0» 3) Aufnahme 
neuer Mitglieder in den Bund<^); 4) lieligions- 
Angelegenheiten/)- In allen diesen Fällen, wird 
SU einem 'Beschluff Stimineneinhelligheit (yota 
unaniibia) 'erfordert — Ausser den hiecgenannten 
Tier Ausnahmefällen, sind in andern Artiheln der wie- 
ner SchlufsAcle , noch sechs andere festgesetzt, welche 
unten (§. 121 c} angegeben werden. 

«) Wiener ScUnfsAete i8so , Art. i3 bis 16 ; hier voUstindiger 
und umfassender, als in der Bandes Acte, Art. 7, geschehen 
war, wo nur\ier AijmahmeföUe beaannt waren. Doch steht 
die im Eingang des gegenwärtigen |. angegebene umfasseadere 
Bestimmung , dafs die Ausnahmen sowohl Hir das PUnum als 
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«ucli lar d«i •ngtm.Rath gclAen ••Utn, aar in derJBundct* 
Acte« 

h) Die wiener SehlitfiiActe entliikswar, in dem Art. i3»/eine 
Aufsählung von nur vier (in gegenwartigen %, angegebentn) 
Ausnahmefällen , aber sechs andere kommen darin eeretreut 
in andern Artikeln vor. Von diesen 6. man unten %, lai« — 
Die Getehichte der Verhandlungen über Entscheidung durcll 
Stimmenmehrheit in der B. V. , und über die Ausnahmen ron 
dieser Regel, ist dreifach, i) Die Verhandlungen auf dem 
iviener Cono^rrfs , stehen in Klüder's Acten des wiener Con- 
gresscs, Bd. II, S.466 f., 4"3, 483 u. 49", dann S. 35o, 352 ff., 
407 ff., 420 f., 454 f • ? 461 2) Diejenigen in tU r Bundesver' 
Sammlung, findet man in der Vorlauf. Gescliäftordnung von 
1816, Abschnitt I, wo die Bestimmung der BundesActe wört- 
lich wiederholt wird , in Ki.VBFn's Staatsarchiv , Bd. II, S. 16, 
und in den ProlocoUeu der B. V. v. 1819, 40i »»-^ u. i55. 
Eine Erörterung über die Eintheilung der ArmeeCorps, im 
llärz 1819, leitete die B. V. auf die Nothwendigheit einer ge- 
naueren Bestimmung der Fälle , in welchen Stimmenmehrheit 
nicht entscheide. Dieses veranlafste die£rwählung einer Com- 
mitsioH, weleh« ein Outachten erstattete Über dte Begriffe 
Ton Gnmdgesetcen , organischen Einriebtangen vnd Übrigen 
Geaetsen des Bundes (oben 54* a), und über die Frage, wetcbe 
Berechtigungen unter den 'Juribus singulorom su versteben 
Seyen. Die B. V. bescblofs, dafs.Ton den einseUien Gesand* 
ten Instruction bierfiber einsubolen , inswiseben aber bei or> 

■ ganiscben Einriebtungen nacb den Anträgen der Gommission,. ^ 
als doctrineUer Auslegung , und nacb der bisberigen Uebnng 
SU Terfabren sejr. Hierauf bam 3) die Frage Ton den Ausnab- 
men Ton der Regel der Stinunenmebrbeit, In den wiener 
MinuterialConferenzen von 1819 u. 181C» in zehn SltsungeU' 
zur Sprache. Es war blezu eln^ eigener Ausscbufs ernannt« 
der, nacb einer Reihe von Conferentfen« Vorschläge übergab« 
Wl^rauf nach mehrfacher Aenderung und vielseitiger ErÖrte- . 
rung, endlich in die SchlufsActe , die im gegenwärtigen 'und 
in dem folg. lai« angegebenen Bestimmungen aufgenommen 
wurden. Diese Verhaudlungefi findet man in den wiener Pro-" 

, tocolien der Sitzungen 2, 3, 10, 17, 18, 19, ao, 2a, 23 u. 24» 
vom 28. Nov. u. 1. Dec. 1819, vom 8. Jan. , 21. Febr., 4-: 8« 
u. 29. März, i5., 19. II. 24. April 1820. — Schriften über die 
Frage de casibus a jure inajorum (seil, votoruin) exccj t'is^ 
■) insbesondere von den l\ec]tien der 'Einzelnen ^ s. in Pütter's 
Lit. III. 248 fr. KLÜBiirs Lit. \. io35 u. f. L. C. Schroedfe 
dem. juris nat. , social» , et gentium (Groning. 1775. 8.)« 
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|. 682 sqq. K. H. Groi Natörrecht, 164. TmmkV9*9 Dar- 
•tell. der Verfafs. deBU Bundes, S. 66 ff. E. F. Geor6ii, ob 
u. in >vie fern jus mxaiä in pjirtet auf teutaclle Landes- und 
Stindevcrsammlungen anwandbar aey? Stung. 1817. S. Wol« 
dem. Sktfvarth diss. de finibas circa jus decidendi, ^« TOta 
majora in comitiis utuntur (Lips. 1818. 4*)« P* 75> tqq« 

tf) y^n der beattmmenden Erklärung beatebender.Gnuidgeaetse» 
unten |. lai' • 

d) Beachlüaae für organiscb^ Binricbtiuigen des Bundei» siiid 
.anordnende und einrichtende Beatimmungen f&r Auabüdnng. 
solcher BnadeaverhiQtnisse, die dnrcb den erklärten Bundes^ 
Bweeh io4) bedingt sind. Die Bundesaete , Art. 6, nennt 
als O0g»nsaiz der «organiaehen Bundeaeinrichtungen» , die 
« (emeinniilsigen Anordnungen aonatiger Art», welche su 
den Nebenzweclien des Bundes gehören (§. io4). ~ Nor, «1 
Einfilhrung bleibender Anstalten, als Mittel eu Erfüllung der 
ausg sprochenen Bundeszweclie 9 wird Stimmeneinhelliglieit 
orfordert; also nicht auch su vorübergehenden , nammtTIch 
prov' sorisehen, aU «einstweiliger Aushülfe». InterimaBesi hlufs 
der B. V. vom 29. Juli 1819, in d. Protoc. v. 1819, i55, 
Pfum. IT, 2, S. 474 der Orig.Ausgabe. — Die Bemühungen in 
der Bundesversammlung , und in den wfener Mini^^terialGon- - 
ferenzen von 1820, einen l^laren , richtigen und logisch schar- ' 
fen Begriff der organischen Einrichtungen festzusetzen, sind 
oben(^. 54, Note a, u. 56, Note a) angegeben. Eine frü- 
here Redaction der SchlufsActe sprach von gemeinnützigen 
Anorrlnungen , die « entweder der Natur einer organischen 
Einrichtung sich nähern , oder ausser den bestimmt ausgespro 
ebenen Bundeszwecken liegen». Vergl. unten %. i^v , Noleg. 
Der Ausdruck «organische Einrichtungen» kam auf dem wiener 
Congrefs zuerst vor, in dem von Oestreich im Mai iöi5 vor- 
gelegten Entwurf der ßundesActe , Art. 7, dann in einem 
holsteinischen Votum. KLGBsn^s Acten «Bd. II, S. 3i6u. 35o. 

. Der Freiherr Ton Gagern , welcher als luxemburgischer Ge- 
sandter auf dem wiener Congrefli dei| Conferenaen Uber die 
BundesActe beiwohnte , .sehrieb inik J. t8i6 '(itt Iivoxv^s Neme- 

' sis, Bd. Vn, St 4, 8. 600, Niim.X): «Was sind organische 
Oesetse , und was sind ihre Grensen? Das Wort*war leicht 
gi funden , aber die Sache»? Vargl. aaeh tu r, I^BScn l^i- 
träge ete. , S/äi 36. AnsfOhrlicb Tei^breitet sieh über . 
dies«a Gegenstaad , der gutachtliche CkimmissionsBericbt au 
%• 5a des F^otoc« der B. V. 17* Febr. i$i7 , 8. 8^ ^ 87 "der 
OriginalAusgabe, und der angcn. IntcrinisBeschliifli 99. 
1819', Nailn. U, a, 8. 47> ff* 
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t) Diese Stelle, befkreffead dSeAnlbilime naner Mitglieder, kam 
auf wilrtcmbcrgiscben Vorachlag in die wiener ScbluTaActe« 
Art. i3, verg]. mit Art. 6, wo dasaelbe featgcf«etst Ist. Man 
t. daa wiener MiniaterialGonferonsProtocoU Num. so, 39. 
Mänt 1800. — Beispiele solclier Anfbabme, aoadracklieher 
und atSlscbweigenderi oben 106 u. 106, e« 
f) Gausae ecdesiasticae publicae. Vergl. BnndesÄctt, Art. 
16, n. unten |. 419» v* ff^t «• 4ßäK L. f. Dbxsob fieitrlge etc. 
8. 37. — Die BundesActe, Art. 7 , batte wenigstens sweifel- 
. f ball gelassen , ob sie die HircbenAngele|;eabeiten dtis Affent- 
lieben Recbtes au den juribus singulorum reebne. Sie e^gt : 

«auf jura |uigulonim oder ReligionsAagelegeiibelten», 

ohne disjunetires Comma vor dem Wort oder, und auch mit 
Auslassung des absondernden Worts au f, nacb oder. Gerade 
so lautete auch früher schon diese Stelle iH der auf dem 
wiener Congrefs entworfenen Neuen oder reTidhrten Abfas- 
,sang der BundesActe , Art. 7. Hl$beii's Acten des wiener Con* 
igr., Bd. n, S. 4^ u. 603. Dagegen lautete der frühere Be^ 
. . schlnfs in dem dritten wiener Confcren/.ProtocoIl v. ^9. Mai 
i8i5 so: — — — «auf jura singulorum ww«! auf ReligionsSa- 
chen». Klübf.r's angef. Acten, Bd. II, S. 4o?- Vnd eben so 
wurden in der Uebersetzung des Art. 7, in dem art. 69 des 
Acte final du congr^s de \ icnne, die Rechte der Einzelnen 
von den ReligionsAngelegenheiten unterschieden («chaque 

fois qu'il s'agira de droits individuels, ou d'affaires de 

religion » ; mit einem unterscheidenden Comma , und nicht 
schlechthin: ou affaires etc.). — Wann BeligionsAngelegen^ 
lieiten. in dem oben angegebenen Sinn, in der B. V. zu ver- 
handeln Seyen, s. unten i33, Note/. , , . • 
g) Zwar sagt die wiener SchluTsActe , in dem Art. i3 , VoiH 
, diesen Tier Fällen ausdrüchlich mehr nicht, als dafs bei Ihnen 
«ein Bescblufs durch SümmUknuhrheit nhht statt finde». 
Aber in dem n£distfolgenden Art. 14 1 fordert sie in organi- 
^ scben Eiavicbtna^en anadrftelilieb ^SÜmmmiinhelUgkeit y , 
■A und ana den oben ^ete h) angezeigten Veritandhingen des 
< ; 'iriener Congresses, der BandesTersammlimg , nnd derwicuser 
W»kiMßM^0lßmm^ von 1819 u. i(No, g^t Ua» der WUle 
^ . . der Bnnd^setifter bevrorf dafoin allen TierFillen asi einem 
Besoblnft; S^'jimeWn^Kgbeit erforderUeb se^ solle. Beisel- 
weise s. ttanBA««Bn**Ae*eft des wiener Congr., Bd.IKt S.466 
n. 477. Vorlinf. Gescbiftoardn. der B, V. v. iAi4» Absfbn. I. 
vFrotoe. der B. Y. v. iSt<9, \, ii5, (naounlÜdi der Beadilnfs), 
i55. Pr'otocoUe de» wiener MbdsterialCon^srenien « 
»9. u. a4. April iSso. . 
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Namentlich bei organischen £inrichtungen* 

I) «Definitire Abstimmnng über Gegen* 
ttlnde £er rorbin ($.121 a) genannten Art, Itann nur 
nach genauer Prüfung und Erörterung der den 
Widersprucli einzelner Bundesglieder bestimmenden 
Grunde, deren Darlegung in keinem Fall verweigert 
werden darf, erfolgen >^>- 10 «Was insbesondere die 
organischen £inrichtungen($. i3fa,Nttm.a) be» 
trifft, so muTs nicht nur über die Vorfrage« ob soicbe 
unter den obwaltenden Umstfinden notbwendig- 80700, 
sondern ancb über Entwarf nnd Anlage derselben in 
ihren allgemeinen 'Umrissen nnd wesentKcben 'Bestim- 
mungen, imPlennm nnd durch Stimmeneinhel- 
ligkeit entschieden werden. Wenn die Entscheidung 
zu Gunsten der vorgeschlagenen Einrichtung ausge- 
fallen ist, so bleiben die sämmtlichen weitern Vcr- . 
handinngen über die Ausfübrnng (Yollzichung) 
im Einzelnen , der e n g e r n Versammlung überlassen , 
welche alle dabei noch yorhommenden Fragen dorc^b 
8 timmenmebrbeit entscheidet, anoh, nach Befin- 
den der ümstfinde , eine Commission aus ihrer Mitte 
anordnet, um die verschiedenen Meinungen und An- 
träge , mit möglichster Schonung und Berücksichti- 
gung der Verhältnisse und Wünsche der Einzelnen, 
anszi^gleichen» i)» 

«) Sind Worte des Art. tS der wiener SchlufsActe t. 1830 , 
die anf das Vorige ()• isi') unmittelbar folgen. Dieselben 
Ideen Xndet mansdion in einem ComtfistionsGatachtea, ind. 
Protze. derB. V. 181^ V ^^ 4^3 der Orig. Ausgabe. 
Diese Bestimmung ward veranlafiit durch einen Widerspruch 
des nassauiscben Bevollmächtigten, der begehrte, dafs bei 
den im i3. Art. aufgeslblten Ausnahmen, namentlich bei An- * 
nähme pder Abänderung der Grundgesetze und bei organi* 
•chen Bundeseinricbtungen 9 Sx\mT[itneinheUigkeit nur in so 
fem für nQth>vendigj erklärt werde , als von den darüber zu 

. fassenden Beschlüssen nicht der Fortbestand des Bundes ab- 
hängig 8ry. Wiener JüaitterialConferensFrotoooU Kum. aS« 
19. Apr. i8ao. 
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l)/ Worte ilei i4* Art. der wiener SchlufsActe toh 1820. — 
Oeetreich liatte früher, scbon in der B. V., in dein trotoe* 
21. Jan. 1819, |. 4) erlilärt, dafli bei allen Fragen, wo et 
auf FeBteetsung von Modalitäten organischer Bundescinrich« 
fiiiig«ii ankomme 9 Aie Stimmenmehrheit als entscheidend m% 
achten sej ; nur allein durch Handhabung dieses Grundtatsei 
liönne die Bundesverfassung gedeihen, so wie dessen Ver» 
letaung täglichen StoiT zur Auflösung eines Nationalbandet 
bereiten würde , u. s. w. — Diesem gemäfs , ward die , von 
beiden Hessen bis dahin widersprocliene, Zusammenseteung 
des 8. und des 9. Corps des Bundesheercs durch Stimmen* 
• mehrheit ft stgesetzt, in dem Protoc. der B. V. v. 11. März 1819, 
%. 3i; verglichen mit den Protoc. v. 4- ii« 2Q. Mnrz , u. v. 8. 
Jul. pi8i9, %. 29, I\o w. 142. Auch liam dieser Gegenstand zur 
Sprache, bei den Erörterungen über das nassauische Truppen- 
Contingent. Man s. in den Protoc. v. i8'2'i , die loco dict. 
gedr. SeparatProtocollc, S. 3o3ff., 344 ff«» 48i ff« u. 55iff. der 
Orig. Ausg. Vergl. unten %, i53'', Note b. 

ForMimng der Ausnahmen von dtr Megel der 
, SUmmenmekrkeU, 

Ausser den oben C§- 121») genannten vier Fällen, 
hat die wiener SchlufsActe von 1820 nachf'olj^ende sechs 
Fälle als Ausnahmen von der Regel der Entschei- 
dung durch Stimmenmehrheit; fcstgesctst. 5} «In 
Fällen, wo die Bundesglieder nicht in ihrer rertrag« 
iiiäsi|;en Einheit sondern als einzelne, selbstständige 
und unabhängige Staaten erscheinen folglich jur« 
•ingnlornm^) obwalten , oder 6) wo einseinen Bub« 
desgliedern eine besondere, nicht in den gemein« 
samen Verpflichtungen Aller begriff eue Leistung 
oder V e rw in i g u n g für den Bund zugemuthet wer- 
den sollte, kann, ohne freie Zustimmung sämmtli« 
eher Betheiligten, kein dieselben verbindender 
Beschlufs gefafst werden » 0- 7) Wenn die Besitzungen 
eines souverainen teutschen Hauses^ dnrch E^rb« 
folge auf ein. anderes übergehen, so hängt es roa 
der Geaammtheit des Bundes «ib , ob nnd wie fern 
die auf jenen BeaitsuBgen haftenden Stimmen im 
Plenum (im engem Rath bann kein Bundesglied i^ehr 

12 . 
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als Eine Stimme fufiren), dem neuen Besit'ser 
Beigelcj^t >Ncidcn sollen ) 8) Sollen Verande- 

rungen in fleni e g e n w ä r t i g c n Besitzstand 
der bundesglieder , Aonderungen in den Rechten und 
VerpUichtungeii derselben in Beziehung aui' dcn Bund 
bewirlien, so wird dasU ausdru eidliche Zustimmung der 
G^sammtheit des Bundes erfordeirt «). Auch kaitn 
9) freiwillige ÄJb tretung auf einem Bnndesge- 
liiet haftender SauTerainetätsBeebte« an einen 
Andern aTs einen Mitrerbündeten, anders niebt ala mit 
solcher Zustimmung geschehen ./ ). Endlich wird 10) zu 
g e m e i n n n t / i g e II Anordnungen ( § . 1 04 ) » frei- 
willige Vereinbarung unter den sämuitlichen Bun* 
desgiiedern in der 3ufldesrersammliing erfordert j:). 

a} Also, Avo RrcTito in Betracht kommen, dii.' den Bundosgh'c- 
dern ansser ihrem a erfassnnj^smäsii^on \^er]iäUnifs zu (lern 
Bund ziisfelun; Reclitc, hv'i weh In n sie als Mitglieder der 
Gorporation nicht äu betrachten, die also unter der "NYir- 
liungshefngnifs des lUmries nicht hcgriffeu sind. Auf solche 
ist hier der Sinn des AusdrncliS « iura sina^ulurum » (Hechle 
der Einzelnen <v droits individuelsv in dem art. 59 des Acte 
final du congres de Vienne) zu bescliHinlten. Schon ihrer 
Katur nach , kann die Hujuk s^ewall auf Hechle sich nicht 
. erstrechen , di^ auss^r^ialb der liundesverhältnisse liegen. Hei 
diesen ist jeder Bunde^enoss, in Hinsicht auf den Bur^d» ei- 
[ nem Auswärtigen (cxtraneo) gleich su achten. BUr ist jedoch^ 
' dafs hier hlojses Interesse eines Einseinen, das heifst , welcheii 
' nicht vefbundeA ist mit volTItommene'm Becht, nicht gemeine' 
•ej* Unter obige Bestiniinuug schien' HurbeMcfn die sft ge-'- 
»nannte westphSKsthte Frage vk subsuiAiren *, als e» slöh in der* 
V. weigerte , bei deiu Besehlufs fi)»er dieselbe , die Sttm? 
. nieniBebrh€|t ananerhennen. .Frotoc. der. B^'V« MSfs 
1817, |. 104. . .. 

hl) Die Bundes j^cte, Art 7, hatte den vielseitigfni und oft be- 
strittenen Ausdruch *jura singaiarmmt aufge^ionunen, ohqe 
den damit, sn verbindenden Sinn feslftusetsen. Gleichwohl 
war, auf dem wiener Congrefs , die Nöthwendigheit einer sol-' 
' eben Bestimlliung nicht unberfihrt geblieben. Iß» wAr sogar, 
• in einem l*riyatTorschlag, eine solche Fassung fttr die St^le' 
der BnndesActe von den Ansntthnen von 4er diiinnieiNiiellr'- 
heitvorir fegt, worden 9 bei naekher jener Unbestimmte* ««1- 
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faeher BOTsieAtung itntefwoefeae Am^nuli «ntbehrlieh ge- 
yf^rätn nvife. HftDBKB"« Acten det wienelr Congr. , Bd. II, 
8. 497 Allenfalls luMe iHan dieser Fassung die eben 

(Hole «) aitge^d^flhie näiere Besllmmfuig'als dritte Aasnahme 
bäinigeii bönneii, wenn die Aufifahna JeitoS! Ani^i^elis fOr 
nothig oder nütslich eracbtet Ward. Damit wäre IkUbMfjen 
' ZfmsiMb vmä Slreili|beiten aatgemdiei»^nrordteai^ ideiMo ilbib> 
1 lieb, welobe* in Hinsicbt auf 'Autnalimen ron (der Baader 
. 'fie»ch)iissfas8ung cLuroli Stimmenmehrbeit , auf der «Ilgeilfei- 
• ricn Reichs Versammlung und unter den Publicistcn , ändert- 
bakb Jal||4ianderte hindurch , eine bfinihale -Stelle des wast" 
-' pbäliscben Friedens <<(uhi Status tanqnam unum Corpus «/on- 
«iderforh npqutunt». J. P.O. art. V. §. Sa.) veranlafst hatte« 
' (F^TTKE VLi IÜ.CBER am obcu %, 121« h ongef. O.) — Bald eeigte 
sich hei Acr Bundesversaviwlnn^j^ , die L)nentbchrlich];eit einer 
Festsetzung des mit den jurihus singuloruni zu verbindenden 
Begriffs. In dem Protoc. v. 1819, ^. 110, ward solche von 
fnthreren Seiten her dringend gewünscht. Zu Erstattung eines 
Gutachtens hierüber, ward eine Kommission erwählt, die hald 
nachher ein solches überreichte. Protoc. v. 20. Jul. 181 9, 
^. i55. Hieraul kam dieser Gegenstand, im J. 1820, in d<'n 
iriener JM'nisterialConfcrenzcn 7Mr Sftvache, Die Redactions- 
Commission iiir die SchlulsActc, hatte sieh in ihrem Entwurf 
mit Vorbbdackt J<ine8 Ausdruelta enthalten. Ab«!- die li.säch' 

• aisebeK >eMrllmfiebt%ten etblärjtenYdafaaie «a dem (i3.) Arti* 
•i'kel'llber die^toitnabinen -tMln der iMnmanfläahrfceit^. Er« 
•»'%ibiitai§ der juaium amgnloriiBi iranniliifaem tl>isr jpaeisBaitebe 
-i:»ei*vKiBderte^"über jnva Mngftlarnai Ufttkor Hoftbinfs » dn»cb 
; -dtlMnHcinifabvbeH überbanpt lüdildaniteri-iaabar Isabe nnn 
i> dKeseasGegenafaBft'eineA'eiilieiietf AiHik^ g^mdmet. Ber 
a'J^t«M>a«|fiscita BeToHmScbligte.nievlangta in der fiirlgettden 

StaMHigt' dai^ebei^n: juifaiua. ifingiikmuaalmb dlafen^an Fülle 

• mdcbten angefiilirt werden, wo einaelnen Bundesgliedem 
. eine besondere« nicbt in den gemeinsamen Verpftichtangen 

Aller begriffene Leistnnl! oder Verwiiligung für den Bund 
anaesonnen wird»* Frotocolle der wiener MinisterialConferen- 
sen,-' ]^um. 19 ti. ao, \om 8. 11. ^9. März'18%0. So Kam end* 
•«.illeh dei^ Art. i5 der wiener SchlufsActc eu Staude, woiij^, 
man dci^ in der BundesActc enthaltenen Ausdruck jura sin- 
gulorum zwar beibeliielt , demselben aber eine Bestimmung 
' t<ora(usschichte;, yv^^ in^dem. Hup^^T^ri^ältuil« daruntpr zu 

• verstehen Sfy» , j,. j 

ff):3/Var||i'4eAArli., 1$ 4<^r wiener SchlufsActe t. 1820; veranlafst 
YOff W ¥^>f*^l>f>'BW^*' ^^^^* Alaa«h€|>^uäclistvorhergehende 

12 * 
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flöte* Mit Arder Zuilimiiiiiiig simutlidwr B«ttieil%teii, 
Juoiii also «in diett Iben Terbindeiider BeseUiife «tnrdi Sitm- ' 
wfnmehrheit gefaftt werden; aar su ihrmm Vortheil« Itt diese 
für «awirltsain erUinrt. Man rergl« den SeUnfe des Pkivat* 
' ' TorscUag^ in iitf Bn*s Aeten des wiener Coagr« , Bd» II«, * 

S. 498. 

d) Worte des Art. i6 der wioTier SchlufsActe r. Manvergl. 
ebendas. den Art. 6. — Dafs die Worte <tGesammtheit der 

' Bundesglieder», im Art. 16, so wie im Art. 6 in Bestellung 

• auf Veränderungen in dem Besitzstand, auf Stimmenetn^e//i«^- 
keit hinweisen , geht schon aus einer Vergleichung derselben 

• Ausdrüclce in dem angef. Art. 6 , in Beziehung auf die Auf- 
nahme neuer Bundosglieder , mit Art. i3, Num. 3, hervor, 
in welcher letzten Stelle dieselbe Bedenluag jenem Wort 
ausdrücMirh beigelegt wird. . I i. '. i 

e) Wiener SchlufsActe v. 1820 , Art. 6. • ' 

f) Wiener SchlufsActe v. 1820, Art, 6. 

g) Wiener SchlufsActe v. 1820, Art. 64. — In einer zweiten 
BedacLiou über die Frage yon der Stimmenmehrheit, welche 
in den wiener MinisterialConferenzen Protoc Sfum. 49V'^k3. 
Mta 1Q90) erörtert, vnd nneli ▼ersekkteen.Aendmiifen 
▼oflitafig genehmigt ward, Icntete dies« Stello so l «GesMin- 
nAtnge Anordnungen , weil sie entwedisr der Natvr ei^er 
organiselien Bundeseinriehinng saeli näheri^ odihrnWeÜ sie 
0Msser den bestimmt ansgesproebenca.Bnndesriweeiien Bogen, 
bönaen nur ans £peier Vereiabarang bocvflütfgaüsn». ." Paw|^ 
der eriaaerte» in der nanbstfoigeadwi Sitaong'Tom*«)* Kars, 

- Wartemberg: gemeinaülniga Aiiagdnungen jjiirften als Aus- ^ 
nahmen von der Stimmenmehrheit -nicht a^jHtuhrt werden; 
die Stifter des Bundes bitten dieselben dftr Sttminenmehrbeit 
anti^rgeordnet. Dessen ungeachtet ward, 8päterhia»i.die oben 
im |. angef. Bestinuaang in die SehiuCiActe .au^aaopama«. 

• ' . . ■ 

121 /M"!t.'»^ »d • / 

Oh und wann Stimmenmehrheit hinreichend sey^ zu 
Anwendung und Amnahmen von Hegeln , uiid zu Aus* 
legung vertragmäsigei^ Bestimmungen des ' Surtd^^ 

I) Zu blosser A nw e n dung einer durch nothwen* 
dige Stimmeneinhelligheit festgesetzten Regel, auf 
einen bestimmten Fall, so wie toa Entaebeidang der , 
Yorfifage, ob iet Fall Bnob jemtfr Regel itn'beiir- 
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theilen sej (§. 120^^, d), ist in der Bundesversammlung 
• Stimmenmehrheit hinreichend; denn die Besohl ufs- 
nähme durch Stimmcumekrheit» und dafs solche in dem 
engernRath gesc!iehe, wo diese Entscheidungsart über- 
diefs die gewöhnlichere ist, haben die Gmndyertrige 
des Btindea alt Hegel aufgestellt ($. 1 18 n. iso) , in An- 
sehnng jener Anwendung und Vorfrage aber, haben 
sie eine Ansnabme nicbt gemacht, nnd eine solche ist 
anch durch die Natur der Sache nicht bedingt. II) A us« 
nahmen von einer bundesvertragmäsigen Regel, 
bönnen , da sie Aufhebung der Regel für einen be- 
stimmten Fall sind, nur auf dieselbe Art wie die 
Regel festgesetzt werden «)| also nur durch Einhel« * ' 
ligbeit dgr Stimmen, oder durch freie Zustimmung 
slimintlicber Bethieiligten , wenn anch die Regel nur 
durch solche entstehen konnte, und darum so ent* 
standen. ist. III) IHe Erklärung oder Auslegung 
der in der BundesActe ^) enthaltenen Bestimmungen , 
wenn darüber Zweifel entstehen sollten, ist, in der 
wiener SchlufsActe Ton 1820, der Bundesversammlung 
übertragen, mit der Weisung, dafs solche dem Bun« 
dcszweck gemäfs geschehen müsse : aber eine aus« 
drücliliche Bestimmung der Frage, ob und wann Ein- 
helligkeit der Stimmen dann erforderlich sey V ist da- , 
. ^ selbst absicfitlieh unterblieben 4 » au^ , ob unQ 
wann dieselbe Tor das Plenum, oder Tor den engemBath 
geh(hre? IV) Ba bestimmende Auslegung einer 
vertragmäsigen Bestimmung, der ursprünglichen Errich- ' 
tung der letzten gleich zu achten ist ( §. 283), so 
m'ufs sie auf diescll^e Art erfolgen wie diese. Die 
authentische Auslegung vertragmäsiger Bestimmungen 
des Blindes I gefiort demnach 1) tot das Pienüm 
der B.y», wenn diese Bestimmungen entweder ^su 
den grundgesetjBlichen der BundesActe gehSren, oder 
ohnediefs you dem Plenum ausgegangen sind ((.55 , ü) , 
und nur ron ihm ausgeben konnten ($• *i8); in 
allen andern Fällen, ist dieselbe von dem engern 
Rath zu ertheilen «). Und es gehurt 2) Stimme n- 
einbeliigkeit, sowohl in dem Plenum als auch in 
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dem Pilgern Rath, nur dann dazr., wenn auch die 
aus/,ulcgende Bestimmung nur durch dieselbe zu Stande 
gebracht worden konnte/) (§. i-ai* — ia 
allen «ndem Fällen^ ist Stimmenmebrheil; kinrei* 

• 

«) «Ni|iü taa aaturale est quam eo gcncre quidquc dii^Ql?i, 
quo collig^itum est». ÜLpiANVs, in i». 35. D« de R. J. 

b) Wege» Gleichheit des Grundes , und vermöge der Schhifs- 
folge a majori ad minus, sind auch solche Bestimmungen hie- 
her zu rechnen, tlieln andern Bun<1esvertragen , als (l^rBun- 
desActe, dieses ersten Gnindrertrags , enthalten sind. Man 
s. ^. 6«), und die »iener SclilufsActe , Art. 3i , in den Wor- 
ten: «VolUiehung der BuodesActe und übrigen Gtuu^gM^tn^ 
des Baniles 

• c) Wiener ScbiiifsAote v. i8?o. Art. i-, verglichen mit Art. 7, 
— Von der Auslegung oilcr ErM.irwn'; der Grundyerträge und 
l»un<lesbeschlüsse überhaupt, s. oben 69. 

d) In den wiener MinistcrialConferen/.en von 1Ö20, hatte anfangs 
(Sitzung 10) der zweite Ausschufs eine Bestimmung rorgeschla* 
^itWy ^MtnmVkmMmt ^ Auslegung Atr Hundes Acte^ Einhelligkeit 
fleR Q^mnif«! evfordcrlipi se^ (pben 1 18 , Note e) ; es war 
^ dabei jwchi unterschieden, Qb die Erltjärung grundgesetslicha 
Bestimmungen 4nr Bunde^Acte, oder Stellen anderer Art be< 
IrelTe. Diesen Vnlerscbied machte späterhin (Sitsung ^i) die 
BedactionsGbmmi&ion, indem sieNnün. 1 des i3. Art. so gefafst 

' hatte: «Annahme nen^ Omnifgcaetse, AbSndennig oder antA««- 
tUch0 Erkltn-uhg der hesitthendite». — I»def folgenden. Sil» 

i. -««iig(i3)tisiuMrl»devKiu#Ai»u«A« Bevolfanichtigte» dafsbethei* 
ligte Buqdesgliedevy wenn sie es ihrem Interesse gemäfii iandenti 
leicht in jeder von der Bundesversammhing gemachten oder zu 
machenden Anwendung der Stelle eines Grundgesetzes auf ih» 
r<ri Fall, eine authentische Erlilärung,WOSU Stimmeneinhellig- 
l<eit nötfaig sey, finden, oder zu finden Torgcben, dann aber, 
durch eine solche motivirte Behauptung und ihren Wider- 
' Spruch, die Anwendung des Gesetscs auf ihrA Fall hindern 

, würden. Sonach werde, wenn man die vorgeschlagenen • 
W^orte «authentische Erlilärungv in den i3. Artikel aufneh- 
me, für den Bund in den meisten P'ällen die Unmöglichkeit 
hervorgehen, Vollziehung der Grundgesetze zu bewirken. 
Bathsam sey also , wenn man nicht den ganzen Zweck verfeh- 
len wolle, dais man die authentische Erklärung in der B. V. 
durch Süinmcnmehrheit geschehen lasse. — Hierauf ward, 
in der «4. Sitsung, beschlossen, dafs in dem 1^. ArUkel die 

\ 
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Worte : «oder authentisdie Atulegungv u eghUthen soUten. — 
In derselben a4* Sttaiing» gabjeilocli das Plenum derMinisle- 
nalGoaferensde^i^cirAir^jiWieiKBevollinlcIitigieii^ auf seinen 
Antrag, betreffend <lie in dem 17. Artikel der SchliiftAete, der 
. B. V. übertragene Erlklärung der BnndesActe in Fällen, wo 
über deren Auslegung Zweifel entstehen wQrilen , die /"ir. ' 
eiekerrin^: dnfs der Art. i'^ Iteinen andern Sinn habe, als 
«der B.^V. in »weifelbaflcn Fällen die doctrinelU Erklärung 
«zuzusprechen»: aber SxivnmemeinheUigkeU sey , na cb Vor- 
schrift des i3. Artikels, nöthig, «wenn eine solche Erklärung 
«eine wirlAlIche neue Oesetzgehung ^ oder Vbänderung in den 
bestehciidrn Gesetzen, zur Folge "haben >vürdcv. — Dafs 
. auch ge^en diese Versicherung, die von dem nassauischen 
Bevollmächtigten in der nächstvorhorgehenden Sitzung geäüs- 
Serie Bcsorgnifs eintrete, leuchtet ein. Denn, du eine au- 
thentische oder bestiminende Erklärung nur dann, >venn die 
doctrinalc nicht aushilft, nöthig und zulässig ist, mithin 
durch sie zu einem mangelhaften Gesetz ilas 1 <'Iilende iiinzu- 
gethnn wird , so enthält sie eine neue (in den Bunde^veriialt- 
nissen , eine vertragmusige) Bestimmung oder (wie es in obi- 
ger Verticheriuig beifst) Gesetzgebung (§. 28i). Zu solelicr 
wird aber, bei <7rlllr«^rerlrägen, und bei verschiedenen andern 
rertragmäsigen Bestimmiuigen des Bundes , nach Art. 7 der ' 
BuadesActe nnd.nach Art. i3 bis 16 der wiener SchlufsActe 
Ton iftsoyStimmeaeinlielligheit erfordert. — WcW nun .gleich 
die Ministei^alCoaferenB , Teranlafst durch die top dem nas- 
sattischen BeTi»nmäcbtigten erregte Besorgnifs, durch Weg- 
Streichung der Worte «oder authentische Auslegung» , indem 
i3. Artihel geflissentlich eine Lücke liefs , so geht doch aus 
dem Zusammenhang ihrer Verhandlung, besonders aus der 
dem kurhessischen Gesandte ertheilten Versicherung , her- 
vor 9 da£sbei ihr keineswegs die Meinung berrsehle, es sej 
zur Interpretation jeiler Art vertragmäsiger Bundesbestimmun- 
gen blofsc 3Iehrheil der Stimmen hinreichend , dafs vielmehr • 
hei ihr, auf das Wenigsie, folgende GntnJsritze feststanden.. 
1) Die Auslegung der Gre/nr/vertrÜge des Bundes, steht der 
1*. V. zu j die doctrinale oder wissenschaftliche (welche blofs 
nach den Regeln der Wissenschaft zu machen ist) nach Mehr- 
heit, die authentische nach Einhelligkeit der Stimmen. 2) Doc / 
trinale Auslegung solcher Verträi^e, kann auch der engere 
Balh ertheilen, nuthent srlic nur das Flenum der B. V, ♦) 

*) Aber es sind noch andere Verhältnisse , für avithenlischc 
. Auslegung, denkbar. 1) Die GrwnJverlräge sind nicht 
die einzigen Bestiuimungen , die aus&chUcÜsend JfiXt' das 
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Dieser letzte Satz crgiebt sich aus dem ii. Artiliel der 
wiener ScblufsActe von 1820 , Terglichen mit den Artikeln 
|4 und i3| lud mit der BiudesActe, Art. 6. Den ersten Sats 
wflrde der doetrinale Ausleger , augh ebne die Anft^Msse, 
welebe in den oben erwXbnten ^ener ConferensVerband« 
langen gegeben sind , * scbon In dem 6. Art« der BnndesAete« 
Terglicben mit dem zweiten Sati des it. Art. daseUtst, begrün- 
det finden. — WSren in der B« V. , bei einem Torkommen- 
den Fall, die Meinungen getbieOt, über die Frage« oh a» 
tbentisebe Auslegung eines Grundvertrags ndtbig, folgdeb 
diese von dem Plenum, und zwar nacb Stimmeneinbelligbeit» 
SU ertbeilen sey? so ^vürde diese F'orfrage in dem engem 
Rath , und zwar nach Stimmenmehrheit y zu entscheiden seyn* 
BundesActe, Art. 7. SchlufsActe, Art« is. Vergl. oben^. lao. 

Bei Entscheidung dieser Vorfrage, Avie bei der in dem / 
Plenum bu ertheilenden nutheniiscbon Auslegung eines Grund- 
vertrag», sollten Bundesglicdcr , welche bei dem dazu An- 
lafs gebenden Fall bethelHgt sind, stimmberechtigt nicht sejn 
(|, 1^6^), «— Dafs auch die nn^JimuscJ ß yfuslrgun^; «der 
Bundesgesetze» vor den cj'^ern Rnih gehöre, und hier ron 
der Mehrheit der Stimmenabhangig sey, ^vird , ohne Unter- 
schied , behauptet , in einer bei der B. V. abgelegten Rela« 
tion, Beilage 25 zu ^. 190 des Pro!oc. der B. V. v. 5. Jul. 
1821, 4^« Es scheint aber, dafs daselbst die oben er- 
\vähnte, dem hurhessischen'Gesanrlfen ertheiltc Versicherung 
sey übersehen worden ; auch erlilärte ebendaselbst der Cor- 
referent , dafs er mit des Referenten Ausföbrung über 
die Interpretation der Bundesgesetze und Beseblllsse , nicht 
einrerstanden sey. — Von einer älheitigen iustructionsEinm 
holung der Gesandten , ebe man in der B. V. snr AbMim* 
mvng scbreitet , ist die Auslegung in den OmndTertrIgen 
des^undes nicht abhängig gemacht «• obgleich eiae solche 
In der angef« Belation « f . 4n u. 4**« in Vorsehlag gebracht ' . 
wird, und, in einem früheren Fall, ein, auf authentisdie Aus« 
legung einer nicht •grundgesetslichen Bestimmung der Bun- 
desActe, gerichtetes Oesueh, sur Berathung undBesehlurs« 
nähme «nach ▼orglngiger Berichterstattung« ausgestellt ward, 
in dem Froloc. r. iS. NoTt 1816, 37. Man s. die wiener 
Schlu&Acte T» s8io« Art, 7 n» »7, TorgKehen mit Art« 8« $ 
u« 10. 

Plenum gehören {%* ti8). s) Es giebt Bestimmungen, 
woau Stimmenebihelligheit erfordert wird, und die der 
tngere Bath festselsen ]iann<|. iiB^ TerglicheArait %• w 

\ 
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«) Der e/i^rr<r Ratb erklärte durch einen Besclilufs, in demPro- 
• tocnll V. 37. Jul. 1817, ^. 35i, dals die in dem i5. Art. festge- 
setzte Pensionirung der Mitglieder des teutschen Ordens, auf 
die Mitglieder des JohnnniterOrdens auszudehnen sey. Die 
Stimmen hiebei waren einhellig aber Mehrheit hatte genügt, 
>venn es authentische Auslegung einer nicht - grundgeselzli- 
chen Bestimmung der BundcsActe seyn sollte. Betrachtet 
man aber diese Erklärung als eine ganz neue Bestimmung, 
so konnte sie anders nicht als mit freier Zustimmung sämmt- 
licher Betheiligten errichtet werden 121"), 

f) Durch notJiivenJige Stimmeneinhelligkcit, mufs die authentisch 
ZM erklärende Bestimmung zu Stande gekommen seyn j zu- 
fällige käme bei obiger Regel nicht in Betracht. So auch 
L. V. DnrscH, Beiträge zu dem offentl. Recht des d. Bundes 
(Tüb. 182?,. 8.), S. 1 ff. — Nach allgemeinen Grundsätzen des 
Völkerrechts , kann authentische Auslegung vertragmäsiger 
Bestimmungen, und selbst Entscheidung der Vorfrage, ob 
der Sinn zweifelhaft sey ? nur durch freie Uebereinkunft aller 
Interessenten erfolgen, Hi.öbsr , droit des gcns de VEurope, 
%, i63. 

S- 122. 

Stimmordnung in dem engem lUuk , und in dem 

Plenum* 

' I) Für die Stimmordnnn^^ in dem engera 
Ratli der BnndesTersammliing , ward in der Bundes- 

Acte vo rl auf ig diejenige Ordnung (Schema votan- 
tium) festgesetzt, in welcher oben (§. 117) die Inha- 
ber der Viril - und CuriatStimmen genannt sind. Es 
ward aber nicht nur sugleich der Vorbehalt hinzu- 
gefügt, dafa die Stimmberechtigten unbeschadet 
ihre« Ranges in dieser Ordnung stimmen sollten «), 
«ondern ancb in dem acbten auf dem wiener Congrefs 
-gehaltenen ConferennProtoooU , dureh einen Beschlnfs 
noch überdief^ einem Jeden sein Recht, in Ansehung 
des Ranges, vorbehalten h), U) pür das Plenum, 
ward auf dem wiener Congrefs vorläufig der Beschlufs 
gefafst, dafs derjenige , welcher zwei Stimmen zu füh- 
ren hat, Tor demjenigen genannt werden soll, wel« 



1 85 I. Tb. iU. Cap. BundesTerwnmlttiig. 

eher mir eine hat c). Diesem gemafs, wurden in der 
BundesActe die Stimmen für da« Plenam einst* 
weilen geordnet, nnd in so fern Ansnabmen ron 
dem ehemaligen tentsehen ComitialRang gemacht «). 

a) BundesActe, Art. 4' Vorläufige Geschäflordn. der B. V. r. 

3o. Oct. i8i6, Abschn.I; in Klübeh's Staatsarchiv. B. II, 8. i6* 

— Die Festsetzung einer he ständigen Stimmordnluig , ist au 

erwarten. Ehondas. S. 83. 
Ii) Klüber's angef. Acten, Bd. II, S. 49^ f. u. 5o7 f. Voa 

diesem Rang der BaadesgenoMen , oben %• ii3. 
e) Ebendas. , S. 470. 

d) Art. 6. Die angef. Vorlauf. Geschäftordn. , a. a. O. 

e) Klüber's angef. Uebersicbt, S. d3j. Von HesseuHomburg, 
oben %, io6| e, 

S. 123. 

FoHsetTMHg* 

# 

III) Zugleich ist in der BundesActe festgesetzt: 
dafs in dem ganzen Zeitraum, in welchem die B. . 
T. (in dem Plenum) mitAbfassung der Ei n r i c h t un g s- 
gesctze (S* iiB) beschäftigt »eyn- wird, 1) für die 
AbstimmungsOrdnung der Bundesglieder, kei- 
nerlei Bestimmung gelte; dafs Tiebnehr 3) die 
snfSlitg «icb Iilge4de Ordnung^ Ii einem der Mit- 
gtieder »im.Nnehtheil gereichen, nock e;ne Regel 
begrinden seile 

.a) BundesActe, An. 8. 

Sthlufs. 

IV) Femer ist festgesetst «) : dafs 0 nach Ab- 
, fassong der.Einticbtvng^gesetae, die Bnndesyersamm- 
l«ng die hünftige, für bestfindig einzuführende 

• Stimmordnung (§.123) in Ber^thung nehmen, und 
hiebei sich so wenig als möglich von derjenigen Ord- 
nung^ ^^jro^u yn^n^e^ :nelch&. el^eden^ jtnf di^m 

i 

I 



Digitized by Google 



2. Abschn« PersohalVerbSltnisse etc; 187 



Reich^tagf tidmcntlich An Gemafr.heit des Reichsde«* 
piitationsHauptscIiliiMes ton i6o9, beobecbtet worden 
ist dafs s) ^ibev auch di^se ^timmordnnng auf d«n 
Rang dßr Bnndesglicdev überhaupt, und der^n 
Vortritt a n s 8 6 r den V erhä'ltniiMn der B«ndes¥eraanini* 
lunpf, l{ ein eil Einflufs ausüben soll, V) Ditser 
luehrfacheii Vorsicht ungeachtet, Itara es, schon in den • 
wiener Conferenzen, zu Tcrschiedenen Erörterungen 
über den Rang einzelner Bundesfürstcr^ in der Bunn 
desversammlung C), Die festgesetzte Beratbschlagungf 
ühet die kfiaftige, fitr bestfindig eiDsuffibrendeStiiiim» 
Ordnung, bat bis {etBt niobt statt gehabt« 

BiindosActe , Art. 8. 

b) lind, zum Thtil, beohnclitet werden sollte; denn beltannt- 
lieh unterblieb, hei der allgemeinen Reichsversammlung, in 
dem Reichsfürsterl rath die Einfiihrung derjenigen veuen Vi^ 
rilStimmen , welche in dem Reioh8deput{ition6Haiiptscliluft 
waren ertheilt vforden. 

c) Davon in Klübeb's angef. üebersicht elc, , S. 5o4 ä** 



Zweiter Abschnitt. 

PersonalVejrhältnisse» VerhaodlungsordnqQg« und 

vollzieheade Wirksamkeit der B.V. 

4 * 



Der Begriflf u^d die Bestimmung der BT«, der Um* 
fang ihrer* 'Wirltuiigsberngnifs, die Natnr ihrter Be- 
schlüsse, ihre Abtheilung in Plenum und engem Rath, 

mit der Verschiedenheit der für jeden Ton beiden be- 
stimmten Gegenstände, mit der Bildungsart der Be- 
schlüsse, und mit der Stimmordnung, AJies'Gegen- 
^tandc des ersten Abschnittes dieses Capitels, erschöpfen 
nicht das hier in Betracht zü siehende Verhiitnife dje- 
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ser ßundesbchörde. Die Bundesrersammlung , sowohl 
in dem engern Bath als auch in dem Plenum, wird ge- 
bildet durch Bevollmächtigte aller. BundeegenoMen^ 
snsanmen io collegialiteliem Verein. Za Be^baehtang 
und Uandbebmig der dorcb die beetebendes Yorecbri^ 
ten Dsd den Zweek gebotenen t>rdnnng in den Ter« 
bandlongen, sind alle Mitglieder derB. Y. gleich yer* 
pflichtet. Aber die Leitung der Verhandlungen, ver- 
bunden mit der Aufsicht über die Canzlei- und Begi- 
stratur , ist einem dieser Bevollmächtigten , als Vor- 
aitsendem, übertragen. Die Bechtsverhältnisse des Y or- 
aiteenden, als solchen ^ der aammtlichen BeTollmäch* 
tigten und ihrer Angehörigen, der BundeaCansleiper« 
aonen, nnd der am Sitz der B. bei diein Bund acerel , 
ditirten Gesandten auswärtiger Machte, die' Verband* 
Inngsordnnng , und die yoUziehende Wirlisamheit der 
B.Y., fordern , eine nähere Betrachtung, welche hier 
folgt. 

S. 126. 

P'orsitx, -und Direfitorium in der B,V, 

T) Sowohl in dem engem Bath als auch in dem 
Plenum der Bundeareraakmlnng, bat Oestreicb den 
Torsiti«). H) Der Voraits an de ao nennt die 
Bnnd^Aete den prlaidürenden oder PrSaidialGeaand- 

ten — bat, im Verbinderungsfall , jedeamal einen 
andern Gesandten eines Bundesstaates zu den Präsidial- 
Geschäften zu substituiren Daher wird, zu 

Yerhutung jeder Stochung in Leitung der Geschäfte, 
der ostreichiaobe Gesandte für Yerhinderungafälle mit 
Sobatitutionagewalt versehen c), m) Da ein Vorsitz, 
nach aeioem natürlichen Keebtabegrtff, aicb-auf die 
Sitsungen einte Veraammlong beacbränbt «0« 
die BnildeaTer«|nimlung auch auaaerbalb derselben 
einer Leitung ihrer GesehSfte bedarf; ao ist, in der 
künftigen BundestagsOrdnung, eine eigene genaue Be-^ 
Stimmung über den Umfang des mit jenem Yorsitz ver- 
bundenen . Wirhungskreiaea , insbesondere über die 
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Frage zu erwarten: 5n welcher Art, auch in ZulinnfY, 
mit' dem Vorsitz ein Directorium bei der Bundes- 
TW«iii i^^^"S überhampt Terbunden seya solle 0 > 

m) BuadasAete, Art. 5. KiVbbb*! aagef. Acten « Bd. II , S. 369. 

— Oestreich erlilarte In den wiener Sitzungen fünf teutscher 
Hftfe, <<dafs die&es Geschäftrräsidium sich blofs auf den/orw 
€mahn Geschäftsgang hescbränkea solle, damit auch dem 
4Ljuri proponendi eines jeden Mitgliedes kein Abbruch ge* 
' achehc». Ebendas. B. II, S. 82. So auch Baiern , ind.Protoc» 
T. 1817 , V » ~ ^^^^ unter dem Vorsitz «blofs eine 

«formelle Leitung der Geschäfte zu verstehen scy», hatten 
früher schon Oestreich , Preussen und Hannover erklärt. 
Ebend. Bd. I , Heft 1 , S. 59. Y^rgl. KLt'asa't angef. Ueber- 
sicht etc. , S. 146 u. 549 f. 

b) Bcschlufs der B. V. in dem Protoc. v. 26. Jun. 1817 , %. 267, 
Kum. 3. — Von der Benennung des Vorsitzenden, im Ver- 
hältnifs zu auswärtigen Miü lileu, unten i5i , b. 

c) Protoc. der B.V. vom 14. Nov. 1816 , §. 10. Baier. Votum 
■ ebendas. ' 

d) Der erste preufsische Entwurf der BundesActe enthielt aus- 
drüchlich den Vorschlag, den Forsitz OeeCreieh» des Direc. 
tarium Oestreicli und Preussen gtmeintehrfilich su geben, 
und beides dnreli besondere. ztMite Botsebafter aussuüben, 
l(i.«sxE*s angef.Aeten etc., B.I^'Heft 1, S.5o, 69 U; 53. Vergl. 
nueh fbendas. Bd. II, 8. 9, 91, 93, 95, 3io, 3i6 n. Ij^u — Bei 
Erttübnng des Bundestags, am ,6. Not. 1816, muftte der ▼ocw 
sitacnde baiserlieMstreichisehe Gesandte, aiifansdcfteUiebeii 

. Befehl seines SoUve^ains, Folgendes erUiren: «Se. JlajestSS 
«betraeblenSieb 9^a^li<fllkommv^|^le^ch9s Bondesglied, Sie erben- 

. «nen in dem eingefSumten Vörsits bei dem Bundestag, k»iH 
nwahr es politisches Vorrtchi^ sondemehren darin nurdieschöne 
«Bestimmung einer Ihnen anvertrauten Geschäftsleitungt,'PrO' 
toc. V. 1816, V4* KL^Bsn'sStaatsarchiv, B.II,6.d9a. 89. 

«) In Betrachtung Itommen hier z. B. die Fragen : ob und welehc 
Vorrechte mit dem Vorsitz und Directorium verbunden sejn 
sollen (Vergl. Klüber's angef. Acten etc., Bd. II, S. 25 u. 196)? 
die Vertretung der Bundesversammlung bei Gesandten aus- 
wärtiger Mächte (Klübeb's angef. Acten, Bd. II, S. 142 u. 178); . 
die Legitimation dieser Gesandten, und der Bevollniächtig- 
ten der Bundesgenossen, besonders der Präsidial- und Di- 
rectorialGesandten; die Eröffnung , vorläufig ' Einsicht, und 
Prüfung der für die B. V. einkommenden Schreiben und Ein- 

. gaben } die Ansage zu den Sitzungen} die Froj)ositiun und 
Umfrage darin ; die entscheidende Stimme bei S(immengleich- 
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lieit; die Hlldung der Beschlüsse aus den Abstiilfimun^en ; das 
Direclorium der Acten , insbesonderi» der in den Sitzungen ab- 
zuhaltenden Prolücollej die Unterschrift der von dein Bund, 
undin dessen Namen von der Ii. \. au erlassenden förmlichen 
Ausfertigungen j die öffentliche und PrivalÜiclatur j die Auf- 
»icht über den A^'ersammlungsort , das Archiv, die Registratur 
und Canzlci, die Bibliotheli , die BundesMatrikularcasse und 
die BundesCansleicassc,, auch über sämmtliche hiebei ange- 
stellte ^Personen,* ,und die Verwaltung der Gerichtbarheft Aber 
dieletsten; Bestclluiig « ineil iundesGanslers^ Die Torlfiufige 
Gesch&ftordnung 3o. bct« i8i6, enthält eiustwelldn Bestim- 
mungen über verschiedene toq diesen Gegenstanden , ^welche 
' unten an den gehörigen O^en angegeben, werben*. 

Local, CauzJrl, Registratur, Archiv, JßihlhjtliBk w. Buch" 
druchereid^r B.f^» Caitzleipersonen» Buf4desCanzleieass€t 
BufiäesMatrikularuiAse* f^erhaUnifs der Gesandten xv 

■ det^ €mtzlei, • -.i , i . 

1) Üie Bundesvcrsammlunj; hat, in einem angemes- 
senen , Kugleicb für ihre Sitzungen bcsiimi^teii Lo- 
cala), eine eigene Canzlei, nebst Registratur 
find ArchiTftUnd die BundesCansleicMs«, auch 
eine Slü-chersammiung , intbetondete -^ein« 9«mm- 
hfrig^^tW §«dttie1iten GMtsen, dtatnieti ufrd -VeiMTd- 
rrutigefi, die in den Btmdes^teatWn gcltctr ^J; dieses 
Alles unter Aufsicht des PräsitUi. Ip Sämmtliche bei 
der Bundescan zlci angestellte T* e r s o n e n , mit 
IiibegrifT des C a n 1 e i 1) i r c c tor s | sind, auf den 
gptachUiGben Vorschlag des Präsidii c) ^luaihr z^u er* 
»Muen, ulid dem Bundcf su Ttfrpibclitei», dem sie da* 
her Mpit Amtspfiielit jin^6reM »Ofiie Auf siebt 
öber dieselben,' steM jederzeit derti Pr&idiiim ' ssn « 
iiretcKes aucK die der Bundesyersanimlttng zustellende 
Geri'ebtb'aVlteit ^{»cf dieselben auszuulben bat «)• 
III) Da die rrotocolle der B. V. mit Beilagen, zum Theil 
such ihre Bcgistraturen oder SeparatProtocolle, nnd 
manche andere Verhandlunsfcn, z. B. die Protocollc der 
MiiitarCcmtnitssion für Rechnung der BundesCauzlcicasse 
gedmclit iptfrden ($. 1*48 a) , so bestebt ddfjS Wegen eine 
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Febcreinkunflmit einer an dem Sitz der B.V.befindlichea 
Bu clrdr u cli e re i ./), die in solcher Beziehung den Na- 
men liundesPräsidialiJuchdruclicrei fülirt, und deren 
Yorftteber von demDirector der Bundescauzleiin Pilicht 
gei|(»Bpiii^i)i#L IV) ZaUatediahun^ der Caiislei^ zu Be- 
•Ivettttilg. toDmiokkoetep) und i'iu'aad^rn genieinschaft- 
licli0i> Aufwand' der BQiidc8¥«rfanrailaligi beHelit eine 
B^ndesCanzleicats emit dem nöthigen Persoka) (der- 
mal eitlem i^rovisörischcfii Cassicr), unter OberattfaMt 
derB.V., insonderheit desPräsidii, und unter|Auf sieht des 
CanzleiDirectors. Sie wird durch Beiträge sammtli- 
cher Bundesgenossen, und zwar ausnahniweide nach 
elnergleick'enYertheilung unter die siebenzehn Stim« . 
men dea engem Raths, gebildet^ und die EntrichUuig 
wird, 80 oll ea ndthig, ron der B. Y« bescbloaaea 
Der jedeamalige Beitrag einer jeden ron den aieben* 
zehn Stimmen • bea'tebt in zwei tausend Gnilden rhei- ' 
niftcb oder im 24 GuIdenFufa h), Y) Mit dieser Bun- 
des Canzleicassc ist jetzt zugleich die B u n d e s M a t r i k n- 
larcasse , für die BundesMatrikularBeitrage der Bau- 
desgenossen (§. 148'"), Yerhunden. VI) Der Zutritt 
in der Bundescanzlei, und die Yerabfolgudg begehrter 
Ahschriften , ist keinem ZU der Bniiclesversammlung ge- 
. hörenden Gesandten gewährt« Urkunden und Ori- 
ginal Acten werden jedoch ]( einem, obkie d^f^^balb er- 
gangene Yorfugnng derB,Y, überliefert <)« 
a) Ei» 8weekaMisig€8 'Lotal Ittr^ie B. ¥. und deren Ardüv, 

• ward i9i6 vorerst in dco^ Wobnang der kaiserl. bAir^ieh. Ge- ^ 
'sandscKafl^ bi dem ürtl]. Uraitt-'und taiieliMi Palast, be- 

' nsileti. Erlilamnit der B. Y. aa denjBenat der Stadt IVankf., 

im Oct; iMi Art 1 f loeö diet. ged»acl£l*bl d. Frotoe. der ^ 
■ lky,t. tM, tt. In H&eBxa*s8tff«t8arcMv; Bd, II, 8. 169« Vor*. 
IML Gestiiiftordn. r. 1816, Art. I. u. lYvebeniaa. Sw i^n. at. 
h) BaaoilttfiidalrB. Y.ir.i8.Jan; i8fli,iBd.Protoc. y. i8ai|f.io> 
<f} Bagiatfto Ober die seditfte Pi«linihi»rGonfelM der Qe- 

• saidifn, 'V, 6d. Oat^ iSil« bi d«r QuartAusg. der Pjrotoe. 
der B. V., Bd. I, 8. 2%* F^toe. der B. V« r. aS. Dec, 
1816, '$. "^o. KtüBEK's A<;teiides'wtenet'Congr., Bd. If, 8.8»»-^ 

• Jct7.t slitd bei der Bundescanstei angesteflt : ein Be(^}straior, 
drei CanKlisten (WOron einer sii^eicb DruckCorrector) ,'swei 

^ iiaii&ieidiener* • ' : . . . v . — 
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^ OMtrdch« ErUiruagM ddUuiUbi ia den J. 1814 tu 1816» ia 
Il£taB*0 Acl«i.de8 wieaer Gongr., Bd. II, 8« 9« 8ft u. 3to. 
PreiiMtf che, ebendat. » S. «7. KLdBtE*t aiigef. Uebenicht etc., 
8. i46 V« 560. ^ Noch fehlen Beftimimiiigeii Cber folgende 
Fragen. Vfw itt als Staateoberhanpt der BundeaCanileiper- 

' tonen und ihrer Aligchdrigen tu betrachten? (Der Bond?) 
Nach welchen ProccMGesetsen, ist die der B.V. Ifter sie 
»Mgeleg^ Oerichtbarkcit «nstnuben? Welche CifilOetette, 
•und, in peinlichen Sachen, welche Strafgcftette , sind (Hr. 
'itfid gegen sie anwendbar? (Etwa, durch subsidiarische Be> 
ception , die Geselee des Sitzes der B.V. , oder — ihres fori 
originis?) Die Politeigewalt über sie, steht ohne Zweifel der 
B.V. SU. Ist fiir sie in der B.y» ebie Gerichts- Polis^i-' 
Commission anzuordnen ? 
• t) Vorlauf. Gescliäflordn. der B. V. v. 1816, Art. IV; in Kl«, 
bsb's Staatsarchiv , Bd, II, S. 22. Ebendaselbst wird dem 
Präsidium auch die Befugnifs übertragen, die bei der Bun- 
descan/.lei angestellten Individuen , im Fall nicht gehörig er- 

• füllter Amtspflicht , wieder zu entjassen. — Die Bundescanzlei 
ist untorschieden von der lt. lt. östreichischen Gesand- 
scliaftCanzlei. In der sechsten PrciliminarConferenz der Ge- 
sandten (§. 114*) 3o. Art. i8iß, proponirte der vorsitxende 
Gesandte, «sich über die Besoldung eines zeitlichen, mit der 
Präsidial-» (h. k. östreichischen^ ACanzlei in Keiner Verbindung 
stehenden CanzleiDirectors auszusprechen». Er schlug eugleich 
für denselben einen Jahrgehalt von 6000 Gulden , nebst freier * 
Wohnung und Beheiteung, ror; welches allgemein geneh' 
migt ward. Frotocolle der B. T. ( QuartAusgabe ) , Bd. I, 
8. 337. — Die Beaoldu ngsn der Übrigen Cantleipersonen; wufw 
den ebendaselbst festgesettt« aber erfadhc , • doreh Besehhs^ 
der B. V. T» II« Jaar. iBai , in d« Protoo« 18t 1 , $. ^« 

/) Begisiratvr Aber die aechste FrÜtminSrConferent , t. 3o. Oct. 
1816 i in der QnartAnsgabe der Protecolle der B« V. , Bd« I« 

. 8. a3^. OBiA eigener DrwkCorreetor ^ befindet sich unter 
dem BpindesCantleiPertonal. Ptotoe. der ^. V. i8t6, §. 70. 

g) Verhandlung in der sechsten PrilinunirConferens . der Ge- 
tandteUvT.So.Oct. 1816; in derangef.Qwt-^ttSgabc, Bd.1, 8.197. 
Von gieuher Fertheilung der Beitrage, tu der BundesCanslei- 
ca^se unter die 17 Stimmen der engem B. V.« s. ProtocoDe 
der fi. V.v. 1818, 4. Mai u. 20. Aug.,§. 104 u. a^oi daselbst in 
dem Beschlufs , Num. a. Vergl. unten §. 148. 

,K) Beschlufs der B. V. in der sechsten PräliminärConferenx r. 
/3o. Oct. 1816. Protoc. der B. V. v. 11. Nor. 1816, §. 9J v, 4. 
Mai 1818, §. 104 ; V. 5. Aug. 1819, §. 166; V. 11. Jan. 1821, 
§. 4« Atchnungsablßgung und A^vision .der Bechnungen 
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durdi eine BundestagsGommiitiom F^otoc. derB.V. y. 1818, 
$. 96 11. 104 nebat Beilage 4o> t» t8so» §. ai5; y..i8Bi, §. 4, 
905 u. 339. 

t) Vorlauf. Gesehlftordn. der 'B. V., Art. IV* 

Bevollmächtigte Gesandte der Bundesgenossen in der 
JB,f^, Ihre p^orrechte , Legitimation , Substitution p 
Berichterstattung und Instruction, 

I) Die BeTollmSchti^ten der Bundesge- 
nossen in der Bundesversammlung C$<i>4)i werden 
als Gesandte beglaubigt «), und geniefsen in dieser 
Eigenschaft die gesandschaftlichen Vorrechte und Be- 
freiungen ^). 11) Ihre Legitimation erfolgt hei 
dem Präsidium der BundesTersammlung , welches 
den übrigen BeTollmäobtigten amtliche Nachricht da- 
Ton, in der nächsten fSrmlichen Sitsnng der engern 
Versammlung, suertbeilen, und über die Zulang' 
lichlieit der Beglaubigung einen Beschlnrs der Bun« 
desTersammlung zu veranlassen hat c), HI) Für Ver- 
hinderungsfälle, pflegt den Gesandten in ihrer Voll- 
macht SubstitutionsGewalt ertheilt zu m erden, 
hraft welcher sie sodann, so oft es nöthig, Stellver- 
treter ernennen und heglaubigen ^) , welches jedes- 
mal in dem ProtocoU der engern Versammlung ange- 
zeigt wird. IV) Diese bevoHmachtigten Gesandten , 
denen Berichterstattung an ihre Begierungen ob- 
liegt, sind unbedingt abhängig von iÜren Committen- 
ten, und diesen allein verantwortlich für Befolgung 
ihrer I n st r u c t i o n e n , der allgemeinen und beson- 
dern, so wie für ihre Geschäftlührung überhaupt ; 
wobei jedoch die Selbstständigkeit der B. V in ihrer 
Gesammtheit nicht leidet, tfandeln Gesandte als Mit- 
glieder einer von der B. V. niedc'rgeseteten Commission,' 
oder als Ton ihr ernannte Beferenten , so mufs die 
Frage, ob und wie weit sie in dieser Eigenschaft ^Ton*^ 
Instructionen ihrer Begierung abhängig seyen, aus der 
Natur des Auftrags beuii;heilt werden, namentlich bei 
unpartei'iscben Rechtserörterungen. V) lu dem Ver- 

Ktabcff^ iffoill. Beeke 13. 
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bältnifs der Gesandten för CnriatStimmen, sind 

Terschiedene Eigenschaften zu bemerken (§.142)* • 

a) Vergl. HlDbbb*! angef. ActeB ete., Bd. II, 8. ai. — Dies« 
bevollmiclitigteii RSthe der Bundesgenossen , die nacli ärer 
wesentlichen Bestimmung des GesandtenTitek oder eines di* 
plomatisehen Charaliters nieht bedürften, sind von den Bun* 
desgliedem abgeordnet in dieB. Y., mitbin GeMn^i^JerBmi» 
desgenossen in der B, V» oder an oder auf dem Bundestag^ 
nicbt Gesandte derB« V. oder des Bundestags (reigl. §• i5i «), 
folglich eben in wenig BnndestagsGesandte als Bundesgesandte 
(▼ergl* die Rubrik in d. Protoc^ der B. Y, t. 1819 , S. 565 der 
OrigAusg). Diebeiden leisten Titel wären passend förGesandtef 
die von dem Bundestag oder ron dem Bund anStaatsregterungen 
oder Congresse abgeordnet >vürden (§*i4^). Die Benennung 
Bundes^igsGesandtepafstfär jene eben so wenig, als die Be* 
' ' nennungcn Bundesregierung und Bundesgebiet iBJj^), jene 
Ton einer su dem Bunde gehörenden Staatsregierung , diese 
bei einem su demselben gehörenden Staatsgebiet (vergl. wie- 
ner SchliifsActe, Art. U) nebst 22 u. 34 1 u. Art. 4? u. 5i). 
Angemessener spricht der Entwurf einer provisorischen Exe- 
cutionsOrdnung , Art. 8, in d. Protoc. v. ao. Sept. 1819, §. 220, 
S. 665, von BundesStaatsregierungen. — Von den Pflichten 
u. Eigenschaften dieser Gesandten, s. {v. Gagern) Ueber 
Dcutsc}ilands Zustand u. Bundesverfassung (Stuttg. 1818. 8.), 
S. 5a u. 96 ff. 

i) Die Eigenschaft der Botschafter oder Gesandten vom ersten 
Rang , ward den Bevollmächtigten der Bundesgenossen in der 
B. V. zeither nicht beigelegt ; sie wurden als ausserordent- 
liche Gesandte und ])evollmächtigtc Minister accreditirt und 
behandelt. Obgleicli der europäische Völkergebrauch Ge- 
sandten des zweiten Ranges, als solchen, das Prädicat Ex- 
cellenz allgemein nicht einräumt (Rlüber droit des gens de TEu- 
rope §.aio), so kann solches doch auch demGe&audteu eines Bun- 
desgenossen in der B. V. in einer andern Eigenschaft , oder 
•dureb besondere Verleihung seines Souverain*« aukommen^ 
Terscbieden alsdann ron der diplomatischen Exeellens. 

c) Rlüder's Staatsarchiv, Bd. II, S. 27. Bei einer Verände- 
rung in der Person des Ausstellers der Vollmacht, s. B. durch 
Todesfall , mufs nur eine Vollmacht von seinem Nachfolger 
beigebracht werden. Protoc. der B. V. v. 1817, §. 65; 1818, 
$. loa; i8ao, §. i u. 73^ v. §. 195. — Von der Legi* 
tinlation der .CuriatGesandten unten 14a* u. 1^2^. 

d) KLtoü*t StaatsarchiTi Bd. II» 99 f. u. 17. Protocolle 
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a8i6, §. 53 11. 59$ 1817, $. 1 u. «1. — Von dtr SidMti- 
Intloii des PrfoidialGeMndten» oben $. 196* 
«) Wiener SchlnCiAete 1810, Art. 8. Protoc. derB. V*t. 181I9 • 
$. 6. — Von mllseitigmr InstructiontEinholnng unten , {. 137, 
Vergl. naeh §. 

S- 128^ 

Ceremotdel der Oesandten. Ihre Ahrufung. F'erswe^ 
gelung nach ihrem Ahlebem^ 

« 

D Das Ceremoniel, weichet die Gesandten der 

Bundesgenossen in der B« Y. , sowohl gegen diese, alt 
anch unter sich und gegen Auswärtige , zu beobachten 
haben, ist positiv nicht bestimmt; es ist, in der Regel, 
das ge>vöhnliche der Gesandten vom zweiten Rang, wie 
es theils aus der Natur ihrer Bestimmung und dem 
diplomatischen Gebrauch, theils aus den Verhältnissen 
der WoUanständigkeit und der hergebrachten Höfliche . 
keit sich ergiebt* II) Die Abrufung einet Gesandten« 
wirdyon ihm dem Torsitsenden Gesandten, an(? durch 
diesen derB.Y. anf dieselbe Art eröffnet, wie sein Ein«, 
tritt, in) Nach dem To d esf all eines Gesandten, ge- 
schieht die V ei si eg e 1 u n g seines Nachlasses, insbe- 
sondere seiner Papiere , von einer zu derselben Ge- 
sandschaft gehörigen, hiezu ermächtigten Person, oder 
Ton dem beglaubigten Stellvertreter derselben oder 
des Gesandten; in £rmangelung aller dieser, ron dem 
Präsidium der Bandetversammlung «)• 

«) Vorläufige Geschäft ordn. der B. V. v. 3o. Ocl. 1816 ; in Klü- 
BBRs Staatsarchiv, Bd. II, S. i5. Protoc. der B. V. r. 22. 
Febr. i8ai , ^* ' ^ 

S. 128 ^ 

yerhältnijs der Gesandten zu den Sundes Staaten. 

\ l) Der Gesandte einet Bundesstaates in der B. Y. , 
ist nieht «nsuteben alt accreditirt bei Bundet ttaa- 
ten, allen oder einzelnen «); denn die B. Y. ist nur ein 
Congrefs TOn Gesandten sämmtlichor Rundesstaaten. 

13 • 
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In den Ländern der BundesSouveraine, liann daher einT* 
solcher Gesandter , in dieser Eigenschaft, nur auf die je* 
nigen gesandschaftlichen Vorrechte und Befreiungen 
Anspruch machen , welche durchreisenden Gesandten, 
'atssolchen, eingeräumt werden c), es sey allen, oder 
nnr den Gesandten in der B.Y,, oder blofs denGesand« 
ten seines Sourerains« II) Einzelne Gesandte dieser 
. Art, werden jedocli nicjht selten zugleich auch, bei 
einem oder dem andern Bundesstaat acereditirt. 

a) Von den Gesandten auswärtiger Mächte , s. §. iSi. 

5) Z. B von Chaussee-, Wege-, Pflaster Thor-, Sperr- und 
Brücliengeld , Zoll , Accise u. dgl. In verschiedenen Bundes- 
staaten wird diese Befreiung den Gesandten der Bundes- 
staaten in der B. V. eingeräumt , nach dem Beispiel der Ge- 
sandten in ehemaligen Reichs- und Kreisversammlungen. 
>> c) H&i?Bia*s droit des gens moderne de TEurope , $. 176 et ao4* 

§. 128 

LegationsHäthe , Seeretäre und CanMsUn, und ühri» 

ges Gefolge* 

Bei den Gesandschaften der Bundesgenossen am 
Bundestag y sind, nach Gutünden oder BedurfnifSf L|e- , 
gationsRfithe , Secretfire, und Canzlisten^ 
wenigstens die letzten, angestellt. 'So fem sie mit der 

Bundescanzl ei. in amtliche Berührung hemmen sollen, 
z.B. bei derDictatur, Fertigung von Abscliriften u. d , 
haben sie eine von ihrem Gesandten ausgefertigte 
schriftliche Legitimation dem Director der Bun- 
descanzlei zu überr^eichen «). Den Sitzungen der 
B. V« dürfen sie nicht beiwohnen Sie und die übri« 
gen Angehörigen der Gesandschaft, gemessen die dem 
gesandschaftlichen Gefolge suhommenden Vor- 
rechte und Befreiungen c), 

o) Begislratur der B. V. v. 9. Oct. 18165 in der QuartAusgabe 
der Protocolle der B. V. , Bd. I, S. 229. — Bei der Diciatur 
soll Niemand zugelassen werden, der nicht in wirldichem 
Staatsdienst steht. Registratur der B. V. v. i5. Oct. 1S16; 
ebendas. S. ?.3i. 

hi) HLtjBxa's Suatsarchivt Bd. II, S. 11 u. a6 f. 
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•) VGrg1.§. i3o. Klübeh's droit des gens moderne de rEuroptf 
§. 188 i^i. 9o3*. 207*. an et auiv. a3o. « 

Ferhältnifs der JS.^. und der einzelnen Gesaaäsehaf* 

ten zu der Stadt Frankfurt, 

DarcH eine von der Bundesyersammlung an 
den Senat der freien Stadt Franlifurt im October 
1816 erlassene Erlilärung, mit >velcher der Senat 
im Allgemeinen sich für einyerstanden erklärte, hat 
dieselbe 9 in Hinsicht auf ihr und der einzelnen su ihr 
gehörenden Gesandschaften Yerhältnifs zu der 
Stadt, Folgendes, mit Vorbehalt künftiger besonde- 
rer Bestimmungen, festgesetzt «)• 1) Für solche stSd- 
tiücbe Yerhandlnngen mit der B. Y. oder mit einzelnen 
Gesandten, welche in den Geschäfthreis der städti-^ 
sehen Polizei- und anderer obrigheitlicher Stadtbehor- 
den einschlagen , besteht ausschliessend eine aus der 
Mitte des Senats niedergesetzte Commission, 
welche die Stelle des an Hofen ge wohnlichen Ministe- 
riums der auswärtigen Angelegenheiten zu Tertreten . 
bat n) Die B. Y, empfangt yon der Stadt fortwäh- 
rend zwei Sobildwacben, yor den Eingang zu 
ihrem Yersammlungs - und ArcbiyOrt. Bei ausseror- 
dentlichen Feierlichheiten (wie am 5. Not. 1816, bei 
Eröffnung der B. V.) wird die Wache verstailit. We- 
gen der militärischen Ehrenbezeugungen 
für die Gesandten, wird weitere Hoffnung sich 
yorbchalten In den Kirchen der verschiedenen 
christlichen Confessioiien, werden anstandige Plätze 
für die Gesandten und ihr Gefolge angewiesen d)« m) 
Der Senat wacht, wie über, erlaubte und wobltbitige 
Prefsfreibeit , also auch gegen etwaige MiPi* 
brauche derselben. Nur die von der B. V. für die 
zu Frankfurt erscheinenden Z e i tu n g e n und perio- 
dischen Blätter eingesandten^ ^der yon ihr als 
amtlich anerkannten Artikel, sind als officio 11 au 
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betrachten, und mit der Aufschrift «officieiler Arti- 
kel» zu Terselicn «)• 

a) Diese Erklärung der B. V. , welche ton dem Präsidium mit 
einer kurzen BegIcitungsNote dem Senat zugesandt ward, 
•teht in Klüber s Staatsarchiv , Bd. II , S. ibj fF. — Die y//it- 
t^rt des Senats, v. sS. Oct. 1816, ebendas. S. 219. Die Be- 
rathungen der B. V. hierüber, s. man in den Registraturen 
« Aber die PrUimiiairCdnferensen der Gesandten, ▼. 8., 9., 

.i5. , S9. n.3o. Od. 1816, in der QuartAnsgabederPkoteeoUe 
der Y* » Bd. I, S. ff. Vergl. Httan^e Staataarebir .Qd. 
II) 8.8***iia. i66. Die Note an den Senat, die Antwort 
f oder die GegenerblSrung desselben , die Antvirort des FrSsidii, 
/ und Bemerliiingen des preüfs. Gesandten , sind loco dicta- 
turae gedmeht,.m der OriginalAusgabe der PrötocoUe der 
B.' V* 1816. — In den wiener MinisCerialGonferensen, in 
dem Protoe« der Si. Sitsung 40. Mai 18)0 , ward beschlos* 
aen , die Gesandten in der B. V. su der Stadt Frankfurt au 
Instroiren. Vergl. die Original^usg. der Protoe. der B..y« 
18909 S. atS. 
h) Die angef. ErUSrung ete. , Art. III, Nanu e« 

c) Erklärung ete. , Art I. ^ 

d) Erklärung etc, Art. VII. 
«) £rhlänuig etc. , Art« U. 

S. 130. 

Fortsetzung, 

■ rV> Die in die B. Y. abgeordneten 'Gesandfen 

der Bundesgenossen, und die sie begleitenden ge- 
sandschaftlicHen Personen, geniefsen, für sich, 
ihre Familien und Dienerschaft «) , in Absicht auf ihre 
Wohnungen TöUige Exterritorialität; und 
^* eben so Befreiung Ton aller städtischen CiTil*f 
Criminal- und Folisei-Geriobtbar keit, aneh 
Ton Versiegelung, bei SterbfSllen \ deagleiehen Ton 
itSdtiscben Stenern und Abgaben aller Art, ins-, 
besondere von Sperr- und Cbauss^egeld, Ten Ab- 
gaben in Ansehung aller Consumtibilien und - 
(auch von Fremden verfertigter) Mobilien, die sie, 
auch ausser der Mefszeit, zu ihrem und der Ihrigen 
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Gebrducli Itommen lassen; ferner, von aller Einquar- 
tierung, oder deren Ruluition, inAnsehung aller 
Wohnungen, welche von ilinen, oder von ihnen ange- 
hörenden Personen , eigcnthümlich oder miethweise, 
besessen oder bewohnt werden; endlich sind auch bei 
dem Todesfall einea Gesandten, dessen Erben frei 
Ton AbsngAgeld, selbst dann , irenu die Erbschaft in 
andere als tentsche Bundesstaaten ausgeführt wurde 
T) W8re, bei HIndeln oderWidersetslichheit 
gegen Polizeiverfügungen, ein zu der Diener- 
schaft eines Gesandten gehöriges Individuum verhaftet 
worden, so hat die Polizei dasselbe, so bald es sich 
gehörig ausgewiesen, in das Haus des. Gesandten führen 
8n lassen. Zieht dieser nicht Tor, dasselbe des Dien- 
stes 8u entlassen, so ertheilt er nicht nur, auf ihm 
Buhommende Mittheilungen unTerzuglich , besonders 
wo SSeugschaft desselben nSthig wäre,' alle erfordert, 
lieh e Auskunft , sondern giebt auch den gegen dasselbe 
geführten Beschwerden dergestalt Folge , dafs solches 
von derjenigen Behörde , der es unterworfen, zur Un- 
tersuchung sowohl, als auch, wenn es schuldig befun- 
den ist, zur Strafe gezogen, und zur Genugthuung 
angehalten werde^ 0* Des letzte hat, ohne Zweifel, 
auch dann ataftt, wenn eine Yerhaftung Ton Seite der 
• städtischen Polizei nicht erfolgt wäre. YI) Wäre ein 
solches IndiTidnum eines Yerbrechens angeschul- 
digt, oder dieses erwiesen, so ist dasselbe, wenn es 
wegen augenblichlicher Gefahr von der Polizei in Ver- 
haft genommen worden, sofort an den Gesandten aus- 
zuliefern, und ihm, so wie ^ wenn keine Verhaftung 
erfolgt ist, zu überlassen, ob er dasselbe dem Senat 
zur Untersuchung und Bestrafung ausliefern , oder in 
'sichere Yerwahrung in seine Wohnung gebracht ha- 
ben ^ und an. seine tlegierung 'zur Untersuchung und 
Bestrafung abffihren lassen wolle ^0- 

» 

«) In der angef. Antwort des Senats (in Klüber's Staauarchiv, 
Bd« II, -S« 915 f.) wird su erkennen gegeben, dafs dem beider- 
seifigen Interesse angemessen sey , Bürgtr und Sehutzvarwandu 
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Stadt, die in den Dienst einet Geiandien treteki, ¥an der 
GericlitlMrIieit und PoUnei und yoi^den öiFentliilien Abga* 
Ben der Stadt niclit sn eximirenj im entgegengesetsten Fall 
lidnne die Stadt ticli reranlafat aelien , für den Fall, einer sol- 
chen Dienstannahme den Verlust des Bürgerrechtes oder der 
Sehutsrerwandschftft festsusetsen. 
h) ErhUbmng etc. , Art. m, Num. i n. 9 , u. Art IV. Antfr/>rt 
des Senats, in Kttfua's SuatM^c^"^ ) II, S. asi. — Von 
Dienstleuten der Gesandten, die städtische Bürger oder Schute- . 
Tonvandte sind, s. auch hier die Note«. — Auch von IVech- 
sehtempel sind die Gesandten frei | bei Geldern , die sie an 
ihrem eigenen Gebrauch und für eigene Rechnung beziehen. 
Begistratur der B. V. Jul. 1818. — Die Befrei« 

ung von Sperr- und Chauseegeld bewilligte der Senat un- 
ter der Voraussetzung , dafs es in andern Bundesstaaten eben 
so gehalten -werde. Rlübers Staatsarchiv, Bd. II, S. 221. — 
In Ansehung aller Consnmtibi! ren lind IVlobilien^ welche sie 
Itommen lassen, haben die Gesandten Certificate daliin aus. 
Kustellen , dnfs diese Gegenstände ihnen gehören, und 7<u ih- 
rem oder der Ihrigen alleinigem Gebrauchbestimmt sind. Erklä« 
rung etc. Num. IV. 

c) Erklärung etc. , Art. III . Num. 4 » lif« b. Vergl. Note a. 

d) Erklärung etc., Art. III, Num. 4i l»t c. (Vergl. Note a.) — Haus- 
suchung in der Wohnung^ eines Gesandten , hat nur statt 
in dringeudeuCriminair allen , hier aber erst nach gebührender 
Anzeige mit ausdrücklicher Genehmigung des Gesandten , und 
in Gegenwart seiner, oder einer von ilun dasu rerordnetcn 
Person. BSkendas.» lit. d« 

S. 131. 

VIl) Die Gesandten der Bandesgenossen in der B. 
V. ertheilcn, an nicht zu der Gesandschaft gehörende 
I^crsoTien, weder S c h u t z b r i e l'e , für Aufenthalt 
oder Treibung eines Gewerbes, noch in ihren Woh-'^ 
nungen einen Zufluchtort ( A^I ) 9 g;egen Verfol- 
gung Toa Seite der Polisei oder eines Gerichte^ 
Tni) Dagegen bleibt der gesammteii BundesTerw * 
sammlnng die Befugnifa Torbebalten , in dazu geeig* 
.neten Fällen, einseinen Personen Sebntsbriefe 
fi^ den Aufenthalt su Frankfurt zu ertbeilen so 
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irielX) einzelnen Gesandten das Recht, Fasse zu 
ertheilen, oder zu yisiren , in allen Fällen, in welchen 
solches, nach anerkannten Grundsätzen des Völker- 
rechts, den hei einem 3taat accreditirten Gesandten 
zusteht «)|, X) Die' hier genannten Vorrechte geniessen 
alle in die B. V. abgeordneten Gesandten ; seihst die 
Welche noch in nexu civico der Stadt sich befinden. 
Doch glaubt die Bundesversammlung als einen Grund- 
satz ansehen zu müssen, dafs in Zukunft hein in 
nexu civico der Stadt Frankfurt stehendes 
Individuum zum Gesandten in der B. V«, ausser 
' für« die Stadt seihst, ernannt und angenommen 
werde <0* ^) Die^ Verhältnisse des jedesmaligen Ge- 
sandten der Stadt zu derselhen , bleiben ihrer eige« 
nen Bestimmung überlassen «)• 

«) ErklSmng ete» , Art. III, Nom. 4« Ut« a n. d« — Von ei- 
nem mifalimganen Plan in J* 1816«' dem Sits der B. V. das 
Becht einer Freistätte^ fSr Tentsck^ die politischer Verge« 
heil beschuldigt sind, SU bewilligen , s. Klüber*s Staatsarckir, 
^ Bd. II, S. 11. Das Gesuch eines Frhrn. v. Lamesan gegen 
eine obrigkeitliche Verfügung, durch welche deiyalhe ans 
Poliseigründen aus der fr. Stadt Frankfurt war entfernt 
worden, ward von der B. V. €ür unstatthaft erklärt, in den 
Protoc. 1820 , §. 174. — Seinen Dienstleuten darf ein 
Gesandter nicht gestatten, Handiverksarbeiten ausserhalb 8 Qi« 
ner Wohnung, oder für andere, zu einer Gesandschaft am Bun* 
destag nicht gehörige Personen zu fertigen. Ehandas. lit. a. 

b) Erklärung etc. , Art, III, Num. 4, lit. a. 

«) Erklärung etc., Art. Tl. Der Senat stellte anhelm, eh die 
^Gesandten sich nicht anf das blosse Visiren 4er PSsse he* 
schrinhen wollten. KLeaia's Staatsarchir, Bd. Ü, 8. 996, 

d) Erklärung etc. , Art. IT. — Erinnerung des Senats dawider 
^ (in KitfBBa*8 Staatiarchir^ Bd. II, 8. aas u. ff.), und Bemer- 
kungen des preuCi. Gesandten hierauf, heideloeodictaturae, 
, als Beilagen 4 u. 5 gedruckt, in der OriginaLAusgahe der 
Protoc. der B. V. r. i8t6* 

•) Erklärung etc. , Art. V, 
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S. 132*. 

GesanätH auswärtiger Mächte, / 

I) Die Bundesyerffammloiig ist befugt, und es ist 
ihrer Würde gemäTs, von auswärtigen Mächten Ge* 
tandte, ordentliche und ausserordentliche, ansßuneh- 
men «), «nd das Ceremontel sn hestimmen, weU 
ches sie gegen dieselben beobachten will II) Zwar 
accreditiren jene Mächte ihre Gesandten förmlich nicht 
bei der Bundesversammlung , sondern bei dem «Durch- 
lauchtigsten Teutschen Bund » (der Gesammtheit 
der yerbündeten Staaten), aber- das Creditiv wird 
doch bei der Bundesyersammlnng , als dem Organ oder 
d^r ««CentralBehürde» des Bundes, übergeben, die 
gesandschaftlichen Verhandlungen haben bei ihr unil 
durch sie statt, und auch did gesandschaftliche Resi« 
denz ist an dem SitsderB.T. HI) Diese Gesand* 
ten sind bei der Gesammtheit der Bundesstaaten 
accreditirt, mithin bei jedem einzelnen dieser Staa- 
ten, nur in seiner Vereinigung mit der Gesammtheit; 
daher sie auch, in ihrer Eigenschaft als Gesandte bei 
dem Bund, nicht bei der Regierung eines jeden Bun- 
desstaates ein CreditiT überreichen. Hienach sind die 
gesandschaftlichen Vorrechte und Befireiungen' dieser 
Gesfindten, in den einzelnen Bundesstaaten, zu heur- 
theilen «)• IV) Zwar ist , bei 2Sulassung fremder Ge- 
sandten, die Bundesversammlung nicht zugleich zu be— 
trachten als ein europäischer Congrefs /) : aber es 
hann die Anwesenheit von Bevollmäcliligten europäi- 
scher Staaten , fast in dem Mittelpunct von Europa , in 
der freien Bundesstadt, unter örtlichen Umständen 
welche die freie Wirhsamheit der Abgesandten Torzüg« 
lieh begfinstijgen, ein erwünschter Anlafs werden zu 
diplomatischen Verhandlungen europäischer Mächte 
« unter sich, und mit teutschen Bundesstaaten, hiednrch 
aber zu Frhaltnng und Befestigung der freundlich- 
gesellschaftlichen Bande, welche die gebildeten Völ- . 
her £uropa\s, auch ohne ausdrückliche Uebcreinhunft, 
stets umschlingen sollten »)• * 
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m) Wiener SchlufsActe v. 1820, Art. 5o. Vergl. unten §. 152««. — 
Auf dem wiener Congrefs geschah der Vorschlag , der Re- 
gel nach keine solche Gesandten anzunehmen, in I{i.üb£.h's 
angef. Acten, Bd. II, S. 23. i3<). i/f* (F. 161. 177 f. , vergl. 
mit Bd. I, Heft 1, S. 5i. Klüber s angef. Üebprsicht etc., 
S. i47> — Ueber Zulassung fremder Gesandten am Bundes- 
tag , Lüdfn's Nemesis, Bd. IX, St. 1, IS um. 9. 

b) Die B. V. hat das auf dem wiener Congrefs errichtete Re- 
gleniant sur le fang entre les agens dtplomatiqncs (s. KLÜBF.a's 
Acten des wiener Congresses, Bd. VI, S. 204 ff-) angenom- 
men in ihrem Beschlufs v. 12. Jun. 1817, Num. III; in dem 
Proloc. V. 1817, §. 227. Damals bestand der zu Aachen von 
den daselbst versammelten fünf Mächten (Oestreiih, Preus- * 
sen, Rufsland, Grofsbritaimien , Franhreichj in dem Confe- 
reuzProtocoll vom 21. Nov. i8i8 gefafstc Beschlufs noch nicht, 
dafs die bei diesen Mächten accreditirten Minister Residen- 
ten {ininistres -ri'sidens) ^ in Hinsicht auf Rang, eine 'TWiV^«/- 
classe bilden sollten, zwischen den Gesandten vom streiten 
Rang, und den Geschäftträgern (charg^s -d^affaires); wodurcll 
bei jenen Mächten, und bei denen welche diesen» Btscblulb 
beitreten, vier Raiigclatsen tob Geaandten bestehen; Kitf- 
«BE^s enrop. Ydlberrecht (1891) , Bd. I, §• 179, S. 290. — 
Gesandte dritter Classe erbalten , von den Gesandten 
der Bundesgenossen am Bundestag , den ersten Gegen« 
besuch nur durch Charte; in Ansehung der Gesandten der 
übrigen Classen, bleibt et,, in Absieht auf Bteuehe und Ge- 
genbesuche, bei dem allgemeinen Herhommen. Ebendas.« 
III. 7. — Die Ankunft eines h. frana^^sischen Gesandten 
gab Anlafa au einer näheren Abrede , wie es mit den Antritt- 
^und Gegenbesuchen, und mit dem sur Ehre eines von einer 
auswärtigen Macht neu accreditirten Gesandten su Teranstal» 
tenden Gastmal su halten sej. Es besteht darüber eine 
Registratur r. 17. Not. i8i7. Eine ausdrucltliche 

Bestimmung fiber den Rang der auswärtigen Gesand> 
teUf im VeihSltnifs su den Gesandten der Bundesgenossen 
in der B. V, , war vorgeschlagen in dem gutachtl. Commis« 
sionsBericht ku §. 02 des Protoc. v. 1817, S. 83 der Ori- 
ginal- oder Fol io Ausgabe. — Von dem diplomatischen Ver- 
kehr der B. V., unten §. iSa' j von der diplomatischen 
Sprache in ihren auswärtigen Verhältnissen, $. i36. 

e) So auch die wiener SchlursActe t. iSao, Art. 60, und der 
angef. Beschlufs der B. V. t. is« Jun. 1817, im Eingang und 
Num. II. — Diese Gesandten nennen sich daher Envoye's 
« et Ministret pUnijtountiair»* f Ministi;es*re'sidenSf Chargh^ 
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KTaJfaires etc., yires la Se'renissitne Cotife'de'ration Germanique."^ 
In dieser Art wurden diplomatische Agenten accreditirt, 1817 
Ton Franlireich und England, 1818 von Rufsland, 1819 ein 
MinisterResident von Schweden. Protoc. der B. V. v. 1817» 
§. 379 u. 455 j V. i8i8, §. 1 u. i53 ; V. 1819, §. ij. 

et) Vergl. de Marti ns precis du droit des gens de TEuropo 
(edit. de 1821), §. 204''. 

e) Vergl. oben §. 128* , Num. V , n. KLÜBsa's droit des gent 
de rEurope moderne , §. 2o3 et suiv. — Ausser ihren Ge- 
sandren bei dem Bund , accrediliren manche auswärtige 
Mäc-jtc noch besondere Gesandte bei einzelnen Bundesstaaten. 

f) Anders die Zeitschrift Allemanuia^ Heft 89 u» 4o (Mänchen 
1816) , S. i4a f. 

j:) Vergl. Preuss. Votum bei Eröffnung der B. V. , in Ki.thxii*a 
Staatsarchiv, Bd. II, S. 4i* A* H. L. Hbxbf^, der tcnttclie 
Bund in seinen Verhältnissen cu dem eoropäischen Staaten« 
Syat^m (1816), S. do f . 

jiecrediiirung , anUiUcher Ferkehr^ F^orreehu^ und 
AhrufuriQ auswärtiger Gesandten* 

1) Bei Uirer Acoreditirnng, haben die Gesand- 
ten answirtigerHiclite aich'snrdrderst andenPrüaiden- 
ten der B. V- zu wenden , durcli Mittheilung ihres Be- 
glaubigungsschreibens in der Urschrift, nebst einer 
Abschrift, auch, nach dessen Beschaffenheit (§. i36), 
einer teutschen , lateinischen , oder französischen 
Uebersetzung. Die Abschrift, nebst der Uebersetzung, 
legt der Präsident der B* Y. yor. Zeigt sich kein An- 
stand , so wird die Urschrift in der Yersammlung erofiT- 
netnnd rorgelesen,. die Accreditirnng in dem Protocoll 
für geschehen erklärt , und ein Antwortschreiben anf 
das Creditiv erlassen , mit Beifügung einer lateinischen 
oder französischen Uebersetzung, wo es nuthig a). II) 
Der amtliche Verkehr zwischen der B. V. und den 
solchergestalt accreditirten Gesandten , hat auf die 
finten angezeigte Art statu lU) Sic g&niessen 

an dem Sits der B. Y. dieselben gesandschaftUchen 
Yorrechte, die daselbst den an den Bundestag abge- 
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»ordneten Gesandtep der Bundeagenossen znliommen 
^ iy).in Hinsiolit auf Ab ruf. an 9 der Gesandten, nnd 
überhaupt wegen B.eendigung der GeaandacbAft, 
f;e1ten anch hier die allgemein üblichen Formen , Ge- 
bräuche und rechtlichen Verhältnisse. Mit dem Recre- 
ditiv wird es eben so gehalten, wie bei dem Creditiv 
und dessen Uebergabe. Der abreisende Gesandte er- 
halt einen Pafs, der ihm auf der Reise, auch im Fall 
eines Kriegs mit dem Bund, in allen Bundesstaaten den 
üblichen ydlkerrechtlichen Schatz gewährt; wefshalb 
die B. y. , wenn sie es für rathsam hfilt , die Hegierang 
desjenigen Bandesstaates benachrichtigt , durch dessen 
Gebiet die Reise geht <f) , damit die darchreisende Ge- 
sandschaft daselbst gehöriges Geleite erhalte. 

, a) Uebor dieses Alles s. den aagef* Bescblvls der B. V. t. 19. 

Jan. 1817» III. 4"~6 n« 8« • 
h) Ehendas. III* 9. Der Senat der freien Stadt Franhflirt er* 
kennt dieses an. Oestreich machte den Vofseblag hiesny In 
d. Protoc. der B. V. t. 1817, §• iSj, III. 
•) Ebendas. V . 2. Vergl. KLi^aaa'a dreit des gens mödenie de 
rEorope, $. asS^sSo. 

S, 133. 

Anlafs tu Verhandlungen der B* 

1) durch äi» BundtsActe u. die wiener SehluJsAcU %) tfOlf 

der B»F* seihst^ 

Anlafs za Verhandlungen erhalt die Bundesyer« 
Sammlung, auf rcrschledene Art. I) Manche Gegen« 
stände sind ihr darch die BnndesActe Torgeschrie^ 
ben, snr Berathung nnd Festsetsong darch Beschlüsse* 
Die BandesActe macht ihr snr Pflicht, sich savür- 
derst sn beschäftigen mit der Abfassung Ton 
Grundgesetzen des Bundes, und mit dessen Ein- 
richtung, in Absicht auf seine auswärtigen und iniiern 
Verhältnisse, auch die militärischen Ausser diesen, 
sind in der BundesActe noch verschiedene andere 
Gegenstände ausdrücklich «ar Erledigung an die Bun* 
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desTersammluiig ge^ieAen. Dasselbe geschah in der 
wiener 'Schill fs Acte d)^ und in etlichen in den wiener 
MinisterialConferensen von idso ^bgefaftten Septfrat- 
ProtoeoUen und besondern Beschlüssen^). II) Die Bun- 
de st er sammlnng selbst 9 hann, Ton dem Zweek 
ond den Bedurfnissen des Bundes , Anlafs nehmen na 
Yerhaudlungen über beslimmtc Gegenstände /). 

a) BaadesActe , Art. lo , 7 v. 8C Vergl. KL<fBKB*s Acten , des 
wiener Congr. , Bd. II, S. 355 f. » 38i u. 409. Ebsnäejs. 
Staatsarchir, Bd. II, 8. i6. ^ ^ 

5) Vergl. KlObib*! angef. Acten, Bd. II, S. 456 f. — Pr^tocolle 

der B. V. 1816 , $. 4 > 1817 , §. s«. 
t) Art. 6,8, i/f , i5, 16, 18 u. 19. Vergl. KlIbers Staats. 

archiv , Bd. II, S. 9 u. 8a ff. 

tl) Wiener SclilufsActe v. 1820, Art. 54 i 63 u. 65. 

e) Zusammenstellung der besondern Gegenstände, welche in 
Folge der wiener MinisterinlConferenzen , zur weitern 
Berathung an den Bundestag zu bringen sind; locO dicta- 
turae gedruckt zu der verlraul. Sitxung v. 27. Jul. i8ao , in 
der OriginalAusgabe der Protoc. der B. B. 1820, S. si3 
— 916- 

f) Kirchliehe vmA Religionsy^ngelegenhetienhat die B. Y. nicht 
ans eigenem Antrieb in Berathung zu nehmen , sondern nur 
auf Antrag eines Bundesgliedes , oder auf Beschwerde über 
Verletsung eines durch den i6. Art« der Bandes Acte be- 
gründeten Bechtes. IBrSrterung hierüber , u d. Protoc» der $ 
B. V. 10« Mint 1817, §• 91. 

3) yon einzelngn Bwtdetgluäem» 

^ ni) Auch jedes einselne Bnndesglied ist be- 
fugt, unmittelbar oder durch seinen BeTollmächtigten, 

der BundesTersammlung^ AnlTäge und Vorschläge nn 
machen, und in "Vortrag zu bringen. Geschieht sol- 
ches durch dessen Stimmführer, so mufs es schrift- 
lich geschehen, und der Antrag oder Vorschlag we- 
nigstens am Tage vor der Sitzung, in welcher 
derselbe statt haben soll , dem Präsidium schriftlich 
mitgetheilt werden. Der Vorsitnende ist sodann Ter- 
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pflichtet, den Antrag oder Vorschlag innerhalb yier* 
sehn Tagen, yon der Anbringung an gerechnet, 
wenn die BundesTerfammlung nicht schon bei. der 
ersten Anzeige eine frühere oder spätere Yornahme. 
•ollte beschlossen haben, snr Berathung zu über- 
geben «). 

«) BondesActe, Art. 5. KLfoiE*s angef. Acten. Bd. II, 6. 35s, 
353, 408 f., 4SI f., 461. VoHätif. GsschSItorda., Abschn. II, 
KbVBSs's Skaatiarchir, Bd, II, S. 17. 

» 

§. 135. 

* a 

4) Fon Drittsn, 

IV) Endlich können auch dritte Personen, mo- 
ralische oder pliysische , namentlich Landstande und 
Unterthanen einzelner Bundesstaaten, auswärtige Staa- 
ten und deren Unterthanen, Anlafs geben zu Yer- 
handlungen der BundesTersammlung i58s n. ff.) An- ' 
trage dieser Art, müssen schriftlich übergeben 
werden. Sie gelangen zuerst in die HSnde des Prä'si- 
direnden, welcher dayon in der nächsten ordent. 
liehen Sitzung Anzeige macht. VVerden solche, 
nachVorm oder Gegenstand, von ihm für gänzlich un- 
^ statthaft erachtet, so geschieht die Anzeige blofs in 
der nächsten vertraulichen Sitzung. Die Be- 
raubung über zulässige Anträge, wird von demPra* 
sidium innerhalb dreier Wochen in Vorschlag 
gebracht, wenn nicht schon bei der ersten Anzeige 
eine andere Bestimmung defshalb getroffen worden 
ist «). Anonyme Eingaben werden nicht angenom- 
men i). 

Ii) Vorliufige Geschiftordn., Abtchn. H, in Klüber's Staats- 
archiv , Bd. II, S. 17 f, — "ErWrung der östreich. Gesand- 
Schaft, eboidas. 8. 88 u. 101 ff. — BeschluTs der B. V. 
in d. Frotoc. t. s3. Jan. 1817 f «dafb von der BundesPHIn- 
dialCanslei ein ymehhnifs Am (von dritten Pertonen' von 
2hH an Zeit) «eingehenden Vorschlfigesa gemeinnützigen An<^ 
Ordnungen, die einer wsicera PrOfung werth geachtet sind^ an- 
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gelegt, dasselbe in der leteten Sitzung des Jahres , der Ver* 
Sammlung überreicht, und dem Protocoll beigefügt, indes« 
fien aber jeder zweclimäfsig und gehaltvoll scheinende V^or- 
scblag, jedesmal unter den BundestagsGesandschaftcn in Um- 
lauf gesetzt werden soll«. — Ein solches Verzeicbnifs steht 
in der Beilage eu 7 des Protoe. i8i8. — Vergl. Pro- 
toe. 91. Not. 1816, 24 j ^> I>ee. 1816 , §. 66; r. i3. 
JtD. 1817, §. 7; T. 90. Febr. 1817. 

h) BescbluTs in d. Frotoc. der B. V. r. 3o. Jan. 1817. / ' 

$. 136. 

Eingaben an die B.V* Sprache und Siegel der B*V. 
Betreibung der PriwUReelanuuionen. 

I) Alle £iiiga]ben an die BandesyerMmmlang, 
geschriebene nnd gedruckte, »ind mit gehöriger Na- 
mensunterschrift zn yelrsehen ($« i35), undnnter 
der Aufschrift: ^fLn die hohe tentsche Bundesyer- 

sammlung», bei dem Pr äsi d i u m einzureichen. Die- 
ses schreibt auf solche die Empfangzeit , und läfst 
ihrer, wenn sie nach Form oder Gegenstand nicht so- 
fort für unzulässig geachtet werden C welches «dann in 
der nächsten yertraulichen Sitzung anzuzeigen ist), 
nach Verschiedenheit ihres Inhaltes, entweder blofs 
in dem EinreichnngSProtocol! , oder auch in dem Yer^ 
zeichnifs der Vorschläge zu gemeinnützigen Anord- 
nungen (Note a zudem yorigen §.), unter Numern, 
mit kurzer Anführung der Einsender und des Gegen- 
standes, erwähnen o). II) Eingaben bei der Bundes- 
versammlung, werden nur in teutscher Sprache an- 
genommen, und den in einer andern Sprache abgcfafs- 
ten Beilagen derselben, müssen teutsche Ueber- 
setzungen beigelegt werden A). III) In ihrem schrift- 
lichen Verkehr mit auswärtigen Regierungen, 
($. i52a) bedient 1) die B. V« sich der teutschen 
Sprache, jedoch dahin, woher es erwiedert wird, mit 
Beifügung einer lateinischen oder französischen Uebcr- 
setzung c), 2) Das B e g 1 au b i g Uli gs s c h r c ib e n und 
das Recreditiv für ihren Gesandten bei der B. Y«, 
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Iiarin eine auswärtige Regieruug in der eigenen Na- 
tional oder in einer sonst beliebigen Sprache ab* 
fassen, es wird aber dab^i eine teutsche, lateinische, 
oder französische Uebersetzang erwartet iy)Das Sie- 
gel, dessen die BandesTersammlung sich Torlfiufig be- 
dient, ist dasjenige der Ostreichiscnen Gesandschaft, 
mit der UmschnA;: «Kaiserlieli-^sterreiqhische Bundes- 
PräsidialCanzlei » <). Y) P r i v a 1 1i e c I a m a ti o n e n 
können bei der ß. V. von den Interessenten persön- 
lich, oder durch gehörig Bevollmächtigte be- 
trieben werden/). 

a) Vorlauf. Geschäftordn« , Abscbn. U u. III; a. a. O. S. 17 

u. 21. ' / 

h) Beschlufs der ß. V. v. j. Doc. i8i6 ; in Protoc. v. 1816, 
§. 44- ~ Vergl. auch Klvb£a's Uebersicht etc., S. 537 iT«^ 

e) Beschlufs der B. V. t. 11. Jun. 18179 I. 2, 3 u. 4« HI* 8. 
IV. 3; in den Protoc. v. 1817, 5« **7* I^ocb wird in dem 
angef. Membr. 1, Absat« 4? nicht, wie in den übrigen Stel- 
^len, einer lateinischen oder fVanzösischen, sondern (dem Ver- 
nehmen nach, aus Versclien) nur einer französischen Uebcrse« 
tKung rrwähnt. Lateinische t cber.setznngen\\urden vorgesehla- 
gen , von königlich -sächsischer und bnnnöverscher Seite 9 ^ 
dem P.rotoc. v. 12. Mai 1817, §. 168, Num. 1. 

d) Der angef. Beschlufs t. 12. Jun. 1817 , III, 3. V. 2. 

e) Vorlauf. Geschäftordn. , Abseien. III, Num.^ 7, Ut b ; in Kl#- 

BER^s Staatsarchiv, ^d» .'II, S.^fti. 

f) Oeffentl. Behanntmachung der B.V. , betr. die Abfassung «• 
Emreichung der PrivntHeelamhtionen , in dem Protoc« t. 11. 
Dee« 1817, $• 4>^i folgenden wesentlichen Inhaltes. 1) IVi- 
vatPersonerif äie ihre Angelegenheiten bei der B. V. jjev 
s'önJich betreiben wollen, haben sich, wenn sie niclit ohnehin 
gehörig behannt sind, in der BundesPräsidialCanzlei gebührend 
zu legitimiren, u. bei ihrer Entfernung Ton da einen belvuin- 
ten Bevollmächtigien 7.u bestellen und in der Oan&lei ansu- 
zeigen j ihre Vorstellungen müssen auf eine an.'^cmessene, 
deutliche u. schicliliche Weise abgcfafst scyii. 2) I'.ifrcne .ih^ 
geordnete zur Betreiliung von PrivatAng<dt'gt' nheitcn , sind 
nur dann anzunehmen, \venn sie sich ihrer Person lialhor 
überhaupt , und insonderheit als zu Führung soUlior Ge- 
Schäfte ti'chtige Männer legitimiren. H) Zur Lebergahe ih- 
rer Vorstellungen und zu weiterer Betreibung der Sache, 

Klöb*r'« dflenll. Beeilt. 14 
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1<önncn Privntpersonen dabier (bei der B. V.) beliaiiate uAd 
flu AU geeignete Männer au Bevollmächtigten und GeschSfl- 
S führern besteUcn. — Eigene .Agenten für Betorgung von 
PrivatReelftmatlonen suFranliftirt anzuordnen , ba.t die B. V. 
nicbt für rillilicb gefunden. Bescblufs in d. Protoc. 1817» 
§. 4^8. Von der GommiMion Ittr PriTatReclamationeyi « s. %, 
i38. — RUggn der B. V. gegen nngesiemend abgcfktste Pri- 
▼atBeclamationen , in d. Protoc^T. 1818, f. a35; jSaa, 
$. 37 u. a8. ' ^ 

, §. 1370. 

. Zeitfristen der P^erhaudlmigeii. f^erlafsnehmung» 

Fristen und Termine* 

I) Die Zeit Tri st, iuncrbalb welcher die Bera- 
tbnng der bei der B. Y. gemacbten Antrüge , von dem 
Tag ihrer Anbringung an gerechnet , durch das Präsi» 
dinm in 4er B.y. in Antrag gebracht (proponirt) 
werden aollen, ist auf yiereehn Tage gcsetst«). 
II) Die B e r a t h un ^ selbst^ wenn sie Für nutbig erachtet 
wird, soll, in der Regel, statt haben, bei Anträgen 
^von Bundesgliedei n innerhalb drei Wochen 

184 ) , bei Anträgen anderer Art innerhalb 
•sechs bis acht Wochen ($. i35), ron der durch das 
' Prfisidinm der Versaninilnng gemachten ersten- Anseige - 
an gerechnet. In solchem Fall wird Yerlafs ge- 
nommen, das lieifst, durch Yereinlianing festgesetst, 
wann jene Berathung statt 'haben soll V), Doch hann 
diese, und selbst die Beschlufsnahme , ausnahmweise 
auch sofort nach der ersten vom Präsidium der Ver- 
sammlung gemachten Anzeige des Antrags, wenigstens 
.früher als nach Ablauf der oben erwähnten Fristen, 
erfolgen. Die B. Y. kann nämlich sogleich nach dieser 
Anseige bestimmen, oh eine ausführliche Erörterung 
der Sache n5thig sey, oh in einer förmlichen o'der in 
einer Tertraulichen Berathung, ob uuYSrderst Bericht» 
erstattung durch eines oder mehrere Ton ihren Mit» 
gliedern an sie geschehen solle , ob die Sache zu einer 
Yorbereituug für Behandlung in dem Plenum ($. ii8u f.) 
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' fich eigne , II. d. m. III) Bei ausf ührHchen, bei 
schwierigen oder Ton eitoeir besondern Verket^ 
tnnrg Ton Umstanden abhangigen Verhandlungen, 
unterscheiden sich nicht blofs in ihrer nothwendigen 

t Stufenfolge , sondern auch der Zeit nach , oft sehr 
meiltbar: der Antrag, die erste Anzeige desselben bei 
derB. V. durch das Präsidium, ^ie Berichterstattung, die 
Brurterung, die yertrauliche und die förmliche Bera^* 
thung, die Torlänfige und die endliche Abstimmung, * 
die Yorbeschlusse und der Endbeschlufs* lY) Sowohl 
Fristen als auch Termine', welche die B. T. für 
Erörterungen, Abstimmung und Beschlufsfassung , für 
Erhlärungen einzelner Betheiligten, für Erledigung 
eines Vermittlungsgeschäftes, u. d. m., festgesetzt hat, 
sind in der Regel e r st r e ck b a r , weil Fallfristen und 
peremtorische Termine rechtlich nichtzuTermulhcnsind. 

.«) Vorlinf. GieschSflordn. der B. V. ▼. So. OcU 1816, Absehn. 

II , in Ki.«Bxa's Staatsarchiv , Bd. II , S. 18 ff. 
h) Han hat Beispiele Ton VerlaHmahne auf* 14 Tage, 3, 4« 

6 bis 8 Yi^ochen, 3 bis 4 Monate. Man s. die Begister der' 

Protoc. voc« Yerlafsnsbme« 
" «). YorlSuf. Gescbaftordn. , Abscbn. II u. III. — Baispiele Ton 

Fertafsnahnus ^ in den Protoc. der B. Y. W 14/ Not. 1816,* 
* %, S| ts. Dec. 1817, §• 4>(^9 u. IS. Jnl. i8si, %, 196. 
J) Yergl. die ▼orUnf. Gescbäftordn. Abichn. II u. III, Num. 3* 

lit. a , u. Num. 5. Protoc. der B. Y. ▼. si. Nor. u. 7. Dec. 

1821, %» a33 u. 936; auch den Beschlufs v. 18. Jan. i8si, 

%. 11, Num. 3, desgl. V. 16. Jun. 1817, §. s3i, Art. II, 11t. a — e« 

Auch a. man unten 146, 148^ u. 148*. 

« 

§. 137 b 

^^llseitige Instructions Einholung. Gleichlautende allsei» 
tige Berichterstattung, Heihenfolge der QescJiäfte, 

I) Erachten die Mitglieder der B. V. für nöthig, 
dafs, vor der Abstimmung über einen bestimmten Ge- 
genstand, Jeder Ton ihnen Instruction C§. 128a) 
Yon seiner Regierung eii^hole, so "wird die defshalh 
getiommene Abrede in der Regel nur als Gegenstand 

14 • 
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Tertraulicher Mitthcilang oder Vereinlrarung betrach« 
tet, mithin zu förmlichem Beschlufs der B. Y. nicht 
erhoben, and daron alt eines solchen in dem ProtocoU 
nichts , sondern allenfalls nur in einer tlegistratwr oder 
in einem SeparatProtoeoU fiher die rertrauliche Sitsung 
das Nöthige erwähnt a). Dann ist zugleich 'eine Zeit- ^ 
fr ist für die A b s li m,mu n g festzusetzen^). II) In 
solchem Fall kann eine gemeinsame, oder viel- 
mehr gleichlautende allseitige Berichter- 
stattung, als gieichmäsige Darstellung der Thatsa^ 
chen und der yerschiedenen Gesichtpuncte zu ihrer - 
Beurtheilung, Dur räthlich gefunden werden Aber 
nicht die B.y., dieses fortyihrende Terfassungsmäsige 
Organ des Willens und des Handelns der Gesammtheit, 
hat hei- dem Bund oder seinen Mitgliedern, sondern 
jeder Gesandte für sie Ii bei seiner Regierung, 
Instruction einzuholen f^). Auch hat sie, in dcrRegeJ, , 
in ihren Yerhandlungen sich nicht aufhalten zu lassen, 
durch Unterhandlungen und Verabredungen , welche 
über Gegenstände, die hei ihr in Berathung stehen, etwa 
zwischen einselneo Bundösgliedem statt haben III) £r- 
^ ItlSrt die B Y« einen sur Berathung gekommenen Gegen» 
stand für reif aur Abstimmung, und wird ron Seite nur 
eines oder mehrerer Gesandten zuTurderslf die * 
Einholung einer Instruction zu Ablegung seiner 
Stimme für nüthig erachtet, so >vird dafür eine Frist 
bestimmt, welche in der Regel einen Zeitraum yon sechs 
bis acht Wochen nicht übersteigen darf e), ly) Auch in 
Ansehung derO r dnung, in welcher überhaupt dierer- 
schiedenen Gegenstände nachlnhiilt derBundesActe, in 
der BundesTersammlung Tcrhandelt werden sollen, yon 
ihr Reihenfolge {Ordnungsliste der Yerhandlungsge- 
genstände) benannt, hann von Zeit zu Zeit eine Ter* ^ 
einbarung statt' finden /)• 

«) Em.Befspiel , In dem CommissioniBericht su dar Registratur 
Uber die yertrauliche Sitsung t. is. Jul. i8st, loco dicta- 
tnrae gedruckt, in dar OriginalAusgabe der Frotoc r« iSai, 
8. S71 ff. , u. in der so eben angef. Registratur, ebendas., 8. 
070" o. f. Tergl. Protoc. ▼. iSss > $. 81 , 104. . 



* 
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Vorlauf. Ge«chäftordn. , a. a. O. S. 18. — In dem angef. 
Protoc. der R. V. v. 11. Jul. idii, ward eine Zeitfmt von 
4'/» Monaten festgesetzt. 

e) Man 8. die Registratur über die vertrauliche Sitzung vom 12. 
Jul. 187.1 f nebst dem ihr beiliegenden CommissionsBericht 
in einer Rcschwerdesache AnhaltCöthens wider Preussen. Von 
solcher Art war das CommtssionsGutnchten über den Bücher- 
nachdruck , dessen Einsendung an die Regierungen zu Instruc- ( 
tionsEinholung beschlossen >vard, in d. Protoc. v. 1819, §. 33. 
Desgleichen der Entwurf eines BundestagsBeschlusscs über 
das Verfahren bei Streitigheitender BundesgUeder unter sich, 
in d. Protoc. v. 1820, §. 214. 

S) Oben §. ia8» — ' Der angef. GoaimifsionsBeriehl ts. Jul. 
i8ai f §• 1. 

•) Vorllnf. GeteliSftordB., JümcIib. II, am BeMulb. Liegt, 
Baeh fruelidoMm Ablauf dieser Frist, eine eatsebeideiide 
Mehrheit von Abstimmungen in dem ProtoeoU « so ist still- 
schweigende Einwilligung der Nichtstimmenden ansunehmen. 
VergL Protoc. t. ii. Dec. iSi^f $• 4^9» ^ unten 141- u. 
146 K 

f) Protoeolle der B« V. von 1816« PlenarVersamml. , r. i4* Noy., 
§.11; TOn 1817, §. 23 u. 52, wobei ein loco dictaturae ge« 
druchtcr gutachtlicher Gommissions Vortrag , als Beilage ii, . 
mit 3 Unterbeilagen, worin ein solches clnssijicireudes Ver» 
zeichnifs vorgeschlagen wi^d (S. d- — 8- der Original- oder 
FoUoAusgabe) , welches von der B. V. durch Besclilufs v. lo. 
MSns 1817 (Protoc. §. 91) angenommen, und bald uachhor 
von dem Präsidium (§. 375 , lit. b) gerühmt ward , das jedoch 
am 3. Nov. 181- (Protoc. §. S'-S) eine neue Classification zu 
dem Protocoll gab, welche angenommen ward, unter der 
Renennune; ^Ori/'.'jf//;«^ <7tfr Geschdfte^y y früher ^^Gesclia/tjolgtw 
benannt in der Beil. aa zu §. ii de& Protoc, v. iSi6. 

S. 138.. 

Qommissionen oder jiusschüssc, Heferenten und Cor* 
ref ereilten, f^or arbeiten, Deputationen der B%V* 

I) Für bestimmte Angelegenheiten, insbesondere 
für Vermittlung der Streitigheiten unter Bundesglie- 
dern, für Vollziehungsgpgenstände C §• » »Ö**)? insbe- 
sondere wegen Vollziehmig des 14« Artikels der Bun* 
desActe , für Vorbereitung neoer BnndesgesetAe oder 
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besonders wichtiger Beschlüsse , für Prüfung derRech- 
* nungen über die BundesCanzIeicasse and über sammW 
liehe BundesMatrikularbeiträge , für Militär VerhälU 
nisse f für Unterhandlung eines Friedens oder Waf- 
fenstillstandes, für Prüfung, ErSrterung, Yorberei» 
tnng und Begutachtung der PpiTatReclamationen und 
anderer Bcrathschlagungsgegenstände, ernennt dieBan« 
desVersammlung in dem engern Rath, durch Wahl nach 
Stimnienmchrhcit, aus ihrer Milte Commissionen «) 
oder Ausschüsse für ivelche eine eigene Com« 
xuissionsGeschäftordnung O besteht. Diese Com- 
missi.onen erstatten Vorträge, Berichte und Gut- 
achten an die Bundesrersanunlung. U) Für Erstat» 
tung eines Vortrags oder Berichtes^ oft Y.erbun^ 
den mit einem Gntaehten, über manche Gegenstände 
♦ ■ der Verhandlung in dem tngern Rath , Ceslellt dieB. V. 
ZUM eilen einzelne Gesandte zu Referenten, auch 
Wühl zu C or r ef erenten f^), deren Ausarbeitungen 
angehört oder gelesen, erwogen, und in 4er Regel 
dem Protocoll eiuyerleibt, oder als Anlagen beigefügt 
werden. Die über PriyatBeclamatioaen ($.i58b) 
in der Versammlung zu erstattenden Vortrage, sind 
auTorderst in vertraulichen yorbereitenden PriyatBe> - 
sprechungen vorzulesen, um sämmtlichen Gesandschaf- 
ten, zu eigener Einsicht und näherer Prüfung der Ein- 
gaben, Gelegenheit zu geben f), III) Zu Erleichterung 
der Berathschlagung und Abstimmung, werden einzel- 
nen Mitgliedern bisweilen Vorarbeiten übertragen, 
oder es werden solche von ihnen aus eigenem Antrieb 
unternommen , 2. B. erlluternde Vortrüge f Zusammen- 
stellung und üebersicht von Thatsachen , Gesetsen und 
Erörterungen, Entwürfe, Plane, Sammlung von Mate* 
rialien, u. d. /). IV) Deputation e n aus ihrer Mitte, 
kann die B.V. für bestimmte Verhandlungen oder Ver- 
richtungen erwählen g)» 

a) BundesActe, Art. ii. Wiener Schlufs Acte von'ifiao, Art. i4> 
si u. 49 Vergl. sweltes Protoc. der B. V. v. 1816 , §. 7, 
Absats ni, £inI.u^N^am«c3. Beschlnfsin derPlenarVersamml. 
.T. 14. Nov. 1816, $. 10. Drittes ^Protoc. v. 1816, $. 6. v. 61. 
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alle drei in Klübba'« Staatsarchiv, B. II, $.89,91 f. io4 f» u. ii4« 
Dreisebntes Protoc. v. 1816, §.55. Protoc. t. 1817, §. i7u.i3*^ 
£xecutionsOrdn. Art. a, in dem Protoc. derPlenarVersamml. 
V. 3« Aug. 1820. Me^ir Beispiele findet man in den Protocol* 
len der B. V. in den Registern, voc. Commission. — B»- 
s tändige Ausschüsse wurden für unpassend erldärt von Oest- 
reich , in d. 3. Protoc. v. 1816*, §. 7, Abschn. HI, Num. 3. — 
Für die PJ^ahlen der CommissionsMitglieder , werden in dem 
Sitzungssaal der B. V. gedruclUe Stimmzettel stets in Bereit« 
Schaft gehalten. Jeder Zettel enthalt ein Verzeichnifs sämmt. 
liclier Mitglieder der ß.V.; /.der Stimmführer bezeichnet auf sei« 
nem Zettel diejenigen, dii* er zu Mitgliedern der Commission be- 
stimmt. — Findelsich, zu Besetzung der fünften Stelle in der 
ReclamationsCommission (s. unten Note c), eine Stimmengleich- 
heit für 2 oder 3 Mitglieder der B. V. , und will das Präsi- 
dium sich des für iolcben Fall ihm sustehendea Voti decisiTi 
aieht bedienen 9 ao werden jene % oder 3 ersucbl, aicb s« 
vereinbaren , wie sie in bestimmten Fristen wechseln wotten« 
— * Bei Commbsienen snm Versuch der Güte in Streitigkeiten 
der Bundesglieder unter eicht o^s' ^ Fälle, wo es auf 
ToUxiehung des R.Dep.Hauptschlusaes ▼. i8o3 anhommt, wer- 
den, f^BrVerhinderungsfiUle einselner Mitglieder, ^r#//vertr«r«r 
' ernannt, bei Commissioaen von 3 lllitgliedem einer,.,bei sol- 
chen von 5 etwa ft; ea sind die, welche in der Wahl nach den 
prtmo loco ernannten CoioroissipnsMitgliedem die meisten 
Stimmen hatten. GommiisionsGeschäftordn. $. 4* ' Im Hai 
1822, bestanden in der B. V« 96 Commissionen , jede besetst 
mit 3 bis 7 Mitgliedern , frfiher auch etliche mit . «. 

l) Der Ausdruck it/tiuschnfs» (Comit^), gleichbedeutend mit Com- 
mission , wird in der BundesActe a* a. O. , und in der wiener 
SchlufoActe 1810, Art* 91 u. 49 ^ gebraucht; auch in den 
oben angeführten ersten und aweiten Protocollen der B. V. 
von 1816, und selbst in der ersten PrSliminärConCerens der 
Gesandten v. i. October 1816 (§• 114^ )i wo der wirteinb. Ge- 
aandte Bedenklicbkeit dagegen Sufserte« Späterhin ward bei 
der B. V. der Ausdruclt Commission üblicher; er ist auch 
in dem Art. 14 der angef. ScUuCsAete gebraucht. 

€) Die Gtehäfiordnung lUr B.T.Gommissionen, ward angenom- 
men durch Beschlufii der B. V. v. 99. April 1819, in 9. Pro- ^ 
toc V. 1819, $. 65« Sie befindet sich, nebst einem dasu ge- 
hdrenden GommissionsVortrag, als Beilage 11 bei dem Pro- 
toc. V. %i, April 1819, S. i83, u. in der QuartAusgabe, Bd. . 
VII , S. 3od. Nach derselben (§. 9) , besteht fortwährend 
eine- ReelamationtCommlssion^ för Früfung,, Vortrag und 
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Begutachtung der FrivatEingaben (§. i58'' in>der Regel aus 
fünf ?.Iitglieflern. Sie wird dreimal im Jabr erneuert , zu Neu- 
jahr, zu Ostern, und nach den SommcrFerien. Sio ist ho- 
fugt , otfenbar unerhebliche oder unzulässige Eingaben sofort 
zu beseitigen, und davon in der nächsten virtraulichcn Si- 
tzung Aiizpigp 7.n machen. Im Verhinderungsfall, Itann kein 
Mitglied ein anderes substituiren , dagegen It.uni diese Com- t ' 
Ulis sion ihre Versammlungen fortsetzen , so l.iug noch drei 
Mitglieder gegenwärtig sind. — Sind~^ilr eine Curia! Stimme 
vcischiotlenc Stimmfülirer bestellt, die im engern Rath in der 
Stimmführung periodisch wechsc*» i (§. i4^') , so kann Jeder von 
ihnen, auch dann wenn er im Turnus nicht ist« Mitglied von 
Commissioiieii werden oder bleiben« l^schliifo'der fi« V. in 

• ihrenProtoe« 1891 , §. 74* Bie angef. GommissiontGetebift- 
•ördn. §. 2, Bttm. 4* 

d) Die Wahl des oder 4er Berichterstatter , erfolgt in der B. 
y. entweder breTi mann durch Vereinbanug , oder nach 
erfolgter Abstimmung durch förmlichen Beschlufs. Vorttn- 
flge GeschSitordii. dei*B. V. t. 1816, Abechn. m, Num. 3, 
lit, d'uiid e ; in HLfBEm*s StaatsarchiT, Bd. 11, S. i9. — Bei- 
spiele Ton Referenten 9 in den Protoc« der B. V. 5« u« is. 
Apr. u. 6. Jul. 1821 • 

0) Protoc. der B. V. r. 16. Jan.M8i7t $• 16; Tergl. mit d.P»o* 
toc. ,T. 18169 $• i6* Von der BeclamationsCommission s. oben 
Not-' c, 

f) Beispiele liefern : die SustentatlonsAngelegenheit reichsham- 
mergerichtlicher Individuen (1816) , der Büchernachdruch u* 
die Prefsfreiheit^^i8i8) 9 die bürgcriichc Verbesserung der 
Juden (Protoc. v. i8ao, §. 100 u. ii5^ v. 18^1 , ^. i64) « u. a« 

g) Z. B. zu CeremonielVerrichlungen. Desgleichen für manchen 
diplomatischen V erkehr mit GcsandlCJi auswärtiger Mächte» 
*Vcrgl. unten §. i5a, II. 

S. 139. 

Sitzungen. 

I) Ordentliche Sitzungen , holt die B. V. am 
Montag und Donnerstag (seit derMitte des J. 1819, in der 
Regel nur am Donnerstag) jeder Woche, Vormittags Ton 
10 Cseit 1822 Ton 1 1 ) bis 1 oder 2 Uhr : anssc ror d e nt- 
1icbe,'flo oft es« durch Abrede oder das Präsidium, 
für ndthifp erachtet wird. U) In beiden hat in dem 

% . 
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engem Ratb, allenfalls abwechselnd, entweder 

f ö r m 1 i eil e oder feierliche Verhandluns; der Geschäfte 
statt, oder nur vertrauliche Unterredung. Die letzte 
ist eine Art von Vor- oder PrivatConferenz , von Vor- 
besprechung und Vorhcrathsclilagung , t ür vorläuiigc 
Erörterung und Mittheil ung wechselseitiger Ansichten 
und Notizen, mancher YortrSge, CommissionsBerichte, 
und Entwürfe, auch berorstehender Abstimmungen und 
Erhlarungen einzelner Bundesglieder, ohne amtliche 
JPorm und Wirhung, ohne fdrmliche Abstimmung und . 
gemeinschaftliche Piotocollfuhrung ; doch so, dafs zu. 
"teilen über die Verhandlung, eine Registratur 
(Protocull in minder feierlicher Form ) abgefafst, und 
entweder geschrieben oder loco dictaturae gedruckt 
den Gesandschaften mitgetheilt wird «). Nach Ver* 
schi^denheit dieser Yerhandlungsart, sind die Sitzungen 
des engern Raths . entweder förmliche, oder Ter* 
trauliche* DemPrSsidium ist durch einen Be- 
sch! ufs der B2 Y« überlassen, «die su fassenden Be- 
schlüsse in vertraulicheti Besprechungen yörzube- 
reiten, und die Zahl der förmlichen Sitzungen 
hienach zu b o s t i m m e n » 2'). IV) Alle Plenarsitz- 
ungen C.Sitzungen des Pleni ) sind förmliche. V) Die 
Natur des jedesmaligen Verhandlangsgegenstandes |>e^ 
stimmt, ob .die Bundesversammlung sich als engere 
Versammlung, oder als Plenum ($.116—118) damit 
^ 8U beschäftigen habe. yi)r DerYorsitzcnde ist befugt, 
die Sitzung zu e r $ f f n e n, so Md die bestimmte Stunde 
geschlagen hat c). VII) Die Sitzordnung, sowohl 
in dem engern Rath als auch in dem Plenum, stimmt 
mit der Stimmordnung ($v i^^) überein 

a) Von (1( n Protocollen u. Registralureii , oLeu §. i43. 

i) Bescliliifs in dem Protoc. der B. V. v. 3. Nov. 1817, §. 378. 

c) Uebcr die Gegeustände dieses §. s. die, am So. Oct. 1B16 
TOn der B. V. errichtete, «^Vorläufige GeschäftorJnung der 
teutschen B. V. », Art. I , in Klüseb's Staatsarchiv , Bd. II, 
S. i3ff. 

J) Ah einer runden Tafel sitsen sammtli^be Gesandte hi liineal- 
Ordnung. Von der Linken des k. k* ftstretchischen prSsidiren« 



Digitized by Google 



218 1. Tb. III. Cap. Bundesversammlung* 

dfA aiif titst dar preuMiäcIie, dMm der liöniglich-sficlithcliev 
der Baieriaclie u. w. , so defii der letste unmittelbar aiir 
Bechtcn des östreicbiichen ,sitot. Diese Reiiie wird blofs 
durch denBundesCansleidirector, als ProtocoUf&brer, tmter- 
brocben» welcher dem Torsitseadea Gesandten gerade gegen* 
über, swischen dem luxemburgbchen Uf dem der la.Stunme* 
sitit. Registratiir über die erste FMQiniinSrGonferens t. 4> 
Kot. 1816 , in den Protoe. der B. V. r. 1816t Bd. 1 , 8. si4 . 
^nartAttSgabe. 

S. 140. 

jinsage tmd Absage der Sitzungen» 

* 

I) IKe Ansage su den Sitsaogen 9 aach bei ein- 

tretcnd|3r Yerhinderang die Absage derselben, ge- 
bührt dem Präsidium. Sie geschieht, in der Regel, 
* »am Tage vor der Sitzung; jedoch für ordentliche Sitz- 
nngen nur dann, >venn die regelmasige Haltung derseU 
ben war unterbrochen worden. II) Der Ansageaet- 
tel, enthält die Zeit und Form der Yersammlung, und 
die Adresse des Gesandten; den Gegenstand der Be* 
rathsehlagung nur dann, wenn ohne Toransgegangene 
Abrede, eine solche Beschlnfsnahme beabsichtigt 
wird, wozu die IkmdesActe Einstimmigkeit (unanimia) 
vorschreibt a) (§. 121 a). , ^ 

* «) Heber diesen §. s. die TorlSufige Gescbiftordn. , Abselm. I, 
a. a. O. S. i4* — Gewöhnlich ge^c|ileht jetst die Ansage nur 
nach Ablauf der Ferien , und' in der Form einer PrSsidfai- 
Einladung mittelst offene« UmläuÜMhreibens. 

m 

S. 141. 

Mindernisse des Mrscheifiens. Nachtragung der Stirn^ 
men» Stilltehu>eigende Uebereinstimmung mit der Mehr^ 
heit» ForhehaU der Abstimmung, nach dem Tode des 

Gesandten* 

D Ist eii^ stimniberechtigter Gesandter rei^b'in- 
dert> der Sitsnng beisuwohnen , so hat er solches, und 

den Namen des seine Stelle etwa vertretenden Ge- 
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sandten (seines Substituten) , dem Voraitsenden achrift- 
lieh, wo möglich Tags Torher, anzuzeigen; worauf 
die Substitution ($. ia8a) jedeamal in oem eraten $• 
des Protocolla angezeigt wird« Vfy Ist in Abweaen^ 
heit eines Gesandten, oder eines StellTertretera dea* 
seliien, zu ProtocoU abgestimmt worden , so liann der- 
selbe seine Stimme noch in der näclisten Sitzung zu 
ProtoCüJI geben; ausserdem wird er l'ür überein- 
stimmend mit der Mehrheit oder mit .Alien ge- 
achtet, ao fem nicht Ton ihm eine längere Friat, 
aua erheblichen Gründen, bei der Veraammlung nach* 
gesucht und erwirht worden ist ($• 137h ^ Note«)* 
Nach dem Todeafall einea Geaandten , b^atimmt die 
B. y. die Frist, innerhalb welcher sie die Ernennung 
seines N a c h fo 1 g e r s oder Stellvertreters erwar- 
ten, und diesem für alle Gegenstände, worüber seit 
dem Todesfall abgestimmt worden, das ProtocoU 
offen behalten will 

a) Ueber diesen §. s. die Vorlauf. Gescbäftordn. , Abschn. I> 
a. a. O. S. 14 f> 

Abstimmung £ines Otsaitdten für mehrere Suuüen* 'Ab* 
• ftimmuHg Um Ahweehshmg hei Qesammtstimmen» Beson* 
äere FerhäUnisse der CuHittGesanäten* 

I) Ein Gesandter, welcher tu dem- Plenum, für ; 
mehrere Bundeaataaten Stimmen abssul e g e n ha 1 1 mufa 
solche einseln, nnd in der fu^ jeden dieser Staaten 
festgesetzten Ordnung (§. 122), ablegen, II) In der 
e n g e r n Versammlung, kann ein Gesandter ebenmäsig 
für mehrere Stimmen bevollmächtigt oder substituirt 
seyn ; dann aber hat er jede an ihrer gehörigen Stelle 
abaulegen. ni) Auch darf daaeibat für jeden der zu 
einer Geaammta timme «) yereinigten Bundeaataa^ 
ten ($•117«)', ein eigener Gesandter anweaend 
seyn ^ ea darf aber die Gesammtatimme aelbat, nur yon^ 
Einem derselben geführt werden IV) Die TheiU 
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liaber einer Gesamnitstimme in der engem Versamm* 
Inngy bdnnen. für die Führung derselben, eine be- 
stimmte Abwechslung (Tamii^, Alternation) durch 
Vebereinhnnft festsetsen. Dieses ist im J. 1816* gesche* 
hen, Ton Braun schweig und Nassau 4?^, und Ton 
den vier freien Städten ^^). * 

m) Die Natur einer CttrlafStimme bringt es mit sich 9 daft die 
Stimmen jedesmal im Namen a//er Thetlliaber, die in dieser 
Hinsicht «In« moralUcbe Person bilden y abgelegt .werde ; also 
dttveh einen gemeinschaftlichen Stimmf&hrer filr den Gesmnmt» 
ivillen aller Tbeilhaher. Der GesammtwiUe ist dss Resultat 
des AVillens aller Einselnen. Dieses Resultat kann, kraft ei- 
ner Uebereinkunft« gebildet werden 9 entweder durch lieber- 
einstimmung , oder nsch einer festgesetzten Mehrheit Her ein- 
zelnen Stimmen , oder durch Compromifs , indem alle Theil- 
haberdie Festsetzung ihres Gesa mm tnilleus Einem oderMch- 
• reren f für einen oder mehrere Fälle, übertragen; glcicliviel 
ob der Eine oder die Mehreren aus der Mitte der Thcllhabcr 
sind, oder nicht, wie B. in dem letzten Fall der gemein- 
schaftliche Stimmfülirer , Bevollmächtigte oder Gesandte. — 
» Bei den GuriatStimmen des engem Raths der B. V. , sind 

-folgende Benennungen üblich : die i5. (i6. oder 17.) Stimme ; 
die Curie der i3. ( »6. oder 17.) Stimme} djer (Curiat-) Ge- 
sandte der i6r Stimme. 

b) Dabei «behält sieh jedoch die B. V. für künftige ähnliche 
Fälle die Entscheidung lediglich vor». — Von diesem Allem, 
s. die Vorläufige Geschäftordn. , Abschn. I, a. a. O. S. 16. 
Vergl. auch HLüutn's angef. Ucbersicbt etc. , S. 53o ff. — Die 
E.V. kami einem nicht im Turnus stehenden Gesandten , in 
einer Saehe , wobei seine Regierung bethelligt ist , das Wort 
geben« Ein Reispiel in den Protoc* ißi9 , §. isi. 

•) Ein Tierteljähriger Wechsel, und so, dab der hraunschwei- 
gische Gesandte den Anfang macht. 80 oft. einer von beiden 
Gesandten in den Turnus tritt« wird solches jedesmal indem 
Protoc. derR. V. angezeigt. 80 auch bei dem jedesmaligen 
Turnarius der freien Stidte. Es wird aber^ hieb'ei nur das 
Rundesglied, dessen Gesandter in den Turnus tritt , benannt. 

. Protoc* 1817 , $• 71, S79 « s88 u. 439. 

d) VorUnfig auf ein Jahr, ward im J. 1816 durch Uebereinkunft 
festgesetzt, u. späterhin beibehalten, dafs, abwechselnd in be- 
stimmtem Zeitraum, zuerst der lübeckische, dann der frankfur- 
ter, hierauf der bremische, endlich der hamburgische Gesandte, 
die Gessmmtstimmelilhren solle. — Inden wiener Ministerial- 
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Conferenzen, in dem 3o. Protor. r. i5. Mai 1820, äufscrle der öst- 
rcichisclie Bevollmächtfgte den Wunsch, dafs die aclit Tliollha- 
bor dor vf'f Slinime {§. 117) sich über einen Turnus, oder 
über ein abwechselndesDirectorium , rergleichen möchten. — 
Nach einer solchen Uebereinliunft, würde der CuriatGesandte 
seine Instruction nur von dem im Turnus stehenden Theilhaber, 
oder von dem Directorium , zu empfangen haben. Wie dre- • 
selbe gebildet würde, ob nach einem Einselwillen, etwa nach 
genommener R^clisprache mit den fibrigen Theilhabeni, oder 
Bich Stimmenmehrb^t , wfirde toh der Ueberemknaft 
bangen. 

§. 142 h, 

Fortsetzung, ^ 

V) 'Ist bei einer CuriatStimine ein Tarnug einge«' 
fuhrt, so sind auch die Gesandten, an welchen die 

Reihe der Stimmführung nicht ist, berechtigt, allen 
S i t z u n g en der B. y. b eiz UM o h 11 e 11. Gleich andern, 
hoiinen sie jederzeit zu Mitgliedern von Commis- 
sioiien erwählt werden, und solches bleiben, wenn 
sie während ihrer Stimmführung dazu waren erwählt 
worden «)• Yl) Ist bei einer Gesammtstimme ein Tur- 
nus nicht eingeföhrt^ und für alle Theilhaber nür Ein* 
Stinunführer gegenwartig, so bann dieser für einzelne 
Theilhaber bei der Abstimmung nicht besondert roti« 
ren, er bann aber für jeden Einzelnen, wenn 
dessen particuläres Interesse es erfordert, namentlich 
bei in Berathung stehenden Streitigheiten unter iliuen, 
Erklärungen zuProtocoU gebend). YII) In einem 
Streit zwischen einzelnen Mitgliedern derselben 
Curie, ist der CuriatGesandte weder rerpflichtet, noch 
ohne Einwilli^ng der B. Y* berechtigt , der C^riatAb* 
^ Stimmung in der B. Y. sich su enthalten «)• Ym) Die 
Legitimation eines CuriatGesandte» bann gesche* 
hen, entweder durch eine gemeinschaftliche, das heifst 
Ton Allen unterzeichnete, Vollmacht aller Theilhaber 
derselben Stimme oder durch Vollmachten, deren jede 
nur von einem oder etlichen Tbeilhabern 0) unterzeich- 
net ist. IX) Da jeder Theilhaber einer CuriatStimme 
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des engern Raths, in dem Plenum eine oder zwei 
VirilStimmen hat, so mufs^ wenn in der Ton ihm ans-' 
gestellten YoUmaGht Anderes nicht ausdrüchlich gesagt 
fstf angenommen werden, dafs er den Gesandten für 
seinen ganzen Antheil an den Terhandlangen der B. 
y., mithin aach sn seiner YertreUing in dem Plenum , 
beTollmiclitigt habe/). 

a) Beschlufs der B. V. v. a6. Mars i8ai , §. j3. 

b) Beis]>iele in den Protoc. derB. V. v. »Sry, §.56, 24411. 3i8; . 
T. 1818, §.291 V. 1819, §. 154, 181, 181, 191, 194 u. aia. 
Vergl. unten §. 146'' . 

c) Freiwillig geschah solches, in den Protoc. der B. V. v. H. 
Oct. 181Ö, §. 235, u. V. 1Ö19, § ii3. — Bei einer Abstimmung 
über die Ansprüche der Ganerbschaften AltLimpurg und 
Frauenstetn 2U Frankfurt , «glaubte der CuriatGesandie der 
freien Städte sich einer besondem Abstimmung enthalten zu 
dfirfen , bei der sebon ToHiandoien Mehrheit der Stimmen». 
Prptoe. s. Dee. 1816 , §• 36. 

d> Beispiele ind'enProtoe. der B.T. t. 1816, 89$ 1817, §.7$ 
V. 387 *, i8ao , §. a I i8si , $• i66. 

•) Beispiele In der Begistratvr^ber die 4« PraliminärGoiiferena 
T« i8i6* Kotbwendig ist dieses ohnehin, wenn in der Person 
eines der Theilhaber, s. B. dnreb Todesfall, eine Verinde- 
ruag Torgefallen ist. Man s. die Protoe. der B. V, t. 1817, S* 65 
n. 9071 1818,$. los} 1819» §«.39; i8so, §.i69. . 

f) Ansdrfidilich nur f&r den engem Bath , In d. Protoe. der 
B. V. T» 1017 9 §• 73. AusdrtteUieb fär den engem Bath n. 
dieflenarVersanmiL, Ind. Woto^* 1817» $• 387 ; i8ao, $• 159. 

S. 143. 

JProtocotU- und Protoec(llfilhrer* Aegütrahum iu Se» 
s fmratProtocoUe, 

I) In den Sitsmigen der BundesTersammlnngf so- 
wobl in dem Plenum als ancb in dem engern Batb^ 
werden gemeinsebaftü cbe Protoeolle i^efuhrt, 

, und hiezn nnr ein Protocoll fuhrer. Jetzt der Canzlei- 
Director der B. V., gebraucht a). Derselbe wird in 
der B. V. Ton dem Präsidium in Vorschlag geb rächt, 
und, wenn gegen seine Person nichts na erinnern ist, 
«ngenoaunen, bieranf dorcb jenes dem Bund rerpflicb- 
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i 

tet ni) Die HauptProtocolle «) nnd yon swei* 
facber Art: für PlenarSitsungen und für Sitsbngen 
des engem Raths. Sie enthalten die Anzeige der 

in der Sitzung anwesenden Gesandten, und die Yer* 
Handlungen, namentlich dieVoitiiige, Anzeigen, Mit- 
theilungen und Anträge desPräsidii, einzelner Gen 
sandten, der erMählteu Commissionen , und Heferen* 
* ten oderBerichtcrstatter, die Ahstimmungen der Stimm- 
ffihrer, und die BeschlGsse der Yersammlnng IV) 
Üeber Verhandinngen in Tertra 11 Hoher Sitsnng 
($. 159) , wird , wenn et die B, V. für ndthig oder nüts-, 
lieh erachtet, eine Registratur oder ein Separat^ 
oder NebenProtocoll aufgesetzt, und den einzcU 
nen Gesandtschaften mitgetheilt, entweder geschrie- 
ben mittelst Dictatur, oder loco dictaturae, als zu dem 
OriginalAbdruck der Protocolie gehürendf gedruckt 
($.145 a). 

«) Kl«sbb*s StaataarchiT, Bd.II, 8. 11 
' &) TorUiif. Geschifkordn., Ahsclui.rV, a. a.O.S. si^Vergl. f. 117. , 

O Es werden daran in der Buchdradcerei. der B. V. amtluhe 
Abdrücke in FolioFormat t jedoch nur fKr den ofßciellen 6e- - 
hrauch der Mitglieder der B. V. , Tenuistalteti und mit dem 
Stempel der Buudescaiulei bezeichnet , dessen ümsebrift die * 
Worte «•Original MJrucky> entbält. Nach diesen OriginalAb* 
drücken, wirdvon derselben Buchdruclterei für das Publicum 
ein Abdruck in Quart geliefert, wobei jedoch alle loco die- 
taturae gedruckten AufsStze (§. i54* ) nicbt befindlich sind. 
— Von Bekanntmachi|ng der BundestagsVerhandlungen, un- 
ten §. 148' . 

d) Vorläuf. Geschaftordn., Ahschn. IV, a. a. O. ti. 

S. 144. 

Fortsetzung. 

Y) Die HauptProt ocolle, Registraturen 
und Separat ProtocoUe, werden in den Sitsungen 
selbst« förmlieh nicht sn Stande gebracht, sondern 
erst nachher, dann spätestens am Tage Tor der nffeh- 
sten SitBung, in der Canslei für die einseinen Bundes- 
tagsGesandschaften zur Einsicht niedergelegt, hierauf 
aber, in der nächsten Sitzung, yorgelesen, wo es no- 
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thig) berichtigt, und Ton den anwesenden Gesandten 
ui^tersehrieben «); nicht auch Ton dem Protocollfuh* 
rer. VI) Jeder Gesandte kann seine Abstimmnng schrift." 
lieh übergeben, oder auch, cnnEinrückung in<4las 
Protocoll, dictiren. Antrage einzelner Gesandten, 
einen Gegenstand in Berathung zu nehmen, so auch 
Vorträge oder Berichterstattungen einzelner Gesand- • 
ten, Ausschüsse oder Commissionen, werden dem ge- 
hörigen Protocoll als Beilagen beigefügt *)• VII) 
Schreiben, Denkschriften und andere Eingaben, iv ei- 
che an die BnndesTertammlung gelangen, werden in 
demEinreichnngsProtoco 11 (Protocollum remm 
•xbibitarum) Terseichnet, weiches fast immer am 
Schlufs der förmlichen "Sitzungen vorgelesen und vor- 
gelegt wird f). VII) Die geschriebenen O riginal Pro- 
tocolle werden, in Abthciliingen ^cl^unden, in dem 
Archiv der B. V» aufbewahrt. Nach ihnen, werden ' 
in der biezu bestimmten Buchdrucherei ($. 127) Ori. 
ginalAbdrueke gemacht ($. 148, c), und den Gesand- 
schaftenstatt der Dictatl^r mitgetheilt* 

» 

a) Vorlättf. Geschäftordn. , Abscbn. IV u. III, n. 1, a. a. O. 
S. ai f. u. 18, auch S. 19 Note*. — Gesandte., die sugleich 
für einen andern als Stellvertreter, liraft erhaltener Substi- 
tution (§. 118' ), in der Sitzung anwesend waren, bemerlien 
solches bei ihrer Unterschrift, 7.. B. mit denWOrlen: «auch 
ex substitutione für die i3. Stimme», oder: ^auch für Hol- 
stein und Lauenburg V. Protoc. t. 21. Jan. 1819. — Nach ei- 
ner PräsidialErinnerung, in d. Protoc. v. 18. Nov. 1816, §. 14, 
eind die Erinnerungen einzelner Gesandten zu Berichtigung 
des Protocolls , nfr-ht-erst iu derjenigen Sitzung , >vü solches 
7,ur Ünterzoithiiuiig vorgelegt wird, vorzubringen, sondern, 
zu Erleichterung der deiinitiTen yijustii ung , dem Präsidium 
Torläuiig mitzullieilen. 

5) Vorlauf. G«scbäftordn., Abschn. IV, a. a. O. S. ai. 

c) VorgL KtÜBER's Staatsarchiv, Bd. II, S. 94 u. ii3. — Die 
Kinr»iehnngsProtoeotte findet man ahgedraclit in der Quart- - 
Ausgabe der- Protoc. der B.V*, lind, seit Anfang des J. i8ss, • 
auchhiderOriginalAusgabe. Eingaben waren ; 1816=: 1 14 > 
1817^353} i8'»8=:i9i; 1819= i3a; i8ao=ii3; 1891 = 114. 
Ein alphabetisches Verseichnifs Ton 1816 bis 1819, steht in 
der QnartAttSg. der Protoc. , Bd. VIII, 6. 817 — 338. 
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jDictatur* 

I) Die nictatar, das keifst, die amtliche Miu 
^ theilung der geschriebenen oder gedruchten (§. 127) 
Eingaben und Verhandlungen, namentlich der 
Protocolle und Registraturen, an sämmfcliche 
£undestagsGesandschaften , im Namen des Präsidii , 
geschieht, indem DictaturZimmer, an diejenigen IndU 
Tiduen, deren die einselnen Gesandten diesem Zwecke 
insbesondere sn Fertigung der Abscliriften,sich bedienen 
wollen. IDDiese IndiVidnen, welche in wirklichen 8laati- 
, diensten stehen müssen, sind verpflichtet, sich hiezu, 
durch schriftliche Zeugnisse der sie hiezu ermächti- 
genden Gesandten, in der Canzlei zu legitimiren «), 
III) Geschriebene Aafsät^e werden den genann» 
ten ludiyiduen entweder im eigentlichen Sinn dictirt^ 
oder SU Nehmnng einer Abschrift rorgelegt* Dassel!»« 
gilt Ton gedrncliten Eingaben, die in su geringer 
Ansabl yon Exemplaren eingekommen sind, als dafa - 
jede Gesandscbaft damit hSnnte^ verseben werden. 
(Um Tollständig auszureichen, sollten von gedruckten 
Eingaben nie weniger als 100 Exemplare eingesendet 
werden.) IV) Die Registraturen oder Separat» 
Protocolle über vertrauliche Sitzungen der B.V.« 
" die CommissionsBeriekte, die Vorträge imd 
Eingaben in jenen Sitzungen, werden snweilen, nüd 
Bwar «loco dictaturae»^), gedruc/ht, mit dem 
Stempel der Bandescanslei Ters^ben, nnd so den Go» 
sandsckaf^en mitgetkeilt. Nur als Mannscript, gedmckt, 
sind sie zu öffentlicher ßehanntmachung nicht bestimmt, 
folglich in der gedruckten nicht amtlichen oder 
Quart Ausgabe der BundestagsProtocolle nicht zu finden. 
Die Protocolle und Verhandlungen der MilitärCom« 
mission, werden tbeils nur geschrieben, tkeila loco 
dictatnrae gedruckt. 

«) Vorläufige Gesckfiftordn., Absckn. tV. Registratur Über die 
sweite PrSliminärConferena der Gesandten y 9. Oct. 1816; 
kl der QuartAusgabe der Protoo. der B. V. , Bd. 1, 8. as9* 

16 . 
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h) Diese Worte werden , auf der ersten Seite , obeo auf den 
Band gediuckt, unter den Stempel. 

Stufetifolge jeder Perhandlung. J^erhandlungsord/iung 

in jeder SU%ung* 

1) Bei je<lcm Gegenstand, der in den Sitzungen 
der B. T. zur Yerhaudlung liommt, sind zu unterschei« 
den:i) der Antrag, die Eröffnung oder Mitthei* 
liing; a) die Erörterung^ 3} die Abstimmungi 
4) die' B e » e hl ufs s i e Ii a n g* Nack Lage der Saebe , 
kann dieses Alles in derselben* Sitzung) es bann aber 
auch in mehreren , und selbst in einer Reihe von Si* 
tzun«;en, vorltommen (§. 137 a); es Tünnen Yoi be- 
sciiliisse nüthig seyn, ehe ein Endbeschlufs möglich 
ist. II) Die Ordnung, nach welcher in jeder S i- 
tzung die Verhandlungen vorzunehmen sind, soll 
in der Regel folgende seyn o): 1) Yorlesung, etwi^nöthig 
gefundene Berichtigung und Unterzeichnung des Proto- 
eolls der TQrigen Sitziing; t ) Anzeige der eii^ehommenen 
Eingaben ^ 3) Umfrage und Torlfinfige Abstinminng über 
{ede TOn ihnen 2»); 4) Anzeige der Gegenstände, welche 
weiter zu verhujideln sind; 5) stufenweise Verhand- 
lung über dieselben, M elche bestehen lunn, in Verwei- 
sung zu Berichterstattung oder an eine Commission, in 
Erörterung und Berathung, in Besch! ufsnahme, dafs die* 
Saohe zur Abstimmung reif sey, in Vorbereitung der- 
selben zur Abstimmung in dem Plenum, iuFristbestim^ 
mung j^ur Abgabe 4«r Stimmen, etwa auf einzuholende < - 
Instruction, in endlicher Abstimmung , in ScbluTs« 
idehung und deren Genehmigung , yon Seite der anwe» 
senden Gesandten, in Bestimmung, dafs und wie der 
Beschlufs beltannt zumachen sey, u. d. m.; 6) Abrede 
über die nächste Zusami^enkunft, ihre Eorm und Vci;* 
haiidlungsgegenstände. 

a) NacTi Vcrsrlirift der Vorlauf. Geschäftordnung Tom 3o* Oct. 
Abscbn. III. 
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k) Hicbei soll bestimmt werden: i) ob der Gegenstand sieh 
sofort (vor Ablauf der gewöhnlichen Frist) zur Berathung 
oder Beschlufsuahme eigne ; 2) ob ausführliche Erörterung 
desselbeu iiörhig sey| 3) ob diese vorerst in einer Tcrtrau» 
liehen Beraihung, oder sogleich in förmlicher Sitzung vor- 
zunehmen sey j 4) ol> letzten, Fall zuvörderst eine Prü- 
fung und Berichterstattung für nöthig erachtet werde, und 
wer hiczu ersucht werde. Die Bestimmung der Anzahl, so 
wie die Wahl, des oder der Berichterstatter, erfolgt ent- 
weder brevi manu durch Vereinbarung , oder nach erfolg- 
ter Abstimmung durch förmlichen Beschlufft« Vorlauf. Ge- 
schäftordu. , Abschn. III , Num. 3. 

S. 146». 

Beschlufs üher die Reiße der Sache zur Abstimmung. 

Umfrage. Wiederholung derselben. Stimmgebung , vor^ 

läufige oder endliche. 

I) Wird über einen Gegenstand die Fassung eines 
Beschlusses Ton der Bundesversammlung für notbig 
erachtet, so wird von ihr zuvörderst, mündlich oder 
•chriftlich, durdi .Torläufigen Beschlaf« fett|^setsty 
ob dio Sache reif xuv. Abatimiuaiig' sej; allen- 
fall» i&adi Torhergeg'angeaer alkeitigev instractiont" 
Einlioliiiig und Berichterstattun g ( § . 1 37 b). II) bt der 
eadlicbe Besoblnf« yon dem Plenum su . fassen, s6 
llann eine Reife zur Abstimmung eher nicht angenom- 
men werden, als bis in dem engeren Rath ein solcher 
Entwurf des endlichen Beschlusses yerfassungsmäsig zu 
Stande ^^ornmeni ist« der. yon dem Plenum .^ekradeab 
entweder angenommen oder yerworfen Verden llänft 

119). my istidie Sacke Ifüar r.eif «ar.Abatimmnal^ 
erklärt, und idrdi niebt bieraaf Ton Seite «ines dden 
mebrerer Geaandten eine Frist zu .InstractioBaEinkoD 
luDg begehrt nnd.erwirht (§. 137h), so wird snr Ab« 
Stimmung oder Stimmgehung geschritten. Diese 
erfolgt, in festgesetzter Ordnung ( §. 122), auf Um- 
frage des Präsidii «). IV) Das Präsidium hann eine 
'wiederholte Umflr.a^ ^'ennehmen, um Zweifel 
fiber üiuelne Abatimorangeft «i ibeben, , oder um di« 

16 * 
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Zählung der einselnen Stimmen, für die eine oder die 
«ädere Meinnng zu berichtigen Y) Die yorlSii- 
fige' Stiilimgebang liaiiii'mündlicli geschehen. Bei 
endliclier Abstimmung werden die Stimmen, so bald 
für jene eine Frist festgesetstwar, entweder scbrift« 
lieh eingegeben, oder zu^em ProtocoU dictirt c). 
• 

a) VorlSuf» Geachäftordn. » Abschn. U!» Horn. 7, Uta u« b| 
. a« a. O. 8. 30. 

b) Ebenda«., lit. b. . . . « 
€) £bendai«9 Ut.d. 

§. 146k. 

yerbittdlichkeit der BundesglUder zur SHmmgebung* 

Jlwnahmen hievon* 

I) Da alle Bundesglieder zur Mitwirkung für den 
jßundeszwecli gleiche Yerpüichtung übernommen ha- 
ben» und ein nothwendiges Mittel su dessen Erricb^ 
tnng darin besteht, dafs. die Angelegenheiten desBnn- 
' des durch die BnndesTersailsmJttng mittelst yerfassunga««^ 
mäsiger Erklärung' des Gesammtwillens erledigt wer- 
den, dieser aber, nacb Yorscbrifl; der Grundrenrägey 
durch Stimmgebung *der Bänzelnen festgesesst werden 
soll a); so ist für jedes Bundesglied mit dem Stimm- 
recht zugleich die Verbindlichkeit yerbunden, 
die Stimme abzugeben (zu yotiren). 11) Diese 
Regel leidet nur dann- eine» Ausnahme» wenn bei deoS 
sn.Berathsohlagung stehenden Gegenstand 1) ein Bun- 
desglied PAr4ei ist,.fol^lick «Is Sftimmfihig nicht br* 
ti'achtet werden- darf" weil' ein 'Parteiwille nicht 
eottstituireuder - Theil eiiies snfparteyiaehen Gesammt* 
willens seyn hann ; oder wenn 2) ein in dem vorliegen- 
den Fall stimmfähiges Bundesglied, mit ausdrücklicher 
oder stillschweigender Einwilligung der Bundes« 
Tersammlung c), sich des Ahstimmens freiwillig 
entb'ält, gleichviel ob es^ich hiezu aosdricbUoh 
•der stillschweigend erUM In ^em -enteB Fell 



Digitized by Google 



1 

^.AbsdbikPersoiialVerhalmisse etc. 229. 

besteht kein Stimmrecht, in dem andern ruht das- 
selbe (yotum quiescit). 

a) Alles dieses Termöge der BundesActe , Art. 4 u. 7. 

h) Beispiele liefern die Abstimmungen über PrivatReclamatio- 
nen , und über Streitigkeiten einzelner Bundcsgiicdcr unter 
sich. Protoc, der B. V. v. 1818 , §. i35. — Ist ein Bundes- 
glied bei dem concreten Streitfall nur in so weit betheiligt, 
als die dafür aufzustellenden Grundsätze sein Particulnrln« 
teresse in einem andern möglichen Streitfall unmittelbar be- 
rühren können , so ist es darum bei Entscheidung des gegen- 
wärtigen Falles als Partei nicht su betrachten , mithin stimm- 
fähig. Au» diesem Gesichtpunct ist das hannöverische Volum 
in d. Prot. v. 2. Dec. 1816, § 37, zu beurtheilen , betr. die 
Beschwerde des OA. Wahnschaffe wider Braunschweig, 

c) Eine solche Dispensation ist, nach dem Eingang dieses 
nothwendig. Sie ist aber auch snreichend« «Qaam<{uam in 
soffetate ^inguli legibus adstringantur, aniversi tarnen supra 
legcs sunt postti». L. G. Somönsn elem. juris naturalis« 
socialis , et geotinm (Groning. 1775. 8.)* $• 6<^« ' , 

Beispiele, in den Protoc. <1er B* s.Dec. 1816, $. 36; 
T. 1817 , §« loö, Tergl, jedoch, mit §. 107 $ t. 1818 j $« tSs j r. 
1819, S iiS. 

•) In solchem Fall wird der Nichtstimmende als stiUschweigetii 
einverstantle» mit der Mehrheit angesehen« Oben $*i37^,e« 
HanndTerisehe ErklMrung in dem Protoc. t. s9, Dec. 'i8i7» 
4i-9* Bestimmungen der TOrläuf. Gpschäftordnung der B. V. , 
oben §. 141, U u. III, wo die Fälle einer freiwilligen PrÜ« 
clusioD festgesetat sind, mittelst stillschweigender Entsagung 
auf das Stimmrecht in dem vorliegenden Fall. ,Tn7i\vischen 
hängt auch hier von der B. V. ab , ob sie von .der Stimm- 
gehung dispensiren will. Es giebt Fälle , wo di'e'Gesammt- 
heit wesentlich dabei betheiligt ist, dafs kein Bundesglied 
von ausdrücklicher Stimmgebung sich ausschliesse , ja«. B« hei 
einer Kriegserklärung und einem Friedeosschlufs«- 

§.147. ; •'./• 

Aufschub der BesMufsu/dhung** Aenderung: u» Gdheh» 
miptng abgelegter Stimmen- JBstimmuHg suh' spe rati. 
Interloquiren. Mehrheit der Gesandten 'ßtr 'diesMe 
Stimmgebung, Mrinherungen gegen schon ah^efajste 

Beschlüsse, 

V) Nach geendigter Umfrage , können einaelne Ge« 
•Midtei oder mehrer^i weiin ^Uii^ m ihre •Stimmen 
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•cbon abgelegt haben, um Au Facha b ^er Fettaeteung 

des Beschlusses ersuchen; sey es wegen neuer 
Gründe in spätem Stimmen, oder zu Aufklärung von 
MifsTerständnissen , u. d. Bewilligt die Versammlung 
4en Aufschub , so erfolgt hierauf weitere Erorte* 
rtng «). 11) Da einseitige Will^nserldärung nicht bin- 
det , so bann bia dahin, wo der Beschlufs Terfassunga« 
maaig featgesetst iat, jeder Stimmberechtigte die ab|[e- 
legte Stimme Sndern. III) Die ohne Torbehalt, aelbat 
ohne oder gegen erhaltene Instruction (§. iftS a. .i37), 
abgelegten Stimmen der berollmächtigten Gesandten, 
bedürfen, um bei der Beschlufsziehung für wirksam, 
zu gelten, einer nachfolgenden Genehmigung ihrer 
Regierungen nicht* lY) Ob und wie weit aber sab 
, ape rati Stimmen abgelegt, wohl gar Beschlüsse ge- 
gefafat werden dürfen; ob und wie weit i folglich aub 
. ape rati abgelegte Stimmen , bei Bildung dea Beachlua* 
sea Bu'nihlen aeyen; ob und in welchen Fällen bei 
der Abstimmung Interloquiren 2>) zuläaaig aey; ob 
und mit welchen Rechten zwei und mehr Gesandte 
eines Vii ilStimmberechtigten (§. 142) in den Sitzun- 
gen, insbesondere bei der Slimmgebung, zuzulassen 
Seyen; ob und .wie weit Erinnerungen, in Absicht 
auf U ehe rein Stimmung der Beschlüsse mit, dem Inhalt 
der' Protocolle , nach erfolgter UnterseiehnuBg "der 
letzten, suläaaig, wie aolche yorsnbringen aeyen, und 
init [welchem Erfolg; über allea dieaea, aind eigene 
l^eätimmangen noch su erwarten. 

0) Vorlauf* Gcschäftordn., Absckn. lU , Num«7, ISt. c; a«a*0». > 
S. 20. Vergl. oben §. 137'' . 

b) Ein Beispiel in d. Frotoc. der B. V. i4* Nov. 1816, §• 12* 
\ Vergl. auch Protoc. v. 1818, §. 19» u. SoparatProtoc. v. a5. Apr# 
1822, S. 291. — Das Jnterloquiren sollip mir dann Stattfinden, 

. . wi nn ein Stimmführer sich berechtigt und verpflichtet erach- 
tet, gegen eine während der Abstimmung erfolgte Erliliining 

. eines andern , odcA' gegen dessen io derselben Sitzunp: behaup- 
teten Rang, Vorsitz oder Stimmrecht, entgegenstehende 
Rechte oder Ansprüche seines Machtgehers , durch eu Pro- 
tocoll erklärten \Vidcr8pruch , alsbald au wahren. Ausser- 
dem wSre es UAl;ie^^ti«^ Vim^^cl^iuig dc^.StiiOL^ordiiuug, 
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S. 148*. 

Entwurf und Festsetzung des Beschlusses* Seine 
nehmigung, Avßiebung, Ausfertigung^ Mekanntmachifng 
oder MUtheihmg* AmtUch» SieUungsAriikeL . 

I) Nach Yollstä'ndig geendigtcr, oder rechtlich für 
geendigt an achtender ($. 137 h, Note e, n. $ i40 
AbstimmuDg, und wenn nicht Aufschub der Beschlufs« 
siehung yerlangt oder bewilligt wird ($• 1.47)1 >€brei- 
tety sowohl in dem engem Rath alt auch in dem Ple. 
num, das PrSsidium, in derselben oder in der folgeii- 
denSitzung, nach Torschriftmäsiger (§. 120, 121 a u. ff.) 
Maasgabe der abgelegten Stimmen, zu der Vorlegung 
eines Entwurfs tles Besclilusses. Ist solcher von den 
anwesenden Gesandten genehmigt oder berichtigt, so 
wird von der B V* und in ihrem Namen der Be- 
schlufs in dem ProtocoU festgesetzt II) Dieser 
bedarf alsdann , am rechtsgültig und rollsiehbar su . 
aejrn, keiner Genehmi|;ung, von Seite einzelner 
Gesandten oder ihrer Regieningen Er ist sofort 
rechtsgültig und- verpflichtend Für die Bundesgenossen« 
wenn er innerhalb der Compctenz der B. V. , und 
mit Beobachtung der für Beschlufsfassung festgesetz- 
ten Form, sa Stande gekommen ist. III) Aufhebung 
der Beschlüsse, wider den Willen derer, die daraus 
ein Recht erworben haben, findet nur statt, bei we- 
aentlipher Veränderung solcher Umstände , deren Dap 
••ejn für die Wirhsamheit des Beschlusses als notb^ 
wendig Torausgesetct war «), oder bei Entdeckung 
neuer Thatumstände, welche die bei dem Beschlulb 
als nothwendig vorausgesetzten Verhältnisse, von den 
wirlüichcn als wesentlich verschieden darstellen 
IV) Die Bundesversammlung bestimmt, oh, wie weit, 
und in welcher Art, ein Beschlufs , so wie das Proto* 
coli, bekannt su machen sej«). Die Bekanntma« 
chung derBundestagsYerhandlungen duroh(dffentlichen) 
Druck (§• 137)1 auf Hosten der BundesCansleioasse, 
bat. sie al»Reg-el festgesetzt, und sieb für jeden ein« 
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• seinen TaU Torbehalten , Aasnahmen hievon zu ma« 
eben /). Diese Oeffentlichkeit des gröfsten Theils ih- 
rer Verhandlungen, ist eine wichtige Quelle für Bil- 
dung der öffentlichen Meinang ($. as). Y) Für Axt 
«nd Mitlel der AnafShmng der BundestagtBesehlussey 
Ükr ineere Sieherheit m den BaDdesstaalen, ist eine 
C^xeentiontOrdiiung erriebtet ($.1480). VI) Auf 
Eingaben, llittlieilnngen und Schreiben, ausser, den 
Anträgen der Bundesglieder, antwortet die Bundcs- 
yersammlung durch Zusendung von Auszügen aus 
dem ProtocoU, mit oder ohne Anführung der 
.Gründe y welche, wie Alles was Ton der B* Y. aus- 
geblf TOB der BundesPräsidialCanzlei ausgef ertigt 
werden^). YII) Alle in politiseben TagbUttern 
der freien Stadt Frankfurt erscbeinenden Artibel, 
die BondesTersanunlnng und ibre Terbandlungen be* 
treffend, sind als nicht-amtTiche anzusehen, wenn nicht 
die Ueberschrift : cOfficieller A rti U e 1 v vorgesetzt 
ist; einMerlimal, dafs sie aus der Bundescarjzlei den Her- 
ausgebern zum Einrücken mitgetheilt worden sind 

a) Vorlauf. GescbaAordn. v. 1816, Abschn.III, Num. 5 u. Num. 7, 

' lit. a j a. a. O. S. 19 f. / 

i) "Wiener SchlufsActe v, iSao, Art. 7, 8 u. 10. — In der Vop- 

l&af. GescUäilordn. , Abschn, III, Num. 5, scheint hlotk die 

Bede m sejm 'von einer Genehmiguxig , dafs sur Sehlttfinie- 

hung geaebrittea werde« — VerhancAungen der B. V. in der 

HoAnannisehen Betefcwerdetache wider Kurhessen« im Febr. 

und M8n «817. Man s. unten §. i58 % a. 
«) Vergl. Hressa^s droit des gens medeme defEnrope, $*i65« 
^ GufaehtUcber CommiasionsVortrag , §. 1 , bei dem IhrotpeoU 

der B. V. T. 5. April iSsi. 
«)' YorlSttf. GeacbiKordn. , Absehn. III , Num. S u. 7« lit. e; 

a. a, O. S. 19 f. iU.e*aa*s Staalsarchiv , Bd« II, S. 106 f. 
BescUuCift^ dam Protoe« der PlenarYersammlung v. 14. Nor. 

1816 f {• IS ^ in KLtaa^s StaaUarchiT » Bd. II, S. 109. 
g) In dieser Form: «Aussug aus demProtoeoll der... Sitzung 

der teutschen Bundesversaminlung vom (Datum) • • • Di« 
' leotscheBundesversammluag bat besclilossoii, u. s.w. Frankf« 

. den (L. S,). Die BundesPräsidialCanzlei». (Unter- 

' Schrift des CanaUiDireotors.) VorMiuf, Oesch$ftordn« Abschn« 

US, NuBi. 7, lit. f I a« a« O« S« ai« 
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A) Beilage Num. Isu den PräliminärConfprenzen der Gesandt 
ten, im Oct. i8i6< Damals erlassene Erklärung der B.^ V. 
an den Senat der freien Stadt Fniüifiirt , Ait«U; in Ki.i}BBm*s 
StaataarcluT» Bd.II, S.i6o« ^ 

F'oliziehendß Wirksamkeit der 

i) Uehm^haupt. 

• Id ihrer Tollziehenden Eigenschaft ($• ii4^)« 
oline welche der Bund sehr oft mehr nicht als For- 
menspiel seyn Wurde, hat die Bandes Ter samnu * 
lung folgende Rechte lud Pflichten* I) Die Sorge 
^fur fortwfihr ende Wirhsamheit, und dalier in 
. einzelnen Fallen etwa nöthige Vollziehung aller 
TOn dem Bund ausgegangenen, oder unter seiner Au- 
torität errichteten Bestimmungen, und der von ihm 
ühernommenen Verpflichtungen '*)\ namentlich Vollzie- 
hung der Bundes Acte, nach ihrem ganzen Inhalt, und 
der, übrigen Grundgesetze des Bundes, der Ton der 
B.y* in dem Umfang ihrer Wirhnngshefugnifs gefafs- 
ten Beschlüsse, der am Bundestag Termittelten Yer« 
gleiche, der in Streitigheiten der Bundesglieder über / 
den jüngsten Besitzstand, auf Begehren der Bundcs- 
Tersammlung abgefafsten rechtlichen Bescheide ( $. 
i4Bh u. u f.), der durch Austräge gefällten 

schiedsrichterlichen Erkenntnisse, der unter Gewähr^ 
leistung des Bundes gestellten compromissarischen 
Entscheidungen, der Ton dem Bund übernommenen 
besondern Garantien Gegenstand der 'Tollsiehen- 
den Wirhsamheit derB*V., ist demnach jedes Rechts. 
TcrhSltnifs, welches durch den Bund begründet oder 
gesichert ist, sey es durch den erltlärten Bundes- 
zwecli überhaupt, oder durch besondere bundesmäsige 
Bestimmung c). H) Zu diesem Ende, hat die B V. , 
nach Erschöpfung aller andern bundesTerfassungsmasi* 
gen Mittel, "die erforderlichen £s:eentione'Ma a s> 
regeln in Anwendung eu bringen, mit genencn*B^ 

• < 
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obacbtung der in der ExecutionsOrdnung i48<' a.f.) 
des Bundes defshalb festgesetzten Bestiminangen J), 

a) Präsidial Vortrag in der B. V. am ao, Sept. 1819, ^. 2»o, Num«!!, 

S. 659. 

b) Wiener SchluTszVcte v. 1820, Art.Si, 20 ti. 17. Executions- 
Ordnung, Art. I, in dem Protoc, der f lenarY.ersainmluiig 
der B. V. v, 3o. Aug. 1820, §.3. . 

c) Provisor. CompetenzBestimmiing der B. V. v. 12. Jun. 1817 
(§. 2a3 der Protoc), lit. B, $^ 4v Num. 5, vcrgl. mit Num. 4 
11.6, u. lit. C, §. 5, Num.i u. 2. «Alles gehört vor den Bund, 
•was zur Erfüllung des allgemeinen Zwecltes, Art. 2, und der 
einzelnen in der BundesActe gegebenen Bestimmungen, Rechte 
U.S.W, gehört», und «innerhalb der Grenzen, die der Bun- 
deszweck bezeichnet, mufs die B. V. sitli frei bewegen kön- 
nen, nach dem Ziel, das ihr vorgesteckt ist», heifst es in 
dem ComraissionsGulachten über die Reihenfolge der Ge- 
schäfte , in der Beil. 11 zu dem Protoc. v. 17. Febr. 1817. 

d) Wiener SchlufsActe r. 1820 , Art. 3i. 

so Störung der innem Buke und Sicherheit des 
Bundes* 8) Bei JPPidei^seHlichkeit der ühterthanen^ 

hei Aufruhr , und bei gefälirlichen Bewegungen» 

I) Sind inpere Rahe upd Sicherheit des Bon« 
des irgend* bedroht, oder gestSrt, so hat die B.Y«, 

da ihr die Sicherung des Rechtszustandes unter den 
Bundesgliedern zur Pflicht gemacht ist, über Er- 
haltung und Wiederherstellung derselben Rath zu 
pflegen, und die hiezu geeigneten Beschlüsse , nach 
Anl.eitnng *d(pr in dem Bundesrechl enthaltenen Be- 
•stipiiiiiingeii, sn fassen «). II) Zwar steht, in jedem 
■a dem Band gehSrenden Staat, die Aufrechthaltang 
der innem Ruhe und Ordnung, der Regel nach,, dijr 
Landesregierung allein zn: aber als Ausnahme hann, 
bei Wide rsetzlichheil der ünterthanen gegen 
ihre Regierung, bei offenem Aufruhr, bei ge- 
fähr.lichen 3ewegungen in mehreren Bundes- 
sraitf^a». IMitiuchuAg des Bundes su ErhaUoiig ode^ 
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Wiederherstelhing der Rnlie eintreten, in Hinsicht 
anf .innere Sicherheit der gesammten Bundesstaaten, 
and in Fol^e der.Yerpflichtong der Bandesglieder sa 
gegenseitiger Hulfleistung 

0) Wiener ScMulkActe T* iSso» Art. 18. — Von dieser Art sind 
die in dem Protoc. t. so. Sept. §. 220, S. 671, enthaltenen. 

BeSI$hlÜ8se wider entdeclite «.revolutionäre Dmtriehe'», wo-, 
durch proyisorische Maasregeln wider dieLicens auf üniver-m 
sitäten , wider den Mifshrauch der Presse , und wider jene 
Umtriebe überhaupt festgesetzt , und wegen der letztern eine 

CentralUntersuchungsCommission zu Mainz niedergesetzt ward. 
Vergl. AUgem. fleutsche KcalEncyclopädie (ConversationsLe- 
xicon), 6. Aufl. (1822), Bd. X, voc. Umtriebe. L. v. Drfsch 
öffentl. Recbt , S. 104 — 107. Auf jeden Fall , sind diese Maas- 
regeln, zusammengenommen, ein denltwürdigcs Beispiel, wel- 
cher liraftvollen Entwiclilung die Bundesgewalt fähig sey, 
wenn der Wille der Mächtigen eingreifend zusamniemvirkt, 

Wiener ScblufsActe t. 1890 , Art. 25 u« 32. 

$. 148*. • 

Foriisetzung. 

m) Ist in ' einem einselnen Bnndesstaat dnrch 

Wider setzl ich heit der Untertha ne n gegen die 
Obrigheit, die innere Ruhe unmittelbar gclährdcl, 
und eine Verbreitung aufrührerischer Bewegun- 
gen zu besorgen, oder ist wirklicher Aufruhr - 
gebrochen , und begehrt 1) die . Landesregierung 
seihst 9. nach Erschöpfung ^er gesetz« and ¥erfas- 
sangsBilsigen Mittelf den Beistand des Bandes, so hat 
.dieB.y. schleunigste Hülfe sa Wiedeiherstellnag'^r 
.Ordnoag sn reranlassen. WSre aber s) die Regie- 
rung notorisch ausser Stande , den Aufruhr durch 
eigene Kräfte zu nnterdriichen , und gehindert Hülfe 
bei dem Bund zu suchen, so ist die B.V. dennoch 
yerpfUchtet, auch an an fge fordert zu Wiederher« 
Stellung der Ordnung und Sicherheit einaosohreiten. 
Jedooh dürfen 3) in keineoi Fall dse^mfögtea Msns- 
regeln TOB liagerer Baaer soyn^ •iB'Ji^e lMAmw^m 
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gierüng für nothig erachtet <>). ^Aach mnfs 4) diese 
Begierung nicht nar die BandetTersamniliuig Ton der 
Yeranlassmig der eingetretene^ Unruhen in Bennt> 
nifs setsen, sondern aucli bei derselben bemhigende 
JLnzeige machen, ron den sa Befestigung der wie* 
derhergestellten gesetzlichen Ordnung getroffenen 
Maasregeln IV) Sind in mehreren Bundesstaa- 

ten öffentliche Buhe und gesetzliche Ordnung durch 
gefährliche Verbindungen und Ansehlage bedroht, 
und Können dawider nar durch Zusammenwirlinng der 
Gesanuntheit soreichende Maasregela ergriffen wer« 
den, so ist die B.Y. befugt nnd -verpflichtet« derglei- 
chen SU berathen und en beschliefsen , nach genom- 
mener Rücksprache mit den zunächst bedrohten Re« 
gierungen c), 

m) Wiener SehluftActe t. i8ao , Art. s6« 
h) Ebendas. , Art. 97. 
Ö Ebandas.« Art. sfi. 



S. 148«. 

I^) fiei Jiistizverivcigeryng* 

r 

I) Wird in einem Bundesstaat gehörige Rechts* 
pflege in einer Justizsache «) verweigert 
oder gehemmt, und ist daselbst Hülfe dawider, auf 
gesetzlichem Weg, bei den inländischen competenten 
Staatsbehdrden fruchtlos gesncht worden, so bann der 
Betheiligle Beenrs an die Bnndesyersammlung neh- 
ttien, mittelst einer gehörig begründeten Beschwerde 
'fiber Ternögerte oder verweigerte Üustiz (que- 
rcla de protracta vel denegata justitia). II) Der B.V. 
liegt dann ob, diese Beschwerde anzunehmen, die- 
selbe nach der Verfassung und den Gesetzen des 
Landes zu prüfen, und, wenn sie erwiesen und be- 
•gründet gefunden ist, bei der Landesregierang, nntev 
welcher sm «der Beschwerde Anlafs gegeben worden, 
•gcrtchtliohe HftlCs sn bewirketf -denn* der oberste 
GnmdMte' des Bondea isty difs natef alten Bandes« 
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gliedem und in allen Bundesstaaten liein anderer alt . 
ein reditlicher Zustand bestellen müsse 

a) "Wider administrative und PolizeiVerfügungeu , wenn nicht 
gerlchüiclie Klage dawider nach den Gesetzen zulässig ist, 
0$. a86 u. 309— 3ii), findet Recurs an die B. V. mittelst Be- 
schwerde über Justizverweigerung nicht statt. Vergl Pro- 
toc. d r B. V. V. 1820, §. 174, betr. die Verweisung des 
Lamezaii aus Frankfurt, u. Frotoc. v. 1817, §. 896, betr. die 
Verweisung des r. Masscnbncb aus Heidelberg. — Selbst in 
einer Rechtssache , ist Verweigerung oder Verzögerung dann 
nicht denkbar , wenn sie zu gerichtlicher Verhandlung, darum 
noch nicht zugc lassen werden kann, Aveil der Beschwerdefüh- 
rer die geset/.lich nothweudigen l orhetlingungen noch nicht 
erfallt h:\t. Frotoc. der B. V. von 1817, §. ^4*? Bd. III, S. 245 
der QuartAiisgabe. — Wohl gilt für Juslizvorweigerung, wenn 
der Gang der Rechtspflege durch ungebührlich erlassene Ca- 
hinetshefehle gehemmt wird j unten §. 198 u. 458. Frotoc. 
der B. V. v. 1817, §. loi, ii3 u. 190. Bd. II, S. 121 u. i5o. 
Bd. III, S. 65 der QuartAusg., u. Nachtr. Actenstücke , Bd. II, 
5.173 ff., 192 ff. Bd. III, S. 32 ff. XL. 38 ff. Desgleichen, 
wenn dnreli Mi/sbrauch der gesetzgehtnden 09waU^ s. B. 
. dtupeli Gesetse nit rttckwirliender Kraft , das in gerleliUklier 
Erertemng begriffene streitige Re^t Teriadert wird. Protoe* 
. der V. T. 1618, §. 241 , Bd. VI ,* S. si6 der QuartAusg. 

h) "Wiener SchlufsActe v. iB'io, Art. 29 u. 63. Provisor. Com- 
petenzBestimmung in d. Frotoc. der B. V. , v. Jun. 1817, 
%, 233, lit. C, Num. 3. Vergl. das grofsherzogl. hessische 
Votum, in d. Protoc. der B. V. v. 1817, %. 242, u. das meck- 
lenburgische in d. Protoc. r. ai. Nov. 1816, §. 16, so wie 
ein Gutachten ind. Protoc. t. iSv;, §. 6. Das durch Be> 
sehlnfii der B« V., (in d. Frotoc. 1817, §. 91) gvnelimigte 
Gutachten über die Reihenfolge, Num. III, 33 in d. Protoc. 
1817 , §. 52 , BeO. 11« 

^e) Vergl. §. 168' U. •— Unter den vielen PrivatBedamationen 
wegen Justizverweigerung , von welchen zeither der gröfsere 

, Theil von der B. V. für ungegründet erklärt ward, zeichnen 
sich, theils durch die Menge der Betheiligten , theils durch 
die Schwierigkeit der dabei in Betracht kommenden Rechts« 
fragen, vor andern aus , die so genannten wcstphälischen Jn~ 
gelegenheUen (die Ton dem ehemaligen Königreich Weslpha- 
len berrfihren). Es sind Beschwerden der Staatsgläubiger, 
derDienstCantionlre, der DomfinenhSufer , mit Inbegriff der 

jltitafer eingezogener roQ^aliger TeutschordensGüter , der 
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durch die Staatsveranderung dienstlos gewordenen Staatsdie-. 
ner, und der Unternehmer von Truppen- und HospitalVer- 
pflegung oder Lieferungen von Arbeiten. Die hiebei bethei- 
ligten Staatsregierungen sind: Preussen , Hannover, Hurhes« 
sen . Braunschweig. Die meisten Beschwerden wurden wider 

• Kurhfssen gerichtet. Man s. die Protoc. der B. V. seit 1816, 
vor»üglich die oben (i58' , Noten) angef. Erklärung derB.V", 
in dem Protoc. ▼. 17. Mars 1817 , §. io5. Auszüge aus den 
Protocollen « in v. McnB^s Repertor. su den Verhandl. der 
B.-V.9 Heft in 9 8. 379 — 4^3* — In den wiener Ministerial- 
CoafmBsen, in der 33. Sitsung vom i3. Mai i8so, kamen 
diese Angelegenheiten rar Sprache. Oetterreieh Sufiierte: 
dieielhen könnten wohl nur dnreh billige und gleichfönnige 
Inttmetionen an die Gesandten in der B. V. erledigt werden, 
um einen BundestagsBesehlufii an bewirken. In diesem iftöeh« 
-ten awar die Bittsteller an die gehdrigen Landesgeriehte an 
▼erweisen, augleieh aber die betbeUigten Begierungen an er- 
aodien seyn« «die Entscheidung dieser Landesgeriehte — we- 
nigstens iU»er die Frage : ob^ud wie weit den einaelneo Be* 
clamanten'bona.fides sur Seite stdie? und ob stelllr das seit> 
her Geaahlte oder Geleiatete aehadlos au halten seyen, oder 
nicht ? wirklich ansuerkennen, und den defsfallsigen Beehts« 

' gang auf keinerlei Weise beschrSnken 2u wollen». Protoc. der 
B. y. adso (OriginalAusg.)} S. ai§* Ueber die hier In Be* 
feiehung kommenden- Bechtsfragen , s; man dk AUbteks pr^cis 
du droit des gcns moderne de TEuropc (5' edit. de 1821), 
p. 484t*4&& KLitea*a europ« Völkerrecht («das}» |. addu.!; 

S- 148'. 

5) FälUß wo gegen BmtdesgUeder .UnmUtel6are Fall» 
Mhungsbefugnifs dei^ B.K* ehitrüt* 

V) Wo der Bund, die Gesammtbeit der Bim- 
desglieder, üb mittelbar jdabei betbeili^t, oder 
durch seine 'Grund« oder andern Yerträge die B.y. 

geradehin dafür zu sorgen angewiesen ist, dafs 
einzelne Bundesglieder ihre durch das vertragmäsigc 
Bundesrecht unzweifelhaft begründeten Verpflichtun- 
gen gehörig erfüllen, da hat, im Weigerungsfall, die 
B.V«« das Becbt und die Pflicht , nach erfolgter yer. 
fastttnf|«sm88iger Fassung eimes Besebloiset über die 
Aniwendbarbeit der -bier eiai^^egeiideii Recbtsgnnid- 
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sätze auf den vorliegenden Fall, Ton Amtswegen und 
sofort dieselben dazu anzuhalten «) j also unaoigefor- 
dertVon einem betheiligten Ein7.elneii| und unmittel- 
bar oder geradezu auf dem Yollzi^hungsweg. U) Siad 
• neben dem Bund, auch einselne Bundesglie» 
der, eines oder mehrere, bei der Erfüllung jener 
Ycipiliclitungen besonders und unmittelbar be- 
tlieiligt^), so sind dieselben, im Fall verweiger- 
ter Erfüllung oder gescheliener üebertretiing, be* 
rechtigt, Recuira an die B.V. zu nehmen, und diese 
durch eine Anzeige oder Bescliwerde aufzufordern, 
dafs sie die Erfüllung der Terpilichtung, oder die 
Auftrechthaltung (MaUutenenz) des Bundesrechtes, als» 
bald oder unmittelbar auf dem Yollziehungsweg, wie 
auch ohne diese Aufforderung bei Wahrnehmung der 
Pflichtwidrigkeit ihr obliegt, bewirke, ohne die Im- 
ploranten auf den auslrägalgerichtlichen Weg zu ver- 
weisen , und die Wirksamkeit des Bundesrechtes von ' 
einer gerichtlichen Erdrtemng und Entscheidung ab*, 
hängig zu machen c)* vorausgesetzt, in beiden (Num» 
I u. U) Fällen, dafs die. Anwendbarheit des in Be- 
siehung genommenen Rechtsatzes auf den vorliegen- 
den Fall, nach dem Urtheil der B'V. , klar (in con« 
tinenti liquid) ist , mithin nicht auf weiterer Erörte- 
rung beruht. III) Wird diese Anwendbarkeit, in einem 
der beiden genannten Fälle, von der B.V. für un- 
zweifelhaft nicht gehaltend), oder von dem in 
Anspruch genommenen BundesgUcd widersprochen, 
und der Widerspruch yon der B.y. schlechthin för 
unecheblich nicht erachtet, so hat dieselbe züt^ 
derst jenes 3undesglied , unter Anberaumung einer 
hurzen Frist, zu vollständiger Erklärung aufzufor- 
dern. Nach Einlangung derselben, oder nach frucht- 
losem Ablauf der hestimmten Frist, entscheidet die 
B.y. nach Stimmenmehrheit, und schreitet, nach B^ 
schafifenheit der Umstände, bundesmasig zu der Exe« 
cution «). Wo nicht Gefahr auf dem Verzug haftet, 
mufs jedocli Torher Yerrnktlung ($• 148 h) yersucht 
werden. lY) Die gesclidiene Yollziehung hkidert 
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nicht, dafs nachher das widersprechende Bandes- 
glied ^ zu Verfolgung seines Anspraeha, den bunde»- 
mfisigen AusträgalRechtsweg wider dM ihm gegenüber 
stehende Bnndesglied wähle. 

«) Diese, 'schon in der Natur des teutscheu Bundesverhältnisses 
gegründete, unmittelbare Vollziehungshefugnijs der B. V., bei 
unzweifelhafter Verletzung bundesmäsiger Pflichten eines ' 
einseinen Bundesgliedes gegen Alle, gehört su den wichtig- 
sten Bestimmungen der wiener SchlufsActe v. 1820, Art. 17, 
■31 u. 53. — Beispiele von Verpflichtungen der angezeigten 
^ Art, liefern die BundesActe , Art. 12 bis 19, und die angef. 
SchlufsActe, Art. 53, 54, 63 u. 65. Man s. auch die Protocolle 
der B.V., z. B. über die Beihenfolge, in der PlenarVersamml« 
V, 1816, §. ii3, dann von 1817, §. «3, v. 17. Febr. u. 17. Nov.; 
wegen der St.mdesherren , Protoc. der B. V. v. 17., Nov. 1817, 
1. Oct. 1818, i/^. M.ai\ 1819. Das vorläufige Prejsgesetz v. 20. 
Sept. 1819, §.6 (in <1. Protoc. der B. V., 1819, §.220, S. 668 
der Orig.Ausg.) ermächtigt die B. V., Druckschriften, die in 
der Form täglicher liiätter oder heftweise erscheinen , oder 
nicht über ao Dmckbogen stark sind , wenn «sie nach dem 
Gutachten einer von ihr au er|»ennenden Gemmission, der 
Würde des Bundes , der Sicherhett einselner Bundesstaaten, 
oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in Teutsch- 
land sumderlanllBn, okna vorhergegangene Aufforderung^ auf 
eigener Autorität ^ durch einen Auaspmeh, Totn welchem kefaie 
Appellation statt findet , auunterdi%ek«n, und die betreffen* 
den Regierungen sind verpflichtet, dieftn Ausspruch su voll- 
siehen». 

ft) Ein Beispiel liefert die BundesActe, Art. 18, und der Be 
schlulSi der B. V. , betr. die FreifOgigkelt unter aUen Bun- 
desstaaten , in dem Protoc. a3. Inn. 1817 , ^* ^ 

«) Diese unmittelbare ToUstehungspflicht der B. V. , hat Ol- 
ren zureichenden Gnmd ebenftills in den Bettimmungen der^ 
Art.. u. 53 der wiener SchlnlüiAete t. 1810. — Vergl. die 
grofsherzogl. hessische Abstimmung In dm Protoc« der B. V« 
T. 1817, |. 214. Das in der Note a angef. vorläuf, Prefsgeset%^ 
$.6, erm&chtigt die B. V., die Beschwerde eines Bundes- 
gliedes gegen ein anderes, -wegen Verletsung des PrefsgeseUes« ^ 
«die Beschwerde commis sarisch untersuchen waXwevtL, u. wenn 
dieselbe gegründet befunden wird, die unmittelbare Unter- 
drückung der in Rede stehenden Druckschrift, auch wenn 
sie sur Classe der periodischen gehört, alle fernere Forue- 
tzuTi^ derselben, durch einen entscheidenden ^ussj>ruch zu 
verfügen». — Preutten erklärte , in d. Protoc. 181Ö 9 %• v^g 
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dafs eine Anordnung we^en definitiver ErKlärung des in der 
BundesActe , Art. i5 , bestimmten Pensionswesens der Mit- 
glieder des teutschen Ordens , «ein völlig pflicbtmäsigcr« 
ganz geeigneter Umstand für die "NVirksainkeit der B.V. sey»» 
— Streitigl<eiten einzelner Bundesgliuder unter sich, welche 

. nur aUein das unmittelbare Interesse derselben , nicht zu- 
gleich dasjenige der Gesaminthcit , betreffen, sind nicht Ge- 
genstand der unmittelt^ren Vollziehungsbefugnifs der B. V., 
sondern des bundesmäsigen Vermittlungs- und AustragaU 
Verfahrens (\. 148' u.ff^\ 

d) In zweifelhaften Fällen empfiehlt die provisorische Compe- 
teasBestimmung (Protoc. 1817, %, »23;, ^. 7, Instructions- 
Einholung . 

#) ExecutioosOrdnimg t. 3* Atig. 1890. Viitea |. 148° u. f. ^ 
Controvertirt ward in der B.y. fiber diesen Gegenstand, in 
der 26. Sitsung ^. Jul. 1891 ; in der «Aeussernng des Corre- 
ferenten» in der Beilage a6 su dem ProtocoU» und. in den 
• dagegen gerichteten, loco dictatnrae gedruchten «Aaaichlen 
4ea wirtembergischen Qesandtenf. Hierauf folgte eine Zu- • 
tanunenstellung der gegenseitigen Momente 9 in dem eu der 
▼erlräuliehen (37») Sitsung - ts. Jul. i8ai loco dictaturae 
gedruchten CommisaionsBericht. Aber eine Beschlursfasiiun» 
der B.y. über den hiebei beaielten Streitgegejutand« untere 
' ^ blieb, obgleich solche in demlArotoeolI der 27. Sitsung, %» 1969 
asgehfindigt war. 

§71486. 

Insonderheit j Fall der ' unerlaubten Selbsthälfe. 

Y) £rlaubt« insbesondere, ein Bundesglied sich 
gegen ein anderes, offenbar a) willkühr liebe 
Gewaltthätigkeit und Eige nmacHt, eine wi« 
derrechtliehe SelBsthülfe b)j so hat die B. Y. , 
nuf Anrufen des Betheilijgten ^) , die Pflicht, sofort 
nicht nur den Gegner yon der Gewalttbat, als einer 
offenbar widerrechtlichen Handlung (Factum nullo 
jure justificabile) , abzumahnen, sondern auch, bei 
foi;tgesetzter Widerrechtlichheit, denselben, unter 
Aufrecbtbaltun^ des bedrohten, oder Wiederherstel- 
lung des gestörten Besitestandes (§. i48h), auf dem 
bundesmäsigen Ezeeutionsweg ($. 148* u. f. ) in die 
Schranken seiner Bandespflicht auruchauveisen , und 

16 
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, »deni Beschädigten Schadenersatz zu Terschafifen 
VI) Macht in solchem Fall das Bundesglied, welches 
•ein reirmeiiitUches Recht mit Selbsthülfe verfolgt, die 
Einwendung, daft es widerrechtlich nicht handle 
oder gehandelt hahe« sondern nnr sein Recht Terfolgey 
so ist es damit, nach fruchtlos rersnehter Vermittlung, 
auf den bnndesaiittgen Reeht#weg sn «verweisen 
(5.i48f,lV). 

« 

J m) Das hsifst, wo die Thatsaehe erwiesen, nad ihre VsTer- 
einbarheit mit dem Bechtsgesets hlar ist, mitbin gegrflndete 
Einreden» weder foelische noch rechtliche , nicht sichtbar 
sind; ehehin der Fall reichsgerichtUpher nabedingter Man» 
data (HandataS. C.)* Frocessnalische Verbandlnng wire Uer 
swecldoi* 

Ii) DaTs, nach der im ii. Art. der BundesActe enthaltenen 
fintsagnng der Buadetglieder auf den Gebrauch aller Selbst« 
.gewalt, auch Repressalien (§.463) unstatthaft Seyen, wird 
in einem grofshersoglich-bessischen Votum bemerkt, in d. 
Protoc. der B. V* 9. Jon. i8i7<, %• »149 Nnm« 10. Vergl. 
den folg. |. 

•) Aber, ausnahm weise , auch unaufgefordert ^ «wenn die An- 
wendung der Selhsthülfe der öffentUchen Ruhe der Verfas- 
sung des Bundes Gefahr droht v. Grofsherzogl. hessisches 
Votum , in d. Protoc. der B. V. v. 9. Jun, 1817, %• ai4» 
Nuni. 1. Vergl. oben %. 148 i48^ u. i48\ 

d) Dieses gründet sich auf die BundesActe, Art. 11, und auf 
die wiener SchlufsActc, v. 1820, Art. 19 u. 3i. Klöbkb's 
Acten des wiener Gongr.« Bd. II, S.356, 4^» 43o, 4^* 

6) £el Streitigkeiten der Mundes gUeder tau^r sieh* 
' • ' J) Für AufrtcluhdUms des MesitzsUmdes* 

Für Str eitigh^iten der Bundesglieder, ist 
^ weder das auf dem wiener Congrefs beabsichtigte Bun» 
desgericht« noch dioi in den wiener MinisterialConfe« 
rensen yon 1619 und i8ao rorgeschlagene, permanente 

Aostragallnstans zu Stande gehommen «)• Dagegen 
verzichtete» nicht nur alle Bundesglieder auf den Ge- 
brauch der Selbsthülfe, namentlich des Kriegs und 
jeder «andern Gewaltthätigkeit ^) , in ihren wechselsei« 



Digilized by Google 



/ 

3. Absdm. PersonalVerbfiltoisse ete. 243 

tigeii StreitigtceiMn , sondern e« ward auch, far alle 
ttod Jede dieter Streitigkeiteil, der Bandesyer- 
•ammlang eise bestimmte Competeifs beigelegt 0* 
IKe B. y. soll 'bei Streitigl^eiten der BondesgHeder 

unter sich<^, wenn beide Tbeile dabei als souye« 
raiu zu betrachten sind (§. 140" 7 Num. i5), so viel 
A) den B e si tz 8 ta n d betrifft, 1) wenn Thätlichkeiten 
zu besorgen, oder eingetreten sind, yorläufige 
Maasregela cu Verhütung oder Abstellung jeder 
Seibsthülle ergreifen, and Tor Allem den Besitz« 
stand aafrecbt halten«). 9) Wird sie Yon einem 
Bandesglied zum Sehnte des. Besitzstandes ange-^ 
rufen, und ist der jüngste Besitz streitig, so ist sie 
befugt, ein bei der Sache nicht betheiligtes Bundesp;lied 
in der Nähe des zu schützenden Gebietes aufzufordern, 
die Thatsache des jüngsten Besitzes, und die ange- 
zeigte Störung desselben , ohne Zeitverlust durch sei^ 
nen obersten Gerichtshof summarisch unter- 
suchen^ und darilber rechtlichen Pescheid 
abfasse,n lassen. Dessen Vollziehung hat die 
BundesTersammlung , durch die ihr' hiezu angewiese- 
nen Mittel (§. 1480), zu bewirken , wenn der verur- 
theilte Bundesstaat, nach an ihn ergangener Auffor- 
derung, nicht freiwillig Folge leistet/). 

•) Von den wiener CongrefsVerhandlungeii« über Errichtung 
und Wirlisamkeit eines BunHesgerichtes y 8. unten %, i57 a, 
u. Klüber's angef. Uebersicht etc., S« 173 ff. — Späterhin 
hatte bei der Bundesversammlung mehrfache Berathung 
statt, über Anordnung einer -permanenten Austrägallnstans 
oder AusträgalCommission. Protoc r. 20. Sept^ 1819, ^ 219, 
verglichen mitdenProtocoUen v. 16. Jun. 1817, §. i3i, Art. III, 
i5«, 189,196,206,214, 2345 vom 5. Mär«, 5. Mai, u. 22. Dec. 
1818, 12. Jan. u. 6. Mai 1819. — In den wiener Mtnisterial- 
Conferenzen der Abgeordneten der Bundesstaaten, in den J. 
1819 u. 1820, war die Mehrheit /^ur Errichtung «Ines jn-rma- 
venten AusträgalGerichtes . Den Übrigen jedoch nachgebend, 
erklärte dieselbe: «indess wolle sie sich die vorgeschlagene 
wandelbare Austrägallnstanz in so weit gefallen lassen, dafs 
dadurch die künftige Einführung einer permanenten nicht 
ausgeschlossen werde». Hannover insonderheit erklärte: «die 
Mängel der jetzigen proTisorischen Einrichtung dürften in 

16» 
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der Folge besonders fühlbar werden , wenn juristische Kennt- 
nisse bei der B, V. seltener würden, und früher oder später , 
Tielleicht das Bedürfnifs eintrete, eigene JustizConsvhnten 
bei dem Bundestag anzustellen». Protoo. der 19. Sitzung 
¥om 8. Mär/ 1820, verglichen mit den Protocollen der 2. 
und 19. Sitzung vom 28. Nov. 1819 u. 4. März 1820. Man s. 
auch oben 126, e. Noch ward die Hofrnung zu Errichtung 
eines beständigen AusträgalGerichtes nicht aufgegeben, in 
dem Protoc. der rieiiarVersamml. v. 3. Aug. 1820, 2, Art. i. 
S. 220 der Orig.Ausg. u. in d. Protoc. des engern Raths y. r 
1820, %. 214. 

h) BundesActe » Art. ii. 

•) «Die Bundesversammluag ist diejenige Behörde , bei welcher 
aih und jede Streitiglieiten der Bundesglieder unter sich, 
' anmbringen sind». So der fieschlule der B. V* t. 16. Jun. 
i8t7» Art. 1. 

d) Bnnd^tActe, Art« it. Ki.€m*8 angef. Acten ete« Bd. II, 8. 
I^a ff. Vergl. oben %, 114. Die twehgebohmen, micces- 
aionsföhigen Mitglieder des Begentenbanses , sind unter obi^ 
gen Beitimmnngen nicbt begrüFen« Vergl. §. i86« 

#) Wiener SehlnftActe Ton 1810, Art. 19, vergl. mit der Bun- 
desActe , Art 11. — Beschlüsse der B. V. 6. Mii u. 7* 
Jon. 1819, Absats II, in d. iProtoe. t. 1819, $.78 n. ii3. — 
Bes'chlfisse der B. V. in dem Fall der *ehaumhurg»li]^isehen. 
Beschwerde wider Lippe ^ datt die8.e8 , dem 11. Art. der 
BundesActe suwider, in dem Dorf Maspe das Ton ihm be- 
bauptete Recht der Auspföndung mit militSrischer Gewalt 
ausgeübt, biedurcb aber den Besitsstcnd, die innere Sicher- 
heit TeuUchlands , und die Unabhängigkeit eines mitrerbün- 
deten Staates Terletst habe , ein Fall , wo der B. V. dat 
Recht zustehe , auch ohne yorausgegangenen Versuch tum 
Vergleich und Bestellung einer AustrSgallnstanz , diejenigen 
Schutz gewährenden Beschlüsse zu fassen » welche dem Zweck 
der richterlichen Manutenenz des Angegriffenen , bis sur Aus- 
gleichung oder Entscheidung der Sache , entsprechen; iniden 
Protoc. der B. V. v. 1818, §.235, v. 1819, §.78, ii3u. 191, 
vergl. mit ebendas. v. 1818, §. 221, t. 1819, §.9, i53, 181 
u. 212. Lippe fugte sich dem Beschlufsder B.V. , ebendas. 
V. 1819, §. 191. 

f) Wiener SchlufsActe.TOn.i8soV Art. lo. 

0 
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S. 148i. 

vB) In StreUigkeüeu anderer Art, 
Ferminthmg* 

B) Auch ausser denen Fällen« wo Torerst Auf. 
rechthal tung des Besitzstandes bq Entfernang einer 
drohenden oder wirklichen Störung des inneren Frie« 
dens im Bunde, in Betracht homilitf ist die Bundes* 
Tersammlnng competent, in «allen und. jeden»«) 
bei ihr angebrachten Streitigheiten der Bnndesglieder 
unter sich. Docli ist flicsclbe hier I) nur subsi- 
diarisch compelent, das hoifst, "wenn dafür Fami- * 
lie n Austräge, ^ertragAusträge^), und S chie ds- 
richter, welche die Parteien durch Compromirs ^ 
sey es ein-für allen^al oder nur für den Vorliegenden 
All,, ausserhalb der Bundesyersammlun^ erwählt ha* 
ben, nicht bestehen «)•-' II) In solchem 'Fall hat die 
BundeftTersanmlong, nachdem ^ieyon dem beschwerde- 
führenden TheiL unter gehöriger Darstellung der That- 
nmstände und Rechtsgriinde, zu bundesmäsiger Hülfe 
angerufen worden, zuvörderst die Vermittlung 
durch einen , den Parteien von ihr l^ekannt zu machen- 
den, Ausschufs, bestehend aus zwei oder mehr 
Gliedern ihres Mittels , su- Tersuchen ^ ; eine Pflicht 
und Befugnifs , wfflche ihr auch in Terschiedenen an> 
dern FtOieu ($• 14Sq) zukommt.. III) Nach Maasgabe 
der Umstände, kann die B. V. eine Zeitfrist ror- 
schreiben, zu Erledigung des Vermittlungsgeschäftes; 
auch kann jeder der streitenden TJieilc auf eine Frist- 
setzung antragen *•). IV) In Beziehung auf die von 
dem beschwerdeführenden Theil bei der B. V. einge- 
reichte Darstellung* seiner Ansprüche, hat der Aus* 
schufs, unter ^Bestimmung einer hursen "Frist, TOn 
dem beklagten Tbeil ebenmSsig eine Darstellung 
\ der Sache und seiner Einreden zu begehren, um, 
nach Vergleichung des beiderseitigen Vorbringens, 
angerfiessene Vorschläge gütlicher Uebereinhunft ent- 
werfen zu können/). Vj Sodann hat der Ausschufs 
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•inea Termin sun Ter tncii derGÜte ansnietseii, 
nndticli so bemfilieii, gütUche Beilegung des Streites 
sn Stande su bringen, aneh bei eintretenden Scbwie- 
riglteiten, ao wie überbanpt Ton dem Erfolg, an die 

BundesTersammlung zu berichten^). VI) Kommt 
ein Vergleich zu Stande, so "wird die Vergleichur* 
linnde nebst den gegenseitigen Ratificationen, jene in 
Urschrift, diese in Abschrift , in dem Bondesärcbir 
niedergelegt, und der Bnnd fibemimmt die Gerau» 
tie dea Yergleicbs A)^ 

«) Worte der BündesActe, Art. ii, und dea Batcblnttes der 
B. V. V. i6. Jun. 1817 , Art*I; ni dem Protoc. t. 1817 , §. ^Si« 
rerglichen mit den Abstimmungen daselbst , $. i52, 189 , 196« 
ai4. Also gleichviel , ob der Streit auf ein durch öffentli- 
ches , oder durcli Priratrecht begründetes Verhältnifs sich 
besieht ; wenn nur das in Anspruch genommene Bimdes^Ied 
dabei in seiner bundesmSsi^en politischen Unabhängiglieit, 
also nicht in- einer Eigenschaft erscheint, in welcher dasselbe 
seinen ordentlichen Gcnchtstaod vor einem Landesgericht 
hat , z, b. als Besitzer eines Frivatguts. Vergl, §. 148° , 
Kum. i5. So versteht man den Vortrag, betr. die kurhessi- 
sche Schuldfordenmg an Waldeck, in- d. Protoc. v. 1818, 
loco dict. gedruckt als Beil. 6 zu §. 19$ wo es (S. 85 der Orig. 
j\usg.) heifsl: adafs die B. V. diejenige Behörde Bej , bei 
welcher alle und jede Streitigkeiten der Bundesglieder unttr 
sich anzubringen seyen , dafs mithin nicht die Qualität der 
Streitsache, sondern die Qualität der Streitenden es sey, 
welche die Behörde begründe>>. — Streitigkeiten zwischen 
BunJcsgliedern, veranlafst durch Vertretungf welche das eine 
seinen Unterthanen bei ihren Ansprüchen wider das andere 
angedeihen läfst, begründen, in der Regel, die AustragaU. 
Instant nicht, Vergl. die wiener ConferenzProtocoUe v. iSao, 

^ Num, 18, und das grofs. hessische Votum in d. Fretee* derB.V, 
9. Jon« 1817, §. ai49 NttB>*i>S wo jedocb angenommen 
wird f daf« hier ain Regent die Sache seiner Unterthanen au 
seiner eigenen alsdann machen « nnd Eröffnung des AustrSgal- 
Wegs begehren hönne , wenn das atreitige VerhSltnllh ua« 
mittelbar auf politischen Ereignissen beruhe, a. B. wenn 
Abtretung einet Landestheils , die Frage TOn Thailnahme an 
den Schulden des Landes oder eioaelaer Theile desselben 
oder einadnerStaatsanslaltem reraakifiit (man jetat Art, So 
der eriener SehlufsActe)« odarwenn die Untarlhikaen VeifQ» 
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tung der Kosten för durchmarschirende Truppen fordern. — 
Ueber die bei der B. V. sur Sprache gebrachte Frage: ob in 
Streitigkeiten unter Bundesgi ied om , in Hinsicht auf die Com- 
petenz der B, V. ein Unterschied zu machen sey, sswischen 
Recht' und /«ferejjeStreitigkeiten , oder zwischen streitigen 
Rechten und coUidirenden Interessen, s. man die Protoc. der 
B. V. V. 4« Jun. 1821, §. 160, 20. Jun, i8ei , §.173, die Beil. 
a5, u. §. 190 des Protoc» v. 5. Jul. 1821, §. 27 — 3o j auch 
$.34 u. 256. Protoc. V. 1822, §.82. L. v. Dbesch Beiträge 
(Tüb. 1822. 8.), S.79 ff. In den Protoc. v. 1817, §. 196, er- 
](1ärte Baden'. «Der 11. Art. der BundesActe enthalte Nichts 
von einem Unterschied zwischen jjolftischer und rechtlicher 
Natur der Streiligheiten unter Bundesgenossen ; Indofs srtee 
er für das Politische der&jellicn, schon ein Auskunftmittcl 
'durch die Verorduung eines Vermittlun^sAusschusses. Al- 
les, was Rechte und Verbindli^hheiten der Glieder und Ver- 
fügungen der BundesActe selbst betreffe, gehdre vor die B. V. 
Zudem eey es^ nach der Natorider Stelle und der Mcjpscben, 
eine mifslicbe Aufgebe um die Auffindung der Grensscbeide, 
wo das Fdlitisebe' in einem Streit unter touverainen Staaten 
aufUdre, und das Recbtllcbe anfange* Sonaeh wOrdfn die 

' Zwecke der Sicherung des Reehts- und FriedeussustandeSy 

' die im Geiste der RundesActto' liegen , auch bei dem Buch- 
ataben derselben bester gedeihen , als bei einer neuen Unter- 
•cheidung , dutch die der Bundestag in Schwierigkeiten genh 
tben könne »• — Wirtemherg erklärte , in d. Protoc* t. 18179 
f. 189 1 «Ein IJnterscLted der Sireitigkeiten der'Bundesglieder 
unter sich, nach ihrer Eigenschaft, ob sie s. B. rein » privat' 
reehtlieher "Stttar sejen, sey dem Art. 11 der BundesActe fremd. 
Zwar möchten die Irrungen unabhängiger Souvet*aine insgemein 
mehr Staats- und völkerrechtlicher , als privatrecfatlicher Na- 

^ tnrseyn; doch hönnten unter den Bundesgliedern ^ nach den 
engen Familienverhältnissen, worin viele unter sich stehen, 
auch privatrechtliche Streitigkeiten, besonders über G^gen 
stände dos Privatfürstenrechts , häuüg vorltommen». — Äti' 
haltCöthett erklärte in d. Protoc. der B. V. v. 1821, §. 178: 
nach der Natur der unter imabhängigen Staaten denkbaren 
Streitfälle, könne die Gesetzgebung des Bundes künftig zneier- 
fei Arten und Formen des Austrags anordnen , i) den streng- 
. richterlichen , in allen Fällen, wo wirldiohe Rechtsverletzun- 
gen vorliegen, und 2) den vermittelntien schiedsrichterlichen 
Äustrag, in allen Fällen, wo der Sireithandel mehr politi- 
sehen als sf rengrichterlichen Grund liabe. Bis jet*t sey nur die 
erste Art des Austrags gesetzlich vorhanden. 

b) Für nicht aufgehoben durch die ßundesAuslrägaUnstanz. e*- 
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lilärt die Familien- oder (und) VertragAusträge die wiener 
SchluTsActe, voniS'zo, Art. 24. Eben ao der angef. Beschlaft 
der B. V. v. 16. Jun. 1817, Art. I. 
e) ^Viener SchlufsActe v. 1820, Art. 24 und 3o. Der angef. 
Beschlufs der B. V. v. 16. Jun. 1817 , Art. I. Beschlufs der 
B. V. in der PlenarVersamml. v. 3. Aug. 1820 , V ^ » Art. lo. 
— Die Follziehung der von Austrägal- oder Schiedsrichtern 
dieser Art gesprochenen rechtskräftigen Urtheile, liegt der* 
B. V. ohne Zweifel dann ob, wenn die, eine solche Instans 
begründende Uebereinkuiift unter ihre Garantie gestellt ist. ' 
GH.1iesaUc]ies Votum ia d. F^toe. der B» V. t. 9. Jun. 1817, 
{. 91^, Num. i3« Ob und wie weit aber md$we dem Fall 
einer Genintie ? iat tliefls neeb dea Thatumitinden det Fallet, 
fbeilt nach aflgemeineii GrondtStsen det Boadetrecbtet sn 
bestimmen. Vergl. §. 1481* u. f., §. 168* n. f. Die groftber- 
fogUeb- und bersogUeb- sMchsisehen (mit Autnabme Ton Sacb* - 
tenCobnrg) und ffknüUsh'r0mssisehei^ Häuser bab(n, m ^ 4^ 
der ^roTitoriscben Ordnung det gemeintebafUicben OberAp- 
pellationtGeriebtet su Jena , für die unter ihnen etwa enttte* 
. benden Streitigkeiten fiber reines Mein und Dein, namentlich 
In^genthumt-, Contraet- und Erbschaftttreitigbeiten» auch 
f^renairrangen, mcht aber, über polititche Verhiltniste , ihr 
gemeinschaftliebes OberAppellationsGericbt au Jena nur 
si^ieäs richterlichen. (Austrigal-) Instans bestellt. — Von der 
durch den naumburger Vertrag Ton i554f för eämmtliche säch^ 
eichen Häuser festgesetzten Austrägallnstana, S. Bömhr^s 
Staatsr. und Statistih des Churfürstenthumt Sachsen, Th. I, 
S. 5o2 ff. 

d) BundesActc, Art. n. Wiener SchlufsActe v. 1820, Art. im. 
8o« — Beschlufs der B. V. v. 16. Jun. 1817 , die Vermitthing 
der B. V. betr. , Art. 2 , in d. Protoc. r. 1817, §. a3i. Vergl. 

' die Commission.s Vorschläge in ^. i — 8 des in dem nächstfoU 
genden Note < , an^ef. Entivurfs eines ßundestagsBeschlusses 
über das Verfahren in Streitigheiten der Bundesglieder unter 
einander. — Beispiele von Vermittlungen, in den Protocol- 
leu der B. ^'. : in Sachen Bremen c. Oldenburg, Proc. v. 
iHi", ^. 4»" ? — Cirofsh. Hessen c. Nassau , Protoc. t. 1817, 
•— Baden c. Haiern, Protoc. v. 1818, ^.665 — Bur- 
hessen c. AVnldeclt , Protoc. v. 1818, §.19} — S. Coburg 
c. S. Meiningen, Protoc. v. 1818, ^ 128; — S.WeimarE. u. 
Schw. Ru<]olsta(ll c. S. Coburg, Meiningen u. Hildburghau- 
seri , auch Si hw. Sondersbausen , Protoc. v. 1818, i34 » v. 
1821, ^. 149 u. 191 , V. 1H22 ^ 67, 94>, 100, 117, i36, i6i ; 
— Kurhessen c. Nassau, Protoc. v. 1819, ij8j — Schaum- 

burgLippe c. Lippe, Protoc. t. 1818, 149 i Baiem c« 

j 



N 
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GH-H^MeHt Protoc* 1822, 1. 136 ; — swischen sieben Bus« 
4etgeiiOMcn9 Protoc. t. 1822, %. 140; — swischen Preussen 
undNassau, die saarblüclterLandescassenSchaldeii betr., Pro- 
toc. V. 1822, ^.202; — zwischen den souvorainen Besitzern 
Ton Bestandtheilon des Tormai. GHenogth« Franlif iirt , Pro- 
toc. V. 1822, 2o3. 

e) Der angcf. Bcschlufs v. 16. Jun. 1817 , Art. II, a. ' 

f) Der angef. Bescblufs r. 16. Jun. 1817, Art. II, b. ; 
g") Der angef. Beschlufs v. 16. Jun.. 1817, Art. II, c. 

h) Der angef. Beschlufs t. 16. Jun. 1817, Art. II , d. — So ward 
der Streit zwischen Oldenburg und Bremen, über den els^ 
ßether Jf^tserzoll , unter Vermittlung der B. V. verglichen, 
irad dessen Vollziehung unter die Garantie des Bundes ge- 
stellt. Protoc. der B. V. v. 1819, %, 193. Mabtens recueil, 
Supplem. VIII. 64d. 552. . - 

S. 148 . 

b) Entscheidung durch eine jtusträgallnstunz, 

Ut der Temicli einer Yermittliing fruchtlos, und 
denuiach, weil ein rechtloser Zustand unter Bundes» 
gliedern nicht statt finden soll, rieht ertliche Ent* 

Scheidung noth wendig a) , so hat die Bundesrer» 
Sammlung solche, und zwar durch eine wohlgeord- 
nete, blofs für diesen Fall bestimmte Aus I räga lin- 
st an z zu bewirken/). Das AusträgalGericbt ist, 
in jedem einzelnen Fall , und zwar in der Begel 
durch Vorschlag des Beklagten und Auswahl des Kla- 
gers, va benennen, und yon der BundesTcrsanimlung 
auftragweise su bestellen, Zu dem Ende hat 1) der 
Behlagte binnen 4 bis 6 Wochen, Ton dem Tage 
angerechnet, wo der Ausschufs die Anzeige von dem 
Mifslingcn des Sühlicversuchs bei der B. V. gemacht 
hat, ausserdem die Bundesversammlung, drei l)ei der 
Sache nicht betheiligte Bundesglieder dem Kläger 
'zu })enennen , ans welchen dieser, binnen gleicher 
Frist«), eines zu. wählen hat, dessen oberster Ge- 
richtshof dann, jedoch nur im Namen und anstatt 
der Bundesyersaminlung , für Verhandlung und Ent* 
- tdieidung der Streitsache, die Austragallnstans (das 
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AuttrSgalGericht ) bildet /). s) Diese BetUmraiuig 
wird dem Genchtskof Ton der B. Y., unter Ifitthei- 
long der Tergleichliandlaiigeiif durch teine Landesre» 
gierang — swischen welcher und der B. Y. , die n8* 

thigen Mittheilnngen dnrcb ihren Gesandten erfolgen 
■—bekannt gemacht, und er erhalt von ihr (der B. V.) 
förmlichen Auftrag, als AusträgaUnstanz der Bun- 
desActe geniäfs zu handeln g). 3) Dem Gerichtshof 
steht, und zwar (wenn er aus mehreren Senaten he; 
steht) im Plenum, die Leitung des ProcesseSf 
nach der hei ihm geltenden Procefsardnnng, die 
Ertheilnng der Zwiachenurtheile, nnd die defi- 
nitiT e Entscheidung, für alle streitigen Haupt- 
und Nebenpuucte , uneingeschränkt zu, ohne weitere 
Einwirkung der Bundesversammlung und seiner Lan- 
desregierung ; doch hat diese, auf Ansuchen der Bun- 
desyersammlung oder der Parteien, im Fall einer Zö- 
gerung , das Nöthige an das Gericht su erlassen 

«) Preuss. Erlilärimg in dem Protocoll der B. V. v. 28. Jan. 
1818, dals nicht alle Sireiligkeiten «Icr Bundesgliedcr , nach 
fruchtloser Vermittlung , zu der Austrägallnstans sich eig- 
neten. Vergl. oben %, 148* , u. %. 148^. 

h) ji^Uragen liiefs in dem Mittelalter, Bechtstreitiglteiten 
Ter mnem Schiedsrichter auseinandersetsen oder erörtern, 
und Ton ihm entscheiden lassen* Der Schiedsrichter hiefs 
• * jfusträger oder Austragrichter , diese Art der Erörterung und 
Entscheidung der Recbtshändel überhaupt, und so auch das 
schiedsrichterliche Gericht, der Austrug oder die y.'usträge 
(Austraegae, Austraegarum jus. Instantia austraegalis). Wäch- 
ter, ScHiLTKn , Hai.taus , Scherz, Oberliiv , in ihren Glossa- 
rien, Toc. Diagen u. Austrag, JpFEFFincEa, Vitriar* illu« 
strat. IV. 499» ' 

•) BundcsActc, Art. 11. Wiener SchlufsActe v. 1820, Art. si'; 
▼erglichen mit den wiener GonfcrenzProtocollen, Num. 18, 
iO^Ve» d2. Beschlufs der B. V. r. 16. Jun. 1817, betr. die 
Vermittlung bei Streitigltciten der Bundesglieder unter sich, 
und Aufstellung einer wohlgeordneten AusträgaUnstanz , in 
den Frotoc. der R. V. v. 1817, ^. 23i. Beschlufs der B. V. 
in d. Prot, der rienarVersamml. v. 3. Aug. 1820, das bei 
Aufstellung der Auslrägallnstanzen zu beobachtende Verfah- 
ven betr. , %, 2 « S. 219 der Ori^.Ausg. Zur Revuion dt!S 

/ ■ 

« 
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«ngef.' BetehluMei t. i6. Jim. 1817 (man Art* 11 «des an* 
gef. Protoc* der PleiiarVerMiiiiiil.), ward voa der 9* V.» ^ 
dem ^rotoc« 3. Aug. 1890 , f • eine Cmnmuiton aleder- 
gesetal) deren Vortrmg ünd Entwurf eines BundestagsBe^ 
sehiusset über daa Fkrfahren in Streitigkeiten der Bnndea- 
l^ieder uhter einander, in dem Prot. si. Dec. i8ao , $• 

■ ai4« und daselbst in der Beil. «5« S, 685 u. ff. der Orig. 
Ausg., Sit finden sind« ' Abstunmungen hierüber, finden sich 
in denProtocollen von iSaiu.iSaa, ein definitiver BeicUttfa 
ist aber bis jetat nicht erfolgt. — C. Frhr. t. Dalwigh die 
Austrägallnstanz y zu Erläuter. des Art. 1 1 der t. B. V. Mains 
1817. 8. H. L. C. Eui'EB über die nothwendige und gesetzl. • 
Zulässiglteit der Au8tr,lBStans « nach IiIhaltArt. 11 der B. A., 
in Absicht auf diejenigen Ansprüche und Forder. , welche 
der Kurfürst Hessen an mehrere grofsherzogl. , hersogU 
u. fürstl. Häuser aus Anleihen hat. Oanlif. 1818. 4* 

d) Der angef. Beschlufs t. 16. Jun. 1817, HI, 2. Der angcf. Ent* 
vnirfv. 31. Dec. 1820, 10 j wo jedoch, ohne Zweifel ausVer» 
sehen, gesagt ist, dafs der Beklagte eine Klageschrift einzu- 
reichen habe. — Es kann zweifelhaft oder streitig, mithin zu 
bestimmen nothig seyn, wer von beiden Theilen die Rollen des 
Klägers zu übernehmen habe, römisch : «cquis actor intelligatur, 
quia par omnium causa videtur»» L. i3 et 14. D. de judiciis. — * 
Vereinigen sich hierüber, oder wenigstens über eine ge- 
meinschaftliche Wahl des AuslrägalGerichtes , die Parteien 
nicht (Beispiel einer Vereinigung der letzten Art, in d. Pro- 
toc. V. 1821, iiu. 33), so hat, nach dem oben (Note c) 
angef. Entwurf, ^. ii, die Bund csi^er Sammlung das Austrä- ' 
galGericht zu bestimmen. Nachher hat, in Ermanglung einer 
Vereinbarung der Parteien, das jiusträgalGericht festzuse* 
tzen , welcher won beiden Theilen zur ersten Handlung, ohne 
Präjudis für seine sonstigen Rechte , aufsufordem sey. Gut- 
aebtlicber Comtnissionsyoftrag , %. 10 , s« dena PTotoe« der 
B. V* T. 5. Apr. iBai , ^. 98. Bescblufs in dem Brotoe« der 
B. V. T. iSm Jan. 1821, §.11, NumS, u. ebendaa« in dem 
Torausgescbiclitcn Vortrag, Nnm. s. In derBeadiwerdesaclie 
der rheinpfalsiscben Staatsgllnbiger lit*P« theOte das Aus- 

• trlgalGericbt die Rolle des Klägers der badlacben Regierung 
au, im Märs 1811 • Protoc. der B.y. t. 18a«, V *7^9 Beil.««» 
f. 48* — Bestebt der beklagte Tbeil aus mekritren Bundes- 
' gliedern, so müssen diese fiber die dem KlSger aur Auswahl 
^orsuscUagenden drei Bundesglieder innerbalb der gesetn- 
tcn IMtt sich vereinigen, wenn sie nicbt angeben wollen, 
dafs statt Ibrer die Bundesversammlung wShle. Protoc. de^ 
B. y« T. i8sa, %. i6i« Veri^. das grofslkersogl. hessiacba 
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Votum in tl. Protoc. v. 9. Jun. 1817, ^. 214, Num. 21, wo 
jedoch die Rollen des Klägers und des Beklagten yerwech- 
selt sind. — Aus besondern Gründen, ward, in einem sol- 
chen Fall, den mehreren Belilagten eine abermalige Frist 
Ton 6 Wochen zur Benennung dreier BundesgUeder ertbeilt, 
in d. Protoc. der B. V. 1822, ^. 161. 
e) Ein Präjudiz für den Kläger , wenn er in der gesetzten Frist 
aus den ihm Torgeschlagenen drei Bundesgliedem Iteines 
wählt , ist in den oben angef. Beschlüssen ausdrücltlich nicht 
festgesetzt. Der oben (Note c) angef. Entwurf v. ai. Dcc. 

1820, \. II, schlägt aber vor, dafs in solchem Fall die Bun- 
deSTersammlung , jure devolutionis , den AusträgalRichter zu 

. •raeanen habe , aus den drei von dem Beklagten oder, sab- 

* tidiaritcli , tob Üir aelbtt TorgeteUagenett drei Bimdesglie- 
dem. — > Sind mehrere Kläger , so haben aie innerbalb der 
gesetsten Frist über die Auswahl eines von den drei rorge- 
schlagenen Bundesgliedem sieh su Tereinigen ; wo nieht f so 
geht das Recht der Auswahl auf die B. V. über. Es ist hier 
paritas rationis , wie bei dem in der nSehst^orhergehenden . 
Note erwähnten Fall der mehreren Belilagten. 80 auch der 
angef. Entwarf Tom 91. Dec. iSao^ I* >> « 689 der Orig. 

^ Ausg. 9 u. das angef. gh. hessische Votum v. 9. Jun. idk7, 

Num. 21. — Es bann auch* einer der mehreren Kläger, der 
ohne sein Zuthun durch Wahl des andern Klägers erfolgten 
Niedenetning eines AustrSgalGerichtes späterhin beitraten; 
er ist aber solches su tjiup rechtlich nicht yerpflichtet. Einen 
Fall 8. man in dlProtoe. der fi. V. v. 1821, %. i8a u. 196. 
/) Beispiele der AustrSgallnstans , in d. Protoc der B. V. 

1821, 33y 1091, $• fyj^ ioo, n7, t6i, und unten %, 148* , 
Note e. — Der zur AustrSgallnstans bestimmte oberste 6e- 
vicbtthofy handelt «im A'am/>n uud an st^t der Bundesversamm- 
lung^ SO wie vermöge derselben Auftragsr>; denn «(die B. V. 
liann nur stell selbst, nnd heine auswirlige Behörde, unmit-'' 
telbar als Austragallnstane erhcnnen». Der Gerichtshof er- 
scheint demnach für den streitigen Fall, nicht als eine mit 
Gcrichtzvvang versehene Justizbehörde , sondern als bundes- ^ 
Terfassungmäsig erl<ohrnes T'''erhantl/un»-s - xmd SpruchCol!e~ 
gium. Die Ucbernahitie des Auslrägal Auftrags , ist bei ihm 
als Bundespflicht anzuziehen. IVur ganz besondere Verhältnisse 
hönnen zur Entschultlionno dienen, die er binnen 14 Tagen, 
von dem Tage des erhaltenen Auftrags an, bei der B. V. vor- 

, zubringen hat. Auch ein solches Bundesglied hann erhohren 

• werden, das ein mit andern gmieinschaftliches oberstes Ge- 
• rieht i^. 166) hat; doch rnufs hier der Vorschlag von 3 Aus- 

trägalKichtern so geschehen , dafs dem Kläger dadurch auch 
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wirltlicb die Wahl zwischen 3 AppellätionsGerichten offen 
bleibe ^Protoc. v. 22. Dec. 1817 , \. 420). — Sind in den 
Staaten des erkohrnen Bundesgliedes mehrere Gerichte dritter 
Instanz, und hat der Kläger sich über die Wahl untt r ihnen 
nicht ausgesprochen, so steht der B. V. die Auswahl zu. 
Beschlufsder B. V. v. 16. Jun. 1817, ^^i, Art. III , Num. i — 4« 
"Wegen des letzten Punctes, und von dem in der BundesActe 
" vorkommenden Ausdruck «Gerichte dritter Instanz y> , vergl, 
jedoch Protoc. der B. V. t. 1Ö20, ^. 9149 u. eine Anmerkung 
unten §. 1C6, Note d. ' ' 

g) Der angef. Beschluls der B. V. v. 16. Jun. 1817, Art. II, 3« 

— Der Gerichtshof, hier eine Art. von AmphyktionenTribunal, * 
empfängt cHe Mittheilung durch seine Landesregierung, der 
solche durch ihren in der B. V. bevollmächtigten Gesandten • 
mlioinint. Protoc. der B. V. t. 1831 , 33 u. 54. 

h) Wiener SehlufdActe 1810, Art. ss. Beschlufs der B. V. 
in deih Prot, der PlenärVersammiiing t. 3« Aug. 1820, Art« s. 

Bit eine eigene AmträgalOerichtsordnung rMi enriditet 
eeyn,. geseliieht «die Instrnction des Processet nach der Pro- 
eeftordnung , welche der Gerichtshof überhaupt beohtfchtet» 
imd gans in derselben Art, nie die übrigen dort.su instniiren- 
den Bechtssachen Terhandelt werden»« Der Beschlofo i6« 
7nn. 18179 Art. III, 6« Vergl. Protoe.. def B« V. t« 1810, 
f« Si44 wo die Commission erhlfot: «Tdn dem BednrlbiiSi 
' einer eigenen TollstSndigen AnstrlgalGerichtsordnnng, habe 
sie ^eh- iminer mehr flberaengt , je weniger sie den Einflnb 
der Verschiedenheit der Gerichtsordnnpigen selbst anf die 
Wahl der Gerichtshöfe, nnd eine ans derselben nothwendig 
entspringende Ungleichheit derBechte, habe yerhennen kön- 
nen». — GH. hessischer Vorschlag, fUr dringende Falle, wo 
ein nncrset/.Ucher Schade zu besorgen , oder die öffentliche 
Buhe geföhrdet wäre , der B. V. das Recht zu Eriassung 
vorläufiger Bestimmungen (provisorischer Verfügungen) isu 
Übertragen in dem Proioc. der B. V. v. 1817 , %* 3149 Nüm« a8, 
▼ergl. mit^ Niun« V Vergl« oben ^. 148* u. 148^ 

, S.' i48i." , 

Fortsetzimg. 

4) Fehlen, für den streitigen Gegenstand beson- 
dere Entscheidnngsquellen, so hat-das Aastri«^ 
galGericbt nacli dem ehehtn bei den Re»chsgerichten^ 
in Streitiiglieiten derselben Art , subsidiariich gelten- 
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4 

den Rechts quellen sn erkennen^, so fern sie auf die 
jetzigen Verhältnisse noch anwendbar sind a) ; im K 
itenpunct nach gemeinrechtlichen Grundsätzen, mit 
Festsetsang« der Kosten blofs nach der Taxordnung 
det Gerichts 5) Das Endartheil ist aus Aal« 
trag md im Namen der BundesTersammlnng absnfaa» 
•em, und et sind die Ents'cheidvngs gründe toIL 
f tin^ig b^inolugen «)• 6) Die Eröffnung des End- 
urtheila an die Parteien, gesehielit längstens in- 
nerhalb Jahresfrist, vom Tage der überreichten 
ersten Klage oder Beschwerdeschrift gerechnet, von 
dem Gerichtshof, jedoch (causdrücklich im Namen 
nnd ans Auftrag des Bundes)) worauf das Gericht 
die Acten nnd das publicirte Erkenntnifs dem Bundea* 
tagt Bwar auf demselben Wege, anf welchem ea 
die Acten empfangen bat, überacbickt. Daa Urtbeil 
itit sofort als rechtslirfiftig annnseben nnd sn 
befolgen «). 7) Wegen neu aufgefundener 
Thatsachen und Beweismittel, kann innerhalb 
vier Jahre, vom Tage der Auffindung an gerechnet, 
Restitution nachgesucht werden , doch ohne da- 
durch die Vollziehung des Unheils aufzuhalten. Ueber . 
Znlfissigheit der Restitution, nnd 'Aber Erheblich- . 
heit nnd rechtliche Wirkung der neu aufgefundenen 
Thatsachen nnd Beweismittel, hai der yorige Gerichts* 
hof, nach ordnungsmäsigcr Verhandlung, zu erken-> 
nen. Bei diesem vrird auch der RestitutionsEid abge- 
legt, und zwar YOn dem Vorsteher derjenigen Staats- 
behörde , unter deren Aufsicht und Genehmigung Re- 
stitution nachgesucht wird, und von demjenigen Staats- 
heamten, welcher die Sache bearbeitet hat, oder, 
wenn mehrere, ron dem welchen der andere Theil 
hiead benennt; entweder in Person oder durch Spe- 
cialBeToUmichtigte /). 8) Die VoHziehung des 
rechtskräftigen Urtheils, wenn ihm nicht sofort oder 
nicht vollständig Folge geleistet wird , verfügt die 
BundesTCrsammlung, nach Vorschrift der Executions- 
Ordnung (§. 148^ u. f.). Ist wegen Streitigkeiten, 
die bei der Vollsiehung Torhommen, richterliche Ent- 
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Scheidung nöthig, so steht solche dem vorigen Austrä- 
galGericht zu g). 9) Nur bei wesentlichem Zusammen* 
hang mit dem Rechtstreit, l^ann Wiederhlage^ 
wenn de »ogleich bei der £inlassung auf die Vor* 
lilftge angebreeht ist, and 10) The il nehme (Inter- 
vention) einet dritten Bnndesgliedee an dem 
Reohtttreit, bei dem AntträgalGerieht sngelaaaen wer« 
den 11) Aber zu einer Adcitation ad litem, zu 
Aufforderung eines dritten Bundesgliedes zur Theil- 
nähme an dem Rechtttreit, ist ein solcbea Geriebt 
nicht befugt >)• 

•) Wiener SchlufsActe v. 1820, Art« a3* Der angeP. Beschluft 
dar B. V. in der PlenarVcrsamml. 3. Aug. 1810 , Art, 4* 
Yergl. den angef. Beschlufs 16. Jun. 1817, Art. III, 7^ wo 
•ubsidiarrschbloCl «auf die in Xf ntaobland geltenden gemeinen 

' Rechte V (jut eommune) verwiesen war. (Pvttkr's Beiträge, 
Tb. II, Num. «1 — 3a. Schvaübebt's Beiträge, Th. I, Num. 4. 
BüiTDB^s teutscbes Privatr. , 83 u ff.) In dem Protoc. der 
B* V> y> 1817 , 196 , erklärte Baden mit Recht für durchofit 
notbwendig , dafs die B. V. bestimmt erkläre , was unter in 
Teutschland hergebrachten gemeinen Bechten jettk tu Tertto-, 
hen sey. 

l) Der angef. Beschlufs v. 3. Aug. 1820 , Art. 5. 

c) Der angef. Beschlufs v. 3. Aug. 1820, Art. 5. 

4I) Der angef. Beschlufs der B. V. v. 16. Jun. 1817 , Art. III, 
5 u. 8; in d. Protoc. y. 1817, ^. 33i. Sollte innerhalb Jahres- 
frist die. Eröffnung des Endurtheils nicht thunlich seyn , so 
hat das Gericht die Gründe des Verzugs der B. V. zu berich- 
ten , und Billigung oder Miisbillißung von ihr zu. erwarteot 
Ebendas. 

•) BundesActe , Art. 11. Der angef. Beschlufs r. 3. Aug. 1820, 
Art. 6. — Noch fehlt eine Bestimmung für den Fall einer Be- 
schwerde über Nichtigkeit (so geo. unheilbare), oder dafs das 
eröffnete Er Ii enntnifs mit einem Mangel behaftet sey, welcher 
•einen Uebergang in Beebrtkraft wesentlich hindere. Man 
TergL das Protoe. der B. V. r. si. Dee« 1821 , ^. 314, u. des- 
aen t5. Beil. , \, 36 , wo eine Fritt r9A vier Wochan för die 
Anmeldung der Nnllifittbetebwerde rorgeseblagen wird. 

f) Der angef* Botcblufa 3. Aug. i8ao, Art. 6, 7 11. 8. Yergl. 
den BetchlnA r. i6. Jon. 1817, §. a3i, Art. III, 9*ii. 

g) Der angef» Beteblnfii t. 3. Aug. iBio, Art. 9, — Naeb dem 
Vomblag^ ,dcr BnnieetagtConimitiioa , in V" ^ 
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• • • 

wiirfa» der bei 914 des Protoc. der B. V. si. Dec. i8io 
(S. 694 der OriginelAtugabe) sicli befindet, ItSnne» die Ftar« 
feien Streitigkeiten dieser Art. bei dem AnsträgalGericbt un- 
mittelbar anbringen, obne dafe es defsbalb eines weitem Auf- 
trags Ton Seite der B. V« bedarf. 

K) Der angef. BescMufs t. 3. Aug. 1820 , Art. 3. — Dasselbe 
Geriebt hat darüber zu erkennen , ob eine wesentlicbe Ver- 

• bindnng der ReebtSTerbkHuisse des dritten Bundesgliedes mit 
dem anbängigen Recbtstrelt bestebe? Im verneinenden Fall, 
findet die Intervention nicbt statt. Ebendas. 

t) «Weil die Jurisdiction des AusträgalGcriclites einzig und al- 
lein auf der M^aJil der principaliter litigantium beruht, und 
das adcitirtc Bundesglicd (>yollte man Adcitation zulassen) 
obne sein Zulhuu, ex facto alicno, verbindlich gemacht wür- 
de 9 Tor einem in Ansehung seiner incoropetenten Bichter 
(▼or einem AnsträgalBicbter, su dessen Bestellung es, durch 
Vorseblag oder Auswahl , nicbt mitgewirkt bat) erscheinen 
und Recht su nehmen». Worte des bannöTeriseben BevoU- 
micbtigten , als Mitgliedes des dritten Ausschusses , in einer 
Beilage su dem M. ProtocoU der wien«* MinisterialGonfertsn- 
sen Tom sS. WSn iBso ; wodurch die Versammlung bewogen 
ward , die in dem ersten , in der 18. Sitsung t. 4« Mir« äso 
▼orgelegten , Entwurf des Art.' 3 des angef. Besdilusses vom 
3. Aug. iSso,. nach den Worten «nur dann sugelassen» , ge- 
standenen Worte «oder aufgefordert werden« wegsnstreibben. 
Wollte das AustrigalGericht, gleicbriel ob auf Antrag, einer 
IPartei oder von Amtswegen, ein drittes Bundesglied addti- 
ren, so w&^e es die Grenzen des ihn von der B. V. ertbeilteii 
Auftrags QberscbreiteD. — Zur Sprache bam dieser Gegenstand 
bei der B. V. ,* in den beiden Gutachten su dem Vortrag, 
der als Beil. 22 zu %. 176 des Protoc. v. 18^3 abgedrucht' ist , 
so wie in ^. 61 des Vortrags, u. ^. 182 des Protoc. v. 1822. — 
Für zulässig, wenn das AusträgalGericht die Verbindung der 
Rechtsverhältnisse des Dritten mit dem Rechtstreit für wesent- 
lich erhläre, hält die Adcitation, RoBnäXt in d. Recht des t. 
'Bundes, 8. 129. 

InsonderheUj wenn Privatpersonen bei dem Streit 

hetheiUgt.sindm. 

19) Es bann der Fall eintreten, Jafs Forderungen 
TOB PriTatperionen an Biiii4e*gUeder , daiwm 
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nicht , wenigstens itieht TollfttSnilig, befriedigt werden^ 

^veil eine gänzliche oder theilweise "Üngewifsheit dos 
Schuldners vorwaltet, indem unter mehreren Bun- 
des gliedern, als Souyerainen, die Vorfrage «) 
zweifelhaft oder streitig ist: a) welchem Ton ihnen, 
b) oder oh mehreren zugleich (aeque principaliter), und 
SU welchem Tbeil einem Jedep^ c) oder ob aar Einem 
principaliter, dem oder den , Andern subsidiarisch, 
d) oder blofs, nach weltbem VerbSltnifs Jedem der meb« 
reren Schuldner, Zahlnngspflicht, und zwar derge- 
stalt obliege, dafs der Eine oder die Mehreren im 
"Weigerungsfall schuldig seyen, den Privatpersonen 
dcfshalb vor dem gehörigen Richter, interimistisch 
oder endlich, zu Kecbt zu stehen^)? Hier soll nach 
Vorschrift der wiener ScblufsActe von 1820, Art.3o, ^ 
die BundesTersammlung , auf Anrufen der Be* 
theili^ten (BundesgHeder oder PriTatpersonen «), den 
. Znstand der Beehtlosigheit dadurch aufheben , dafs 
sie BttT$rderst gütliche Ausgleichung (§. 1481) 
versucht, dann aber, so fern, in einer von ihr zu he- * ' 
stimmenden Frist , die in Anspruch genommenen Bun- 
desglieder sich nicht über ein Compromifs verei-. 
nigeu, rechtliche Entscheidung der streitigen 
Vorfrage^), durch eine Aus tr ägallns taaa ($. 148I1) 
Teranlafst «); wo dem richterlicheD Erme&sen auch in« 
terimistische und proTitorische Bestimmungen 
red&tlich unbenomuien sind/). i3) Den Priratper« 
sonen ist, da sie als Glliubiger bei diesem Beehls* 
bände! mittelbar hetheiligt sind , unbenommen , ihr In- 
teresse bei dem compromissarischen oder AasträgalGe* 
i|:icht unmittelbar zu , wahren 

«) Erörterungen bierüber in den Protocollen der B. V. v. i8ai, 
11, 33, 54, 73, 93 u. 106, besonders in dem Gutachtlichen 
CominissionsVortrag, Beil. 6 zu dem Protoc. r. 5. April 1821, 
§. 9'3. — Die hier gemeinte Vorfrage betrifft blofs die gänz« 
liebe, oder die theilweise , oder eine nur principale Mc/ifver« 
püichtung eines Theils der streitenden ßundesglieder. Die 
Vorfrage besteht nicht, wie schon irrthüiiilich angenommen 
worden ist , in der Frage , welches von den mehreren Bjon- 

17 
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de6|;liedern -provisorisch (duraate Hte) die Zinsen zu. besahlen 
babc ; obgleich eine Bestimmung bierüber x dem aiutragal« 

riclit*»rli( hrn rrnicssrn nnbcnoinmen ist. Man s. unten Notp/*. 

. — Die HuvjitJ ras^e , }>otrefron(l tlie Tlichtigkeit , den Grund, 
die Gröfse unA Bescliaffenheit der Forderung der Privatper- 

, aoncn , späterhin die ge Ii örige Leistung von Seite des unstrei- 
tig vrrpüiehtotfn Stibjrcte;; ^voroA erst nach au8trä^alrichter> 
licii entschiedener }*i<i;udiciaIFr«ge die Hede seynhann, ge- 
bdrt weder \or die B. V,^ noch vor das Austrägal Gericht 
sondern vor die Landfsß:erhhte desi leistungspflichtigen Bun- 
desgliedes. IVlan s. auch den oben angcf. Gutachtlichen Com- 
lT1iss*ons^'o^^r.^g , \. 6. — In den wiener Conferenzen , er- 
hl Irte di(' RodnrtionsCommlssion , in einem in der Sitzung \ . 
i"». Apr. i8y» erslntfercn V ortrag : «die A orscliriftcn des Art. 

. 3o l)e/.ögen sieli ein/ig auf die Frage, welche hundesstaatcn 
die l'ordiM-ung lilHtrliauj»! angehe, und es bleibe hiebei ledig- 
lich diiliin getiteilt, ob die Forderung au «ich gegründet se^, 
oder nicht". 

h) Ohne dai'.s die Einrede des unreelit gewählten Behlaglen, oder 
der ermangelnden PassivLf'gilimatiou zur Sache , mit Erfolg 
entgegengesetzt werden hönnte. 
' c) Vortrag der RedactionsCommission Inden wiener Ministerial- 
Gonferensen, in den Protoe. der a^. u. 96. SiMng vom xb, 
. tt. 24* April 1820, wo es heifst: «unter dem Ansdiucli B^thti' 
, li^te j Seyen beide (sowobl die Bundcsglieder, als ancb die 
- Privatpersonen) begriffen, da in dembiervorausgcseUtenFall 
sowohl die Bundes- 'Staats-) regierungen, als aueb die Privat- 
personen veranlafst werden bönnten, sieb an die Bundesver- 
sammlang su wenden«.« 
' i) Der riehterliehen Beurtheitung bat die B. V. auf beiiie Weise 
. voraugreifen ; namentKcb nicht durcb FestsetBung der Vor* • 
finget wdlcbe ausschlicfscnd entweder einer Uebereinkunft 
der Betbei|igten , oder der richtcriicheaBenrtheilung suüber* 
lassen ist, auch nicht durch Bestimmung dessen was in Auf- 
und Gegenrechnung gebracht werden darf. Eben so wenig 
darf sie in der V crhandlungsweise, diegesetsmäsige Wirksam- 
keit des Kichtcramtes irgend hemmen. — Was oben (§. 148 ^, d) 
' Ton dem Fall gesagt wird, wo zweif'-üiaft oder streitig ist, 
welches von den betheiligtcn Bundesgliederu die Rolle des 
Klägers 7.11 übt^rnchmen habe, gilt auch hier. Vergl. Protoc. 
der B. V. v. 18 >i , ^. 11 n. 33. — Ob in einem Fall des So. 
Art. der wiener ScblufsActe , dem AusträgalGericht eine jltJ- 
cUation ad lilem, afs zur Instruction der Sache gehörig, zu 
überlassen se\ ? Vergl. zweites Gutachten. ^. " zu dem Vor 
trag in der Beil. 22 ?.u 176 der Frotoc. der B. V. r. 1622, 



Digitized by Google 



5. AbscUn. Personal Verhältnisse elc. 259 

v. ebend. f. i8a , tnsbesondm das grofshercogl. heuis^e u. 
das knrbessisclie Votum. Oben 148 S i» 

*) Eine Aosträgallnstanz , m Fällen dieser Art, liam vor: In . 
Sachen i) GHag. ▼.Hassan c. Nassau, Protoc. der B. V. y. 
a8. Sapt. u. a5. Oct. 1810 ; a) Bailen (mit Einitclilufs von CH. 
Hessen u. Nassau) c. ßaiern, wegen d^r Schuldforderang lit. D, 
Protoc. der B. V. v. iB. Jan. u. 8. Febr. 1821 , §. 11 , 33, ici45 
i8a2, 160, 176, 18^, 196. Man s. auch die Verhandlung 
gen am Bundestag seit i8i6, wegen der Reclamation liurmains!» 
sclier Staatsgläubiger wider di>» frl/igon Hesitf.f r vormaliger Itur- 
ni.'iin/rr Landostheile , betr. die auf den Zoll \ il/bach u. die 
Keilte Lolineck radicirten Capitalicii ; — • zwischen Baiern und 
GH. Hessen , wegen der Forderuiu'; des Grafen v. Vieregg, in 

. d. Protoc. V. 18?.?, ^. 1S6; — - zwischen !»ieben Bundesgenossen, 
wegen RheinzollPensionen , in d. Frotoc. v. j8?.2, ^, 141; — 
zwischen den Thrilhabern fuldaischer Besitzungen , ebcndas« 
148; — 7,\visel)en Preussen und Nassau, wegen Schulden 
der saarbrücker Landescassen , in d. Proioc. v. 182-2, ^. 202 j 
— zwischen den am elieinal. reichser/kanzlerischen Kurstaat u. 
dem nachlu rlgen Grofsiierzogthum Frankfurt betheiligten Re- 
gierungen, wegen eines PensionsRückstandes des verstbrbenen 
Kurfurs^n von Trier , in den Protoe» i8aa , 2o3. 

J) Um, dem Zweck dea Gasetses und der Verhandlung gcmäfs, 

' für die Privatpersonen den Zustand unverschuldeter Recfaw 
losiglieSt abauhüraen, könnte das AusträgalGeiricht in den 
Umatanden rechtliche Vmnlassung finden, vorerst, jedoch, 
ohne PrSjudia lUr die Hauptfrage (oben Note durch einen 
Vorbescheid provisorfsch ut.'l interimistiseh festausetaen,' wel- 

. ches Bundesglied , und wie weit , odr •* auch*, dafs Jedaa von 
ihm nach einem bestimmten VerhXltnifs, jfravisarisehp das 
heifst, bis au endlicher austrägalriehterlichar Beatinunung dea 
aahlungspflichtigen Subjectea, unter bedingtem Vorbehalt des 

- Braakes ^ aa''Be8ahlung der Zinaen oder verfallener Capital» 
Theile (vergl. Rt ichsdeput. Hauptschlufs v. i8o3, ^. 78, 79, 
8- u. 88) verpflichtet sey , die Jrfinitwe Entscheidung der 
Vorfrage aber bis Aach hinlänglicher Erörterung der Sache 
auszusetzen. Vergl. das Protoc. der B. V. v. 1821, § 11, ' 
Num. 3 , u. den angef. Gutachtl. Commissions Vortrag, %. 8 u. 
11. V. Gholman's Theorie des gerichtl. Verfahrena in bür* 
gerl. Rechtsstreiligkeiten, 237 u. f. 

g) Beschhifs der R. v. 18. .Tan. i8?,i , 11. Der angef. Gut' 
achtl. CommissionsVorlrac 

V 9- — Auch das Gericht'könnta 
sie au Aufklärungen veranlassen* 
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S. 148». 

Fortsetzung. Betheiligung eines Bwtdesgliedes in seiner 
Staatseigensehaft, bei dem Streit eines andern mit einer 

Privatperson' Streitigkeiten der Bundesglieder als Pri- 
vatpersonen. Fall, wenn von Privatpersonen mehrere 
Bundes güeder als eorrei debendi, oder wegen connexer 
jinsprüche, zu betätigen sind* Fortsetzung eines reiehs* 
gerichtlichen Proeesses zwischen Privatpersonen ii. mehre» 
reu Bundesgliedern vor einem gemein^cJiaftlicheu Gericht, 

" 14) Dieselbe Gompetenz der Bandesrersammlang 
und der Austrägailiistanz, ist auch dann begründet, 
wenn ein Bundesglied, als bundesmasiger Souve- • 
raln, bei dem Rechtstreit zwischen einem andern 
Bandesglied, als bundesmäsigem SouYerain, und 
einer Priyatper s o n, yermoge eines ilim selbststän- 
difp sustehenden Rechtes, principaliter betheiligt 
ist; in welchem Fall ihm die Wahl frei sieht, ia je- 
nem Rechtstreit als PrincipallnterFenient, .oder in 
separato gegen das Bandesglied bei der Bundesver- 
sammlung, und, nach fruchtlosem Versucli der Güte, 
bei einer Austragall nstanz aufzutreten. i5) Nicht ge- 
hemmt ist die Competcnz der Bundcsycrsammlung und 
der Austräg ällns tanz, wenn bei Streitigkeiten tinter 
BundesgUe dem, als SoHTerainen, Priratpersonenals 
Streitgenossen oder aceessorisch hetheiligt 
sind. 16)^ Wohl aber fehlt jene CömpSstens in Strei" 
tigkeiten, Inro Bundesglicder nicht in ihrer Staatsei- 
genschaft, nicht in ihrer bundesmfisigen politischen 
Unabhängigkeit, sondern nur als Privatpersonen 
in Betracht kommen, etwa als Besitzer von Gütern, 
Renten , oder Gerechtsamen in dem Gebiet eines an- 
dern ßundesgliedes «), odes als PrivatGontrabenten , 
als Verwalter fremden Gates, oder als R-echtsnachfol- 
ger, B.^B, als Cessionare öder Erben Ton Priratperso- 
nen u. d. in welchen Fällen die ordentlichen Ge* 
richte des Landes oompetent sind« 17) Aach ist die Be* 
Btimmang des 3o. Art. der wiener ScblufsActe Ton 1820 
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nicht anwendbar, mithin die Bundesversammlung nicht 
competent, -wenn, bei Forderungen von Privatper- 
sonen, die delshalb gemeines chaftiich, in ihrer 
off entliehen Eigenschaft (§. 1 48 i»a) in Anspruch 
genommenen mehreren Bundesglieder untersteh 
darin einig sind, dafs in Ansehung ihrer Aller , so^ 
wohl gemeinsehaftlieh als auch indiTiduellf die Forde- 
rung unstatthaft sej, wenn also swisehen ihnen 
in dieser Hinsicht Nichts zweifelhaft oder bestritten 
Ist c). Bei dem Mangel eines gemeinschaftlichen 
Richters ilb er Bundesglieder für diesen Fall, hat daher 
der Prätendent, wenn die Gegner nicht üher ein ge^ 
' meinschaftliches Gericht sich freiwillig yereinharen, je. 
des der mehreren Bnndesglieder besonders, Tor des« 
sen inlindischem gehörigem Richter, als Mitsehuldner 
.TerhältnifsmSsig in Anspruch zu nehmen. Wird hier die 
Forderung rechtshräftig für statthaft erhlart, und ist 
dann die BeilragQuote des Verurtheilten zwischen den 
mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder streitig , 
dann erst liann die Bestimmung des 3o. Artiliels in An- 
wendung kommen«^). 18) Eben so verhält es sich mit 
Streitigheiten , wo mehrere Bundesgliedcr in ihrer 
P r i T a teigensehaf t , als gemeinschaftlieh Verpflichtete 
(correidebendi), oder wcfgen connexer Ansprüche, ron 
Privatpersonen zu belangen sind; wo im Terhfiltnifs zu 
ihren allseitigen obersten Landesgerichten, ein unmittel» • 
bar höherer gemeinschaftlicher Gerichtshof (forum com- 
mune, immediate superius, ob continentiam causae vel 
connexitqtem causarumcompetens) fehlt. 19) In etlichen 
Fällen, wo PriTatpersone n gegen mehrere Bun« 
deftglieder gemeintehaftlich ihre EntsQhädigungsforde- 
rungbeidem TormaligenRe i c h s h am e r g e r i e ht an^ 
haagig gemacht hatten, der Preoefs aber wegen Anfl(U 
sung der Reiehsyerbindung und des Geridits nicht Ibr tge- 
setzt werden konnte, heschlofs dieB.Y., dafs diebethei* 
ligten Bundesstaaten über Ein Gericht sich zu 
vereinbaren hätten, vor welchem der Rechtstreit 
fortgesetzt werden hunne <'). Hier hatte der Gegner 
der Bundesglieder^ auf Erörterung und. Entacheidun^ 
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äer Sache' durch ein gemeiiuchafÜtches Genclit» schon 

ein Recht erworben. * , 

«) Hier aindf als fomm rei tiiae^ <ti« ordentlichen Gerichte des 
liiuides eompetent» GH^heMischei Votum in d. Frotoc. 
9. Jun. 1817, §. 214 7 Num. II , lit. a. — > Eben^M* üt. c\ heifst 
es: Giebt ein solcher RealBeeite «Veranlassung, dafs das be« 
eitaende BuDdesmitglied mit dem ile^«iif«n de« fioadetttaateSy 
in welchem die Güter liegen, mit seinem Fiseus , oder mit 
seinen Behörden in Streit gerätb, so könnte man Tielleicbt die 
Entscheidung der Sache, als eines Streites swisohen swei Bon« 
desmitgliedern, nicht vor die Landesgrricbte , sondern, nach 
fniohflos ^ ersuchter Vermittking von ite der B. V., zur Ver- 
wels'jng nn die Austrägallnstanz geeignet hallen, weil dem. Art. 
der BundesActe ^amm^/fr/;^ Streiliglteiten der Bundesglieder 
dahin zu vt rweisen scheint (man s. jedoch oben, 148' , iNote«), 
Bedenlit man hingegen , dafs in solchen Fällen der Begent, 
welcher in eines andern Fürsten Staat Güter besitzt, in (fie- 
ser Hinsicht nur rrivafeigeiithuiner , niclit Biinfl csmil glicd ist 
Cnicht in seiner bundesmäsigen politischen Uiia])hangigl;eit in 
Betracht hommt), dafs daher nn und für sich die Zuständig" 
krit der 1 andesg&riclite in Söb lien Finien offenbar begründet 
.istj - dafs endlich ein solcher, seiner Natur nach pri-. 
vatrechtlieher Streit , je nachdem er entweder mit dem Lan- 
desberrii, oder mit Unterthancn desselben obwaltet, bald 
Tor die Austrägallnstane , bald ror die Landesgericbte gehö* 
ren würde ; so wird man schwerlich Bedeahen tragen, die 
'Entscheidung solcher Streitigkeiten ihren natürlichen Behör«i' 
den , den Landesgerichten , zu überlassen. Jedoch wird eine 
Erklärung defthslb n6tbig seyn, damit in einseinen Fällen, 
heiae Zweifei auf den allgemeinen, oder vielmehr vnbestimm« 
len Ausdruck des erwXhBtao Artikels gegründet werden». 
Die wiener SchlnlsActe Toa i8so» enthält eine solche Erklär , 
rang nicht« 

Ii) In dem oben angef. GH: hessischen Votum , Num n « 'lit. b, 
heifst es : «In keinem Fall kdnn aber ein solcher (Real«) Besita* 
Veranlassung werden, eine Gcrlchtbarkeit in ■persönlichen 
Sachen des Besltaers an bejjfründen , und es finden in dieser* 

Besiehung weder Arreste noch sonstige Maasregeln statt» 
welche df rauf absielen , das besitzende Bundesmitglied zur 
Anerkennung einpr den dinglichen GerichisUnd überschrei- 
tend, n Gerichtbarheit zu nöthigcn». — "Wenn gleich, ver- 
möge der rölherrechtlichen ünabhängigheit der Pt rson, und 
selbst nach der Analogie der wahrend der t. Beiclisverbin- 

dvttg von den Reichsgerichten angenommaneai aber iiicbt dorch« 
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ans unwidersproebeneiii Regel: «immediatiu Semper et uTiique 
estimmeäiatiis» 9. weder Gerichtswang noch überhaupt Rocate 
der pberherrachaft über die pbjsische Person eines Bundes- 
genossen yon einem Bandesglied ausgeübt werden dürfen, 
so möcbte doch vorstehender Sata Ton der Incompetena in 
allen persönlichen Rp€htsachen'(acüonibuspersonalibu8) ohne 
Unterschied, auf diejenigen, wo die physische Person des 
Bu|idesgliedes nicht in Anspruch genommen wird , keineswegs 
stt besiehen sejn, nicht auf das forum contractns, heredis, 
gestae administrationis et ralionuin rcddendamm, auch nicht 
auf das forum arresti realis , quod aft'ine foro rei sitae .^no» 
daipmodo vidctur. Man s. oben J. 14B' , Note a. 

e) Diesen Mangel brmerltte auch bei der B. V.die Commission 
für das Aiislrägal Verfahren , in d. Proioc. v. ii. Der. 1820, 
§. 2i4« D'TS oben i48''a) erwähnte, auf dem wiener Con- 
.greis projeetirt gewesene Bundesgericht , wäre hier compcteut 
gewesen. — Baden erklärte in d. Protoc. der B. V. v. i8it, 
^. 11)6: <i«lafs weder aus der connexitate , noch aus der con- 
tinenlia causnruni , mediatisirtc 1 ursten oder andere Untertha- 
nen vor die (Bundcs-lAustragallnstaaz gelangen könnten». 

d) rrotoc. der B. V . v. i8>,2 , i3H. * 

«) Proloc. V. ißi-?. , 5;. iS5; v. 1819, 72; v. 1817, 98, in S. 
der liurpfälz. F,rl)]>ächter der gräfenauer u. Hemshöfe c. 
Raieru, Baden, GH. H«'s<>en, Nassau. Protoc. v. 1817, V 9^ 
u. j in S. der ^Iif:.^lirder des ehemaligen rheinpfalzischen 
GeneralliandesCouimissarials äu Mannheim c. die vorhin gc- 
nannleu vierBundesglicdcr. 

S. 148». . 

7) Mxecutions Ordnung* 

Für Yollzieliuiigsgcschälte der I>. Y. «) ist, durch 
eine E x e c 11 1 i o n s O r d n im g vom 3 Aiijjf. 1820 Z>) ^ 
Folgendes festgesetzt. I) Für Prüfung und Vortrag 
der Yollziehungisgegeastitnde) besteht in der B.Y. fort- 
wüfarend eine Commission von fniif Mitgiiedero, 
mit zwei StellTertretern^ jedesmal ernannt fiir sechs Mo-- 
n ate , mit Einscbluf^ der Ferien , und &o , dafs bei der 
Erneuerung weni^^slens zwei neue Mitglieder darin auf- 
genommen werden. II) Uebtiv.imgt sich die B. V., 
dafs die Regierung eines Jinndesslaatos eine bundes- 
mäsige YevpÜichtuug nicht, oder nicitt hinlänglich er- 
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föUt habe, so begalirt sie toa derselben durokibren 
Gesandten in der Y., in einer bestiminten Frist, . 

die Anzeige entweder der unterdessen geschehenen 
Vollziehung, oder genügender Hindernisse oder Wei- 
gerungsursachen. Ergieht sich dann eine unbegrün- 
dete Nichterfüllung, so beginnt das ExecutioDS. 
Verfahren. III) Unter Mittheilung ihres Exeontions» 
Beschlusses, erläfst die B. V* an die Regierung eine 
motivirte Anfferdernng bot Folgeleistnng inner- 
halb einer gesetsten Frist* IV) Wird innerhalb diesef^ 
vollständige Folgeleistnng nicht naehgewiesen, so be- 
schliefst die B. V. den wirklichen Eintritt des 
angedrohten ExecutionsVerfahrcns, und eröffnet sol- 
ches der Regierung durch ihren Gesandten. V) Dieses 
Verfahren hann nur gegen die Regierung statt Hn* 
den; ausgenommen, wenn eine Regierung selbst, eige* 
ner nureichender Mittel ermangelnd, gegen innere • 
Ruhestörer Hfilfe TOn dem Bund begehrt 9 oder einen 
ausgebrochenen Aufruhr durch eigene Kräfte su un- 
terdrQehen notorisch UBTormögend, und sogar gehin» 
dert ist , die Hülfe des Bundes auzurufen «). ' 

m) INe wiener SeblufsActe « Art. 3i« giebt diese so an, wie 
oben, %. 148 S Num. I, aagefilbrt ist. (Ohne Zweifel gehd- 
ren dabin auch die, naeh Voiscbrift des so. Art. derselben 
Sehluft Acte, abgefaCitenreebtlidien Besc^ide fiber den jfing« 
Sten Besitsstand , oben f. 148 ^, obgleich solche im dem. an- 
gef. 3i. Art. nicht mit benannt sind.) In diesen Fällen , sol* 
len die «erforderlichen ExecutionsMaasregeln, nach Erschöp« 
lang aller andern bundesTerfassungsmäsigea Mittel, in An- 
wendung gebracht werden v. 

Errichtet in Folge der wiener SchlufsActe v. 1810, Art. 3i, 
und enthalten in demProtoc. derPlenarVersamml. der B. IT. 
V. 3. Aug. 1820, 3, S. 32a der Orig.Ausg. — Eine provi- 
sorische ExecutionsOrdnung , war Iturz vorher errichtet 
worden , durch Beschlufs der B. V. v. 20. Sept. 1819 , in d. 
Protoc. V. 1819, %» 219. — In der BundesActe war dieser 
wichtige Gegenstand unbeachtet geblieben. 
i) Ö9 auch die wiener SchlufsActe t. i8ao, Art. 3a. - 
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« 

S. 148P. 

VI) Die £xecutionsJ!daasregeln werden im Namen 
der G e sammtheit des Bandet beachlouen und aus- 
geftthrl m). YU) Den £xecntiohftAuftr«g ertheilt 
die B» y.\ mit. Berficlisiclitigang aller LocalUmttinde 
nnd« sonstigen YerhSItnisse , einer oder mehreren, bei 
der $aebe niebt betbeiligten Begiernngen von Bon- 
•' (lesstaateu sie bestimmt zugleich die Anzahl der 
ExecutionsMannschaft, und, nach dem jedesmaligen 
Zweck, die Dauer desExecutionsVerFahrens c). VIII) Die 
Leitung dieaea Yerfabrena geacbiebt , nach einer 
Ton der Bundesversammlung zu ertheilenden Instruc- 
tion durch einen CiyilCom.mieeär, den die£xe« 
cntionsRegierang su ernennen hat «); welcher anch 

* obliegt, Ton dem Fortgang und der Beendigung des 
GesebSfItea die B. Y. in KenntniHi sn setsen. IX) Die 

• obere Leitung des Vollziehungsgeschärtes, in, 
seinem ganzen Laut', steht der B.Y. zu. X) Wo nicht, 
nach dem Ausspruch der Y. 5 Gefahr auf dem Ver- 
zug haftet, hat die ExecutionsRegicrung zoTÖrderst 
der betbeiligten Regiernng ansukünd ig e n , dafs 
unfehlbar Ezecution erfolgen solle , wenn nicht binnen 
drei YYochen genügende Erfüllung der Torliegenden 
Beschlüsse nachgewiesen werde. XI) Ist anch diese 
dritte Frist, welche die EitecutionsRegierung nicht 
Terlängern hann, fruchtlos abgelaufen, so erfolgt die 
Execution , genau nach Maasgabe des ExecntionsBe- 

. scblusstis der B. Y* Der CiTilCommisär berichtet nn 
seine Begierongf und diese macht der B. Y. die nötbi- 
gen Erdfliinngen, welcher fortwährend die obere Lei- 
tung des Execntionsyerfahrens zusteht und obliegt. 
XD) Yollsiehung eines compromissarischen oder 
AustrügalErhenntnisses, bann yon der B. Y.- 
nur auf Anrufen der betbeiligten Partei ver- 
fugt werden. Der Inhalt des Erhenntnisses , darf nie 
Gegenstand einer Berathang oder eines Beschlusses 

\ 

\ • 

\ 
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•Ur l\. \. ^ver<len. Zulässige Einreden gegen die 
Vulizicbiing , sind iinTcrweilt an das AusträgalGericlit 
zu verweisen, nach dessen Ausspruch die B. V. das 
iveitere im ExecutionsWeg yeranlafst. Für ähnliche 
Anstände bei Compromt'ssen und Vergleichen , ist 
scblennig, in gewöhnlicher Art, ein AnstragalGericht 
sa ernennen , welches ^ber diei Zweifel und Einreden 
fsn eritennen bat. XUI) Nach Erffillnng des Yollzie- 
hnngsauftrags , sind die Truppen ohne Verzug zurüch- 
zuziehen , und alles ExecutionsYerf'ahren hört auf. 
XIV) Die liquiden Kosten der Execution, hat die Re- 
gierung, die solche verursacht hat*e, ohne Verzug zu 
entrichten, oder defshalb Sicherheit zu stellen- lieber 
Einwendungen oder Beschwerde dagegen, bat die B. V* 
zu entscheiden, oder: beiYollziebnng austragalgericbt- 
licher Erhenntnisse ,x das AnstragalGericht. Gescbab - 
die fexecution gegen BnbestSrer, so sind diese, Von 
ihrer Regierung, zu Bezahlung der Kosten auf gesetz* 
* mäsigeni Wege anzuhalten. Unter dem Vorwand, Hais 
die liquiden ExecutionsKosten noch nicht bezahlt seyen, 
dürfen, nach geschehener Exccution, die Truppenihren 
Aufenthalt in dem Lande nich) fortsetzen* 

a) MWcner SchlufsActo r. i8?.o, Art. 32. 

Die Uebernehmung des Auftrags, ist Bundetpflicht. Wiener* 
Seil iuf »Acte i8ao, Art. 34* Weigert sich eine Regierung 
den Aui^ag au übernehmen, so entscheidet die B. V. über 
ihre Weigerungsgründc. Nach Beiladen überträgt sie cinor 
andern Regierung die Vollziehung. Bebarrt die erste auf 
^ unbe^rüntleler Ablehnung tlcs Auftmgs , so bleibt sie z\x 
Schadenersatz verpflichtet , uud dem Bund verantwortlich, 
für alle nachtheiligen Folgen. EseoutionsOrdn. , Art. 9. , 

.«) So auch die wiener ScblufsActe i8ao, Jkx%» 3i. 

d) Darin sind sowohl die Art der VöUsithung, als audi die 
ExecutioniGegenstSnde, bestimmt ansngeben. 

r) So auch die wiener Schlafs Acte r. i8%o, Art. 34. Ist der 
Exee^tioiisAuftrag an mehrere Regierungen ergangen, 80> 
bestimmt die B. V. , welche derselben den CiTilGommissfif 

SU ernennen habe. Ebend. 

1» 
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8) yermiulwigsreeht der I&erhaüpt» 

I) Das oben ($. 148 i ) erwähnte Recht und die 

Pflicht der B. Y., in allen Streitigkeiten der 

Bundesglieder unter sich, Svo nicht Gel ülir aut" 
dem Verzug haltet (§. i/j8c u. 148 h), Vermittlung 
gütlicher Uebereinliunlt, auch unaufgefordert, zu ver. 
suchen, ist begründet, theils in ausdrüclilichen Vor- 
schriften der BandeftGrundverträge o), theils, als Mit- 
tel zu dem ZweeK, durch die* Natar der Bestimmung 
derB. V« ($ iw^*); anteh da, wo das unmittelbare YolU 
raehungsrecbt der B.y. ($. 148 0 eintritt, und seihst * 
dann, wenn noch streitig oder zweifelhaft ist, oh, 
nach l'ruchllos Tersuchtcr Güte, das Forum der buu- 
desmäsigen Auslr;)^allnstanz fundirt sey ^). II) Aber t 
auch in Streitigkeiten der Mitglieder eines dem 
Bund angehörigen Regentenh^uses , ilher die 
Thronfolge in dem Bundesstaat, ist des Yermitt- 
Inngsrecht der B.V» durch die Natur ihrer Bestimmung be- 
gründet. Und eben so III) ih Verf a^ssun^sstr eitig- 
heiten zwischen einer dem Bund angehörigen Lan- 
desherrschaft und denL a n ds tän den oder Volk 
Vertretern. 1\ ) lU'i Ausführung bundesverfas- 
suiigsmasig beschlossener, so genannter organischer 
Einrichtungen, soll die B. y,| nach Befinden der 
Umstände , die verschiedenen Meinungen und Antrage 
durch eine .Commission «ussugleichen suchen ($, 19 1 h). 
Y) In Streitigheiten eines B n n d es S 0 u T e r a in s mit 
auswärtigen Mfichten^ oder dies'er unter sich^ 
kann der Bnnd, als europäische Gesammtmacht mit * 
Einwilligung der Betheiligten, durch die B. V. aU 
Vernnltler aiu'treten f). Vi) Bei Vermittlungen der 
B. V. , geschieht die unmittelbare Verhandlung durc^ 
einen Ausschuf s<^J* 

«) BundcsActe , Art, ii. Bcschlu£B der B. V. t. i6. Jim. i8i-', 
lUe Vermittlung d^r B. Y* betr. , in d, JProtoc. 18171 V 
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Wiener S/DhluTsActe i8ao, Art* i4a. ai. T«rgL obea 148t 

Note 

b) Abstimmungen and Beschlufs in d.Protoc. derB. V. y. 1818, 
^. IQ, betr. eine kurhessische Schuldforderung' an Waldeck» 
Kbeuso in d.Protoc. r. 1819^ ^. i58, betr. die kurhcssischen 
Schuldforderungen gegen Nassau, SchaumburgLippe u. Lippe. 
Hannoverische Aeus^erung , loco dict. gedruckt zur vertraul. 
SitK. T. 5. Jul. 18^1, S. 55S der Orig.Aua^.y betr. Anhalt- 
Cötlien's Beschwerde wider Preussen. 

c) Klüber's droit des gcns moderne de TEurope , 160. 

d) BundesActe , Art. n. Der angef. Beschlufs v. 16. Jun. 1817, 
Num. II, wo die von dem Ausschufs zu beobachtende Ver- 
fahrungsweise vorgeschrieben ist. Vergl. oben ^. 148.' 

. ' l 148r. 

^> Finanzwesen» Festsetzung der Ausgaben'des Bundes g 
11» seines GeldMatHkularwesens. 

I) Da Ton sammtlichen Bundesgliedern Geldbei« 
trSg« Bu leisten sind, zu Evreichuiig der Zwecke 
und sn Besorgung der Angelegenbeiten des Bundes, 
so bat die BnndesTersammlnng das Finanswe* 

sen des Bundes zu ordnen und unter ihrer Aufsicht 
rerwalten zu lassen. Sie hat«) 1) den Betrag der 
gewöhnlichen verfassungsmäsigfen Ausgaben, so 
weit es im Allgemeinen geschehen kann, festsuse- 
tsen, 2) in Torbommenden Fällen, die ausseror- 
dentlichen Ausgaben«), welche su Ansföhrung 
besonderer, in Hinsicht auf anerhannte Bundesfewechay 
gefafsten Beschlfisse erforderlich sind*, und die su Be- 
streitung derselben zu leistenden Beiträge zu bestim« 
men; 3) das matrihel mäsige Yerhaltnifs, nach 
welchem ron den Mitgliedern des Bundes beizutragen 
ist, festzusetzen <2) ; 4) Erhebung, Yerwen« 
dang und Verrechnung der Beitrage anzuordnen, 
und darüber die Aufsicht xn führen <0* II) Die Bun* 
dresMa^rihuIarb eitrige fliessen in die Bilndea- 
Matrihularcasse welche,yon derBnndesCanxlei* 
casse Terschieden ist (§. 1127), für Hriegszwecke .in die- 
Kriegscassc (§.i53e). 

«) Das Folgeade sind Worte der wiener SchluIsActe v. iBao, 
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Art. 53. Vergl. PoIUisclie Fragen des Bundestags Ausschut- 
•et für die Tölkerreclitl. Verhältnisse des Kriegs \\, Friedentf 
loco dictaturae gedruckt als Beilage 48 zu 2i5 de« Protoc« 
der B.V. v. 1819, 5. 681 der OrlgtnalAusgabe. 
h) Von der BundesCanzleicasse und den daraus zu bestreiten« . 
den Ausgaben^ sodann von der BundetMatriliularcassc , oben 
^. 127. 

c) In Kriegszeiten, gehören hieher die Bedürfnisse der Bundes- 
Kriegscasse. Auch sind von dieser Art: die allgemeinen Ko- 
sten der im J. 1819 angeordneten CentralUntersuchungsCom- 
mission zu Mainz , die allgemeinen Kosten der im J. i8i() am 
Sit/, der B.V. errichteten, aus MilltärPersonen bcstelieiulen 
MililärCommission , und der für FortidcationsGegenstände 
angeordneten LocalCommissionen , die FortificationsKosteu, 
u. a. in. 

d) Von der Matrikel naten f. i53«. . 

0) Die Reeknung^Üher alle BmidesMatrikttlarbeitrige wird der 
B.y. Qbergeben , die deren FrOfung durcli eine Coramiation; 
Tomelimeii läCit. Protoe. der B.y. i^« i8si , V «• 9o5. 

S. 148»- 

lö) Wirksamkeit der h^V. Jür auswärtige F'erhaltnisst^ 

In Besiehniig auf die aus wirtigen Verhalt* 

niftse überhaupt, liegt der B. V. obA): 1) als Organ 
der Gesammtheit des Bundes, für Aufrecht Hal- 
tung friedlicher und freundschaftlicher 
Verhältnisse mit auswärtigen Staaten Sorge zu tra- 
gen; 2) die von fremden Mächten bei dem Bund be-. 
glanbigten Gesandten (§. 182« u. f.} ansuneb* 
men, und, wenn et ndtbig befunden werden sollte. 
Im Namen des Bundes Gesand'te an fremde Mäcbte 
absnordnen 3) in eintretenden Fällen Unter« 
bandlangen für die Gesammtheit des Bundes sn 
fuhren ( §. löaa)^ und Verträge für denselben ab' 
zuschliessen ; 4) ^uf Verlangen einzelner zu dem 
Bunde gehörender Staatsregierungen , für dieselben 
die Verwendung desBundes bei fremden Regie» 
rungen, vnd, in gleicher Art, auf Verlangen fr.em* 
der Staaten, die Daswiscbenkunf t des Bundes 0 
bei einseinen ^Bundesgliedem ' eintreten «n. lassen. 

* 
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Aack in 5) die B. V. rerpflichtet, die auf da« iliii^ 
•tärweien des Bundes Beeng . habenden organischen 
Einrichtungen , und die snr Sicherheit der eu dem 
. Bniid gehörenden Staatsgebiete erforderli'ohen Yer- 
theidigungsan'ttalten sn beschliessen 

a) Worte d er ^6ner Seblnfkicte v. 1890, Art. 5o. 

i) In den wiener MinisterialConlierensen , ward dem Protocoll 
T. iB, Mai 1810, Sitzung 3o, die Bemerkung einverleibt , es 
sej im Art. 5o, Num. 2, der Scl^ursActe ,^ die Absicht, blofs 

in ausserordentlichen Fallen von Bundeswegen Gesandte su 
ernennen. T)lese ^vür den dum {vdttieeht) BundestagsOesandte 
heissen. Vergl. 128", Note a, 

c) VergL den Art. 37 der wjener SchlufsActe, u. unten i5s^ tt.f. 

d) Wiener SchlufsActa r. i8ao, Art. 5i.' ' 



IV. C a p i t c 1. 

Reclusverhältniss des T. Bundes: 

1) zu dea Bundesgenossen^ ihren Staaten und 

Unterthanen ; 

2) zu auswärtigen souverainen StaateM und Stai^ 

tenyereinen« 



§.140. 

Rtehtsverhältnifs des Sundes* 
I) Zu den Bundesgenossen, ihren Statuen Mt. Unterthanen* 

Das Rechtsver hräl tnijs. dea teutschen Bun- 
des ist ssweifaph; nach Innen und nach Aussen 

ioSI>y III). Nach Innen, besieht es sich auf dieBnU'« 
desgenosaen, und auf ihre sU dem Bund gehörige 
Staaten und Unterthanen. Hier wird et he« 
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1) ZU d-Bundesgenoss., ihren Staatenu. Önterth. 271 

gründet, iheils durch die Natur und d^n Zweek 
der besiehenden Staatenrereimgung ($. 104}^ thciU ' 
durch GroodY^rtrage des Bundes, und ihnen geniaTs 
errichtete Beschlüsse der BundesTersammlimg. ])ie 
Ausübung der in dieser Hinsicht dem Bund zuste- 
henden Rechte, so wie die Erfüllung der ihm oblie- 
genden Pflichten, ist der Bundesversammlung 
übertragen, als dem Inhaber der Buodeagewalt , nnd 
dem stellyeriretenden Pilichtträger der Gesammtheit 

» 

Fortsetzung. 

I) Zu dem innern Reclitsverhaltnifs des Bundes 
gehören Grundlage und Ausbildung der innern Bundes- 
verhältnisse ; Bestimmung der Bundesgenossenschai^ 
und der 4amit Terbundenen Hechte und Pflichten;, 
Unterhaltung einer bestandigen Bundesrersammlnng* 
mit bestimmter Wirkungsbefugnifs ; Beschützung der 
Bundesstaaten gegen jeden AngHflf ; Garantie des Be- 
sitses und der politischen Selbstständigkeit ihrer in 
der^undesrereinigunn; begriflenen Staaten ; Auh-echu 
haltung der rochtnuisigen Grundverlassung in den 
Bundesstaatun 164. 217. 256); Erhaltung der innern 
Ruhe und Sicherheit Teutschlands; durchgängige Ver- 
Kütuhg^ oder Aufhebung eines Zustandes von Becht^ 
losigkeit; gemeinnutsige Anordnungen; Vermitilnng 
der nnt^r den Bundesgenossen entstehenden Streitig- 
keiten durch einen Ausschnfs der Bundesversammlung, 
lind richterliche Entscheidung derselben durch eine 
wohlgeordnete Austrägallnstanz ; Pflichten der Bun- 
desglieder, in Absicht auf verschiedene Gegenstände 
der Staatsterfassung und der Staatsrerifaltung, auf das 
\ ertheidigungsSystem des Bundes, namentlich die den» 
Bund in Ajisehung der Bundesfestungen sustehenden 
Staatsservituten , auf Bundeskriege , auf eigene Kriege 
und, Bundnisse <*). II) üeber die ünterthanen de 
Bundesgenossen , hat der Bund , da er mit ihnen nicb 
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in SttatsTerbindung steht, keine Art Ton Staatsge- * 
walty namentüch keinp gesetsgebende nnd riphterliolie 
Gewalt ($• i56u« f.)» so wie sie gegen /flen Bond keine 
Staatspfliekt Obgleich die ]ßandhabung eines 

fortwährenden Rechtssnstandes (§. i58 u. ff., u. 148 e), 
auch für sie von dem Bund festj^esetzt ist, und ver- 
schiedene einzelne Rechtsverhältnisse für sie , allge- 
mein oder einzeln, durch ihn hegi-ündet oder nament- 
lich gesichert sind C$* 166 ff.), so stehen sie doch 
nicht zn ihm, sondern nur su ihrer Staatsregierang, 
in unmittelbarer Besiehung, und die Buttdesbe* 
achlüsse werden für sie erst nach geschehener landes- 
herrlicher Terkundigung rerpflichtend ($. 146). Nur 
im Fall der Verletzung eines durch den Bund verfas* 
sungsmäsig gesicherten Rechtsverhältnisses, steht ihnen 
subsidiarisch der Weg der Beschwerdeführung 
an die Bundesversammlung offen. (§. i5öäu. f. )• Es 
gilt dieses nicht blofs yon einzelnen Unterthanen, soi^ 
dem auch yon Classen und Corporationen derselben« 

,«) Von diesen Rechten wird, theils oben jtheils unten, aus- 
führlicher gehandelt. 
b) Daher kann von ihnen gegen den Bund, als solchen, Hoch- 
verrath nicht begangen werden, obgleich ein Vergehen ge« 
gen ihn , vermöge der eigenen Staatsverbindung , in welche 
die Bundespflicht wesentlich verflochten ist , ^^r Strafe eben 
so wohl angerechnet werden kann , als ein gegen den eige- 
. nen Staat umnittelhar begangenes Verbrechen, und in liei« 
nem Fall weniger, als eine liechtsverleteung gegen einen 
Auswärtigen anderer Art. — Dafs auch gegen den Bund 
Hochverrath begangen werden höciie , wird angenommeni 
|n den Verliandliuigen der sweiten Kamner .der Landstinde 
des GH. Hessen, iSao, Heft 6, S. 76 ff. — Die Gonstita* 
lion der Vereinigten Staaten Ton Nordsmertha r. 17. Sept. 
1787, Art. 3; JXuBk. 3 9 erhlärt llir Verrat gegen die V. St^ 
)«wean Jemancl I^eg gegen sie erhebt , oder sich mät ibreii 
Feinden yerbindet» oder diesen Hülfe leistet». Biese Be- 
ttimnraag ist positty, nnd die Organisation der Conl5dera- 
tlon der V. St. ist wesentlich yerschieden yon derjenigea 
de*T, B. VondenBiiiule/C«iiis/«ip9rjojieii, obenff« ii7yNoted* 
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//) ZiU auswärtigen soiwerainen Staaten imd Staaten» 

' vereinen* 

* 

I) DasRecKtoTerJialtnifs des tentsclieii Bandes nach 
Anssen, nmfafst alle Beziehungen, die ihm, als einem 
Verein politisch nnahhfingiger Staaten, als einer 

europäischen G es a m m t ma cht, gegen auswärtige 
souveraine Staaten und Staatenyereine zu- 
liommen a). Dasselbe wird begründet, theils durch 
die Natur der politischen Unabhängigkeit und Einheit 
des Bundes , theils durch Yerträge. 11} In dieser Hin- 
sicht erliefs, in nnd anter dem Namen des teutschen 
Bundes, die Bundesrersammlnng, in dem ersten Jahr ihrer 
Wirhsamheit, an jede der Übrigen enropjüsehen Mächte, 
auch an die welche zugleich Glieder des Bundes sind, 
und an die Vereinigten Staaten von Nordamerika, eine 
förmliche Notification von der Feststellung des 
Bundes V erschiedene dieser Mächte ernannten G/ß« 
sandte bei dem Bund (§. 182), und theilten ihm von 
ihnen erlassene öffentliche Beclarationen förmlich 
mit O* BD In seinem sonrerainen MachtreriiältniTs , 
stehen dem Bund alleBechte nu, deren Ausübung 
ihm, in solcher Beniehung, nach dem angenommenen 
Grundsatz der politischen Einheit sämmtlicher Bundes- 
staaten, von den Bundesgenossen übertragen sind, 
und welche das Völkerrecht einem freien Staatenver- 
ein, als dem Vertreter der unter ihm vereinigten Sou« 
rer/dnStaaten, allgemein, oder nach dem Inhalt beson- 
derer Verträge , einräumt <0* rV) Pa der Bund nur 
anf Gründung und Handhabung eines Bechtssostandes 
berechnet ist, so hann nnd mnfs seine Politih heine 
geheime seyn. Er soll Rechtsverletzungen weder su^ 
fugen, noch von Andern dulden, 

«) Proioc. der B. V. v. 1817, S» Dieses Rech ts v erb alt- 

nifs der SlaatenTereine , ist in der Regel nicht verschieden 
voii dem|eiiigrn einfacher Staaten. Verj^l. Zachabiä. , das 
Staatsr. der rlicin. Biuidesstaalen \i. das rluirj. Bundesrecht, 
erläutert in e. Reihe von ^^fhandluugea (lloldelb. iSie* 6*)f 

18 
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S. 14*3 u. ff. — Als eine europäische Gesammtmacht ward 
der Bund anerkannt , vorläufig schon in dem pariser Frie- 
den r. iSi f, Art. 6, und nachher in der Schlufs Acte det 
A>ienor Congresses , Art. 53. Verf^l. auch unten Note c. 
b) Beschlufs der B. V. in ihrem rroloc v. 12. Jun. i8i7, 
§. 227, N. I. Vorausgegangen war eine loco dictalurac ge- 
druchte «Anmerkung einiger Puncte , die auswärt. Verhält- 
nisse des Bundes betr., welche in der vertraul, Sitzung v. 
3. März 1817 vorgekommen sind». — Von allen Mächten lie- 
fen anerkennende Anlwortschreibcn ein , ausgcnoramen Por- 
tugal, Sardinien, die Pforte, u. die V . St. von rSordameriUa. — 
Wie die angeführten Bekanntmachungssehreiben , so sollen 
auch alle nachfolgende Schreiben der B. \ . au auswärtige 
Staatsregierungen, die Onterschri/t führen: ttDer teut/che 
Bundf und in, dessen Namen der Kaiserl ieh*Oester reichische 
präsidirende Gesandte (m) der BmnduvmtsammlungTi , und (rich- 
. tig er) inder beigefügten fransdaitchenUeberaetsimg: «I^aCoi^' 
UdiimAon Getmaniquc , et, en Son nom, le Miniatre' d*Autri- 
die, President de la Biete». Der angcf. Beacblnfsv. -1817, 2. 
In der amtticlieB franedsisclien Uebersetsung des Präsidial* 
Vortrags, in dem Ffc^toeoU der B. V. y. so* Sept. 1819, 
. $. aao, heiftt der FriUidialGesandte , «le Ministre de 8. M. 
' I. et B. Apostoliqne , pr^iidanl la Dite«. In der* Bttn^esr- 
*ÄhX», Art. 6, heifst er «der V^rtitBettdey. Uurbetten batle 
. TQfgMcUftgen: «Der verbilndelen Fürsten v. freien Stfidte 
.Deutscblanda zur B.V. abgeordnete BeroUmScbtigte u. Ge- 
" sandte, u. inderenNamcn: derTorsitzendeHaiserlich-Oestreichi* 
sehe Gesandtem»; Baiem : «Der drr B.V. präsidirende GeMndtev« 
und : Ministre, presidant la Di^te»| (beide in d*Trotnc.v. is» 
3fai 1817, §. 168); Wirtemberg: «Der Vorsitzende Gesandte 
in der B. V.» (Protoc. T. 101.7» $• i9&)* Mecklenburg gab 
der in der ConferenzPunctation v. 3. Märs 1817 aufgestell- 
ten 9 nachher in dem Besch lufs angenommenen Formel sei« 
nen Beifall, weil «die Ausfertigung immer von der B.* V. 
ergehe, uwd der Präsidirende die Befugnifs, solche allein 
EU unterzeichnen , nur von ihr, ex drlegatione, hernehmen 
Itönne, welchis auch durch jene Formel wohl ausgedrückt 
sev"'. Protoc. v. 1817, §. 1-^7. Eine lateinische Formel der 
Unterschrift , ward nur allein von Kurhessen vorgeschlagen 
(Protoc. V. 1817, §.168), aber he in Beschlufs darüber gefafst. 
.c) So die auf den Staatsversammlungen zu /fachen (1818) u. 
Laihach (1821} erlassenen Declarationen. Protoc. der B. V. 
V. 1818, ^. 5 ; V. i8ai , %. i34. 

V«»j:handluugen der B. V. über dic^ Seeräuherei der Barha* 
resken, Protoc v. 1817, ^. 236, 290, ö53, 4^^» ^* Beilagen 

* 

» 
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66 u. 86. — Von einem antipiratisibcn Verein, s. Protbc« v. 
1820, %, 59. F. W» WiTTiCH über die Sceräubereien der 
Barbarei^kea» Düsseid. 1819 8- VergU JProtoc» t» i8ae « |* 68» 

' tHptomaUsähei^ P^erkeht des Bundes^ 

Oer diplomatische Verkelir von Seite ^es 
Bundes mit auswärtigen Staaten , -wird I) dnrch die B. 
Vm dieses verfassungsmäsige Organ seines Willens und 
Ban4eltis, besorgt, und zwar immerhimiUlr in Folg« 
eines förmlichen lieschlusses* £r kann ttatt haben 
1) entweder f mit den bei dem Band aecreditirten aaa- 
%rirtigen Gesandten C(* i3^* a»f»)«niündlich oder 
schriftlickf oder s> tinmittelbar mit den answärti* 
gen Staatsregierungen, durch Schreiben des 
Bundes (das heifst, in seinem Namen , der Dundesver* 
Sammlung, mau s. oben §. i5i^) und der auswärtigen 
Regierungen a), oder durch Gesandte, die ton dem 
Bun^ abgeordnet werden, sey es für beständige oder 
nur Torübergehend für. ^inen bestimmten 2week und 
Auftrag (). n) Bei mündliehen Yerbandlnngen mit 
attswartigen Gesandten^ soll Tor allem attch der Prä* 
sid*ent der B. Y. in analoger Art das unmittelbare 
Organ derselben seyii; doch steht ihr frei, demselben 
einzelne Gesandte aus ihrer Mitte ssu der Verhandlung 
beizugeben. Bei Anträgen, oder bei Antworten auf 
solche e ist, ohne defshaib einen eigentlichen schrii't» 
lieben Notenwechsel einnVileiten , Zugleich eine ^ TOtt 
der B« V* oder^ ananabmweise« ron dem bestimmten 
Attsscbttfs genehmigte TerbalNote sn übergeben« 
welche das Wesentliche der Be^r^cbüng entbültw Ist 
die YerbalNote Von dem Präsidittm au ertheÜen^ so 
haiin dieselbe eher nicht übergeben Werden, als bis sie 
Ton der B. Vm oder, ausnahmweise, Ton dem be* 
stimmten AussChufs genehmigt ist c). HI) Auswar* 
tige Gesandte können ihre Noten, nach Gefallen« 
an den Bund richten« oder an die B* Y« oder derett 
Prfisidivm Y) Der Torstuende Gesandte bat,, in 
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der Regel, jede von einer auswärtigen Getandscliaft 
' erhaltene Note oder Eröffnung , der B. Y. in der naelu 
aten, ordentlichen oder ansaerordentlichenf Sitenng mit> 
sutheilen, oder, ananahmweise , suerat einem tob 

ihm zu erbittenden Anssehnfs ^). 

a) Schreiben der schweizer Eidgenossenschaft an die B. T.^ 
in d. Proioc. der B. V. v. 1817, %. 896, Beil. 80, S. 795. 

h) Der angef. Bcschlufs der B. V. v. 12. Juni 1817, Num. II 
u. IV. — InderRe^el, fiollen nur in ausserorJentlichen Fällen 
Geftandte geschickt werden. Oben §. 148'. — Für schriftliche 
. Verbandlungen , hann die PrXsidialGesandschaft ausnahm* 
weise' fftr ndthig oder nütalich erachten , sich vorerst 
nnr mit einem TOn ihr hicsn ma erbittenden Jmssfhuß der 
B. y. an benehmen, we man nnter eigener Verantwortnag 
tklk an Tereiaigen hat, ob nnd wie fem |etat , oder aodi 
■ichl, die echaltene diploauitisehe Mitteilung an die Ge> 
eammtheit bewirbt werden solle; doch sollen .förmliche ofli- 
eielle ErUSrun^en oder, wirhliche Verhandlungen diesem 
Ansschnfii nicht anstehen« Ebendas« Nnm. II, s. 

O Der angef. Beschlnfs t. la, Jon. 1817 , IV. L 

d> Ebendas. IV. 3* Fkvtöc. r. i8ti ^ %. li^ 

e) Ebenda«. IV. 4* " ^on der Spraehs in dem diplomat. Verkehr 
des Bundes oben |* i96. ^ Von der Unt»rs€krift der BV. 
!• i5i, b. 

■ 

S. 162 fc. 

j/eussere Recht». 

Im yerhültnifs na cuswärtigen aOnTOffaiAttD Staaten 
nnd Staatenvereinen , gebührt dem tentachen Bund 9 
ida einer nnabhSpgigen Gesammtheit, das Vertrag- 
nnd H r i e g 8 r e 0 ht. Er hat also daa Recht , () recht- 
mSsigen Krieg sa föhren ; nnr «n seiner SelbstTer- 
theidigung will er dasselbe ausüben, zu Erhaltung der 
Selbstständigkeit und äussern Sicherheit Teutschlands, 
und der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der ein- 
zelnen Bundesstaaten a), 2) Das Recbt Fr ie d en , und 

3) andere Verträge namentlich Bilndniaao 
und Handels Tertrfige z\i schliessen, und Garan- 
tie s« Tersprechen, oder sich rertprechen ssn lassen 0» 

4) Neutralität ia Hriegen andjBrer Mfiehte snbeoh» 
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• 

•chtev , und sich dabei zu schützen 5) Das active 
ond J^aasive. Gesandftchaftrecli t, oder das Recht 
Geiandte jeder Art zu achichen und ansanehmen «)• 
6) Das Recht nnd die Pflicht ^ seine Mitglieder, in 
Ansehung ihrer 'Rechte und Ansprüche gegeh Auswär- 
tige, durch wirlisamste Verwendung zu vertre- 
ten, und diese Verwendung und Vertretung so weit 
auszudehnen, als nöthig ist, damit denselben volle 
Sicherheit und, ftlr erlittene Rechtsverletzung, ange- 
messene Genngthuung zu Theil werde /). 7) Auch für 
Unlerthanen ein^s Bundesstaates 1 soll die Bundes» 
Tersammlnng hei auswärtigen Staaten sich rer wen- 
de n, wenn ihre Staatsregierong selbst darauf anträgt f). 
8) Das Recht StaatsSeryi tuten auszuüben, oder 
zu gestatten, so weit der Bund in seiner Gesantmtheit 
dazu berechtigt, oder verplUchtet ist. • 

«) BundesAcle, Art. ii. AViencr SchlufsActc t. 1820, Art. 35. 

i) Wiener ScblufsActe v. ^820 , Art. 35. — Von einem mit 
. dem päpstlichen Hof zu schliessendcn ConcorJat , s« KjuÜBXR^t 

angef. Ucbcrsicht etc. , S. 454 ff» 
«) Die Contrahenten der SchlufsActe des wiener Congresses, 

haben, durch -wörtliche Einrücliung der ersten eilf Artikel 
• der BundesActo (Art. 53 — 64 ) 1 und durch Erklärung der 

gansen BundcsActe für einen Theil der SchlufsActe (Art. ii8)> 

die Garantie des Bundes übernommen 55). 

d) Wiener SchliirsAcle, Art. 45 — 47« — Vergl. löi** u. i5a ^ 
#) W^iener SchlufsActe v. i8?.o , Art. 5o, Num. 2. Beschlufs 

derB. V. v. i7. Jun. 1817, im Eingang} in d. Protoc. v. 1817, 
227 , S. 461 der Orig. Ausgabe. — Nur in ausserov' 

dentlichen Fallen , sollen von Bundeswegen Gesandte er- , 

mannt werden. Oben %. 148*. — Von Gcsaudten auswärtiger 

Mächte bei dem Bund, oben §• iSs* u. 148*. 

f) Von der Verpfliehtiing der B. V« aar Vertretimg der B»jt> 
i0*glUd»r hei auswjirtigen Michten« s. ^ener SchlufsActe 
T. i8ao. An, S7, u« So, Num. 4. Vergl. oben %, 148', 
u* unten %, iSi' u. i5ft'. Von Vertretung der ünterthanen 
einef Bundesstaates durch dieB. V^ unten i58^. 

g) Pronsorisclie CompetensBestimmung der B. V., in d. Pro- 
toc. 1817, Vl'*^« ^« (i- ^) 3, Veriiand* 
lungen der B. V. in Füllen dieser Art» s. in den FrotocoUen 
der V. t. u« A Dee. «816 • \> ifi u* desgl. ai. 
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"Nov. 1816, 173 V. 5. Pec, 1816, ^. 44; v. 3o. Jan. u. i:.8. Mai 
1817, ^. a8 159. — Wer sich unmittelbar an die B. V, 
>ve(idet, wird von ihr an «eiii^ iMd^Wesierun^ Yerm^ftMl« 
*) UlevQiv Wteii» ^ 464 ff, 

f^erletzung einzelner Bundesstaaten. Pflichtmäsiges yer^ 
haUeu derselben» I}azwischenkuuf$ 4es Bundes* 

\) Da alle Bundesstaaten in ihrem politischen Ver- 
ein eiiie G^s^miutiQiicht bilden « aO ut Verletzung 
eines einzelnen Bundesstaate« TOn Ausurärtigen, zo« 
gleich V^rletsuBg der Geaamnitheit«)« II) Da« 
gegen ist jeder Bund^aataal «rerpfltektef, Ton »einer 
$eite weder AnlaiW mi aelcken Yerletnungen nu geben , 
noch auswärtigen Staaten dergleichen sueuia^en 
III) Begehrt ein Bundesstaat, hei einer zwischen ihm 
und einer auswärtigen Macht entstandenen Irrung , die 
Daz w* i s c h e n h u nf t des Bundes, su hat die Bundes* 
Tersammlung den Ursprung solcher Irrung, und das 
wabre Sacliverhältnifs sorgfältig 2U prüfen. Ergiebt 
fleh hi^l^ei 9 dafs dem Bundesstaat das Recht nicht nur 
$eite stehe , so hat die BundesTersammlung denselben 
▼on FortselBung d«a Streites emsttieh absumahnen, 

xund die hegehrte Dazwiscbenhunft zu verweigern^ 
auch erforderlichen Falls zu Erhaltung -des Friedens* 
Standes geeignete Mittel anzuwenden. Im Ge- 
genfall, hat sie demselben ihre wirksamste Vertr e-« 

' tnng und Verwendung ($^|S|a^) aDgedeihen siit 
IwsenO« * 

a) Wiener SchluUiActe iSiao« Art« 36, — Erörterungen und 
JPIcvalhschlagungen über Kritg und Frieden des Rundes, fin- 
det man in den Protocollen la , i3 u. i4 der. wieviel« Minin 
Iteria^Confer^naen a3» u« Jan, i8so, 

A) Ebendas. « A^ 36« 

«) Ebenda«,, Art. 87, u, Art. 5o, Num, 4, Yergl. %^ 
Num. 6« und unten f. i58*. — Eine frühere Bestimmung 
enthalt die proTiaor. CompetensBestiminnng der B» Y^« in 
d« Protoe. T. 1817, t* 'as3^ UL.Cy (|. 5) Nuiiii« 3, d« 
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Gefahr eines Angriffs , für einzelne Bundesstaaten / 
oder für die Gesammtkeit; seihst bei angetragener Ver* *" 
'wättlung* Gefahr einer Ferletxung der NeutraUtäti 

Fertheidigungsnuuuregdn* 

I) Entsteht ans der Anzeige eines Bundesgenossen^ 

oder aus andern zuverlässigen Nachrichten, Besorgfiifs, 
dafs ein einzelner Dundesstaat, oder die Gesammthcit 
des Bundes, von einem feindlichen Angriff be- • 
droht werde, so.mufs die B. V. sofort die Frage, ob 
Gefahr eines solohen Angriffs -wirklich vorhanden sey, 
in Berathang nehmen 9 und darüber baldmöglichst' * 
einen Aussprach thun« Wird 1) die- Gefahr von ihr 
enerhännt, so mofs, gleichzeitig mit. diesem Aus« 
sprach , wegen der in' solchem Fall unvensuglich An 
Wirksamheit zu setzenden VertheidigungsMaasregcIn, 
ein Beschlufs gefaPst worden. Beides, jener Airspriieh 
und dieser Beselilufs, erj^^elu von der erigeru Ver- 
sammlung, die dabei nacli der in ihr geltenden absQ. 
luten Stimmenmehrheit verfahrt Ein solcher Bo« 
sphiufs verbindet simmtliche Bundesstaaten cur Theil« 
nähme an den Tom Bundestag ndthig erechteten Yer- 
theidigungsMaasregeln Wird aber 9) dieVorfVage, 
ob Gefahr vorhanden sey , verneinend entsohiedeiu 
so bleibt nichtsdestoweniger denjenigen Bundcsstaa- 
^ tcn, welche von der Wirklichkeit der Gefahr über- 
zeugt sind , unbenommen, gemeinschaftliche \ ertliei- 
digungsMaasregeln unter einander ^zu yerabreden ^ 
II) Wenn in einem Fall) WO et die Gefahr und Besohü- 
tflung einzelner Bundesstaaten gilt, einer der streit eui 
denTheile auf förmliche Yermittlaog des Buoides 
antrSgt, so wird derselbe, in so er es der l4«ge 
der Sachen und seiner Stellung angemessen iuidet, 
unter vorausgesctsster Einwilligung des andern l'heils, 
diese Vermittlung übernehmen; jedoch darf dadureh 
der Bcschlufs wegen der zur Sicherheit des Bundes- 
gebiet« ZU ergreifenden Maas;:egelo oicht aufgehalten 

/ 
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■werden, noch in der Ausführuiig der bereits beschlos« 
senen ein Stillstand oder eine Verzögerung eintreten 
Iii} Treten in einem Krieg zwischen answartigeii Mäch* 
ten, oder in andern Fällen, Verhältnisse ein, welche 
die Beaorgnifs einer Yerletsang der Nei^trali* 
tit ((• i5ah) det Gebietes der Bnndeutaaten Teran« 
laiseut so bat dieB.V., ohne Verzug, im eng ern Rath 
die snr Bebanptung dieser Neutralität erforderlichen 
Maasregeln zu beschliessen i 

«) Wiener ScUnraActe idsoi Art. 38. 

^) Ebendas,9 Art. 4>* * 

c) Ebenda«. , Art. 4** 

40 Ehendas. , Art. 43. 

#) Ebendaa, , Art. 4^ 



S- 152«.. , 

Feindlicher Ueberfall. Kriegserklärung. Pflicht der 
SuudesstOiUen zur Theilnahme an dem Krieg» Ihre 

freiwillige Mehrleistung* 

m 

I) Wird das nn dem Bund gehörende Gebiet eines 
oder mehrerer Bundesstaaten^ T4>n einer answiurtigen 
Macht feindlich überfallen, so tritt sofort der 
Stand des Kriiegs ein; es mnfs in diesem FaU, was 
auch ferner yon der B.V. beschlossen werden mag, 
ohne weitem Verzug zu den erforderlichen Verthei* 
digungsMaasregeln geschritten werden «). II) Sieht 
sich der Bund zu einer formlichen Kriejrserklä^ 
'vmg genöthigt, so kann solche nur you der B.V«t 
und nwar in dem rollen Rath, nach der für denseU 
hen TorgescbriebeaeB Stimmenmehrheit Ton swei Drit- 
theilea ($• ISO) , beschlossen werden B). Hl) Die auf 
sdlehe Art aosgesprocbene Rriegserhiä'rnng, Verpflicb. 
tet sämmtliche Bundesstaaten nn unmittelbarer 
Theilnahme an dem gcmcinschal'tliclien Krieg ; 
au Neutralität ist heiner berechtigt. IV) Bei ausge- 
hrochenem Krieg, steht jedem Bundesstaat frei, zur 
gemeuisamen Vcrtbeidignng eine gröfsere Kriegs» 



/ 
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macht 8u stellen, als sein BandesContingent betragt; 
es Itann jedoch in dieser Hinsicht keine Fordening an 
den Bund statt finden d), 

a) Wiener SchlufsActe v. 1820 , Art. 39. 

h) Ebendas. , Art. 4o» ÜLma » Acten des mriener Gongr. , fid* . 

II , S. 43a. 

r) Ebendas, Art. 4>* • 
d) Ebendas. , ArU 44* 

S. 152 ^ 

Krieg, den ein jBundfsglied als europäische bundesfreie 
Macht beginnt, Wenn ein solches' in seinen Bundes* 
freien BesUxungen bedroht p oder angegriffen wird, 

I) Beginnt ein Bundesglied , das zugleich Ober- 
haupt eines zu dem Bund nicht gehörenden Staatsgebie- 
tes ist) in dieser Eigenschaft, sey es mit einem Bun- 
desglied derselben Art «) oder mit einer sn dem Bund 

nicht gehörenden Macht, einen Krieg, so bleibt der- 
selbe, da er die Verhältnisse und Verpflichtungen des 
Bundes nicht berührt, dem Bunde f r e m d ^j). Für 
den Bund treten, in solchem Fall, die Rechte und 
Filichten. der Neutralität ein c). Im einef Inen Fall 
hann eine Ausnahme von dieser Begel statt finden, 
ivie die hier sunSchst folgende Bestimmung der wiener 
8chlufsActe ausdrüchlich festsetst. II) In deiiei^ Fäl. 
len, wo ein solcher Bundesstaat in seinen ausser 
dem Bund gelegenen Besitzungen bedroht oder 
angegriffen >vird , tritt für den Bund die Ver 
plHchtung zu gemeinschaftlichen Vertheidigungs- 
Maasregeln, oder su Theilnabmc und UüIF-p 
leistnng, nur in so fern ein, als derselbe, nach ■ 
TorgSngigerBerathung durch Stimmenmehrheit in der 
engern Yersammlung, Gefahr für die zum Bund 
gehörenden Gebiete erkennt- Bann finden die oben 
(§. i59<l) angegebenen Bestimmungen, hier gleiohmir 
sig Anwendung 

«) Es versteht sieb, naeh An. 11 dar BundesActe, dafii in die- 
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ft^m Fall i> die Ursache des Streites auf beiden Seiten den 
Bundesvrrhällnissen durchaus fremd seyn müsse; dafa 
der Krieg nicht auf die zu d»'m Bund gehörenden Staaten 
des einen und des andern Theils ausgedehnt werden dürfe. 
Das Letzte wird auch durch die wiener SchlufsActe , Art. 
.45, (verbis: «oder in andern Fällen») bestätigt. Vergl. 
Ii. V. Dbescu Bi'ilräge zu dem öffentl. Recht des deutschen 
Bundes TüB. 18-22 S. 5<) ff. Im vorkommenden Fall, kann 
die Ausmittlun^ der Grenzscheide grofsen Schwierigkeiten 
unterliegen; wie denn überhaupt die Kriegs Verhältnisse der- 
jenigen Buudesglieder , welche zugleich bundesfreie Staaten, 
beherrschen , die bedenklichste Seite des Bundes bilden. — ' 
Wenn es oben hcifst : «auf beiden Seiten» , so deutet dieses 
aucb aof den Fall eines' Kriegs swiachen Bundesglie- 
dern, toit welelieE nar das «tna iottferatno Bttitdnngen 
ausser dem Bunde hat. 
h) Wiener So^luCiActe , 1810 » Art. 46« Von dem eigent- 
liehen Sinn der in diesem Art. vorkommenden Ausdrfiche; 
4cin seiner Eigensehaft ab europäische Macht», a* unten 
176- 

a) Beiern 9 Holstein 9 usd die BeroHmgehtigten der Tereinigtea 
Ffirsten und freien Stidte » Terlaogten , in den wiener Gon« 
ferensen » ausdrUfikiielts Festsetsung der NsutralUät dea 
Bundes^ ßkt den Fall» wenn Bnndes^eder, welche Staaten 
ausser dem Bund besitsen , mit Andern (Answtrtigen)* oder 
unter sieh in Krieg gerathen. HLfasa^s Acten des wienev 
Congr.9 Bd., n, S. 357 f. , 378« 493, 43i u. 485 ir. Aber • 
es ward solche (als sich von se^>st verstehend) ren dea 
fihrii;t n nicht für nöthig oder nütalich erachtet« Veigl« im» 
len 160 , Note a. 

dj Wiener SchluCiActe t« i8ao, Art. 47« ^ 

S- IM«. 

/faffenstlllstandj', Friedens- u. a, Ufiterhandlungenfür 
Bmides kriege. Amuihmp nr^d Bestätigung eines Fri«* 

densvertrags.\ 

. I) Nach einmal erhlartem Bun desltrie^, ist nur 
die G esammt heit der Buudesglieder, durch ihr 
Organ, die Bundesversammlung, berechtigt, i) Ü«-. 
tcrhandlungen mit dem Feind einzugehen, und 
2) Waffenstillstand, oder 3) F r i e d e n sn schlie»« 
•en «)» Kein einselnea Mitglied dee Biiadeft ie% 
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Jiiesu einaeitig berechtigt selbst dann nicht, wenn 
es ausserhalb des Bundes Besitzungen hatte«?), und in 
dieser Husicht als europäische Macht ($. iSa) betrach« 
tet wÄrde ; auch nicht zu Abrufung seiner C o n- 
tingentTruppen, noch zu Neutra I ität, in An- 
sehung seiner unter dem Bund begriffenen Besitzun- 
gen (§. iSa^u. 161). 11) £rfolgen von Seite des Bun- 
des Unterhandlungen Aber Abscbiufs des Frie- 
dens, oder eines Waffenstillstandes^ so hat 
die Bandesyersanijnlung zn specieller Leitung 
derselben einen Ausschufs 8u bestellen, zu dem 
' Vnterhandlungsgeschä ft selbst aber eigene Be- 
Tollmachti gte zu ernennen, und sie mit gehörigen 
Inslj'uctioiien zu versehen «O- Hl) Die Annahme 
und Bestätigung eines Friedensvertrags, kann 
nur von der Bundesversammlung, in der yoUetf 
Yersmnnilnng, geschehen «). 

V 

•) Wiener SehlufsAete i8m> , Art« 5o, Num« 3«. 

i) BwpdesActe, Art. 11, Politische Fragen des Bundestags- 
Ausschusses , in Besiehung auf des teutschen Bundes Tdller- 
rechtUehe Verhältnisse des Kriegs und Friedens, loeo die« 
taturae gedracht (S. 681 — 683) als Beilage 48 su dem Protoc- 
der B. V, t. so, Septt 1819, |. 91$. B&essn*s Acten des 
wiener Cengr,, Bd. U, 3. 356 ff., 4a3 ff,, 43o -i^43s, 48E?, 
499 u. eSa. 

c) Wiener SchluflsAete i8so , Art. 48, 

d) Ebendas. , Art. 49» " ■ 

«) lilbendas. , Art. 49. Yeigl. eben 
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V- C a p i t e L 

YertheidigungsSystem des Bundes. 



■ . Uebersicht. 

• 

Der Sicherbeitssveck des teutscben Bandet ge« 
Ibietet ein angenessea'es yerlheidi|;«]i'gt8f ttem^ 
nach den Regeln der Kriegslmnst. Bei länrtehtnng^ 
HandHabnng and Anwendung desselben , moTs die Ter- 
fassnngsmäsige Bechtsgleicbbeit aller Bandesge- 
tiossen (§. i55), als oberster Grundsatz gelten. Die 
Gesammtheit der Bundesstaten erscheint darin als selbst- 
ständige Hairpt- und Gesammtmacht, jeder ein- 
eeine BnndessUat als gleichberechtigter Mach tj und 
Bandesgenofs, und selbst der kleinste nicht als blosser 
Bülfgenofs (AUHrter), aneh niebt des oder der Maek« 
tigst^n« Ee kommen dabei in Befrackt: I) die M a* 
trikel oder der Aoseklag der federn einseinen Bnn- 
desstaat für den gemeinschaftlichen Zweck verhält- 
nifsmäsig obliegenden Leistungen, sowohl an Geld 
als auch an Mannschaft (Truppenzahl oder Contin- 
gent); U) die Kriegsyerf assun g des Bänder- \ 
keeres, nämlich, i) die Eintkeihuig des Heeres in 
Brigaden. and ArmeeCorpsi diese entweder on-t 
gemisckte (aas Trappen eines einsigen Bundesstaates 
bestekende) oder gemisckte (combinirtCf d. k ans 
Truppen mehrerer Bundesstaaten zusammengesetzte), 
jedes Corps nach den verschiedenen Waffengattungen 
kunstma'sig zusammengesetzt; Festsetzung 2) der Be- 
waffnungsart, insonderheit des Calibers bei den 
Feuergewehren und dem groben Geschütz; 3) der 
Art der Waffenübangen. CExercirBeglement), 
and 4) des Felddienstes; 5) Fnkr- and Pfleg- 
wesen; 5) Lasaretkwesen; 7) Kricgsgesetse 
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und Kriegsar tiliel; 8) der Oberbefehl, das 
OberComTnando mit dem daea gehörigen Generalstob i 
ni) Bundesfestangeik und andere Befesligengr* 
werke, * • ^ ' 

S. 153^ 

Obliegenheit , p^erhandhnigen und Beschlüsse der B.f^, 
Militär Ausschujs. Militär CentralCommission- Militär'» - 
LoealCommissionettp Militär CommissionsCanzUi» 

I)Da der BundesTersammliiBg cur Pflicht ge^ 
meoht ist, die auf das Hilitärwesen des Bundes Besag 
habenden Einrichtungen, n|id die nur Sich^rstellnng 
seines Gebietes erforderlichen VertheidignngsanstaU ' 

ten zu beschliessen a) , so hat dieselbe alle oben ge- 
nannten Gegenstände in Betrachtung genomiueii 
und die nöthigen Bestimmungen festgesetzt. II) Sie 
hat zu Vorbereitung der Beschlüsse, einen aus sieben 
Mitgliedern de^ B. Y. bestehenden MilitarAus« 
• chnfs ernannt welchem die Torlänfige Erörle* 
rang und Bearbeitung der MilitlrAngelegenheiten übei>^ 
trAgen ward, m) Z4r Hülfe fnr diesen Bundes tags- 
'Ausschufs und die B. V.. namentlich für rein mili« 
tärische Arbeiten und Berathungen, ist überdiefs ' 
eine <(Mi1itärCommission der BundesTcr- 
sammlung» am Bundestag angeordnet Dieselbe 
soll bestehen aus sechs MilitärBeYollmächtigten, j^der 
wenigstens vom Rang eines Stabsoffiziers, und zwar, 
unbeschadet der Gleichheit der Rechte, in Hinsicht 
auf die yerschiedenen -ArmeeCorpsi aus einem ostrei- 
ehischen, einem preussischen, und einem baierischen, 
dann aus einem von jedem der drei gemischten Corps,, 
nach eigener üebereinkunft der bei diesen betheilig- 
ten Bundesgliedcr , doch so, dafs, neben dem Corps- 
Bevollmächtigten und stimmführenden Mitglied, auch 
für jede Division .der gemischten Corps , ein Abgeord- 
neter den CommissiensSitzungen als DivisionsBevolU 

machtigter>eiiroluien darf. Diese HflitlrCemmisiien 

» 
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ist, in ihrer Gesammtheit, eine der B.V. untergeordnete 
Behörde; ihre einzelnen Mitglieder sind nur den sie 
bevollmächtigenden Regierungen, für die von diesen 
erhaltenen besondern Aufträge, vcrant-vrortlich. Eine 
eigene Militär C cm missions C anz lei, besorgt die 
CaiiB^eigetchäite «)• IV) B&eter mUit&nacheii Central' 
CommiMionf sind, sn Leitung ond Prafnng ihrer Ar* 
beiten , rerscliiedene Mil it fir Looal Commissi* 
onen untergeordnet, welche theils in Hinsicht auf 
Auswahl neu zu bef'estigenderPlätze, theils zu örtlichen 
Üntersuchungeii und Aufnahmen, und zu defshalb zu 
erstattenden C>u lachten ernannt sind /). V) Da die - 
Kosten, MrelcKe auf die MilitärCentraIConii|iission 
und ihr« Canziei, und aof die LocalCommissonen -sa 
Terwenden sind, das gemeinsame Interesse des Bna« 
des betreflTeiif so haben alle Bitndesglieder einsei»« 
und fiwar nach dem FoTs der Matrihel^ das NSthige 
beizutragen ; nur mit Ausnahme der auf den Druck 
der MilitärCommissionsProtocoIle zu veilwendenden 
Kosten, welche aus der BundesCanzleicasse (§. 127) 
SU bestreiten sind g). VI) Ueberdiefs hat die B. Y. 
einen dreifachen Inbegriff Ten Hanftbestimmtingen fu« 
das Kriegsir esen errichtet! 1) eine Geld* nnd eine 
Contingentllatrihel f ^s) ein organisches Ban«* 
desgesets, überdie HriegsTerfassnng desBnn* 
des, in ihren allgemeinen Umrissen und wesenf 
liehen Bestimmungen, 3)näherei Bestimmungen 
der KrjiegsY er Ins s ung des t. Bundos^ Yon wel« 
eben allen hier einzeln sn handln ist. 

4t) Wiener SchlufsActe iSao« Art. 31. — Schon in den 
wiener CongrefsVerhandlungen, wurden diese Gegenstände 
an die B. V. verwiesen« KLÜoza*s Acten etc. » Bd. II f S« 
456 u. f. " 

h) Schon in der zweiten PräliminärGonferenz v. 9. Oct* 1816t 
wurden die MilitärVerhältnisse als dritter Berathungspunct 
aufgestellt. In dem zweiten Protoc. der dritten Sitzung der 
B. V. i4. Nov. idi6, %. 4, ward defshalb VcrlaTs ge- 
nommen. Seitdem ^sind dieselben am Bundestage fortwih* 
Md ein Hauptgsgenstand der Varbandlnagen gawesen« 
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c) Beschlufs in d. Protoc* ▼» 9. Apr. 1818, %, 85« S. 223, 
vergl. mit V ^9 ^* Ovig.Ausg. 
• ^ Bescblufii der B» V* f^er die Zusammenaetfeiiiig , den Wir> 
littiigtitreby und den Gctchältgang der (in den Verhand- 
lungen Sttweilen «ucfa MilitSrCentralCommittion benannten) 
MiiitärCommUsion ^ in dem Protoc. i5. Mim 1819, ^. 87. 
Frfibere Yeriiandlnngen wegen Anordnung einer Commission . 
dieier Art, in d. Protoc. t. 1819, 4» 1818, 85« 109 
u, «34* Das jorbin , in Folge eines Bescblusses der B. Y» ' 

9. Apr. 1818 (Protoc T. 1818, %, 86), bestandene Militär^ 
Comit^ ward au%elötet, durcb einen Bescblufs la. Oct. ' 
1818 (PkH>toc.. 1)818, V a34)* — : Scbon auf dem wiener 
Congrefs, ward die Niedersetsung eines MilitirAusscbusses 
* Tersucbt. Ki.0»XR*8 Acten etc., Bd II, S. 89, io3, 110 ff. 
* n. 197. — Zu dem f§^rkungskritis der M. C. rechnet der 
angef. Bescblufs t. 1819 : r) Lieferung der ihr Ton dtr B. V« 
oder von deren MililärAusscbufs aufgetragenen Arbeilen p 
1) Aufinerl^samkeit , da£s alle Gontingente des Bundesheeres 
in Bereitschaft gehalten \Yerden; 3) Aufsicht über die Bun- 
desfestungen und den Militärdienst darin; 4) unmittelbnrc 
-Leitung der fortificatorischen Arbeiten, wefshalb die Mili« 
tarLocalCommissIonen und die Gouverneure und Cntnmnn- 
danten der Bundesfestungen an sie gewiesen sind. — Eine ei- 
gene Casse hat die 3L C. nicht ; wegen dvr bcnöthigtea 
Gelder, hat sie sich an den BundestogsAusschuls zu n enden. — 
Die M. C. fafst ihre Beschlüsse nach StimmennicIirJieit ; im 
Fall einer Gleichheit der Stimmen, legt sie die verschiedeneu 
Meinungen dem BundestagsAusschufs vor , mit uelclieni nur 
allein, nicht mit der B. V., sie unmittelbar äu verhandeln 
hat , und zwar in der Hegel mittelst schriftlicher Berichte. 
Den Vorsitz^ welcher einzig die Geschäftführung betrifft, 
führt der Bevollmächtigte der nach der BundesActo /.uerst 
stimmenden Regierung (OcstreicU). Die Fullfiiachtcn der /.u 
der M. C. Bevollmächtigten werden bei der B. V. übergeben, 
welche beglaubigte Abschriften davon der M. C. anfertigt. — 
Die Terbandlungen der B« V. Ober die Errichtung der MI* 
lititCommission , und mit derselben, findet man angeaeigt 
in den Registern fiber die Protocolle der B. V., toc Mili- 
tfirCommission und MilitilrVerbältnisse« — Die ProioeolU 
der Jlft/tr4rrCommiMion werden anf Kosten der BondesCanslei- 
easse loeo dietaturae \ gedruckt« Vom 19. Wtn 1819 bis zu 
dem «4* 'vi* i8aa, waren auf solche Art Protocolle fiber 57 
Sitsvngen gedruckt ftschienen , in aoa S%, 
#) Registratur über die vertraul. Siteang t. ai. Min 1819, S. 
is6 der Otig«A«sf. 
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< f) Beschlufs der B. V. t. 13. Oct. 1818, ^. 234» Num. 4 u> 5, , 
u. Beilagen 33 u. 37, S. SyS f. u. 597. Bescliluls v. 5. Oct. 
1820, in d. Protoc. v. iSiO , 164« Register über das Pro- 
tocoll der MilitärCommission , voc. Instructionen und Mit' 
glieder der LocalCommissionen. — Die Orte , wohin diese 
LocalCommissionen eeithcr gewiesen wurden, sind: Ulm, 
Rastatt und Donaueschingen , Germersheim, Homburg bei 
Zweibriicken , Mains, Landau, und Luxemburg. 

^ Beaehlub der B. Y* in d« Fipotoe* t. 5« Aug. 1819 , |. 166, 
^ Harn. 5 , u, r. iSsi« f« «B, TergL mit dmlVotoe. 18191 
V 917» Von der lUcknung für die MiUtirGommission , s. 
Froloc. der B. V. t* 1891 , |. 2o5, Frotoc* der MQit&Gom« 
miatioA a3. HS» 189a , 186. 

§. lÖ3c. 

1) Bundes Matrikel , 
ßlr GtldbeUräge »• Manmehaftsuüuug. 

I) Für den Zweck de» Bundes, ist, so oft es 
tbig^ rerliältnirsmäsig yon jedem Bundesglied ein Geld* 
beitrag bu liefern (§• 14^'')) «nd für das Bundes* 
beer yorscbriftmäsi^ ausgerüstete Hriegsmann« 
• cbaFt sn stellen. Für jede dieser beiden Arteu 
▼on Leistungen, bestebt eine Hatirikei. II) Die. 
Geldmatrikel ist zweifach: 1) für BundesCanz- 
leibedürfnisse, wozu jede der siebenzehn YiriU 
tind CuriatStimmen des engern Raths jedesmal, wenn 
die B. y. es für nöthig erklärt, 2000 Gulden im f24Gul* 
denfufsan dieBundesCanzleicasse zu liefern hat ($• 127); 

für andere Geldbedürfnisse des Bundesi 
welche in die Bundescasse öder BandesMatrihularcasse 
'($. 127) , im Fall eines Kriegs in die BundesKriegscasse 
($. 148 r), fliefsen, und wozu 'jedes einselne. Bundes- 
rglied, nach dem Maasstab der Bevölkerung seines zn 
dem Bund gehörigen Gebiets, beizutragen hat. III) Die 
Mannschaft- oder Kriegs CoutingentMatrikel 
bestimmt die Truppenzahl nach den Tcrschiedenen 
Waffengattungen, welche jedes Bundesglied, ebenfalls 
9aeb dem Maasstab der Beydlkeruii^ seines Landds^ 
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sa dietn Bnndesheer «a stellen hat, IV) Dureh einen 
Bescfalufa der B. V* in ihrem Protocoll vom 2Ö. Aog« 
iBiO, §. ':iio, ist, sowohl für die Geldbeiträge an die 

BimJesMatriUularcasse , als auch für die Mannschaft- 
Stellung, die Volkttzalil^) jetl'es Bundesstaates aU 
p r o V i s o r i s c Ii e M a t r i Ii e 1 '0 nächsten fünf 

Jahre festgesetzt worden. Späterhin beschlois die 
B. V. , daPs binnen der fünf Jahre Iteine Veränderung 
dieser Einwohnerzahl in der Matrikel statt haben könne, 
hingegen jede' nachfolgende Vermehrung in dieselbe 
aufannehmen sey c), 

a) Eri^rterungen in der B. V. über den IVlaasstab^ welcher bei 
der Matrikel sum Grunde cu legen sey , oh der Flächenin- 
halt, oder die Bevölkerung, oder die Staatseinkünfte, odec 
eine ▼ermisckte Grundlage ; besonders in dem Goniniissions« 
Bericht , Beilage 74 , sn dem Protoe* der B. V. t. i4> ^nl« 
1817 , %, 338. Andere Verhandlungen seigen die . Begister ^ 

. der Prötocolle Ton 1817 — 1819 an ^ toc« Matrikel. • 

h) Man findet diese Matrikel, mit den durch den Besohlulli 
T. 4*Febr« 1819 nachgetragenen Aenderongen, in den Protoe. 
derB.V. i8ai, als TabellrZiffer 1, S. 387 der Orig.Ausg., 
und unten in der in dem Jnhang befindlichen Tabelle Num« I, 
^nter der Bubrik : Seelenzahl» >— Die Quoten der einseinen 
Bundesglieder bei. einer Bewilligung Ton 3o,ooo Gulden, 
findet man in den Protoc. v. 1821, 239, S. 7q3,. u. unten 
im jinhang,' Pium. III. Zu jener Summe haben s.^- beizu- 
tragen: Oestreich 9,43oFl. 5o Kr., Preussen 7,880 Fl. 3o Kr., 
Baiern 3,54oFI. 42'/2Kr. , Baden 994^1. 35 Hr., HcssenHom- 
bürg 19 PI. 55 Kr. , Hohenz^llernUechingen a5Hr., 
Liechtenstein 5 Fl. 3o Kr. 

0 Protoc. V. 4v Febr. 1819 , %• 19. — Kurhessen und Luxem- 
burg erhöheten ihre in die prorisorische Matrikel eiagatra> 
genen Angaben , in d» Protoc. 1819 , %• 19. 

S- lös«!. 

II) Kriegswerfassung des Bundes. 

I 

A) in ihren allgemeinen Umrissen und wesentUehm 

JßestimmuHgen* 

Die «Kriegsyerf assung des Bundes, in ihren 
allgemeinen Umrissen un^ wesentlichen Beitim* . 

19 
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inungen»« , ist Ton der B.Y. durcli ein so genanntes or* 
ganiscIie-8 Btindes^esets Yom i;. April 1821«), in 

nachstelieiulc'ii -2 4 A 1 l i U e 1 n , mittelst Yeriasüun-;siuäsi- 
ger Süminciiihflligkeit festgesetzt. 1) Das Jiuiides- 
heer ist aus den C o n t i n g e 11 1 mii aller liundesstaa* 
ten zusammengesetzt, weiche nach der jedesmaligen 
BundesMatrikel gestellt werden. 2) Das Yerhäit- 
nifs der Waffengattung en, wird nacli den Grund- 
sätzen der neuem Kriegsfuhrung festgesetzt* 3) Zur 
Bereitbaltung für den Fall des Ausrucliens , wird das 
Bundesheer schon im Frieden gebildet, und dessen 
StärUe, so >vie die innere E i n t Ii e i 1 u n g, durch be- 
sondere BuiicJesbeschlüsse bestimmt. 4) Das Bundes- 
heer besteht aus vollständig gchihleien, theils unge- 
mischten theils ssusammengesetzten, Arme e- 
Corps, welche ihre Unterabtheilnngen Ton Diyisio« 
neu 9 Brigaden u. s. w. haben, 5) Kein Bundesstaat, 
dessen Contingent ein oder mehrere ArmeeCorps für 
sich allein bildet, darf Contingente anderer Bun- 
desstaaten mit dem stinigen iu eine Abtheilung ver- 
einigen. 6) Bei den zusammengesetzten Arüiee- 
Corps und Divisionen,^ werden sich die Bundesstaa- 
ten, wclcHe es betrill'ty über die Bildung der erforder- 
lichen Abtheilungen f und deren Tollsta'ndige Organi- 
sation, unter einander vereinigen. Wenn diefs nicht 
geschieht, wird die Bundes yersammlung entscheiden. 

7) Bei der Organisation d^r Kriegsmacht des Bundes, 
ist auf die aus beson*lern Verhältnissen der einzeln \ 
n e n Staaten hervorgehenden Interessen 
derselben in so weit Rvichsieht zu nehmen, als es mit 
den allgemeinen ZwecUcn vereinbar anerkannt wird. 

8) Nach der grundgesetzlichen Gleichheit der Bechte 
und Pflichten • soll selbst der Schein Ton Supre- 
matie eines Bundesstaates über den andern rermie- 
den werden. 9) In jedem Bundesstaat mufs das Coa- 
tingent immer in einem solchen Stand gehalten werw 
den, dafs es in luhzestev Zeit, nach der von dem 
Bund crl'ol^teii AutVorderung, marseli»- und schlag* 
fertig, und in allen seinen Theilen Tulistandig; 

* • ■ 
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gerüstet, aiisrückeu lnoiine« lo) Die Stärke und die 
Zusamnienziehttiiff des aafsusteUendeii Kriegis- 
Leeres« werden dnrcn besondere BandesbeschlfisAe be* 
«timmt* Ii) Die Anstalten müssen allenthalben so ge- 

.troffenseyn, dafs das Bundesheer Tollzählig erhaL 
ten, und im Fall der ISothwendiglieit Ter stärkt wer- 
den könne. Zu diesem Kode soU i^ine besondere Re' 
serye besteben« ^ * 

tt) Iii dein Proioc. der PlenarVersamml. v. 9. April 1821, a, 
S. 219 — 12^ der ürig.Aiisg. Diese 24 Artil<el befinden sich 
auch, als Beilage, bei dem loco dict. gedruckten ProtocwÜ 
der MilitärComini6siou y. 24* Jul. 1822, 8, 725— 726. 

S. 153«. 

12) Das aufgestellte Kriegsheer des Bundes ist 
£in Ueer, und wird von Einem Feldherrn befeh- 
ligt. i3) Der OberFeldherr wird jedesmal, wenn 
die Aufstellung des Kriegbeeres beschlossen wird, 
Ton dem Bund erwählt. Seine Stelle bort mit der 
Auflösung des Heeres wieder auf. 14) Der OberFeld* 
herr wird yon der Bundesyersammlung, welche seine 
einzige Behörde ift, in Eid und Pllicbten des 
Bundes j^enommen. i5) Die Uestimmung und \us- 
führuDg des OperationsPlans, wird ganz dem 
Ermessen des OberFeldberrn überlassen. Derselbe 
ist dem Bund persönlich Terantnrortlich, und bann 
«inem Kriegsgericht unterworfen, werden. 16) Der 
OberFeldherr ist gehalten, alle Theile des Bundes* 
heercs, so weit es von ihm abhängt, durchaus gl eich- 
mäsig zu behandeln. Er darf die festgesetzte H e e r- 
eintheilnng nicht abändern; doch steht ihm 
frei , zeitliche (für einige Zeit) Detachirungcn zu ver- 
^ fügen« 17) Die Befehlhaber der einzelnen 
Truppenabtheilungen werden von dem Staat, 
«dessfifn Truppen sie befehligen sollen, ernannt. För 
die^jpi^eilungen, welche aus mehreren Contingenteii 
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snsMiiiaengesetzt Bind, bleibt die Ernenniiiig dieser 
Befohlhaber der Tereinbariing der betheiligten Re« 
gierun gen überlassen. 18) IHeP fliehten ond Rechte 

dieser BeFchlhaber^ welche ans ihren Verhältnissen 
zu dem Bund hervorgehen, sind denen des OberFeld- 
herrn analog. Sic haben unbedingten Gehorsam von 
allen ihren Untergebenen zu fordern , so wie ihren 
Vorgesetzten zu leisten. 19) Die Gerichtbarheil 
. steht den Befehlhabem der Heerabtheilungen sa, 
nach den Ton den Bundesstaaten denselben Torge«> 
schriebenen Grensen. 20) Die Verpflegung des 
Buiidcsheeres, wird, unter oberster Leitung des Ober« 
Feldlieirn, durch Bevollmächtigte sämmtlicher Armee- 
Corps besorgt, und, innerhalb der Bundesstaaten ^ 
unter .Mitwirkung derjenigen LandesCommissarien ^ 
\ welche es betrifft (vergl. iö3'^. ai) Auf beson- 
dern Bundesbpschlufs wird, aus den matrikularmüsi- 
gei| Beitragen sämmtlicher 'Bnndesgliedei* , eine ei- 
gene Kriegscasse errichtet, fte) Die Vergütung 
Ton Durchmarsch - nnd CantonirungsKostcn , so * wie 
Yon andern allgemeinen Leistungen in den Bundes- 
staaten, soll nach billig ernia'sigten Preisen geschehen, 
und den Landesunterthanen immer so schnell als mög- 
lich baaVe Bezahlung geleistet werden. ^3) Allent^ 
halben ist der Grundsatz einer gleichen Verthe i- 
lun'g der Lasten und der Vortheile, sovdhl rüch* 
sichtlich der Heerabtheilungen , als der Bundesstaa- 
ten, zur steten Richtschnur zu nehmen. 34) Zwi- 
schen sä'mmtlichen Bundesstaaten, soll eiu allgemein 
nes Gart ei bestehen a). 

•) Ein Entwurf, su einem allgemeinen Cmrtel^ ward der B. V. 
von der MilitSrCommission vorgelegt , Ut Ton den Gesandten 
an ihre Regierungcai Sur InstruetionsEinholung gesendet« 
Protoc. der B. V. t. 1820, V der Entwurf ebenda»« 
als Beil. 17, S. 53i der Orig. Ausg. 
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§. 153^ 

B) Nähere Bestimmungen der Krie^sverfassung, 
i) Stärke des Bundesheeres, 

«NSher eBestimmundf^n der Kriegsrerf at« 

sang des teutschen Bundes», sind überdic Ts durch 
zwei Beschlüsse der B.V., theils einliellig iheils durch 
Stimmenmehrheit, in zehn verschiedenen Abschnitten 
festgesetzt worden , wie folgt. I) Stärhe des 
Bundesheeres, i) Die Mriegsmacht des Bundes ist 
«118 den Contingenten aller Bandesstaaten ziisam* 
mengesetst. Das gewöhnliche Contingent eines jeden 
Bimdesstaatet betragt den hundertsten Theil sei- 
ner BeySIlierung, nach der utiter Ziffer i beige- 
fügten durch den Beschlufs vom 20. Aug. 1818 vor- 
läufig auf t'ünF Jahre angenommenen, und am 4- 1 «.'l)r. 
1819 berichtigten BundesMatrihel (§. i53^). 2) Unter 
dieser Zahl ist nur die streitbare Maonscliaft 
aller Wafifengattungen begriffen. Zur streitbaren 
Mannschaft irerdeii gerechnet, die Ofiiciere^ Unter« 
officiere. Gemeine, Spiel- und Zimmerleute« dann die 
ArtillerieFubrwesensSoIdaten , so weit sie nach Num i5 
»ur Bedienung des Geschützes gerechnet "werden hön- 
nen. Jene Mannschaft,, welche für das übrige Armee- 
fuhrwesen, für die Bächerei und die SanitätsAnstalten 
dem Heer sugetbeilt wird, mufs über den hundert* 
steu Theil gestellt werden. 3) Das Bundesheer mufs, 
so bald es Tom Bund aufgeboten wird, in- allen 
seinen Theilen TellstSndig gestellt werden. 4) Um die 
Yollstandigheit des Heeres fortwährend bu sichern, 
mufs, sogleich nach dem Ausrüchen desselben, der 
sechs hun de rtse Theil der ganzen Bevölkerung auf- 
gestellt und unaus;]jesestzt vollzählig erhalten werden, . 
Sechs Wochen nach dem Ausrücken des Bundesheeres, 
wird von dieser ^rsatzmannschaft die Hälfte, nämlich 
der zwdlfhundertste Theil der ganzen Bevölkerung, 
als Ergänzung dem Heer nachgesendet, mit den übri- 
gen Hachsendungen ab^r« an Mannschaft sowohl 1. als 
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a9 Pferden and Material , nach Maasgabe des Bedarfs, 
Yon zwei so zwei Atonalen fortgefahren« 5) Damit 
bei gröfseren Verlusten einzelner Contingente, unrer- 
bältnirsmasige Leittongen Termfeden werden , toll der 
Erfolg für dat Heer in einem Kriegs jähr den zwei- 
hondertsten Theil der BeTSIIlelrung nicht überstei- 
gen f). 6) r)er bei jedem Contingent sich ergebende 
Abgang, wird monatlich durch gleichförmig zu ver- 
fassende Abgangsberichte angezeigt* 7) Unter dem 
Abgang werden yerstanden , alle Todten, Gefange* 
nen und Desertenre, gleich nach ihrem Abgang « dann 
alle Yermifstenf nach einem Zeitraum yon vier Wochen^ 
und alle im Spital befindlichen Verwundeten und Kran- 
hen, welche nach drei Monaten als felddienstuntang- 
lich anerhannt werden. Die librigen Verwundeten 
und Kranlien werden zwar nicht zu tlem Abgang ge- 
rechnet; sollten sie jedoch den zehnten Theil des Con- 
tingents übersteigen, so müf&te dieser Ueberschufs» 
um die su grosse Schwächung des Bundesheeres su 
Termeiden, nachdem in Num. 5 angenommenen Maximum 
^rsetst werden. 8) Grössere Anstrengungen 
mSssen durch besondere Bundesbescblüsse bestimmt 
werden. 9) Dieselben hönnen in keinem Fall Ton ein- 
zelnen Bundesstaaten, sondern nur im Allgemeinen 
nach der Matrikel gefordert werden. 10) Für die 
Heseryenf welche hei solchen {iussergewühnlichen 
Anstrengungen Bu Verstärkung des Bundesheeres nacbrü* 
cken, kommen die nämlichen Bestimmungen in Anwen- 
dung, welche für das Heer selbst gegeben sind, Sie 
werden mit dem ArmeeOorps, wobu sie gehSren'^ odei>t 
w^n dieses nicht möglich ist, in selbststÄndi^e Körper 
vereinigt, welche mit jenen analog zusammenzusetzen, 
zu befehligen, zu organisiren, und zu hehaoduln sind» 

X)iü fünf ersten Abschnitte (^. i53^ i53^) durch Beschlufa 
V. 12. April i8ai, in d. Protoc. v, 1821 , ^. ioa, S. ?,'>.8 — 235; 
dc^'4>i-Ig. Ausg., nebst 11 Tabellen, S. ^85 — 3o8 u. aurangs zu^. 
i66 des Prot. v. 1820,8. 5ii— 529(vün der 12, TabclUv, unten ^. 
/ i53",rt)loco dict. gcdrucltt j die fünf letzten Ahschn'ilto äurth 
Beschlufs V, 11. Jttl. i8aa, in d. Protoc, v. 1822, ^. 193,8« t6ott.ff. 
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Alle 10 Absclinttte,' nebst den i «Tabellen, befinden sich ancli, nU 
Beilage, bei dem loco dict. |redruckten Protoc. der Militar- 
Commisaion r. a4* ^^1* 1899, S. 799— > 771. — Die Frage Tdn 
der ContingentStellung liam in den wiener MiniaterialGonfe. 
Tenseo , in den Protoc. der ao. uv a8. Sitsung «9. MSrs u. 
11. Mai 1810, cur Sprache , sie ward aber, nachdem der aehte 
Ausschufs Anträge Jefshalb Torgelegt hatte , und acht tchrtffc- 
liche Vota eingereicht waren, wegen Kurse der Zeit an die 
Biindesvcrsnmmlung rerwiivicn. 

b) S. 287 Avv Protoc. der B. V. ilai. Diese Bevöllicrungs- 
Tabolle ist eingerückt in die, unten im /Anhang beilndlicbd 
Tabelle Niiin. I , unter der Rubrik Seelenzahl, 

c) Demnach fällt der Krsatz des Abganges bei dem Bundes* 
heer, nicht der Gesammtheit , sondern nur denfn Bundes- 
staaten Kur Last , die bei ihren Contingcntcn den Abgang 
hatten 5 doch ist kein Bundesstaat schuldig , in Einem liriegs- 
jahr mclir als den 100. Theil seiner Bevölkerung als Ersatz 
dem Heer nachzusenden. Vergl. L. v, Dhrsch Beiträge £U 
d. öÜ'entl. Hecht des t. Bundes, S. 4^^^* 

II) ^erhältnifs der Waffengattungen. 
11) Das niimerische YcrhältniPs der Reiterei dea 
Bimdesheeres', wird auf ein Siebentbeil der Geaiunnit- 
sahl eines jeden Coiitingents angenommen «). jd)Fur 
die Artillerie wird das Terbältnifs dergestalt fest- 
gesetzt « dafs sKwei Siuclte Gesebut?; für jedes Tausenj 
Mann des Conlin^ents gerechnet >vevden. Jeder Bun- 
desstaat wird naclistdcm noch wenigstens ein Ge- 
scliütz, nebst Ausrüstung, auf jedes Tausend Mann des 
ganzen Contingents in seinen Zeughäusern und Depots 
Vorrätbig haben, um jeden Abgang sofort ersetzen 2U. 
bunnen. i3) Die Fei d Artillerie des Bundes soll 
in der Regel bestehen, aus einem Yierlbeil Haubizen« 
einem yiertbcilZwolfpfünder, zwei Yicrtbeilen Seeba- 
pfiinder. Ein Funftbeil der Gesammtzahl soll reitende 
Artillerie oder (^avalorioGeschütz seyn. Die Stellung 
schwererer F'eldgcschili/e als Zw ölPpfünder , wird der 
CT>nvenienz der Staaten 9 weiche es betiilTt) überlas- 
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sen , und in diesem Fall von der Zahl der auf diesel- 
ben fallenden zwuli'pründigen und«seclispiundigen BaU. 
terien aLgerechnet. 14) .Ausser den FcldgescIiiU/cu 
für die Linie, irird noch ein BelagerungsPark für 
daa gesammte Bnndeaheer, welcher aus 100 schweren 
Caaonen, So BelagerungsHanbiaen nnd 70 MSrsern, 
bestehen soll, nach den in den Tabellen unter Ziffer 
3 bis 7 beigelegten Ausweisen, corpsweise geslellt, und, ^ 
im Fall eines Kriegs, nach der Bestimmung des Ober- 
Feldherrn auf einem oder mehreren Puncten vereinigt, 
lieber die Stellung dieser C^eachütze, werden sich die 
Glieder der gemischten Corpa unter sich vereinigen, 
und das Besnltat ihrer Uebereinhonft, drei Monate 
nach der Annahme der nüheren Bestimmungen, der 
BundesTersammlung anzeigen. i5) Für die Bedie* 
n u n g der Feldgeschütze, werden im Durchschnitt 
36 Mann auf jedes Stach gerechnet, wu runter auch 
die Artiii erieFuhrwesensSoldaten mit begrifl'cn sind, 
in so fern solche die festgesetzte Zahl nicht über« 
schreiten. Diejenige iirtilleriellannschaft, vrelcbe zur 
Bedienung des BelagernngsParhs gehört, wird 
Toä den. Staaten, welche diese Geschütse gcbeA, nnd 
swar nach der dem $. 14 unter Ziffer 7 beiliegenden 
Tabelle, gestellt, und vom Stande der Infanterie abge- 
EOgen. 16) Für Pionniers und Ponton iers, ^\ird 
das Verhältnifs des hundertsten Theils der Armee fest- 
gesetzt, 17), Ein jedes Contingent , dessen Stärke mehr 
als Ein ArmeeCorps beträgt, stellt einen Brüchen- 
Train für grosse Flüsse, nach Maasgabe des Bedürf- 
nisses; jede» der Übrigen einzelnen ArmeeCorps aber, 
ohne Unterschied, ob gemischt oder ungemischt, ei* - 
nen für eine Flufsbreite von /{oo Schuhen. 18) 8ap« 
pcurs und Mineurs werden, als zum Belogerungs- 
Parh gehön*:]^, ausser dem ftir Pionniers und Pontoniers 
best imten Üunderttheil der Armee , von denjenigen 
Bundesstaaten, bei welchen sich diese Corps bereits 
im Ft'ieden organisirt befinden, gestellt* 19) Das nu^ 
merische Verhältnifs des FufsTolhes ergiebt sich 
TOQ aelbst, wenn die Beiterei, die Bedienung der 
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Feldgeschütze und des BelagertingsPatliSf die Pioiu 
nier« und Pontoniers, darin die S:)]>peur8 and Minenrs,. 

von der Gesammlzahl des ganzen- Heeres ahjjezogen 
werden. 20) Ungefähr der zwanzigste Theil des F'ufs- 
vollies soll aus Jägern, Büchsen- oder Scharfschützen 
bestehen. Die unter Ziffer 8 beigefügte Tabelle ept* 
hält eine Ueb ersieht aller Waffengattungen 
für das Bandesheer, so wie solche, naeh der Matrikel * 
lind zafolge der angenommene^ Bestiminangen über 
das numerische Verhlltnifs derselben, im completen 
Kriegsstande Ton sämmtlichen Bundesstaaten zu stellen 
sind. 21) Es bleibt den Bundesstaaten überlassen, zur . ' 
Bildung ihrer Contingcnte auch Landwehr zu ver- 
wenden^ dochmufs dieselbe, gleich den Linientruppen, 
^ geübt, ausgerüstet, schlagfertig and mit in der Linie ge- 
bildeten OiHcieren besetzt seyn Als Grundsatz wird . 
' auch hiebei angenommen, dafs hein Contingent znm 
grSfseren Theil aus Landwehr bestehen h5nne. as) Der 
Landsturm gehört nicht in das geregelte System 
des Kriegs, sondern ist zu den Anstalten zu zählen, 
welche im Augenblick der Gefahr ihre Bestimmung 
1 erhalten, und dem eigenen Ermessen der einzelnen 
Bundesstaaten überlassen bleiben* 

a) Verschiedenen lilcincrcn Bundesstaaten ist, in Absicht auf 
die in der HundcsMatriltcl ihnen augesctzte Cavaleric- und 
ArtillerieContingente , Erleichterung von der B. V. bewilligt 
worden, 7.. B. SachsenGolhn. Proioc, der B. V. v. ühiy 
§. 100. Erörlcrungcn über die bei lü'Iciclitenmgsgcsuchcn • 
dieser Art anzunclimcndcn Grundsätze , lindct man in d. 
Proioc. der B. V". v. 1821, §. 100, »01, 'ä9>5 v. 1819, §. 219; 
V. 18^0, §. 19,9 II. 166. Vertrauliche Abstimmungen, in den 
loco diel. gedruclUcn Rciz;istraturcu v. 10. u. i7. Aug. iB'zo, 
S. 263, lÜ?. u. 297 u. f. der Orig. Ausgabe. S. weimar-eise« 
naclnsches Erleichterungsgesuch, in d. SeparalProtoc. der 
B. V, V. 14. 1 ebr. 1822, §.3, u. v. 14. März 1822, §. 3, 
S. 177 u. 220 der Orig. Ausg. 

h) Piese Tabelle lindet man unten im udnhang^ unter Kum. I. 

V 
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« 

S. 163*. 

1 

3) Eintheüung ,des Sundesheeres* 

III) Einthcfilang des Bandeslieeres« a3) Das 
Bnndesheer besteht aas sieben rnigemiscbten und 

drei coanbinirt en (aus Truppen mehrerer Uundes- 
staatenzusammengeselzten) Arm e e Cor ps «), welche, 
ohne weitere Benennung, nach Numern bezeichnet 
werden, 'und deren jedes in Abtheilungen Ton Divi* 
sionen, Brigaden, Regimentern, Bataillonen, Com- 
pagnien, Schwadronen und Batterien serfallt.. 34) Ein 
ArmceCorps enthalt nundestens swci Dirisionen^ 
eine Division mindestens swei Brigaden , eine Brigade 
mindestens zwei Rcj^imenter, ein ^CavalerieRegiment 
wenigstens vier Schwadronen, ein Int'anterieRegiment 
wenigstens zwei Bataillone, ein Bataillon in der Re- 
gel nicht unter 800 Mann , eine Schwadron oder eine 
Compagnie im Durchschnitt i5o Mann, eine Batterie 
sechs oder acht Stücke Geschuts. ft5) Das Mini* 
mnm eines so stellenden CayalerieContingents , ist 
3oo Pferde oder eine Diyision , das eines selhststandi- 
gen InfanterieKörpers 400 Mann, das der Geschütze 
eine Batterie von sechs oder acht Slücl^en. Die Stel- 
lung dieser Einheit wird der Uebereinkunft der Bun- 
desstaaten, mit der unerläTttlicben Bedingung überlas- 
sen, dafs sie gans gleich orgätiisirt, bewaffnet, und 
geübt seyn müsse. AU, Grundsatz wird jedoch fest> 
gesetzt, dafs, im Fall der Vertretung, solche nur im 
Corps statt finden ha^ii. In Ansehung der Geschütz- 
einheit wird angenommen, dafs dort, wo das zu stel- 
lende Contingent nicht die Zahl 6 oder 8 erreichen 
sollte, die Staaten, welche es betrifft, sich unter ein- 
ander, wegen des Mehrstellens von einem oder zwei 
Stucken Geschützes yereinigen werden. 26) Die Theil- 
haber an den combinirten Corps und Divisionen wet« 
den sich unter einander yereinigen, wie sie die ge- 
setzlichen Abtheilungen zu bilden ^ und die 
yersohiedenen Waffengattungen nach dem angenom- 

» ' — • 
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menen YerhäUnipH fiiiter sich &u Terth eilen ' f$r gnt 
linden, und diese Cebereinkunft , drei Monate nach 
♦Annahme der nnfieren Bestimmungen , der Bundesrer- 

saminlung anzeigen /^j. Da, avo sie sicfi nicht verei- 
nigen könnten, wird die Bundesversammlung veiniit- 
telnd einwirken, un4 nötbigenfalls entscheiden 
«7) In jedem ArineeCorps muPs auf die. Bild im g einer 
starken Cavalerie • und GeschütsR e s e r t e iiiicksicht 
genommen werden. . 

a)DicEinllieilungclesRiinc]cshcerr8,finflctmanimten im Anhanv^ 
in <lcrT.»lu'llo Num II. — Die Verhandlungen der B. V.über die 
Kinlhcihmo; <les HuadeshtM-ros in ArmcoCorps, findet man ange- 
zei;;l in den liegislerniiber t1i<'Prolocolle der B. \ ., vor. Corps- 
tinlheilun^. - A. J. V, IIfumscti Entwurf der Bildung des 
d. Bun«lcshecres, nach den in fl. Grundzügen der MiHtiirverfass. 
ausgesproch. Bestlmmun^^'.'n ; mit e. Barte v. Deutschland, 
illumlnirt nach den ^AnnceCorps. Carlsr. i8'io. 6* 

&) Da das^'Mininittm' eines sn stellenden GatalerieContingentes, 
3oo Pferde oder eine Division seyn soll, so sind diejenigen 
Bundesstaaten, welchen in der GontingentMatrikel eine ge- ' 
ringere Summe angesetat ist , gendthigt , mit andern Bundes« 
Staaten, deren Gontingrnte zu demselben gemischten Armee- 
Corps gehören, Tn'lv\\ioviVcrirn /u schliessen, nach wel». 
eben diese die Stellung ihres CavalerieContingentes (aueh 
■wohl der Artillerie) übernehmen. Vortrag des Militär Aus- 
schusses, in d. Protoc. d.. B. V. T. 1821 f. 101. Vw- 
tr&gt dieser Art haben geschlossen: \) S. Gotha u. AlteU'* 
bürg mit dem Hönigr. Sachsen, Protoc. der B. V. t. 1821, 
§• u. 100, «. der Vertrag v, 17. Jan. 18a 1 , loeo dict. 
ebenda«. S. 91 der Orig.Ausg. ; 2) Sehwar/iburgSonders- 
hausenu.Schwar7.biirgBudülsladt mitSachscnWcimarEisenach, 
Vertrag v. ai. P'cbr. 1822, loco dict. ni d. Protoc. derB. V. 
V. 1822, S. 7.28 der Orig.Ausg. Sepnr.TtProloc. der B. ^. 
V. 14. Febr. 18-22, §. 3, u. v. 27. Jun. 18».?., §. 2, nebst An- . 
läge 3 loco dict. gedrucia , S. 1-^. 610 u. 617; 3) Mechlen- 
1>urgStrelit7, mit MecMcnburgSchwcrin , SeparalProloc. der 
.B. V. V. 1/,. Febr. i8''.2 , §.4, S. i"« der Orig.Ausg.; 
4) SchaumburgLij)i)e , AA'aMcclt, u. Lippe, mit Holstein u. 
Lauenburg, Protoc. v. 1822, §. 5i. 5) In I ntn Ii uidlung 
stehen jetzt (Aug. 18?.?): Hohenzoll'-i nHechingcn , Iloheiv 
zollernSigmaringen , Liechtenstein , und die freie Stadt 
Frankfurt, desgl. HessenHouiburg , mit Gli. Hessen , Protoc. 

\ * 
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der B. V. la Uf 5i. SepmtF^otiK« i4* HSn 

t8aa, $. I. 

«) Man s. Art.' 6 u. 7 Atr Kriegsrerfafs. in ihren allgenu Um* 
. rissen u. wesentl. Besttmmnngen « oben $• iSBK — In der 
ContingeniMatrikeL bc das Hersogthnm Nassau^ in der s« 
Dirisibn des 9« ArmeeCovps, angesetzt mit 3,oa8 Mann, 

worunter brgriffen sind 2,34? Mann Infanterie,, 4^ M. Ca- 
yalerief'atS M. Artillerie mit 6 Stücken Geschütz, u. 3o M« 
PiOAniers u. Pontoniers. ISassau machte späterhin den An- 
trag auf Bewilligung, dafs das CavalericContingcnt ihm mög« 
erlassen werden, dagegen wolle esErsatz leisten durch Stellung 
einer verhältnifsmäsig gröfsern Ansahl Ton Infanterie und 
Artillerie (eine Mehrzahl von 1,011 Mann, mit 2 Canonen)« 
. so dafs dann das nassauische Contingent eine eigene 
oder ungcmiAchte Brl^ndo von 4?^^ IM nun bilde. (Regi- 
stratur über die vertraul. Sitz. v. 3o. Jul. 1B21.) Dieses 
• Gesuch, durch dessen Bewilligung jener Staat im Krieg zwar 
. mit Verlust an CavalcriePferden gänzlich verschont , da- 
gegen mit desto gröfserem Verlust an Menschei» bedroht 
■würde , ward von Oestreieh untcrstüt/.t , mit dem Vorschlag,, 
dem OberFeldherrn zur Pflicht zu maclien, dafs er (uach 
Art. 16 der Kriegsverfassung in ihren allgem. L'mrissen, oben 
i53') von der disponi])eln Cavaleric des Bundesheeres , der 
2. Division des 9. Armec('orps diejenige Aushülfe gewähre^ 
Tvelche der Abgang des nassauischcn CavalcrieContingcnts 
nöthig mache. (PräsidialVortrag zu der vertraul. Sitz. v. 7. 
Dec. i8^ii , loco dict. gedruckt, S. 781 der Orig.Ausg.) An- 
dere Vorschläge geschahen, von WirtembeiRg» TOnLuxemburg, 
▼on H. Sachsen , In den loce dict; gednlekten Separat- 
F^o^ecollen der B. T. i4< Febr. 1839« $. 5« u. v. a5. Apr. 
idaa, 8. 178, 278 u. 2^6 der Orig.Ausg. Inswiscbelk faben 
eewohl das Gesneb als aueb diese YoTscbläge« Anlafs su man- 
nigfaltigen Erörterungen in der B. V. Man s. die loco dict* 
gedmebten'SeparatProtoeolle t. i4* Febr. , 14. u. a8. MSts, 
95. April, So. Mai« te. , i5. H. 97. Jun. iSai, nebst tbrett 
Beilagen; in d. Frotocder B« V. 182a, 8. 178, «19, s47% 
987« 4B19 643« 5499 609; besonders das SeparalProtoc. 
a5. Apr. 1893 » u. dessen Beilagen. .Die Scbwierigkeiten» 
welche auf solcbe Weise die Erledigung dieser Sache fand, 
bafbeis bis jetst nicht beseitigt werden hönnen. Dabei kam 
cur Frage, ob dieser Zwiespalt diirch Stimmenmehrheit bönii« 
entschieden werden ? 
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4) BereithdUung im Frieden* 

IV) Be reit h alt ung im Frieden. 28) In je- 
dem Bundesstaat mnfs das Contingent von einem Pro« 
cept der Bevölherung so marsch- und schlagfertig 
erhalten werden, dafs es, vier Wochen nach der vom 
Bund erfolgten Auifordevulig, in allen seinen Thei- 
len fiur Verfügung des OberJ^eldherrUf auf die für 
jedes AnbueeCorps su bestimmenden Samme.lplätsef 
gestellt werden hdnne. 39) Um diesen Zwech su er« 
reichen, werden folgende Grundsätze angenommen: 
1) Das Material der Ii ii s t u n g für alle V\ afTengat» 
tungen , mufs stets in gehöriger Anzahl und Eigen- 
schaft vorhanden seyn. Auch müssen in den Zeug- 
liiusern die nöthigen Vorräthe liegen, um jeden Ah» 
gang schnell erseteen zu können. 3o) 2) Die Contin» 
gente des Bundesheeres, müssen auch im Frieden 
Tollstandig erhalten werden. Zu Ersiparung des Sol« 
des und der Verpflegung, hann aswar im Frieden hei 
allen Waffengattungen auf bestimmte Zeit Beurlau- 
bung statt finden; ein Tlieil der Mannschaft, so wi« 
der Dienstpferde, mufs jedoch stets bei den Fahnen 
und im Dienst bleiben. 3i) 3) Hiezu wird folgender 
Maasstab aufgestellt: a) bei dem Fufsvolk, mufs der 
sechste Theil der eingeübten Mannschaft, und wenig- 
stens zwei Drittheile der UnterolBciere im Dienst 
l>eibehalten Irerden ; b) hei der Reiterei , wird der 
dienstthnende Stand in der Hegel auf zwei Drittheile 
der Mannschaft und der Dienstpferde festgesetzt, falls 
nicht die besondern Landeseinrichtungen eine Be- 
schränkung auf ein Drittheil, unbeschadet des Zwe» 
ckes, zulassen. Den Bundesstaaten, bei welchen keine 
Beurlaubung der Dienstpferde statt findet^ und.welche 
keine LandwehrCayalerie stellen, ist eine Vacanthal- 
tang Ten Dienstpferden in Friedensseiten gestattet;^ 
es darf diese Jedoch nicht ein Funftheil des präsen-' 
. ten Standes übersteigen, und es mü&seu Yorkehrun- 

fl 

• V 
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gen gctrofien seyn, daf« die Mobilmacliang der Ca- 
TaJerie dessen angea^htet sin de» bestimmlen Friat 
ge&cheben Lonne, c) Bei der reitenden Artillerie, 
wird daa Hinimnm dea dienatthnenden Standes eben, 
falls auf zwei Drittbeile unter denselben Modificatio- 
nen , wie bei der Cavalerie, bei der FufsArlillerie 
^ aber, und bei der I3e$pannung des Geschützes und 
der ersten Munitionswagen, auf ein Drittbeii des vol- 
len Standes festgesetzt. 82) Die gesammte Mann« 
scbaft dea gewöhnlichen Contingentes , nimlich der 
hnndertste Tbeil der BeySlberung, mufü alle Jahre 
Tom Urlaub einberufen, und wenigstens dureU Tier 
Wocbenlm Dienst und Gebrauch der Waffen geübt 
werden. Die hlcfneren Contingente werden sich un- 
ter einander vereinigen, die jährlichen Uebungen, 
in möglichster Verbindung aller Wafiengattungen, 
alUnfalls in Brigaden, Torzunehmen. 33) Damit Für 
den Fall • wo durch besondem Bundesbeachlufa 
(N«m. 8) eine Verstürhung' dea Bundesheerea n5- 
tbig gefunden wird, dieselbe gehörig aufgestelit wer« 
den hSnne , müssen in jedem Bundesstaat, der nicht 
ohnehin eine bedeutendere Anzahl von i'elddiensttaug- 
liehen Truppen unterhält, schon in Friedenszeiten 
Cadres von OlTicieren, Unterofficieren uud Spielleu* 
ten, für den dreihundertsten Theil der Befolherung ^ 
nebst dem nothigen Material, Torhandeui auch solche 
Einrichtungen getroffen seju, dafa, sehn Wochen 
nach dem gefafsten Bundesbeschlnfs , yollstfiAdi^ ge- 
übte und ausgerüstete Regimenter, Bataillone und 
Escadrone schlagfertig aufgestellt werden Uönnen. 
34) Der Bundesvrrsannnlung wird am 1. Janner jeden 
Jahres eine Ueb ersieht des Standes des Bundes« 
heeres vorgelegt. Den Bundesstaaten, deren Con« 
tingente* ein oder mehrere ArmeeCorps in sich be- 
greifen, bleibt es tiberlaasen« die diefafallaigen Ta» 
bellen nach den bei ihnen geltenden Einrichtungen, 
abenfassen, Die unter Zahl 10 beigelegte Tabelle 
zeigt die Form der StandesAusweise, über welche 
sich die Theilhaber der gemischten ArmeeCocps ver- 
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einigt haben. Sie werden solche corps- oder utenig- 
stens dirisionsweise einsendeti. Diejenigen BundeB- 
gliedcr, welche zusammen eine Division bilden, wer- 
den sich unter einander über die Art der Muste- 
rung einverstehen, und, drei Monate nach Annahme 
der näheren Beatimmuugen , ihre Anzeige hierüber 
an die BundesTersammlnng machen. 

§. 1531«. 

5) Mobilmachung des Bundes heeres» 

V) M o b i 1 ra a c h u 11 g des Buiidesheeres. 35) Der 
Bund wird beschliessen , ob ?on jedem Bundes- 
staat nur ein Theil des Contingents oder das Ganze zu 
stellen sey« 36) Wenn das Bundesheer ansrii cht, wird 
Ton dem Ober Feldherrn für alle Contingente ein gemein- 
schaftliches Erkennnngszeichen Tor geschrieben. 

37) In Hinsicht der Bewaffnung, dann des Calibers 
der Gewehre und des Geschützes, soll in jedem Armee- 
Corps eine solche üebereinstimmung satt finden , daPs 
die Munition der Artillerie, und vorzüglich jene der 
Feuergewehre, gegenseitig gebraucht werden könne. 

38) Was zur ersten Ausrüstung an Munition für die 
Feldgeschiitse erforderlich ist ^ zeigt die Tabelle der 
Beilage 1 1« Von diesem MnnittonsBedarf werdeii zwei 
Driftheile dem Heer mit eigener Bespannung nachge- 
fShrt, das letzte Drittheil aber in Depots zur Abführung 
bereit gehalten, jedoch ohne Verbindlichkeit zu ei- 
gener Bespannung. Diese Depots dürfen nicht über 
24 Meilen yon der ersten Aufstellung des Bundesheeres 
entfernt seyn. Der MunitionsBedarf für den Belage- 
rungsparh , ist aus der Tabelle 2 ersichtlich. 39) Das 
ärztliche Personal für die Linie, mufs bei allen 
Contingenten unausgesetzt complet erhalten, nachstdem 
aber, im Fall des Krieges, ein, auf den zehnten bis 
zwölften Theil der Stärke des Bundesheeres hinläng- 
liches, ärztliches und HospitaiPcrsonal aufgenommen 
werden. 40) Diö Ygrrälhe an Arzneien, YerbandRe- 
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quisiten, und Spitalbedürfnissen sind auf den zehnten 
bis zwölften Tiieil der Stärke eines jeden Corps zu be- 
rechnen, und es mttfs hiebci die Hälfte für beweg* 
liehe Spitaler in Anschlag gebracht werften. Ein ]ei* 
genes SanitatsReglement , enthSlt anch über diese 
höchst wichtigen Geg;enstinde besondere nnd genaue 
Bestimmungen. 41) Bei jedem ArmeeCorps, sollen so 
Tiele Backöfen mitgefiihrt w erden, dafs in 24 Stunden 
für den vierten Theil der Mannschaft Brod gebacken 
werden kann. Das BäckerPersonal, welches militärisch 
organisirt und bewaffnet werden soll, um nöthigenfalla 
für die Yertheidigung der Magazine Terwendet werden 
Bn können, mnfs so beredinet werden, dafs anf jedes 
Tausend Mann Tier Bicher, mit Einschlnfs der Ober- 
bäcker, kommen. 4:2) Die Transportmittel müssen 
bei jedem ArmeeCorps dergestalt eingerichtet seyn, 
dafs die Natural veipllegung für die Mannschaft wenig* 
stens auf vier Tage mitgeführt werden könne. 4^) 
Hinsicht der Waffenübungen und des Dienst- 
Reglements sollen^ wenigstens in der Hauptsache, 
bei Jedem ArmeeiCorps gleiche Grundsätse beobachtet 
werden« 44) Unter den Officieren der yerschiedenen 
Bundesstaaten, bei Zusammenziehung der Gontingente 
und im gemeinschaftlichen Dienst, entscheidet über 
den Rang der Militärgrad und das Dienstalter. Um 
jedoch in dieser Beziehung allen Inconvenienzen bei 
Vereinigung yerschiedener Abtheilungen vorzubeugen, 
wird als Regel festgesetzt: dafs nur für eine Division 
ein General • oder FeldmarschallLieutenant; für eine 
Brigade ein Generalmajor oder GeneralFeldwacht- 
meister; für ein InfanterieBegiment Ton bis 3 Ba- 
taillons, für ein CaralerieRegiment TOn 4 bis 8 Es» 
cadrons, dann für 6 Batterien ein, Oberst; für ein In- 
fanterieBataillon von 4 his 6 Compagnien, für eine 
CavalcrieDivision von 2 Escadrons , dann für 2 Bat- 
terien, ein Oberstlieutenant oder Major; für eine Com« 
pagnie oder Schwadron, und für eine Batterie ron 6 
bis 8 Geschützen, ein Hauptmann oder Oberlieutenant, 
als Commandant su ernennen ist* Im übrigen . bleibt 
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den Staaten unbenommen, ihren OfFicieren im eigenen 
Continjgeat einen beliebigen Dienstgrad zu ertbeilen; 
bei ZuBammenstossnng Terftcbiedener. AbtbeUiuigen vir4 
Jedoch nicbt auf diesen, sondern nur auf jenen Rück** 
siebt genommen y det ibnen, snfolge obiger Biialiai» 
mungen , nach der Abtbeiluug , welcher aie Tmiehett, 
■akommta). , 

«) Jeder BundeMtaat bat, aucb wahrend der Rriegszeitf iein 
Contingent au imterbalten. — Wegen der Frage: wie es 
mit der Unterhaltung (mit Sold, BeMeidang , Bewaffnung 
und Munition) des CcntlngentM eines Bundesstaates tv 
halten sey, der durch feindliehB Besttmumg seimet Gehhttt 
der Mittel beraubt ist , selbst dallir au sorgen, ob die 
UnU'rhaltung aus der BundesHriegscasse , und swar gegen 
hilnftig von jenem Bundesstaat au leistenden Ersatz , oder 

^ ohne solchen i zu bestreiten scy? ward von der B. V. In« 
striictionsEinbolnug der Gesandten bei ihren Regierungen 
beschlossen ; in dem i. SeparatProtocoll v. 4* «^nl. i8aa, 
loco (lict. gedrucht , S. 627. Man s. auch die loco dict. ge« 

* druckten SeparatProtocolle der B. V« t. SO» u» 97* Jus* idta» 
S. 637 » 609 u* 6x3 der Orig.Ausgi 

t 

S- 1531. 

6) Ober Feldherr. 

VI) ObcrFeldborr. 4^) Der OberFeldherr 
■wird jedesmal, wenn die Auistellung des Kriegsbeeres 
beschlossen wird , von dem Bund in der engern Ver- 
•Ammlung erwählt. Diese Stelle bort mit der Auilöaung 
des Bandesheeres wieder auf. 4<^) In FäUcAit maii 
nur einen Theal de« Bimdesheer^a snsamm^enstisiebeia 
för nS.thi^ erachte t^ bleibt ea der Beachlofanahme dev. 
BondeaTevsammlung vorbehalten^ wegen des Oberbe* 
fehls besondere Verfügung zutreffen. 47) Der ObcrFeld« 
berr verhält sich '/um Bund, wie jeder commandircnde 
General zu seinem Souverain ; die Bundesversammlung 
ist daher seine einzige Behörde, welche mit ihm 
durch einen aus ihr gewablten.Ausschuüa in Verbindung 
ateht. 48) Der Obe^rf eldhtrr wird Yon der B. Y. 



306 1. Tli. V. Cap. yertfaeidigungsSystem 

iii Eid und Pflicht des Bundes genommen ; er erhält reu 
derselben allein YoUnaehten und Befekle , avek in be- 
sondern Fällen speeielle InstmetiMien; er erstattet an 
dieselbe seine Beriebte nnmittetbar. 49) Wenn der 
OberFeldberr in Eid nnd Pflidit genommen ist, nnd 
seine allgemeine Instruction von der B. Y. erhalten 
hat; so bleibt es ihm allein überlassen, den Opera- 
tionsPlan nach seiner Ansicht zu entwerfen, aus* 
zuführen nnd abzuändern, wie es die Umstände fordern» 
£r ist durchaus nicht verbunden, diesen Plan Tor der 
Ausfubmng irgend Jemand mitsntheilen, nnd es soll 
Tediglich Ton seinem besondem Yertranen abhängen, 
wenn er die Hanptsüge desselben mit einem oder 
mehreren Generalen besprechen und berathen will. 
5u) Erst «lann, wenn er nach getroffenen Einleitungen 
zur wirklichen Ausführung geschritten seyn wird, ist 
er verpflichtet, der B. Y* die Umrisse seint'S Opera» 
tionsPlanS yoi^ulegen. £r mufs jedoch denselben 
anf das nmständliehste schriftlteb «ufsetsen, damit 
für alle Zufälle, die ikn perl^nlicb treffen k5nne», ' 
so TOrgesorgt sej, dafs sein Naebf olger das Ganse rolU 
ständig einsehen nnd* folgerecht Terfahren könne. 
5») Ausser dem OberFeldherrn , wird von der B. V. 
auch ein GeneralLieutenant des Bundes gewählt. 
Diesem gebührt in allen Fällen, welche eiite Stellver- 
tretung im OberCommando des Heeres fordern, die 
seitliche Yerwesnng der OberFeldberrnStclle , mit 
gann gleichen Rechten, wie' die des OberFeldherm» 
Sobald der bisherige OberFeldberr das Qbe t Cew» 
mando ^^^er fibendmmt , oder efai neugewMilter in 
dasselbe eintritt, hehrt der GeneralLieutenant des 
Bundes in sein früheres Yerhältnifs zurück. 52) Als 
GeneralLieutenant des Bundes soll einer der Corps. 
Commandanten gewählt werden, welcher jedoch, so 
lang nicht der Fall der Stellvertretung oder der 
Einberufung Ton Seite des OberFeldherrn statt findet, 
ohne Vorrecht vor den übrigen CorpsCommandante», 
bei seinem Corps ▼erbleibt. 63) Der OberFeldherv 
hat dfe Befttgnifs, wegen £initellttng derFeinsU. 
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seliglieiteu Uebereinkünfte abzuscliUessey , wenn 
dadHrcil grofse Vortheile eo erreichen sind , oder Ge- 
fakr auf dem Yersug haftet. Er soll jedoch förm- 
liche allgemeine WaffenstiilstandaVertrSge nur unter 
torbehalfener Genehmignng des Bandes abschliessen 
kennen* 54) Der OberFeldherr kann über die AnC- 
stellung, Bewegung und Verwendung der ihm anyer- 
traiiten StreilUrüfte , auch die allenfalls nüthigen Eeit* 
liehen Detachirungen, nach »einem Ermessen rer. 
fugen, jedoch mit Beobachtung der festgesetzten 
Heereintheilung, die er nie abändern darf, und der 
Beisammenhaltung der von Einem Staat gestellten Corps^ 
in Ffillen« wo , diese . ohne Nachtheil berfi'cksichtigt 
werden kann. Alle Detachirnngen und solche Maas- 
regeln, welche in die organischen CorpsVerhältnisse 
eingreifen» hönneii nur so lang dauern, als es mili. 
tärische Bücksichten erfordern, und kein Corps darf 
hiedurch bis zu dem Grad geschwächt werden, daCs 
es nicht mehr als selbstständiger Korper bestehen 
könnte* 55) Zu dem als Besei^ve aufaustellenden Ar- 
meeCorps, stofsen besonders lu bildende C aTale rie« 
und ArtillerieSIassen, zu deren Bildung alle Ar- - 
meeCorps des Bundesheeres nach dem.Terhältnifs ihrer 
Cavalerie und Artillerie beitragen. Der OberFeldherr 
' kann, zu diesem Behuf, von jedem der ungemischten 
ArmeeCorps bis zu einem F'ünftheil , und von jedeod 
gemisdAa Corps bis Bu ein^m Sechstheil der Cava-- 
lerie, ferner von jedem ArmeeCorps bis nu einer 
Batterie Ton acht Stücken Geschütnes« beordern. Wenn 
durch YOtt dem Bund genehmigte Einrichtungen, die Zahl 
' der Reiterei eines Corps sich gegen den matrlknlar« , 
mäsigen Betrag mindert, so wird die Zahl, nm welche 
sie vermindert wird, an dem Quantum abgezogen, 
welches detachirt werden kann. 56) Ob^ge Bestimmung 
eines Maximums soll den OberFeldherrn nicht hinderii| 
für den Tag einer Schlacht die Reserve durch Infan- 
terie, Cavalerie und Artillerie einaelner Corps nach 
•einer Einsicht in so weit »it Terstürhen, aU es die 
8chlagfertigkeit der einseinen Corjjs gestattet. $i) iOer 

I t 
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OberFeldlierr Iiat das Recht, die Befelilhaber der 

aus den Terschicdenen Corps heraosziizieliendeii Ca- 
yalerie- und ArlillerieMassen aus den Generalen des 
Buudesiieeres nacli seinem Ermessen zu ernennen. 

58) Wenn schon die innere Einrichtung der Contin* 
gente, nach ihrem Ausrüchen, auch im Krieg den 
einzelnen Bundesstaaten überlassen bleibt; so ist doch 
der OberFeldherr befugt, die Mannschaft sowohl, 
als das Materielle der yerschiedenen Contingente zu 
mustern, zu Hebung allen fallsiger Mangel, welche 
auf die Schlagfertigheit Einflufs nehmen können, sich 
an die Regierung, welche es betrifft, zu wenden, und, 
w enn er es für iiütliig hält, auch defswegen Anträge bei 
der Bundesversammlung zu machen , welche ohne 
Verzug, mit' Anwendung der über die Kriegsyerfassung 
aufgestellten Grundaltze , darüber einen Beschlufs 
fassen, und für dessen Ausführung Sprge tragen wird* 

59) Die Bestimmung der MilitSrstrassen,. die Anlage 
Ton HospitSlem und Magazinen , so wie die Bezeich- 
nung der^ Verpflegbezirhe der Corps, und überhaupt 
aller Maasregeln zur Sichersteliung der ArmeeBe- 
dürfnisse und der Wohlfahrt des Heeres, sind dem 
OberFeldherrn , mit Beachtung der Eigenthumsrechte, 
und unter dem nöthigen Benehmen mit den Landes» 
Cominissarien, lediglich zu überlassen. 60) Der Ober* 
!^eldhe^r bann die Ii^diyiduen , welche sich aus- 
zeichnen, ihren Landesherren zur Belohnung em- 
pfehlen. 61) Um in den Felddienst des Bundesheeres 
die nölhigc Uobereinslimmung zu bringen , hat der 
OberFeldherr das Recht, darüber Bestimmungen durch 
A rill e e bef e hie zu erlassen, so weit solche für das 
Allgemeine nothwendig sind, und nicht in die innere 
Einrichtung der Corps eingreifen»- 6a) Damit den 
Bundesstaaten über die gleichro£sige Behandliuig aller 
Theile des Bundesheeres Tolle Beruhigung yerschafft' 
werde, wird, aus dem GeneralStab derselben, für jedes 
ArmeeCorps ein höherer Officier in das Haupt- 
cjuai ticr alij^^cscndet , dem bei dem OberF'eldlierrn und 
alieu iibrigcn Chefs freier Zutritt gebührt , um 
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mil demselben über die Angelc^genheiten de» Corps sich 
Bu benehmen und dessen Interesse zu vertreten. 63) Bei 
dan combinirtCn Corps, Vi&nn diesem höheren Officier 
noch ein anderer yon niederem Bang Ton jeder Diyidon 
Beigegeben werden, um dii^ einzelnen Divisionen in 
demselben Corps zn yertreten. 64) Diese Höheren Of- 
ficiere sind die Organe zwiscli(*n dem OberFeldherrn 
und den einzelnen Regierungen sowohl , als den Corps, 
wclclie es betrifft. Dem OberFeldherrr» ist jedoch in 
hesondern Fallen, wo er es räthlich iindet, frei ge- 
stellt, sich unmittelbar an die Regierungen zu -wenden, 
und , wie sich yon selbst yersteht , alle Ausferti- 
gungen, welche auf die Operationen Bezug haben, 
durch die ihm untergebenen Stellen, eben so an die 
Corps zu erlassen. 65) Der BundesFeldherr' hanu nicht 
zugleich Befehlhaber irgend einer Heerabtheilung scyn, 
Ucbcrhaupt, kann hein General zugleich das uTimiircl* 
Lare Commando über eine höhere und eine Jiiedcre 
Abtheilung führen. Mit dem Antritt eines jeden hö- 
heren Wirhungslireises , wird der niedere an den 
nächstfo.lg enden im Rang, in derselben Heerabtheilung,' 
in der Zwischenzeit abgetreten. 66) 80 wie der Ober- 
Feldherr mit ausgedehnter Vollmacht, durch nichts 
beengt, mit Kraft und Nachdruck seine Beschlüsse 
verfolgen hann , so ist er auch für fehlerhafte Ent- 
würfe oder Irrthümer in grofseu Combinationen, dem 
Bund persönlich verantw ortlich. Der Bund kann 
ihn einem Krieg sg er ic ht unterwerfen, weichesaus 
Einem Feldmarschali , General der Infanterie oder 
Cayalerie, als Präsidenten, yon der Bundesyersamm- 
long gewählt, ans zwei Feldzeugmeistern öder Gene- 
ralen der Infanterie oder Cayalerie, zwei General- 
Lieutenanten , zwei GeneralMajoren , alle sechs aus 
dem Bundesheer dazu comraandirt, aus Einem Geiie- 
ralAuditor, von dera~ Staat des OberFeldherrn, aus 
Einem Defcnsor, von dem OberFeldherrn selbst ge- 
wählt, bestehen soll, und, nach Untersuchung des 
Thatbestandes , ihn nach dem Gesetzbuch desjenigen 
Staates, su ^em er gehört, zu richten hat. Ton den 
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«U Beieitser sa diesem Kriegsgericlit faettiniiiiten seclis 
Generalen ist Einer Ton Oestrelch, Einer Ton Prena* 

sen, Einer von Baiern und Einer von jedem der drei 
gemischten ArmeeCorps zu commandiren. Die Com« 
mandirung geschieht, auf Einladung der BundetTer« 
•ammltt^g «ö die gehörigen Staaten« 

S. 153'». 

7) Corps Common danteifm 

Yll) CorpsCommandanten. 6rr) Die BefehU 
haher der ungemischten Corps erhalten dieje- 
nigen Rechte, welche der Souverain, dessen Corps 
sie befehligen , in Uebereinstimmung mit den ange- 
nommenen Grundsätsen der BundesUriegsverfsssung, 
ihnen an ertheilen für gut findet. Was aber die Be« 
fehlhaber der snsammengesetsten Corps be* 
trifft, so hemmen dabei folgende Grnndsatne in Anwen- 
dung (Num. 68 bis 75). 68) Die zusammengesetz- 
ten ArmceCorps werden jedes von einem Gene.-" 
ral befehligt, der aus denjenigen Staaten oder den 
Truppen derselben, deren Cootingente das Armee- 
Corps bilden, genommen werden soll. 69) Die Corps- 
Commandanten hdnnen'swar die Eintbeilung ihrer 
ArmeeCorps nicht Üixdem ; allein sie sind befugt, snm 
Behuf der ihnen übertragenen Operationen alle au- 
genblichlicben Detachirnngen' Torsnnehmen , welche 
der Dienst erfordert. Die Bestimmung, welche Tr-up- 
pen sowohl zu diesen, als zu den von dem OberFeld- 
ht;rrn verfugten Entsendungen verwendet werden sol- 
' len-, bleibt den CorpsCominandanten überlassen. Der 
OberFeldherr kann, nur ansnahmweise, in besondern 
vtnd dringenden Fällen direct darüber TerlOgen. Er 
hat jedoch den CorpsCommandanten, die es hetrifftf 
glelehaeitig davon in Kenntnifa sn setaen, und solche , 
Detacbirungen nicht contingcntweise , sondern nao^ 
den bestehenden Üntcrabtheilungcn der Corps in Di* 
Visionen, J^ngaden, Regimenter u« s« «u verfugen« 
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70) Die CorpsCommandanten hahen , im Dienst der 
einzelnen Contingente, eine, rerhältnifsmäsi^e 
Gleichheit unter diesen 9sa beobachten« 71) Die 
CorptCoimnandanten haben das Recht , die unter 
ihren Befehlen atehenden Corpa, aawohl in Bezie- 
hung auf die Mannachafi alt auf das, Material , eben 
tOBumustern, ^ie der OberPeldherr. jo) Zu/Er- 
haltung der inneren Ordnung, können sie die ihnen 
zu Gebot stehenden polizeilichen Mittel ver- 
wenden, und alle ihre Untergebenen wegen militäri- 
aoher Vergehen in Arrest nehmen^ und proTisorisch 
anapendiren. Jede Untersuchung und Aburth eilung 
amfa aber den gehörigen Militärgerichten iiberlataen, 
nnd dem CorpaCommandanten Ahachrifl aller Urtheil- 
aprüche über diejenigen Tergehen mitf^elheilt werden, 
deren Untarsuchnng erTeranlafst hat. 78) Den Corps- 
Commandanten steht das Recht zu, Individuen, welche 
sich b e son d e rs auszeichnen, dem ObeiFeldhei rn 
und den Regierungen, die es angelil-, zu empfehlen. 
74) Die CorpsCommandanten haben das Recht, sich den 
Chef ihres G e n e r al st a b e s, ihren General Ad jutanten 
itnd eine hinlängliche Ansahl Officiere dea General- 
atabea, unter den Officieren derjenigen Terfchiedenen 
Staaten autauwählen f deren Contingente daaXÖrpa biU 
den, und sich diese von den Regierungen, die esbetrifft, 
ru erbitten Die Beamten der Vcrwaltungszweige und 
übrigen Anstalten, werden von denjenigen Staaten ge- 
wählt , deren Contingente zusammen das ArmceCorps 
bilden. 75) Die an den combinirtenCorpa und Divisionen 
Theil habenden Staaten, werden aich unter einander, aö- 
wobl über die Art undWeiaeder Wahl der Corpa- und 
DinsionaConunandanten , ala auch über die Einrichtung 
dea Generalttabea und der übrigen YerwaUungasweige, 
Tereinigen, und diese Uebereinkunft, drei Monate nach 
Annahme der zweiten Abtheilung der «näheren Bestim- 
mungen» der Bundesversammlung anzeigen. Da, wo sie 
aich nicht vereinigen können, wird die B. V. vermittelnd 
einwirken , und nüthigenfalls entscheiden. 76) Wenn 
der Befehihaber eioea gemiachten oder ungemiachten 
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^rmeeCorps sich durch den Ober Feldherrn in Rechten 
. des Corps oder der dasselbe bildenden CoatingiM>t09. 
er Bayertreten hat, rerletet glaubt, so bat er daton die 
Anseige an die Regiera^ig des Bundesstaates, ^en es be*> 
trifft, zn machen , irelcbe sodanü sein^ Besebw^rde 
derB.V. vorlegenhann. 77) Glaubt ein CorpsCommandaiit 
aber, dafs ihm in seinen personlidhen Rechnen zu nahe 
getreten worden, so kann er unparteyiscbe Unter- 
soohung fordern« Ist die Veranlassung; von der Ar t« 
dafs CorpsGomnif nda»ten durcb Eingriffe Ab$ Ober« 
Feldberm in ibre RMit^' oder durch sonstige Will« 
bubrlicbbeiten , gegründete Beschwerden su beben 
glauben , und defshalb eine Untersuchung gegen den 
OherFcldhen'n fordern 5 so sind die CorpsComman- 
danten berechtigt, sich auf dem Dienstweg durch den 
OhcrFeldhcrrn Yon der B. V. ein Kriegsgericht zu er« 
bitten. Diese wird sodann drei Bundesstaaten wählen^ 
welche au dhm niedensusetzenden Hricgsgericbt 
Sbniich jenenf fSr den OherFeldherrn bestimmten — die 
nötliigen Officiere nebst dem Auditor zu commandiren 
haben. Alle andern Untersuchungen, welche die Corps- 
Commandauten , etwa durch Besch^yerde gegen ein« 
ander oder gegen ihre Untergebenen yeranlafst, wun« 
sehen soillen , kennen nur bei dem OberFeldheitn joa 
gew6hnlieben Dienstweg nacbgesuoht, und tou ihm 
die diefsfallsigen Hriegsgericbte angeordnet werden« 
78) Die Verhältnisse der BcFehlhabcr der zusam-* 
mengesetzten Divisionen und Brigaden, sind 

in ihrem Wirkungskreis denen der CorpsCommandaiitea 
analog. 

S- 153», 

# * 

8) Bildung, des Hauptquarti^n 

VIII) Bil dun g des Hauptq u a r tiers* 79) Die 
Geschäfte des Hauptquartiers zerfallen in aiwel Haupt« 
abtheilungen : in die Leitung des Heeres im Aligemei« 
ne0| und in die Leitung besonderer Zweige, ]>ie je rat # 
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enlliilt: i) die Leitung der Operationen and Bewe- 
gungen ^ s) die £Tidenthaltung und Ergänzung des 
Standet) den iimern Dientt« 3) die okonomiicbe Lei- 
tung , die Pflege und Wartung'' des Heeres. Die 
•weite: i) die ArtillerieDireetion , 3) die GenieDi- 
rection, S) die Heerpolisei. 8o) Die GescKäfte der 
ersten Abtheilung führen, der GeneraKluartiermeister, 
-\ der dirigirende GeneralAdjutant, der Generalintendant, 
die der zweiten, der GeneralGenieDirector, der Gene- 
ral ArtiUerieDirector und der Chef der Heerpolizei 
— sa'mmtlich in gleichen Dienstrerhältnissen und in 
Gemäfsheit der Tom OberFeldkerrn erhaltenen 'Be- 
fehle. ^Die Tabelle Nnm. la «) bezeichnet den Wir« 
kungslireis der rersehiedenen Chefs, das Detail der 
Eintheilung und die dazu nfithigen Individuen. 8i) Der 
OberFeldherr hat da? Recht, sich den GencralC^hiatier- 
meister, den dirigirendcn GeneralAdjutantcn , den Ge- 
neralAuditor , und den dirigirendcn Arzt zu Mahlen^ 
auch seinen Generalstab selbst zu bestellen. Der Ge- 
neralLieutenant des Bundes, die Directoren dea Ar- 
tillerie- und Genie Wesens, der Chef der Heerpolizei» 
und der Generalintendant j mit den ihm -zunSch^t un- 
tergebenen YorstSnden der Verwaltungszweige , wer« 
den Ton dem Bund, welcher auf die Vorschläge des 
OberFeldherrn die geeignete Rücksicht nehmen wird, 
gewählt und in Pllicht genommen. 83) Der Ober- 
Feldherr wird, sobald er den Oberbefehl des Heeres 
flbernommen hat, sammtliche im Hauptquartier abbe- 
stellte Oöiciere und i[^eamte| -welche nicht bereits i;on 
der BundesTersammlung selbst vereidet sind 9 im Na«* 
men und aus Auftrag derselben , in Eid und Pflichten 
^ des Bundes nehmen. 83) Der OberFeldherr unter- 
zeichnet alle Befehle , w eiche an die verschiedenen - 
Zweige und Abtheilungen ausgefertigt werden. Nur 
ausnahmweise und in dringenden Fällen können die ' » 
Heferenten, die es betrifft, jeder in seinem Fach, 
im Namen de» OberFeldherrn Weisungen unterzeiclu 
aen, welche indessen jedesmal an die CorpsComman- ^ 
dante%u]id nie an die denselben untergeordnetenZweige, 
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g'ei*iolitet teyn niutseD« 84) "Öer OherFMherv^ w«i« 

clicr fiir die Dauer des ihm übertragenen Befehls nur 
im Dienst des Bundes steht, bezieht auch nur von 
diesem seinen Gehalt und alle sonstigen Emolumente. 
Die übrigen 'im Hauptquartier und bei der Intendaos 
Migestellten IndiTiduen, erhalten swar ibre gewöhn» 
<liche Gage, Beioldnng, Ii5hnung und Natiiralter|ille- 
gung — naeh dem Bang, welchen aie iln IHentt der 
Bundesstaaten einnehmen , zu welchen sie gehören — 
von diesen Bundesstaaten. Dagegen aber "werden alle 
übrigen Unkosten , die aus der Zusammensetzung dea 
Hauptquartiers und der Intendanz hervorgehen, aus 
der Kriegtcaiise bestritten, nämlich 1) die Tafelgelder 
und ausserordentlichen Zulagen, an Geld und Natura- 
lien, fOr das gcsammte Personal des Hauptquartierr' 
und der Intendanz, 3) der AuiV^tnd für die vcrschie* 
denen Canzleien jener Zuneige und für ihren Trans- 
port, S) die geheimen Auslagen ffirKundschaften,tt.s w.^ 
, 4) ^>e Besoldung und [Verpflegung aller im Haupt- 
quartier angestellten Indiriduen, 'die nicht nu einem 
oder dem andern Contingent * des 'Bundesheeres ge* 
h9ren. 85) Die einuelnen, tou der Bundesrerssmin« 
lung zu ernennenden Chefs, so wie die übrigen Char- 
gen im Hauptquartier, hönnen aus den yerschiedenen 
Bundesstaaten, im Sinn des $.81 der naherea Bestimmun- 
gen gewählt werden. Die diesen Individuen in Folge ihrer 
bundesgemSfsen 'Anstellung sukommenden GehUhren, 
sind in dem VerpflegsReglement enthalten , gleichwie 
der Wtrhungakreis der letzten^, nümlieh der Char- 
gen , im DienstReglement näher bezeichnet ist. 

m) Zuerst loco dictaturac gedruclit, in den Protoc. der B.V. t* 
i8ai , S. 329 der Orig.Ausg. , nachher öffentlich gedruckt su 
f. 10 der Protoe. der B.V. i8ss , S. 7«3 der Orig.Ausg« 

9) Ferpßegung. 

IX) Verpflegung. 86) So bald die Contingente 
des Bundesheeres unter die Befehle des OherFeld- 
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hcrrn treten, geschieht die Ver pf 1 u ng derselben 
nach den Vorschriften des für das Bundesheer ent- 
worfenen YerpilegRegJements, welches zugleich die 
Inslraettonen für die rerscliiedenen Yerpflegbeaanten 
ent&ilt«). 

•) Dieser GegeMMuid, worüber oben (§• löS'» Kum. 20) tehott 
eine Bestimmvilg sich findet , ist einer nSbercn Erörterung 
«• ^Bestimmung rorbebalten , weil man bei der B. V. sich, 
nach mehrfacher Verhandlimgy bis cum 11. Jul. 1829, 
wo obige nübere Bestimmungen der Hriegaterfassung fe^t- 
gesetst wurden, noch nicht hatte rereinigen hönnen über die 
Fragens ob daa Verpilegnngageaduift für das gan»« Bundes* 
beer von einer allgemeinen CentralBehörds (allgemeine 
oder Heer - oder ArmeeVerpl^gung) ausgeben solle? oder, 
ob dasselbe bei jedem einzelnen ArmeeCorps nur Ton einer 
eigenen yerpßegungsbehörde (besondere oder CorpsVerpfle* 1 
gung) abgesondert besorgt werden solle ? Man s. insbesondere 
die loco dict« gedruckten Ansichten , u. den Vortrag des k. wir* 
tembergischen Gesandten, mit drei Anlagen, als Beil. 29 iv 
9i4 der Protoc. der B» V, t. 1821, S.33i 346— u. 649 ff* der 
Orig^Ausg. — Ueberdiefs sind eigene ü^^/t'menAj über yerpfle-» 

, gung y Sanitätswes0n (§• i53 ^ Num. S9 u, f.) und Gericht' 
barkeit y zu erwarten. Man a. das loco dict. gedruckte Se« 
paratProtoc. der B. V. v. ay. Jun. iBasif §• n, dessen 
Anl. Uf 8« 609 n« 6i5 der Orig«Ansg« 

io) Gerichtbarkeit. ' 

X) G cri chtbarkeit. 87) Die Gericbtbar- ^ 
bcit steht, inderBegel, denBefehlhabern der Corps, 
Diyisionen, Brigaden und Regimenter su. 88) Die 
Bundesstaaten werden die Gr enzen der Gericbt- 
bar bei t bestinmen 9 welche sie den Commandanten 
ihrer Corps , Diyisionen und Contingente übertragen 
wollen , nnd biebei bedaebt seyn , die Befngnifs in 
der möglichsten Ausdehnung zu ertheilen. 89) Jeder 
im Hauptquartier angestellte Officier und CivüBeamte 
eines Bundesstaates, und jedes von den rerschiede* 
nen ContingeBtea, demselben mogetbeiiie Indiyiduum, 

\ 
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gebort unter die richtbarkeit des Corps oderder Divi- 
ft^on seines Staates. In. Fällen, wo eingericbtlicbesVer- 
fabren über ein solches Individuum notbwcndig ^verdcn 
sollte, Itann d^r OberFeldherr, nach Befinden, durch den 
* Auditor des Hauptquartiers solches über die begangenen 
Yergeben sommariscb instruiren lassen. Dann ah er 
nnssen die Angebhigten , nebst den Unt»rsQchungsA.c* 

y ten, an ihre gericbtliche B^orde kqt Abnrtbeilnng 
abgeliefert werden. Diese Bestimmnngen sollen auch 
für die IndiTiduen, welcbe in den Hauptquartieren 
der ArmeeCorps angestellt sind , analoge Anwen- 
dung finden. 90) Diejenigen Militär- und CivilBe- 
▼oUraäcbtigten ^ welche zu dem Hauptquartier abge- 
ordnet sind, und Jiiebt'u«ler der Gerichtbarkeit der 
Corps steb^en, Können nur bei solcben Verbrechen, 
wo Gefahr bei dem Yersng statt fSnde, jenem suiA- 
mariseben Verb^r unterliegen, und müssen dann zur 
Aburtheilung an die Behörden abgelicl'eit ^verden. 
Wenn die Verhaftung eines solchen Abgeordneten 
nothwendig geworden , so wird der OberFeldherr 
den entsprechenden CorpsGommandanten unyersug* 
lieb zur Abs^ndung eines provisorischen BerollmSch- 
tigten auf so lang in das^ Hauptquartier einladen, bis 
Ton dem (den) gehörigen Staate (Staaten) eine neue 
delliiilive Ernennung für diesen Platz ergangen isf. 
91) Diejenigen Individuen , welche durch freie Ueber- 
einkunft und Annahme dem Hauptquartier folgen, 
so wie auch alle Fremden, Kriegsgefangenen u. s. w«, 
stehen unter der Gerichtbarkeit des Hauptquartiers, 
i|nd werden nach den Gesetzen desjenigen Staates 
gerichtet, •Ton welchem der OberFeldherr ist. 92) Der 

^ OberFeldherr hat das Becht, alle Befehlhaber des 

. Heeres zu siispendiren, jeden Untergebenen verhaf- 
ten zu lassen, und gerichtliche Untersuchung über 

> sie bei ihren Behörden zu yeranlassen; auch in Fäl- 
len, wo Gefahr mit dem Terzng rerbunden wäre, 
ein summarisches Verhör derselben anzuordnen. Bei 
den gemischten ArmeeCorps, haben sich die betbeilig* 
teu Ötaaten über die Bestimmung dea Gerichtstandes 
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des Corp^Commanclanten, cler DtrisionSre und Briga« 

dierc, zu vereinigen. 98) Gegen das Verbrechen des 
Meineides, des Verraths, der FcldÜüchtigl^eit , und 
der Insubordination,, werden im Bundesheer' durch 
besondere Kriegs artikel Strafbestimmungen ge« 
troffen, welche dem gesammten Krtegsheer alt gleich- 
fSrmiges Gesete gelten sollen. 94) Die in den Rlriegs- 
artilteln nicht genannten Verbrechen und Ycrgehen, 
werden nacli den bei den Contingenten der einzelnen 
Staaten gültigen Gesetzen beurtheilt. 95) Der OI>er- 
Feldherr hann das Stand recht, nämlich . den sum* 
marisohen, ausserordentlichen Procefs, gegen Militäre 
in allen jenen ausserordentlichen Fallen anordnen , 
in welchen schnelle Bestrafung des Beispiels wegen 
nStbig wird, und in den Gesetsen der rersehiedenen 
Bundesstaaten nicht ohnehin schon das Standrecht 
festgesetzt ist. 96) Eben so hat der OberFeldherr 
das Recht, das Martial Gesetz, das heifst, das 
summarische peinliche Verfahren gegen den Bürger 
in Feindesland 2u yerkünden, und in Folge dessen 
das Standrecht ansuordnen. In den Bundesstaaten solt 
diefs jedoch liur nach gepflogenem Benehmen mit den 
gehörigen Regierungefi , und nach erhaltener Zustim- 
mung derselben, geschehen. 97) ZuHandhabung der 
Heerpolizei, wird eine eigene Gendarmerie errichtet^ 
deren Minimum auf ^ Zwei rom Hundert der Reiterei 
hngenommen, und welche 2ahl in das CaralerieCon- 
tingent eingerecbnet 'wird. Das Reglement enthSlt 
die aHgemeinen Bestimmungen über ihre Bildung und 
Dienstleistung^ 

§. 1539. ' 

III) Bundesfestungen* - • 

Ihr RecJitsverMltuifs in Absicht auf den Buttd u* di^ 
StaatsJiohßit dtr Mundes gUeder. ■ 

1) Die Bundesfestungen, und andere für den 
Zweck der Gesanuntheit bestimmte Befestigung s^ 
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werlie, gehören zu den gemeinsamen Vertheidi- 
gungsanstaUen dea Bundes« II) Ihre Errichtung, Wie* 
derherstelluii^, Erweiterung und Yerbesterung, ihre 
Ausstattanf und Unterhalfung a) , ist daher , in Er* 
maiigluiig anderer Hulfqaöllenf oder wenn nicht Ter« 
träge i\in Gegentheil begründen, eine Matrihnlar«. 
Last des gesammten Bundes. III) Die Bundes fe- 
stun c^en sind, so viel die für den FestungsEwecIi be- 
stimmten Bauwerke und liegenden Gründe betrifft , 
Eigenthnm des Bundes.* IV) Dafs die Staatsho« 
heit über die Bnndesf estnngen demjenigen Bon* 
desstaat gebühre, in dessen Gebiet sie sich befinden^ 
ist Regel ^) ; eis wird aber Y) die Ausübung dersel- 
ben, Kumal in Hriegszeiten , durch den bundesmäsi* 
gen Zweck dieser Kriegswerke fortwährend so man- 
nigfaltig beschränkt, dafs das wechselseitige Rechts* 
Terhältnifs Ewischeu dem Bund und dem Bundesstaat, 
eine 5ffentliche oder StaatsSerritut ($- 464 vi* 
Bildete). VI) In Ermanglung besonderer Bechtstitel, 
sind auch in Ansehung der bestehenden, oder ' hünf«> 
tig anzulegenden Befestigungswerke des Bundes, die 
flechte und die Pflichten aller Bundesgenos- 
sen gleich* YII) Wo und so, weit aber, durch an^ 
erhannte Staatsrerträge ^1 bestimmte Plätne 
für * Bundesfestungen erklärt, die Errichtung neuer 
Befestigungswerhe an bestimmten. Orten festgesetzt, 
die Verwendung vorhandener Mittel hiezu angeordnet, 
und einzelnen Bundesstaaten die Besatzung solcher 
Plätze und die Eroenuung der obersten KriegsBefehl« 
haber darin zugewiesen ist, da ist es nicht nur Bun* 
despflicht, die Last in gehurigem Maas sn tragen, das 
N5thige Torschriftmfisig snr Ausführung mß bringen, 
und die, einnelnen Bundesstaaten eingerMnmten, Vor« 
rechte gebührend anzuerkennen, sonder^ es ist auch 
die Gesammtheit und jeder einzelne Bundesgenofs b e- 
rechtigt, auf Erfüllung der yertragmäsigen Pilich- . 
ten SU dringen« YUI) Wo Errichtung oder Ahtretung 
einer Festung oder eines andern Befestignngswerkea 
in einem Bundesstaat, durch besondem Rechtstitel f uv 
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den Bund nudit begründet ist» bedarf toleheywenn sie 
•teil beben sollt der freien Znttimnnng def be- 

tbeiligten Bnndesgliedes (§. ist «). 

a) Be^chluf« in d. Protoc. der PlenarVevsamml. d«r fi. V. 
5. Oct. 1820, S. 450 der Ori|;.Ausg. In dem unten (Noie 
t doB folg. §.) nngef. preiissiscli - iiied«rläiidUchen Verl rag 
▼.'13. Märs 1817» Arl* 7, lieifst es: «La place de Luiem- 
bourg ätant forteresse de la Gonf^deration Germaniquei et 
let GouTemement de Pnute et des ra^*Bas ne pouvant 
en ronsequence ^tre censes avoi'r Tobligatian de Tentrett nir 
exeliuiveihent a leurs fraix, la question de son entreticn 
est r^serv^e aux discussions de la Diete». Man s. auch die 
unten (Note a des folg. §.) angef. öslreich • preussische £r* 
Idäning in den Protoc. der B.V. t. 8. Oct. 1818» §• aSa. 

h) Daa pariser Protoc. v. 3. ^OT. i8i5« in Kraft eines Ver* 
trags errichtet zwischen den yicr verbündeten Mächten, Oest- 
reicbi Hufsland, Preusscn u. Grofsbritannien , (in v. Maetebs 
recueil, Supplem., T.- VI, p. 67a, u. inKr.ÜBiB's Staatsarchir, 
Bd- I, S. 389) sagt im Art. 10: «Les places de Mayene^^ ' 
T.uxemhourg et J antlau , sont d^c]arees places de la Goafi* 
deration Germanic[ue » ahstriiction faite tle la Souveraintti 
territoriale de ces places^. — In dem PrOtOC. der B. V. 
8. Oct. 1818, §. , boten Preussen u. Oestreich dem t. ' 
Bunde die Einräumung der Festung Mainz an, «abgesehen 
jedoch von der TerritorialOberherrlichlteit dieses Platzes«. 
Derselbe Vorbehalt findet sich auqh in dem unten (in Note n 
des folg. §.) angef. Vertrag wegen Mains, t. 3o. Jun. 1816, 
Art. 8 u. i3 u. in dem ebendas. angef. Beccs - gen^ral ao. 
Jul. 1819 , Art. 22. — Von Luxemburg , s. man die unten 

. (Note c des folg. %.) angef. Verträge y. 8. Noy. 1816, Art, 6, 
T. n. März 1817, Art. 5 u. 6, u. y. 20. Jul. 1819, Art. 3j. — 
Die Souverainetät über I audau , ward Baiern zugesagt schon 
auf dem wiener Congrefs , in einem ConforenzProtocoll y, 
10. .Tun. i8i5, nachher förmlich abgetreten in dem münchner 
öslreich - baierischen Vortrag v. 14. Apr. 1816, Art. 2. 
In dem angef. Reces - gcneral v. 20. Jul. 1819, Art. 3^ ist 
die Eigenschaft einer Bundesfestung für Landau fes^esetat, 
mit der Clausel : «sans que ceftc disposition puisse allerer 
en rien le droit de souverainel^ ^ui eat d^yolu a S* M. iiL^. 
Roi de Baviere sur ladite ville». 
e) Von Mainz, s. den unten (Notea des folg. J.) angef. Ver- 
trag V. 3o. Jun. 1816 , Art. 9 — 14. 
d) Von dieser Art sind die unten angeführten Stellen des Acte 
£nal du congrea de Vienne, des parwar Vertrags y, 3. Kmv. 
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181^9 des GeneraUteeeisM der firanlif. TmitorialComiMioa 
T. •Si». 7«l. 1S19 « «• die matea ebesfUlt «nfef* beaoadem 
Vertrage für Mains, Lvxemburg «• Iiaadau»'— Bei ret^ 
.^advedenen Ton diesen Verträgen ^ aind aowoU der Bund ala^ 
auch dfe einselndn BundcMtaaten, ala gemeinacbaftlicli ver» 
pflichtBterThBti iahttnAien^ aodafa selbst durcli einmütbig 
gefafsten Bescblofb, der Bond einseitig sieb daron nicbt los» 
sagen kannte« 

.%. 153'. 

Benennung der Bundesfestungen» 

* 1) Wederinder Bundes Acte noch durch Bescblüase 
der BuiidesTersammlnng, wohl aber durch Vertr iCge ande« 
rer eui'opüischor Machte, deren Inhalt der teutsche Bund 
anerb^nnt, sind folgende Festungen für Bundesfe- 

6tu Ilgen eiklüit: i)Mainz <^ ) mit Einschlufs yon Cassel 
und Hostheim unter gi ürsherzoglich-hessischer, 2)Lu« 
xemburg^), unter Ii. niederländischer, und 3) Lan- 
dau <0 9 unter k. baierischer Sttiatshoheit. Ueberdier« 
ist festgesetzt, daf8 4)eine Tierte Bnndesfeatang am 
Oherrhein errichtet werden aolle «)• ^9 V6r« 

theidigungslinie der an Frankreich grenzenden teutschea 
Staaten zu vcrstarlien, haben die vier Terbündelen 
Mächte, von den zufolge des pariser Tractats vom 20. 
NöT. i8i5 Ton Frankreich bezahlteu £ntsc}iädigungs« 
^eldern 4 sechzig Millionen Franca bewilligt, näm* 
lieh 1) so Millionen, zu Erbauung der oben erwähnten 
neuen Bun des festun g am Oberrhein, 2) 5 Milli* 
ouen, zu Vollendung der mainzer Festungswerke, 
3) i5 Millionen für Baiern, zu Errichtung eines B e- 
festig'ungs Werkes am Rhein (zu Germersheim), 
und 4) 20 Millionen für Preussen, zu den für Yer- 
theidigung des ^iederrheina bestimmten 'Fe* 
stdngs werken J) ; doch ao, daßi alle diese Sqmmen in 
Gemäfsheit der Plane und Vorschri(1;en, unter Verein« 
barung zwischen und mit Oestreich und Preussen, zu 
verwenden sind, welche allgemein werden festgesetzt 
aejn f). lU) Bei den zur Sicherheit der für weatli« 
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chen Grenze Teutschlands besthnniteu neuen Befesti- 
gangen, ist die Wahl der Anzahl und Gert er durch 
strategische Zwecke bedingt^),die A usf fthrun g hinge- 
gen theils durch wissenschaftliche oder fortifieatori* 
^ sehe Regeln , theils durch da^ Maas der m Gebot ste* 
heiiden Geldmittel* 

m) Mains, Man s.das (in Note & des rorigen §.) augcf. pariser 
Protocoll der Tier Teirbfindelen MSelite, 3. Not. i8i5V 
Art. lo. Oestreicb-preussischer Vertrag mit dem GH» Hessen, 
3o. Jun. 1816 f Art. 8 — 14 5 als loco dict. gedruebte Beil. 

. 90 SU d. Frotoc. der B. T. v. 8. Oct. 1818, §. sSs, u. in t. 
3I[abtbss recueily Suppig. VIII. 76. Bec^-g^n^ral de la 
Commission territoriale rassembUe k Francfort, du ao juillet 
1819, art« i5y 16, so — 93, et 38} bei Muinvs 1. c. Vm 
611 u. ff. ^ Alle Werbe, Geb&nde, Grundbesirbe u. Ein* 
bünfte , welche sn derFestang gebdrten, als dieselbe in Folge 
der Convention Tom 93« Apr. 1814 den Alliirten übergeben 
ward, bleiben aussebliessend snr Verfügung des Festungs- 
•GouTemements, und ibr Ertrag gehört sur Dotation. Ber 
angef. Beces - g^n^al , Art. 9i.— MllitfirConTentiohswiscben 
Oestrelcb u. Frensscn , geschlossen su Garlsbad am 10. Aug. 
1817, betr. den Besatsungsdienst u. die militSrisebe Ver- 
waltung der Festung Mains ; in denProtoe. derB. V. t, 1818, ' 
als loco dict. gedruckte Beil. 3o su §. 939, 8. 5ii der OrSg* 
Ausg., auch bei Mabtbhs a. a. 0/ VlII. 480. — Oestreicb 
tt. Preussen erklarten in der B. V. (Protoe. t. 8. Oct. i8t8, 
§. 939) , dais sie «bereit seyen : 1) dem t. Bund die Festung 

' Mains mit Allem was ihren Bestand als Festung ausmacht 
und sum Festungseigenthum gehört, mit Einsciblufs tou Cassel 
und Rostheim, su. überantworten und einsurlumen; 9) dem 
Bund das Becht auf jene Beitrige absutreten, welche noch 

' auf die SU Vollendung der Werke tou Mains bestimmten 
5 Mill. Francs su empfangen sind; doch dieses Alles '3) mit 
dem Vorbehalt, dafii der Bund sieh ▼erpflichte, die ge- 
sammten jährlichen Unterhaltungskosten (den Sold der Trup- . 
pen ausgenommen) , so wie die ToUkommene Instandsetsung 

' der Werke nnd Befestigung der Casemen u. Magasine, die 
Anschaffung des ArtillerieMatcrials u. desApprorisionnements 
der Festung Mains u. Cassel gemeuischafUicb su bestreiten, 
und Oestrcich u. Preussen die fUr das letste Approvisionnement 
gemachton Vorschüsse su vergüten »• Die B. V. bes^hlofs 
hierauf Berichterstattung. Bis jetst ist die erwähnte Uebef^ 
gäbe n. Uebeniahme nicht erfolg«»«- Die ScblufsActe des 

Klabrr's offeaü. Aecht. 21 



Digitized by Google 



332 h Th. y . Cap. VertheidiguiigsSystea 

wiener Congresses enthält keine Bestimmung über die Festung 
Mainz, obgleich auf dem Cougrers Anträge, sie su einer t. 
Bundesfestung zu bestimmen, waren gemacht worden, von 
russischer Seite ^Ki.üiiHi ä» Acten des wiener Congr. Bd. VII, 
S. 76, 298, 294 u. Soi) , dann von den hessischen, herzogl. 
sächsischen und nassauischen BevoHmächtigten (ebendas. Bd. 
I , Heft 2 , S. 4^)* Blübe&'s Uebersicht der diplom. YerhandL 
des w. Congr. , S. i55 u. 565. 

b) Cassel und Aoi^Af/m werden ausdrüclilich als fortificalorische 
Zugehöre von Mainz benannt , in dem oben angef. Vertrag -v. 
3o. Jun. 1816, Art. 8, u. in den Protoc. der Ii. V. v. 1818, §. 282. 
• r) J.uxcmburg ward für eine Bundesfestung erklärt, in dem 
Acte final du congrcs de Vienne , art. 67 < in dem wiener 
Vertrag der vier verbündeten Mächte mit dem K. der Nieder- 
lande , V. 3i. Mai i8i5, Art. 3 (in liLÜßER's Acten des w. 
Congr., Bd. VI , S. 172), in dem oben (.Note b des vorigen §.) 
angef. pariser Protocoll v. 3. Nov. iBi5, Art. 10, in dem 
franlt furter preussisch-niedertändischen SupplemcntarVertrag 
V. 8. Nov. 1816, Art. 4 (^p' Mabteiss a. a. O. VIII. 267), 
in dem frankfurter Verlrag der vier verbündeten Mächte mit 
^em K. der Niederlande , t. 12. Marz 1817, Art. 4 
Protoc. der B. V. v. 1818, als loco dict. gedruckte Beilage 
33 zu $. 282 , S. 528 der Orig.Ausg, , u. bei Martf.tss 1. c. 
\ II. 4*5), u. in dem oben dngef. Reces - general der frankf. 
TerritorialCommission v. 20. Jul. 1819, Art. 35. 

rZ) Landau ward zuerst für eine Bundesfestung erklärt, in dem 
oben (Note h des vorigen %,) angef. pariser Protocoll v. 3. Nov. 
^8i5 , Art. 10. In dem münchner Vertrag zwischen Oestreich 
u* Baiern v. 14« Apr. 1816 (in den Protoc. der B. V. v. 181B, 
als loco dict. gedruckte Beilage zu §. 282 , S. 52i , in Klü- 
bkr's Staatsarchiv , Bd. I, S. 4^2, u. bei Martejts 1. c. VII. i3), 
Art. 2 , ward Landau ausdrücklich als jßundesfestung an Baiern 
abgelreteu , u. der an^ef. frankfurter Heces • general v. ao« 
Jul. 1819', Art. 3 , bestätigte solclies. 

t) «La eonstruction d'une quatrieme place federale sur Ic baut 
Bhin». Das angef. pariser Protocoll v. 3. Nov. i8i5, Art. 10. 
f) Der angef. Reces- general v. 1819, Art. 38, verglichen mit 
dem angef. pariser Protocoll v. 3. Nov. i8i5, Art. 10, u. 
mit der östreich -preussischcn Erklärung in der Sitzung der 
B. V. V. Ö. Oct. i8i8, in d. Protoc. v. 1818, §. 232. — Baiern er- 
hielt die erwähnten i5 Mill. Fr. zuerst bestimmt zugesichert, 
in seinem Verlrag mit Oestreich V. i4>Apr. 1816, Art. 6, nachher 
in dem angef. Reces • general ; in dem pariser Protocoll y. 3. 
Nov. iBi5, Art. 7, lit. a, war ihm blofs eine verhältnifsmS- 
«ige Summe zugesichert worden. — > Ebenfallft xu Verstär- 
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. Illing ihrer Vcrtheuligun^slinicn gegen Fraalureich , erhielten, 
Ton den franKÖsiscIieii Entschädigimgsgeldeniy der König der 
Niedärlanäe 60 MUl. , der König von Sardinen 10 Mill. ifraiies* 
Das angef. pariser Protocoll y. 3. Not« iBidf Art. 1 u. 5. 
Das angf. pariser ConferenzProtocoU r. 21. Not. i8i5- Der 
angef. Ke^es - general , Art. 38« u. die oben (Note c) angef. 
Verträge 8. Üov. 1816, Art* tu it« Min 1817« Art. 
a u. 3. * ♦ 

g) So das angef. pariser Protocoll v. 3. Not. i8i5, Art. 10» «• der 
nngef. Reces-g^a^al v. 1819, Art. 38. — In einem pariser 
(JonferenasProtoeott von BeFollmächtigten der Tier Terbün* 
deren Mächte, t. ii.Not. i8i5 (in Martens recueil , Suppl^m. 
VII. 406 ; heifst es , in Absicht auf Verwendung der xu Ver* 
•tärhung der Vertheidigungslinien der an Frankreich gren- 
senden Staaten : «Leurs Excel Icnces ont reconnu que ce n'est 
pat Parantage particulier de Tun ou de Pautre Etat, mais la 
s^rete commune et Vinie'ret de tous qu^on a en Tue en adop- 
tant ce Systeme essentiellement Europe'en , et que par conse- 
quent les Puissances qui j ont concouru, doivent avoir un 
droit egal a en suryeiller reciproquement Pexecution , et a 
prendre connaissance , d'^poque en epoque , des progres 
qui auront et^ faits dans Papplication des Fonds dcstines a 
un objet d'aiissi haute importance ». Zugleich ward festge- 

• setzt: «que relativement au Systeme defensif de PAllemacjne, 
les cours d\4ntric'he et de Prusse se concerteront , tant entre 
ellcs, qu'ayec ceui des SouTerains sur les territoires desqucls 
de nouveaux ouTrages defensifs seront ä construire , sur les 
plans ä adopter et la marcheä suivre pour ces constructions». 
Mit der Ii. niederländischen Regierung, heifst es weiter, soll ^ 
sich die grolsbritannische , mit der sardiniscben (>>egen drv 
Festungswerke in Savojeu) die östreichische , über plamüa- 
sige Verwendung der bewilligten Summen vereinbaren. Üeber- 
diefs sollen , um den beabsichtigten Erfolg zu sichern « 
häufige Mittheilungen unter den Cabinetcn statt haben. 

h) In Vorschlag sind : Ulm , als Hauptwaffenplatz , mit Ver- 
wendung der zu einer neuen Bundesfestung am Oberrheiu 
bestimmten «20 Mill. Fr. , u. GermersJteim , zu einem Brüchen- 
hopf auf dem linken , und etlichen schützenden Werken auf 
dem rechten Rheinufer, als der schicklichste üebergangspunct 
über den Oberrhein, mit Verwendung der für Baiern bewil- 
ligten i5 Mill Fr,; ferner, Homburg bei Zweibrücken (doch 
mehr in offensiver , aU defensiver Hinsicht) , Rastatt , und 
Do nauesrhin gen . Mau s. hierüber das Gutachten der Militär- 
Commission über die t. Bundesfestungen, v. 28. Jul. 1819, 
Joco dict. gedruckt KU d. Protoc. der B. V. v. 1819, 216, 

21 * 
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8. 684 Orig.Ausg. Protoc. der B. V. v. i8io, S. 164* 
Protoc. der MilitärCommission v. 2. Mars i8:*2 (54» Site.)» 
179 II» i8o. «Vorläufige Bestimmungen über die Bundes- 
festungen«, hatte schon im J. 1818 der ß. T. Ausschufs in 
MilitarSachen der B., V. übergeben, als Beil. 87 «u d. 
Protoc. »8»8 , a34 , nebst dem dazu gehörenden 
Commiitton&Bericht , ebendas. als Beil. 35. Der Beschlufs 
darauf, tn d. Protoc. v. 1819, §• ai. — Die Bundesfestungen 
theüen sich in drei Classen: 1) die drei schon bestehenden; 
a) «nr Befestigung angetragene Puncte , wozu durch Verträge 
der rerbündeten Mächte bestimmte Summen von den franzö- 
titchen Entschädigungsgeldern angewiesen sind; 3^ von der 
MUitarCommission zur Befestigung angetragene Puncte, wozu 
die nöthigen Geldmittel von dem Bund herbeizuschaffen sind. — 
In eioer östreichischea Proposition in den Protoc. der B. V. 
T. 1818, V 9f ^* *4' ^^^^ Saarlouis als Bundesfestung 
in Vorscklag gebracht. 

S. 153». 

Besatzung» 

I) An «eil ist die Besatsang der Bnndesfettnn^ 

gen wie eine Pflicht , so auch ein Recht der Gesammt* 
heit. Es sind aber II) durch ron dem Bund aner- 
kannte Verträge, folgende Ausnahmen Yon die« 
ser Regel festgesetzt. 1) Die Besatzung Ton Mains, 
toll aus einer gleichen Ansahl ostreichischer nndprens- 
•isch«r , nnd ans einem Bataillon grofshersoglidi- 
darmstädtischer Trnppen bestehen. Für das ManmoiB 
der Besatzung im Frieden, sind 7000 Mann Infanterie 
.und 200 Pferde festgesetzt. Im Krieg soll die Besa* 
tsung, wenn die Festung in Belagerungsstand erklärt 
wird , nicht unter S0|0oo Hann Infanterie und 600 
Pferden bleiben, nnd «war }• an ostreichischen , i an 
prenssischen, |> an Truppen Tonden Coatingenten der 
andern Bundesstaaten, die noch nfiher bezeichnet wer- 
den sollen. Der Gouverneur und der Commandant 
sind, abwechselnd von 5 zu 5 Jahren, von Oestreict 
und Preussen zu ernennen, undswar, dafs, wenn ein 
dstreicfaischer Gouyerneur, der Commandant Ton " 
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Prenssan gegeben wilrd. Die ArtUlerieIHrectioB be- 
stellt Oeslreicb , die GenieDireetion Preusseh. Unter 

dem Vorsitz des Gouverneurs, bilden den Gouverne- 
mentsHath, der Gommandant, der Chef der Artillerie- 
Direction und der Chef der GenieDireetion h). a) In 
Luxemburg soll die Garnison, sowohl überhaupt , 
als auch jede Waffengattung insbesondere 9 na | ans 
prenssisehen , ma i ans h. niederländischen Trup- 
pen bestehen, und nicht nur den Gonrerneur, son- 
dern auch den Commandanten, hatPreussen zu ernen- 
nen C). 3) Zu Land au soll in Friedenszeiten die Besa- 
tzung gänzlich aus haieri^hen Truppen bestehen, in 
Hriegsseiten aber der Grofsh erzog tob Baden Ter« 
pflichtet sejtt, ^ der nur Yertheidignng ndthigen Be- 
satsung SU stellen ^ 

a) BeschluCi der B. V. in d. Frotoe. der PlensrVertaminl. t. 6. 
Oct. i8so , S, 458 der Orig, Ausg. 

(>Msn die (in Note « d^s Torigen §•) angef. carlshader dst- 
reieh-preussische MilitSrConTenlioiiT. lo. Aug. 1817, Art. i»." 
3, 4f 9 V* 1^ (1b dein Eingang dieser ConTentiony heifst 
Hauis «der SehtBstel Twutsehimnds , den das effeniliche Ver* 
• tränen u. die ürthersn Verhandlungen fai die Hfaide detr &«hi«it 
Hauptmäthu des I. Slaatenhnndes legte n« in dem ao« Art» 
«das Bollwerk TentscUands».) Der aagef. Mreich-prevs- 
sische Vertrag mit d. GH. Besten t. 3i* Jun. 1816 , Art. ii. Ber 
angef. Reces-gintel y. 90. Jnl. 1819 , Art. i5 n. i6. Vergl« 
auch das pariser Protoc. t. 3. Not. igiS« Art. to. 

f) Der (in Note c des Torigen §.) angef. prenssisch-nieicflindisehe 
Vertrag t. 8* Not. 1816, Art. 4 u* 6* 9 der.(ebendas.) angef. 
h. al^deittndische Vertrag mit doiTierTerbfindeten Mlehtent« 
T. la. Nän 1817 9 Art. 5 , u. der angef. frankfurter Reces- 
g^^al T. 90. Jul. 1819 « Art. 36. — Die jBchlufsAete des 
wiener Congr. , Art« 67 , u. der angef. wiener Vsrtrag des 
K. der Niederlande mit den Tier yeibftnd. AUehtenr^* 3i* 
Mai i8i5 9 Art. 3, gaben, dem JL der Niederiande die Emen. 
nungandenGrouTemeur' nnd CommandantenStellen » nachher 
•Tersiehtete der Hdnig hierauf. Ver|^. das pariser Ftotoc. t. 
3. Not. 1816 » Art. lo. 

d) Das (in Note i au i33«) sngef. pariser ProtoeoH t. 3* Not. ^ 
181&9 Art. 10, dessen Inhalt in dem östreich-baierisehen Ver- > 
trag V. 14 • Apr. 18169 Art. a, beluriftigt.ward. 

I 
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S- 153*. 

Beschluß der B.V* wegen Uehemahme ii. Herstellung 
oder f^oUendung der Buiidesfestwigen , u, Anerkenniaig 
der Buatsungsreehie* NkaerB Ferhmndlung* 

I) Darch einlieUig in der PlcBflrTerMniflil«n|p rom 
5« Oct. i8<o ^efafsten Betchluft, nahm die BtutdeftTer- 
sammlnng , nach yerschiedenen Erörterungen , fol. 

gcnde drei, in den wiener MinisterialConferenzen 
von i8f>.oi) Verabredete, Artiliol anc); j) «die nach 
den europäischen Verträgen bereits als Bimdesfestun- 
gen bestehenden PlätMf Mainz, Luxeaibiir^'iind Lan- 
daa, irärdea Ton d'em Bund übernommen; ft)die 
nSthigen Yorhehrnngen SU unanfscfaiehlicber HerateU 
Inng oder Vollendung dieser Festungen, sind so- 
gleirh zu veranlassen; 3j die Anerkennung der Gar- 
nisonrechte in den, Art i benannten Plätzen, fin- 
den in Gemärsheit der bestehenden « der Bundesver* 
Sammlung in der 5o* Sitzung jdes Jahres i8i8 vorge- 
legten YertrlTge statt Die B^T erhiarte diese drei 
Artikel für die «B a § i s der femaretiTerbandlnngenüber 
die Entwicklung und Anwendung dieser Satse, bei der 
näheren Regulirung und Ordnung der Verhältnisse 
dieser Festungen». II) Zu Ausführung dieser drei 
Hauptbestinunungen, fafste die B. V. an demselben 
Tage in dem engern Bath die nothigen Beschlüsse^), 
welche seither »owohl die HilitärCommisMon hei der 
B. y. , ah auch die Terachiedenen LoealOommisy^nen 
(§. i53^, Note.)» beschiftigt haben f); wovon Resultate 
zu erwarten sind. 

a) In dfr 33. n. 34. Sitzung v. 23. u. 24. Mai iSao , wo der «ie- \ 
bentc Aiisst'hufs über diesen Gegenstand Vortrag erstattete, 
■wurden obige drei Artikel verabredet und in « in ScpnratPro- 
tocoll zusammengcfafst , welches zuerst in der vertraulichen 
Sitzung der B. V. v. 7,7. Jul. 1820 zur Sprache gebracht ward. 
Man 8. die loco flict. gcdruclite «Zusammenstellung der be- 
sondem Gegenstände, welche in Folge der let/,t<Mi wiener 
MiniaterialConierenzen sur weitem Berathung au den Bun- 

I 
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dettag tu biinf «n tUid» ; in d. Pr«tp«. r, iStq, S« 
Orig.Avig. 

b) jlfan die loco dicr. gedmclaen Registraturen vom lo., 
17. u. 35. Aug. u. 5. Oct. i8ao, in der Orig.Au8g. der Protoc. 
der B. V. r. lÖ^o , Sl ?.63 , 279 , 3o<) ü. 45-^. 

c) In den Protoc. der F. V. v. iB^o, 8. 458 der Orig.Ausg. 
</) In den Proioc. (\ev R. V. v. iBao, %. 164, S. 449 u. f. 

e) Im Jul. 1812 gab dio MilitarCoromissioa eine Vebrrsicbt ihrer 
Ari^iitil 9 1) in Hinsicht auf die bestehenden drei Rimdes- 
fettnngeilt 2) in 3eaiehuiig auf dio zu fertigenden Refrs^j« 
gnngscntwürfe. Protoc. der E.V. v. 182a, 18^. — Polilisrh- 

. militärische Gegenstände sind angedeutet , in dem loco dict. 
gcdruciiten Gutachten der M. C. au \, ai6 der Protoe. dar 
B. V. 18199 S. 691 der Orig.Ausg. 




VI. C a p i t e 1. 

R^chtsverhäkniss der Bundesgenossen , ak 



S. 154. 
EinhUmg. 

I) Der tentsche BoMdiat keio Staat, aoaderii ein 
•gtaatemTerein (|. io3). Er liat, aU aoIoWr, kein« 
8 taataregiernng i96«.f.) nncl kein Gebiet 

(§. 138«, Note a). Nur die Bundesgenossen, sind mit 
StaatsRegierungsrechten und mit Staatsgebiet verse- 
hen. Der Inbegriff dieser Terachiedenen Staatsge- 
biete , d«ren jedes für sich sourerain ist, bildet, ina« 
beaondere in dem Verkiltnifa dea Bandet s« AuawSr* ■ 
ti|;en, den geograpkiadi-polititobeh TerrltorialBe* 
atand dea tentaeken Bnndea. II) Ana der Yer* 
einigung der Bundesgenossen mit diesen Staatage* 
bieten zu einem Staatenbund entspringen für sie ins- 
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geMdMiit nieht nnr P f 1 i el^ t e b , tondleni kaeli R ^ cb t e , 
inHinticht auf den Bunil, avf andere Soorerain« 

Staaten und Staaten vereine, auf Verfassung, 
Verwaltung und Verti'etung ihrer eigenen Staaten. 
Der ^;anze iTibegrifl' diea«r Rechte und PÜichten, ge- 
bart aa dem Bundesreckl; ohwoU einem beträcht- 
lielien Theil dmelben, «nter partienlare GeMoli^ 
pvncte gestellt t aneli in dem TSlIierreclit, und sellMt 
in d^m StaattrecH der Bundeattaatea , «ine Stelle 
gebührt 



•Irste Abtlieilnng. 

Rechtsverhälinifs der Bundesgenossen zu dem 

Bund. 



yerpfliehtung d$r Bmitlesg0Uötsm m dtn BtauUsver' 

trägen, Ihre Hechts gUiehkeU. jtusnakmen davon, IM^ 
ter Ordnung unter den Bund. L,eistungeH» f^erände» 
rungen in dem Besitzstand* f^eränsserung. von Sowe» 

rainetätsJUehten. 

I) Ala Mitglied dea tentsehen Bundes, iat jedea 
Oberhaoft eine» tenttcben B^ndetataatee nacb 
aellacliaftreebt ' Terpflichtet , die Grandrertrage 
dea Bnndea, nnd die ihnen gemSfs errichteten Be- 
schlüsse der Bundesyersammlung, pünctiich zu be- 
obachten II) Alle Bundesglieder haben, als solche, 
gleiche v er tragmäs ige Rechte und Pfiich«* 
ten^); a^ dalaTitel, Staataform,. Macht, Lan- 
deagr^faa tmd Religion «), in den weaentli^ea 
BimdeaTerhSltniaaen heine Reohtarerschiedenheit. be- 
grdnden. III) Ausnahmen von dieser Rechtsgleich- 
heit, sind die Ungleichheit der Stimmenverhältnisse 
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in der B.V. (§. 1 16 u. ff.) , die Stimmordnnng (§• , und 
• gewisse Verhältnisse der Bundesfestungen (§. i53q u. ü.) 
IT) Zwischen den einzelnen Bundesgenossen findet nir* 
gend ein Verhältnifs der Unterordnung statt, aber Jeder 
ifttf im üebrigen unbeselisdet seiner politischen Unabhan» 
gigkeit 9 imieriM^ der BnndesTe^Xltniss^ dem Bund 

X Tertragmäsig untergeordnet, wiäirend er sagleteh 
Tbeil nimmt an der Ausübung der Bundesgewalt V) Jedes 
Bundesglied ist dem Bund yerpilichtet zu den verfas. 
sungsmäsigon Leistungen, an Geldbeiträgen und 

^ Mannaehal'tstellang , welche , mit Ausnahme der Bei« 
ti^age nu der BundesCannleieaSse ($. 197), nach den 
Hriften ihrer Lander TerhiltnüJNnäsig unter sie Terw 

' theilt sind. TT) Veränderungen in dem Besits* 
Stande der ßundesglieder , bewirken , ohne Zustim- 
mung der Gesammtheit , keine Aeiiderung in dem 
Becht- und PilichtTerhältnifs nu dem Bund (§. i2ic). 
YH) Ohne solche Zustimmung, hann kein Bundesglied 
SouTerainetitsRech^e. die auf einem sa dem 
Bund gehörenden Gebiet haften, an Andere als 
Hitrerbündete freiwillig abtreten ($. 12 ic u. 
25o. VIII) Eine noth wendige Abtretung, würde 
dem neuen Besitzer an sich keinen Anspruch aufBun- 
desgenoasenschaft gehen* Und eben so wenig IX) die - 
' Snceession eines su dem Bunde nic.ht gehdren^ 
den Regentenhauses f in ein su dem Bund gehören« 1 
des Qehiet* 

ä) BvndesAete , Art. 3. * 
h) BundeaAets, Art. 3 u. ii« Wiener ScMnfaActe r* 
Art. 1. Ki.easa*b aagef. Acten etc. , Bd. II, 8. 345, 4o3 u. 49i. 
VergW oben (§. is6, Note c> die OstweUitcht Erldärang 
«. dat -preussisch» Votun hei ErMimmg der B. V. , in dem 
ersten Protoc. der BC V. t. t6id, beide m HLSsBa*a StaatMr* 
diiT , Bd. U, 8* 4a. ßmtng^es Votum, ehendat« 8. 43. 
c) Von den 36 souTeraUienBuidat/iimeiiy smd, Air äre Person, 
7 katholisch (Gotha jetatmitgerethnet), ii •vangeUich4refor- 
nirt, t7eTaag^oh der avgdrarglsehanCoBfession verwandt. 
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S- 156*. 

Z)er JSund half keine oberherrüehß Gewalt, namentlich 

keine gesHtgebende. 

I) Drai tMitMkM Band, weMk» iM d^r Dttudes- 
Aete dtn eiaaelwi BiiiidM»tMil«ii ikffe ÜMibliangig. 
lieit garanfirt hat «), «teilt oberlieprlielie Gewalt 

über die Bundesgenossen und Bundesstaaten nicht 
sa namentlich 11) keine gesetzgebende Ge- 
walt. Die Gruad^eaeftze und die Einrichtungs - oder 
so genannten erganiaeken Gesetse des Biuidea' 0 ^ 
wie alie Beaehlilaae der Bnadeaveraaimliaiigt werde« 
und werden Ter trag weite erriehtet* 'Sie tled alee 
nicht oberkerrliehe , aendem Tertraggesetse «0« 
III) RechtsYerhältnisse im Innern der Bundesstaaten, 
gehören nur dann und nur so weit vor den Bund , 
aia iie durch Terf aaaungsraäsige .Bestimmun- 
gen desselben gegründet^ eder gesiebert sind 

«) So die wianer SaUuüiAeta t. iBw« Art* 53. — Dia Bondea- 
Aeta erlteniiti in dam Eioigaa^uiid in dem i. Art.« almmUielie 
Bundesgenossen filr sowso$raitu Die GongrefsVerliandlungen 
über dieses Beiwort , findet man In Ki€ua*s Acten des wiener 
Gon^. , Bd. II , Sr 844 , 4oa f. , 464 » 4S9, 493 f. Eb9nd9ss» 
.Vabarsiebldar diplomat« Vailiandl. ^as wiener Gongr^S. iMf. 

h) TavgL S« io3. Bnnnarongan defiibalbinden wianar Gongrafii- . 

Varfaandlungan« s,. in iUtoa^s angalL A^ tan ate* Bd. II, 8. 345* 
. — Dia Rachtsglaicbheit der BnndasganosM* (1^ < Wt scMlefat 
jede Obarbamebaft das Bundes ans. ^ Referant m d. B. V* 
(Protoc. y. 1817, $.346) rOgte* daCkin oinarBasebwardescbrilt 
der B. V. eina «böehste aufirfebenda Gewalt» sngescbvieban war. 
In dam Vonrag au $• 108 das Protoe. der B. Y. ▼• 1817» wird 

• gaftnssert % «as sey irrig, dafli die B. VI (fat dar Haffmanatscben / 
Bascbwerdasaelia widar Kwliassan) siab gleicbsam als eine 
obarstriaiitarliabe Babörda davgaatallt baba». ^ Da(s dem 

* Bund ain^ «M«»^ffApft«jcanslaba, wasantBab ▼eraebieden von 
delr Hobait dar ainaalnan Bnadasstaatan»; dafs dar B.y., 
weil sie die Gesammtbcit des Bundes Torstelle 9 «die gesetz- 
gebende , verwaltende , ricbterlicbe und vollaiebende Gewalt« 
so wie das Bacbt das Kriegs und Friedens , yoUslindig an- 
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stehe»; dafs jene «Obersthobeit mit der etiemaligen Reichs* 
bobeit , die Hobeit der einzelnen Bundesstaaten aber« nnt 
scbeinbar eine vplle , mit der ebemaligen Landesholieat Tiel 
Aebnlichkeit babe», — wird behauptet, um den Standes- 
herren eine Art von MediatHohelt su Thidiciren, in dem Ar- 
chiv für Standes- und grundberrl. Rechte, Bd.I, Heft 3(1822), 
S. 1 — 22 , rergl. mit Heft 1 , S. 111 — I16. ' 
e) BundesActe , Art. 6 , 8 u. 10. 

4) Leges conventionales. Wiener Sohlufs Acte t. i8so, Art. s, 
U. 60 u. ff. Protocollc der wiener Conferensen, 3.KtEung, 
1. Dec. 1819. Vcrgl. unten §. 164 u« f • 1 n.KiÖBim's angef. 
üt'bersicbt, S. i43. Dawider s. L. v. DasscH öffenÜ. Reeht 
des t. Bundes, §. 67. — Von der Frage : ob u. wie fem eme 
Staatsrcgicrung zu Bundesbeschlfissen stimmen hOnne» die 
mit der LandesGrundverfassung in Widersprueb stehen? obe« 

Einwirkung oder Einmischung des .Bundes in innere 
Angelegenheiten der Bundesstaaten. Fbliziehung der 

Bundesbeschlüsse. Manche von diesen sind ein Theil 
des ittländiscken Staatsrechtes» 

I) Unmittelbare Einwirbung oder Einmi- 
schung in innere Angelegenheiten der Bnn- 
"desstaaten , in ihre Staatsei nrich lang und Staatsrer- 
. waltung« bommt dem Band oder der BundesTersammlting 
<rar dann eu, -wenn derselbe dareh den Bandessweeb, 
durch eine besondere Bestimmung des Buiidesrechtes, 
oder durch andere , mit dem Bundesverhältnifs ver- 
einbare , TÖlherrcchtliche Gründe, al^emeine oder 
besondere, dazu ermächtigt ist namentlich auf 
Anrilfen eines Bundesstaates dann, wenn dieser, nach 
seinem aouTerainen RechtsTerhaltnifs, durch jene Ein« 
richlung o4er Verwaltung beeintrSehtigt su werden 
behauptet, so auch bei Beschwerden über gehemmte 
oder verweigerte Justiz (§. 148 e) , desgleichen wenn, 
bei Streitigkeiten swischen der Landesherrschaft und 
ihren Landständen oder Untertbanen , Gefahr droht 
für die, öffentliche Ruhe ($• 148 u« f., u. i56), und 
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ia d%ii in der BandeiActe, Art. is hu 19, sa einer 
Bnndesan^elegenheit erhobenen Yerhältnitsen. II) Jede 

zu dem Bund gehtJrende Staatsregierung hat die Ob- 
liegenheit, auf y o 1 1 z i e h u n g der yerfassangsmäfti^ 
errichteten BundeAbeschluftse za halten und 
die Bundesyersammlang hat das Recht und die Yer- 
bindlichkeit, mit Anirendmig der bnndesTerfatiiiaga. 
mlaigen Mittel^ dafür sn sorgen, dafa dieses geschehe «)• 
ni) In manchen Bundesstaaten ist durch die Verfas- 
sungsurhunde <^ ausdrücklich festgesetzt, dafs die B e- 
Schlüsse der B. V. , welche die yerfassungsmäsigen 
Verhältnisse Teutschlands, oder die Verhältnisse teuU 
icker Staatsburger im Allgemeinen betreffen, einen 
Theil des inländischen Staatsrechte« bilden^ 
und, wenn sie Ton der Landesherrschaft rerhün« 
digt sind ($. 164), Terbindende Kraft haben. 

dS Wiener SchluTsActe v. 1820, Art. 18, a5, 32 u. 53. Vergl. 
KLi'BEs's europ. Völlierrecht , §. 5i u. f., u. am Schlufs die 
Zusätze zu diesen §§. — "W. J. Bkhr , von d. recht]. Grenzen 
der Einwirkung des t. Bundes auf die Verfassung, Gesclzgc- 
hung und Rechtspflege seiner Gliederstaaten (Wirzb. i. u. 
Aufl. 189.0. 8.) 9 behauptet S. 37, es könne die Thätigkeit 
des Bundes auf das Innere der Bundesstaaten sich gar nicht 

. beziehen. Dawider s. man L. v, Dresch öffentl. Recht des t. 
, Bundes, S. 64 "67, und die oben §. 148 n, angeführten 
Maasregeln wider revolutionäre Umtriebe. — Von der Pflicht 
und Befugnifs der B. V. in Ansehung der Stadt Frankfurt , s. 
den folg. §. — Besondere Gründe zu einer Einmischung, ent- 
halten die Art. 12 bis 19 der BundesActc. Auch sehe man 
die provisorische CompctenzBcstimmung der B. V. in d. Pro- 
toc. V. 1817, §. 228, lit. C, Num. 3. Die letzte spricht, lit. B, 
§. 4? Num. 5, als Grundsatz aus , dafs die B. V. zu Abstel- 
lung solcher Verfügungen eines Bundesstaates , in Beziehung ^ 
auf Personen oder Corporationen , wirken könne, die mit 
den Grundgesetzen und Verfügungen des Bundes in Wider- 
spruch stehen , oder für die innere oder äussere Sicherheit 
desselben gefahrlich werden könnten. (Vergl, unten §. i64» III.) 
Oestreich machte hiebei die Bemerkung: «dieser Sät» sey 
so zu modificiren , dafs die B. V. nur über die Angem$s» 
senheit der Gesetze in den einzelnen Staaten zu den allgemei- 
nen Vorschriften der Bundesverfassung , hingegen über die • 
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. Anwendung der gegebenen Gesetze auf die einzelnen Fälle^ 
Dur jede einzelne Regierung zu entscheiden habe». Ferner 
heifst es in der angef. CompelenzBestimmung, lit. C (§.5), 
Num. 3 : «Da derBegrifF der vollen Souverainetät der einzel- 
nen Bundesstaaten in der BundesActe zum Grund gelegt ist, i 
so liegt unbezvyeifelt jede Einmischung der B. V. in die innem 
administrativen Verhältnisse ausserhalb ihrer Competcnz. In- * 
dels gründen sich jedoch auf den Sinn der BundesActe fol- 
gende Ausnahmen»: a) hei Justizverweigerung , oder dieser 
gleich zu achtender Verzögerung, ist durch ihre Verwendung 
gerichtliche Hülfe zu bewirken (Rechtfertigung aus dem Art. 
11 der BundesActe); b) wenn, bei Streitigkeiten zwischen dem 
Regenten und seinen Unter thaneriy die innere Ruhe des Landes 
gefährdet , und mit dieser auch die allgemeine Ruhe bedroht 
ist; c) wenn ein Bundesglied wegen der Beschwerde eines 
•einer ünterthanen eine nicht zum Bund gehörende Regierung, 
oder d) eine solche Regierung gegen ein Bundes^lied) die 
Veruenilung der B. V. in Anspruch nimmt» 
h) Wiener SchlufsActe r. 1820 , Art, 33. 

c) Ebendas. , Art. 3i. 

d) Die badische, wirtembergische , grofsherzoglich -hessische, 
Sachsen - hildhurghausische , Sachsen- Coburg - saalfeldis^e, in 
den oben §. 71 , ^oie h , angef. Steilen. - 

MkhferUehe Gewali, hat der Sund nur in gewisser Jriu 

Kein Bundes gericht* 

Riditerliche Gewalt ist 1) dem Bund, in ge- 
wisser Art, über die Bundesglieder eingeräumt; doch 
nur für ihre Streitiglteiten unter sich, deren rich- 
terliche Entscheidung die BundesYersammlung , nadh 
fruchtlos Tersuchter Yermittlung, darch eüke 
wohlgeordnete ÄustrS^slIattaiis su bewirken liati 
deren Reehtsprueh die streitenden Thefle fticli sofort 
unterwerfen sollen (1485' ^. ff.). Dagegen besteht 
« hein Bnnd es ge rieht, für Rechtshändel der ^ün- 
terthanen in den Bundesstaaten unter sich, oder 
mit Angehörigen fremder Staaten, auch nicht in 
höchster Instane. Eben s^ wenig besteht 3) ein Bnn- 
desgertebt, oder rertritt die BnadesTersunndiing 
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die Stelle eines solchen, für Streitigkeiten der ü n- 
terthanen, aller oder ehizelner Classen, oder der 
L«ndfttänd'e, mit der Landesketrscliaft a); nur 
mit Ausnahme a) der über Errichtang and Uand^ 
habung der Cottstitatioii der freien Stadt Frank- 
furt etwa entstehenden Streitigkeiten, für welebe 
der B.V. das Entscheidungsrecht in der SchlufsActe 
des wiener Congresses eingeräumt ist^), oder b) wo 
durch Vereinbarung der Li^ndesherrscbaft 
nnd der Landstände, ihr eine bestimmte Einwir- 
kung, die tOBSt in ihrem Beruf nieht läge,' übertra- 
( gen ist c). 

m) Von AntrSgen deCihalb auf den wiener Gongrefs, t. HLtaB*s 
angef. Uebersicht etc., 8. 179 — i83, i85, 186, 349 u. 970. 
Preussen erklärte ein Bundetgerickt f&e den «letsten ondnoth- 
wendigsten SeUnfsstein d <• Rechtsgehlndes in Teutschland», 
KL«SBB*t Acten des wiener Gongr., fi. II, 8« 17. VergL Sekrei- 
heu des* k. prenss. Staatskanslers , FOrsten Yon Hardenbeig ^ 
an den ekemaUgen* Hoinckter y.Berlepsck, t. i8* Mars 1816, 
in F. Ij. ▼. BBBLSffscn neuesten ActenstAcken in meinem ent- 
sekied. reich sgerickd. Procefii (JuL &8a6.8.), & so f. — Der 
Im J. 1819 SU Mains niedergesetsten CentralUnteriuckungs* 
Conunission (V i48 «, Note a) ward, okne Besorgnifii eber Sou* 
TerainetitsVerietsung oder Verkilnung> eine TeihiltnismI- 
sig gröCiere Gewah eingertant, als diejenige, deren e&a 
wokl geordnetes Bundesgeriekt bedurft kätte^ -oder wondt 
die BundesAustrigalGerickte ausgcsUltet sind, und die ehe- 
msligen Beieksgertckte ausgesattet waren. Folgerungen aus 
dem Buadessuwcik (oben V io4) } lOierkaupt in Hinsickt auf 
die Frage: ob und wie weit dem Bun4 ein hlofs leidendes 
y erhalten gesieme, in Hinsicht auf mancke wichtige Ereignisse 
in einseinen Bundesttaten? Hievon, und Ton dem Aeciir/der 
UnterCkanen an die B.V., rergl. den fWg. |. u. ^ 14B >• u. 
^ Von Streitigkeiten der Vntevikanen mit dem Staa'sFisüut^ 
^. 388, und mh Bundesgligdm, 4. 14« - u. — Fftr das Daseyu 
riehtnrlieher Gewalt der B. V. , wenn glslck unter eigener 
Form, streitet L. Duscn in dem öffentl. Backt des t..Btt» 

des, 1*68. o P 

h) Acte final du congr^ de Vienne, arl. 46» Wiener Sclilurs- 
Acte T. i8ao, Art. 61. Frotocolle i5 u. 16 der wiener Mini- 
steriälCoi^erettsen, r.Si. Jan.u. is. Febr. 1820. — Verhandl. 
* bei der B. V;, t> übet die Besehwerden der Gssableebier 
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der adel. Gesellschaften AltlAmpurg u. Frauenstein zu Frank- 
furt a. M. , in d. Protoc. v. 1816, V ^- v. 1817, V 34oj 
V. 1819, ^. 2^5, u. die Billbchriften der beideu Gesellschaf- 
ten, in den Nachträglichen Actenstücken der t. Bundes- 
verhandlungen, Bd. I,S. 3i u. 255, Bd. III, S. i46u. 219. Die Ge- 
generklärungen des Senats und der BürgerRepräscntalion, 
cbcndas. Bd. III, S. 195. 2) über die Ansprüche der 
^ nieinäe daselbst, in den Protoc. v. 1816, %, 54; v. 1817 

i32, 341 u. 388; v. 1818, 218; v. 1820, %, 210; v. 1821, 
%. 162. L. V. DuKscu über die Ansprüche der Juden auf das 
frankfurter Bürgerrecht. Tüb. 1817. 8. Klüueh's angef. 
ücbersicht etc., S. 384 gegenseitigen Denkschriften fin- 

det man in den Nachträglichen Actenstückeu der t. Bundesver- 
band!., Bd. I, S. 1 13 u. i53, Bd. IV, S. 226, Bd. V, S. 141. 3) über 
die Ansprüche der katholischen Gemeinde daselbst , in den 
Protoc. T. 1817, V 388; v. 1819, ^. 224; v> &8?2 , ^. 121. 
Vergl. unten |. 432 Note«. ^ 
0) Eia Beispiel von Mecklenburg , unten ^•217. 

■ §. 158a. 

'HandhaiuMg «ines alUeitigftt Biteht sxuttm d es , Reeurt 
an die B.V. , bei dessen Ferletuing, 

1) Der erklärte Zweck des Bundes gebietet Siehe« 
rang des RechtsznstandeB in Teutschland (§• 104)* 
Er fordert) dafs in allen Bondettlaitten überall 
ein. Reehttsustand beateiie ^ und dafa in dem ge- 
sanunten BnndesyeTlifiltnifV Niemand recthlos ge- 
lassen werde. Es gilt dieses von allen Beziehungen, 
sowohl Einheimischer und Auswärtiger, zu dem Bund 
und den Bundesstaaten, als auch des Bundes und der 
Bundeastaaten , nebst ihren Angehörigen , a^u aiuwar- 
tigen Staaten und Staatemrereiiieii) aaanttt derim An- 
gehörigen «). U) Daher ist^ a«ieb iibae nihere Be« 
atiflimmig, der Bund wesentlich betheiligt, bei Hand- 
habung der Verfassung ( §. 164 u. f.), hei Her- 
stellung und Handhabung eines aligemein und hinläng- 
lich gesicherten Bechtszustandet, namentlieb bei 
recbtanäsigbm Gebrauch der getetigebeadea.uiid 
/▼olUiebeaden Gewalt, bei geUriger Rechts, 
pflege, und nngest^Her Fortdauer der iunern 
Ruhe, in jedem Bundesstaat. III) Selbst die La u- 
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desli e rrscha ft, insbesondere der S taatsFi s cu» 
(§. i48>, Nura. i5, u. 3ÖÖ) , ist Terpllichtet, in ailea 
^, RechUtreitigkeiten mit . Unterthanen, eigenen and 
fremden, die ticli sn gerichtliclier £rorlerang und 
EnUclieidnng eignen, Tor den ordenUiehen Gelieb- 
ten des Lendet Reekt an geben und so nebmen. lY) Auf 
verfassungsmäsige Weise, li5nnen daber,' bei Ver- 
letzung des Rechtszustandes, nicht nur Bun- 
desglieder gegen einander Beschw erde bei der B.V. 
fuhren 146 ^ u. ff.)) sondern auch Landstände 
und Unt^rtbanen mittelst Reicbwerdefübrnng ge- 
gen Bedrflcbnng, Yerletsnng der Terfattung', oder 
Mifsbrancb der Staatsgewalt, wegen rerweigerter oder 
gehemmter Recbtspflege , Becurs an die Bundes- 
Tersammlung nehmen ^) (§. 148^ u. 164 u. f.), 
welcbe in solcbenvFall zu Verwendung, Vermittlung, 
nnd andern bnndesmä'sigen Einscbreitnngen befugt und 
Terpflicbtet ist «)• Y) Von gans anderer An ist die 
Frage , Ton dem jetzigen Entscbeidungsrecbt über 
ehemalige Recurte letziger Bnndeaglieder an die 
allgemeine Reich sy er Sammlung wider reichs- 
gericbtliche Erkenntnisse 

«) Rede des östretch, Gesandten bei Eröffnung der B. V. am §. 
Nov. 1816, in den Protoc. |. 4 f in KL0sxa*8 Statanrchi?, Bd.II^ 
8« 38* MerkwÄrdige Präsidial F rkldrun n ^ bai Gelegenheit der 
Beschwerde des Oekonoms Wilh. Hoffmann wider Kurhes* 
sen, in du Protoc« der B. V. y. 17. März 1817, %. io5: Die 
BundeSTersammlung wircl^ «eingedenk der hohen Bestimmung^ 
Stt der sie berufen worden , und der Vorschriften und Zwecke 
der Bundes Acte , sich durch keine ungleiche Beurth eilung 
eines eiaaelnen Bundesgliedes abhalten lassen, ianeriialb der 
ihr vorgeseickneten Sehranken , die sie nie vergessen hat, 
nooh je rergeuen wird , seihst hedräugur Unurthanen sich 
anaonehmen , und auch ihnen die Uebereeugung zu verschaf* 
fen, dafs Teutschland nur darum mit dem Blute der Völker 
▼onfiremdem Joche befreit^ und Lander ihren rechtmäsigen 
Begenten zurückgegeben worden, damit überall ein reckiticher 
Zustand an die Stelle der Willkühr treten mftget. Hiemit ist 
der KU dem angef. %. io5 gehörende Vortrag sn Tergleiekeiif 
welcher lose dlcutoiae gedriickty n. als Beilage 4s dem Prow 
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tocoll beigefügt ist. Preussische Erklärung in derselben Sache 
(«die B. V. habe dafür zu sorgen, dafs auch jedem Einzelnen 
Uü gehörigem Wege sein Recht angedeihe»), in d. Protoc. t. 
181", 112. Oestreich iheilte «aufrichtigst den Wunsch der 
B. V. , dafs jeder Teutsche sein Recht im gesetzlichen Wege 
finde ». Ebendas. 141. Vortrage des Gesandten der i5. Stirn* 
we, in d. Protoc. v. 1817, %. 36, u. loco dict. als Beil. 54 
KU i36dcr Protoc. v. 1817 godruckt, S. 260 der Orig.Ausg,, 
\i. in d. Protoc. v. 1818, V '> betr. Moller's u. Tasch's Be- 
schwerde wider Kurhessen. Vorfrag des ivirtemb, Gesand- 
ten über die westplial. Angelegcnljfiten, in den Protoc. V. 1818} 
^.241. Erort' rungen der B. V. in ihren Protoc. v. 1817, %, i36, 
363 u. 421. Beschlufs derselben, in d. Protoc. v. 1817, ^. i36. 

h) Man s. die in der Note a angeführten Protocolle derB. V,| 
desgl* die provisor. CompetenzBestimmung , in den Protoc« 
T. 1817 , 2^3 , lit. C (|. 5)y Num. 3 ^ lit. b ; den loco dict» 
gedruckten Commissi onsVortrag, betr. den Widerspruch der 
•iippiachen Stande wider die Tersuebte einseitige Einfuhrung 
einer neuen landständlachen Verfassung, in den Anträgen , 1. 
5 u. 3, «u d. Protoc. der B. V, T. 9. Sept. 1819, S. 623 — 
629 der Orig.Ausg. ; auch die ron dem Bund garantirte Ver* 
Ordnung der Grofshcrzoge von MeMenlurg, v» 28» Nov. 18171, 
oben 226, d. Ver^l. auch oben §. 157. — Wie es mit den 
Bingabgn bei der B. V. , in solchen Fällen eu halten sej, 
S. oben i36. » Die Wiener^CongrefsVerhandlungen über 
diesen Gegenstand, s. in Klübi^^s Uebersicht der diplomati- 
schen Verhandlungen des wiener Gongr« , S. 173 ff. , insbe» 
sondere S. 186 u. 270. «Wo Stände gegen den Mifsbrauch der 
SouverainetätsHechte der Fürsten klagen wollen « mufs noth* 
wendig der Recurs an den Bnnd ihnen offen stehen)> ) so lautete 
eine hannörerische Erklärnng, welcher Oestreich beitrat. Rlü* 
aui*s Aden des wiener Gongr., Bd» I, Heft ly S* 71« Bd. S«io8» 

«) Doch ist hiebe! die in dem 7 der obeft 0lot« n) angef. pro« 
▼isor. CompetennBestinmung der V* eiüfaaltene al^genefa^e 
Bemerlinug nicht su übersehen: cdaft^ wenn In einem oder 
dem andern Fall die Competens der B* V» ijoeh kwei/ethrft 
seyn sollte , der seither beobaehtaie nalttrllche Atiiweg vor^ 
behalten bleibe, die Angelegenhait rar inttrMiioHsEiakQiung 
rareinreisen sey»» 

di Wer hat ra entscheiden über dte Frage : ob ein von der 
idlgemeinen HeichMverimmhäung unentschieden gelasaenar A«* 
enrt , den eine jeCst ra dem Bond gehftrige Staatsregiefnng 

, wider efai reichsgerichtllehes Erhenntnift bei derselben enge* 
bracht hatte, begründet sey, wenn der Oegner des Beenrren* 
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ten ein jetziges Bundcsglied, oder ein Untertlian eines solchen, 
vrohl selbst des Hecurrenten, ist? Vergl. Frotoc. der B. V. 
in der von Bcrlepscliischen Beschwerdesache wider Hannover, 
T. 1818, %. 1^, und in dem als Beilage 21 dasu gehörenden 
Vortrag. 

• Fortsetzung» 

Tl) . Können Privatpersonen xu Befriedigung 
ihrer Anspruch« darum nicht gelangen , weil gänzlicher 
oder theilweise Ungewissheit yorwaltet, wer Ton 

mehreren Bundesgliedern, oder wie weit jeder Ton 
ihnen, sein Schuldner sey, so steht denselben der Re- 
cura an die B. V. offen (§. 148 m). yU) Auch die 
Landesherr seh aft kann hei Widersetzlichkeit der 
Unterthanen, bei Aufruhr, und hei gefährlichen Be- 
wegungen, Ton der B. Y. Beistand rerlangen und er- 
warten (§. 148c u. f.), die in solchen Fällen selbst 
unaufgefordert für Erhaltung und Wiederherstellung 
der Ruhe zu sorgen hat (§. 148 c). VIII) üeberhaupt 
sind alle Interessenten befugt, bei der B. V. auf 
gesiemende Weise su begehren, sowohl ungesäumte 
yollstindige Festsetsang oder YolUiehnng, ala 
auch punctliche Beobachtung desjenigen , was 
durch die Schi ufs Acte des wiener Congresses in Ab- 
sicht auf teutsche-BundesverhaiinUstj ( B. Art. Sa, 
43, 46 u. 5a), durch die BundesActe (z B. Art. 6, Ö, 
13 bis 18), durch- die wiener SchlufsActe Ton 1820 
(««B« Art; 53 — 65), und durch BundestagsBeschlüsse 
ausdrüchlich; oder durch den erhlärten Bundesewech 
stillschweigend festgesetzt ist, IX) Am häufigsten sind 
bei der B. V. die su j^enannten Prir atR eclama ti- 
onen, Recurse vonPr i v a tp er so n e n wider Bundes- 
gUeder, für deren Prüfung, Vortrag und Begutach- 
tung bei derselben fortwährend eine eigene Comrais. 
sion besteht i36y i38, u. ^bendas. Note c, 148 « , c). 
X) Wird in Fällen dieser Art, sey es von einem Bun- 
desgenossen oder von einem Andern, die Hülfe de» 
Bundes angerufen, so umf» das Bestreben dett Rccla- 
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manten vor alleii Dingen dahin gerichlet seyn, di« 
Competens der B. Y. für den vorliegenden Fall su 
begründen. XI) Glanben Vnterthanen eines Bun- 
desstaates gerechte Beschwerde wider eine eu dem 

teutschen Bund nicht gehörende Staatsregie- 
rung zu haben, und hoffen sie günstigen Erfolg von 
einer Verwendung der B. Y. bei derselben, so ha« . 
ben sie dieselbe nicht unmittelbar ^ sondern durch ihre 
Landesberrsebaft bei der B. Y- nacbsnaoeben o)« 

•) Man s. oben (. i5s'> , Num. 7» 

f^erwenduttg der B hei Bundesstaaten ^ a^f Begehe- 
ren Jremder Siaatsregterungen, 

Begehrt eine bh dem .teutscben Bund nicht ge* 

hSrende Staatsregierang, Yerwendnng der 
B. Y. in einer Angelegenheit, welche einen Bundes* 
Staat betrifft, so ist die B V. Termöge des Bundes* 
zwechs (§. 104)) zu einer Yerwendung dieser Art an 
sieb berechtigt. IHeselbe bat jedoch, t) wenn dieBe» 
scbwerde snnäcbst einen Untertban des Bundesstaat 
tes betrifft ^ den Bescbwerdefübrer der Regel nacb^ 
Kuv5rderst an die Landesherrschaft des ünter- 
thans zu verweisen. Wird hier die Beschwerde ord- 
iiungsinäsig nicht gehoben, und hierauf von Neuem die 
Yerwendung der B.V. in Anspruch genommen, so bat 
- diese t nach Maasgabe des ft. Artikels der Bandes Acte« 
die geeigneten Schritte BuChaiia). Betrifl^ aber d) die 
Beschwerde die Begierong eines Bundesstaates 
unmittelbar, und ^^irddie Yerwendung in der Absicht 
nachgesucht, diese Begierung zur Entsagung auf ei- 
nen wider die auswärtige Regierung, gemachten An> 
Spruch, oder zu gütlicher Beilegung einer über nocb 
Bweifelbaiies Recht entstandenen Irrung, fta bewegen | 
so ist die' B. Y. befugt^ ihre guten Dienste (bona 
ofiftcia), und selbst ihre Yermitllung, wenn beide 
Theile eiiiwiliigeu, eintreten ku lassen. Ist aber der 

22 • 
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Gegenstand der Beschwerde eine von Seite des Bun- 
desgliedes derfremdenRegierung widerfahrne R e chtjs* 
Terletzung, and findet die B. V. dieselbe gegrün* 
det, so Uegt ihr ob, das Bundesglied su schleuniger 
vnd' genügender Abhülfe aufsuf ordern., und mit die>* 
ser AufTordernng , nach Befinden der Uinst&ide, solche 
Maasregeln' zu verbinden, durchweiche weiteren frie- 
, destürenden Folgen zu rechter Zeit vorgebeugt werde 
und wofür ein Rechtfertigungsgrund aus dem 2« Artikel 
der BondesActe' hergeleitet werden haute)« 

o) Diese Sätse sind gegründet in dem Geist det Bundesverfas- 
sung , und darum angenommen in der provisorischen Beslim- - 
mung der Competens der B. V. , ind. Protoc« v. 18189 ^«aaS^ 
lit. C , Num. 3 , </. 

h) Wiener SchluIsActe i8io , Art. 36 u. Sy. VergL oben 
%. iSa^ 

c) Vergl. die angef. provisorische Bestimmung der Competena 
der B. V. a. a. O. • * ^ 

. . S. 159. 

Schiit und Garantie von Seite des Bundes. JUeht der 

t) Jeder Bundesstaat, als solcher, ist berechtigt, 
Ton dem Band«- Schlitz, gegen jeden Angriff, yon' 
Aussen oder vo^ Innen (§. 104! n. i5«b ff.), so wie. 
II) Garantie seiner sammtlichen , unter dem Bund 
begriffenen Be»itzun£ren, zu fordern«), HI) Zwar 
hat jeder Bundesstaat das Recht der Bündnisse aller 
Art, aber er ist verp^ichtet, in keine Yerbindnngen 
einzugehen, welche gegen die Sicherheit des Bau-« 
des, oder einzelner Bun4esstaaten, gerichtet r 
wären ' .. . 

«) BundesActe, An* 11. Yergl. Hi.6BBm*s angef. Acten ote«, 
Bd. II, S. 365 ff. , 493 f. u. 485. Vergl. oben f. i$o. 

ti) BondesActe, Art. ii. VergL oben i$a«u. kL<lBtt*s ^igef. 
Acten etc., Bd. H, S. 85 ff«, 355 ff., 4^ f., 485 , 499 «-^a.^^ 
Der gansc Sats des 1 1. Art, .der B. A., das Bündnifsrecht betref* 

' lend, ist in der frans. Uebersetsung dieses Artikels, welche 

/ • 
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In dem Acte final da congrcs de Vlenne., art. 63, sich befin- 
det^ hinweggebliebcn , TermuthUch ana Versehen» 

.. S. 160. < 

Krieg und Streitigkeiten unter Bundesgenossen* Sto-» 
rang der iimern Buhe, tu f^ertiickung des Besitzsiandes» 

I) Die Bundesglieder sind verpÜichtet, einander«) 
unter keinerlei Yorwand zn bekriegen, noch II) i h r e 
Streitigkeiten mit Gewalt sn Terfolgen, aondern 
sie . bei der B n n d e 8 t e. r • a m m l a n g ansobringen 2^)« 
Dieser gebührt dann Termittluilg dnri^ einen Aua- 
achufs, und, wenn solche nicht gelingt, richterliche 
Entscheidung durch eine wohlgeordnete Ausrra- 
gallnstanz (§. 1481 u. ff. u. iSy). III) Bei Stö- 
rung der inneren Auhe und Sicherheit des 
Bnndea, bei eigenmächtiger^Yerrückung des 
Besitsatande^, yon Seite eines Bnndeagliedes ge- 
gen ein anderes, tritt bundesverfasaungsmäsig dierolU 
siehende Wirksamkeit der Bundesversammlung ein<^). 

a) Von Kriegen einzelner Bundesgenoslen mit Amtwärtigen^ ist 
hier nicht die Rede. Doch hat ein BnndesatMt« in dieser Be- 
liehungf gegen jedem -Angriff Sehut% Ton dem Bund an er- 
warten * für aeine unter dem Bund begriffenen Besitsongen 
((. löa^ m'ff. n. i59>. Er ist aber dagegen hetehränkt y in dem 
Becht BilnJit an errichten (ebendaa;}« — Der pall einea 
Briegs solcherBundesgfnossen unter sich^ welche Staaten ausser 
dem. Blinde besilsen, ward in den wiener Conftrensen be- 
rührt« Ton Beiern, Holstein, und denDeputirten-der rerci* 
nigten Fürsten und freien Städte (Acten etc., Bd, II,S«36f f.; 
4^3, 43 1 f-)i aber eine ausdrüekUche Bestimmung deswegen 
d«r BundesActe nicht eiuTerleibt« YetgK §« i5t^ £a bleibt 
also einem solchen angegriffenen Bundecgenoasen die Befug* 

• nifs, nach Art. 11 der BundesActe, Schutz vmä, Garantie, 
lur seine »«teer dem Bund begriffenen Staaten, on dem Bund 
SU fordern, ae bald der Hrieg* auch diese Sjtaaten berührt 
(yergh die angef. Aet^if etc. , Bd, II, S«43i«); ein GegenaUnd, 
welcher« im courrctcm Fall, lu wichtigen Erörterungen und 
Ereignissen Anlufs gehen kann. Die Wiener SchlufsActe t. 
1820, Art. 47, giebt eine anadrüekUche Bettinunong hierüber. 
Hau a« oben V 
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h) Rundos Acte. Art. ii. \'crgl. Klübf.r's angef. Actenetc, B. II, 
S. 356 f., 4'-i3 f. , 4^'^ "'405. — Tin 'N^rrzt'icluiifs von i5 Streit, 
Sachen unter Bundesgliedern , die vom Ende des J. i8i6 bia 
tu dem Ende der Sitzungen im J. 1819 bei der B. V. ange« 
bracht wurden , findet man in G. v. Meieb^s Bepertor* tudeu 
Verhandl. der B. V., Heft II, S. 170 f» 

0 Hievoo oben ^. 148« tu 148 ^ . 

Pflichten in Jhsieht auf BundeskriegB. ^ 

Bei einmal erlilärtem ^undeskrieg ($*i5^«)t 
darf kein Mitglied de» Bandes, i) einseitige Un* 
terhondlungen mit dem Feind eingehen, s) nock 
einseitig Waffenstillstand, oder 3) Frieden 

schliefsen Demnach ist 4) auch l^cin liuiidrs^enors, 
im Fall eines Bundeslii'iegs , jsu einseitiger Abrul'ung^ 
seiner ContingentTruppen Ton dem ]pundes« 
heer oder 5) su J^eutrali tat«') .berechtigt, ia 
ilnsehung seiner unter dem Bund begriftenen Bcsi« 
.tasongen<i), t 

m) Man s. oben , %, 

h) Baiem trug, auf dem wiener CongreAi, ».ueb auf eine aus* 
drücliltche Beitimoiung an , dafs in einem Bundosiirieg Kein 
Bundesglied seine Truppen, den Fall der Nothirrhr ausgenonv 
>ien, von dem Gänsen trtnnen dürfe* Dieser Antrag ward, 
nur mit Ausnahme der Worte : «den Fall der Nothwehr aus« 
genommen», anfangs angenommen , naehher abeir von Baiem 

. surfleligenommen , • « weil sich von selbst Terstebe , dafs in 
einem Bundeshrieg ein lOtgtied nicht die ContingentTruppen 
* suriiclinifen- hönne», Vergl. Kl$ixb*s angef. Acten etc., Bd, II, 
S. 85 ff, 357, 4^, 430 u, 499« 

•> Wiener* Schiufs Acte T. i9so, Art. 41 • f<>lg^ such ans den 
Beatimmungen des ii.Art. derBundesActe« Ve^gl. §• i52% — « 
Analogie des solonischenGeSetses, bei Giuivs, N» A. II« is, 

4) Von der NeütralitSt des Buneles , in Besiehung auf hunies^ 
Jrßie Besitaungen eines Bnndesgliedes oben (« %6o«« 
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S« 162. 

Sefugnifs der Sundes genossen zu auswärtigem Qtttshe* 

sitz U' Staatsdienst', auch zu P^eräusseruiig vo?i Staats s^ü' 
ierUf einzelnen Gebietstheilen^ und Souverainetäts Hechten* 

,1) In Absicht auf auswärtigen Staats- and 
Gutftbesilz, II) in Ansehung der Befugnifs, in aus- 
wfirtige Staatsdienste zu treten«), undlll)nach 
der eigenen Landesverfassung gültige YerSusserun« 

gen der Staatsgüter (§ 253) und einzelner Theile 
des Staatsgebietes (§. 25o), ohne die darauf haf- 
tenden SouyerainetätsRechte, vorzunehmen, sind den 
Bundesgenossen f yon dem Bund ausdrücliliche £in- 
«chrSnltungen nicht gesetzt. lY) Dasselbe gilt von der 
Teriusserung solcher SouTerainetStsRechte, 
die auf einem zu dem -Bund gehörenden Gebiet haften^ 
M enn solcJie an M i t v e r b ii ji d e t e geschieht. Geschieht 
dieselbe an Auswärtige, so wird Zustiramuug der 
Gesammtheit derBundesglieder erfordert^)* 
• 

$t) Anders war es !n dem rheinischen Bund. BLVBKa^s Staatsr« 
des Rheinbundes i ^. 8o* 

V) Vergl. §. 191 * u« aSo« Die .rheinische ftundesActe , Art. 8, 
Terbot Vcvftnsserungen jUeser Art schlechthin* 
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Zweite Abtlieilnng« 

Recbtsverhältnifs der Bundesgenossen zu andern 
SouverainStaateo und Staatenvereinen« 



Berechtigung wtd Beschränkung der Bundesgenossen^ 

im F'erhäUniJs nach Aujsen* 

I) Jeder teutsche Bundesstaat hat, in seinem Yer. 
hähnirs nach Aussen, sowohl zu teutsohen Bundes« 
Staaten, als auch su SouTerainetti weiche dem (eat- 
tchen Band aioht angehdreA, und su endern Staaten« 
▼ereineo, die Heohte «nabhäng iger Staaten 176); 
insbetondere ict er berechtigt, sein- RechtsTerhSlt» 
nifs zu ihnen frei und selbstständig zu bestimmen a). 
II) Doch ist er durch Pflichten, welche seine Verei- 
nigung mit deii|.^tettt8chen Bund ihm auflegt, in der 
Ansühnng. mancher tod diesen Bechten beschränkt« 
Am ineiaten bt dieaea der FjtU bei Streitigkeiten 
mit Bnndesgenoasen ((. 160 n. £)• a) Nicht nnr 
der erklärte Zweck des Bundes (§. 104) überhaupt, 
sondern auch die ausdrucklichen Bestimmungen seiner 
Grundverträge ^) über das Kriegs-, Friedens- und 
BÜndnifs'recht der Bundesgenossen, begründea 
Einschränkungen dieser Art. Qen Fall wahrer Notli« 
webr oder abgendtbigter «nanfsebieblicber Selliat- 
bdife ausgenonbien , kdnnte ein 4>iofa mit tenticbe* 
. Bundesstaaten yersehener Sourerain, ohne Zustim« 
roung des Bundes, zu einer Kriegserklärung ge- 
gen «auswärtige Mächte y oder zu Kriegsbündnis- 
£en mit ihnen, sich nicht für berechtigt halten 
3) Der Zweck und die . Grnndrerträge des Bundes le« 
gen jedem Bandesglied die Pflicht auf, an den Ter« 
bandlunl^en und Maasregcln Theil nu neb« 

I 
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.m e n , . welche der Bund für Siclierang- seines 
^Reehtftznstandes,- sowohl im GaDeen als auch ein- 

zelner Theile, nöthig ilndet namentlich , Yon dem 
Vei'theidigungsSystein des Bundes (§. i53a) u. ff.) und 
von Bundeskriegen i^a c) u. ff. u. 161) sich nicht 
aoszuschliessen. 4) Für manche völUerrechtliche Ver- ^ 
hältnisse einaelner BondesgUeder mit auswärtigen Staa* 
ten, -ist dem Bund ein Recht au hestimmter Mit^ 
Wirkung eingeräumt, B* B/ su Berathung, Daswi- 
«chenkuni't, Verwendung <2 ) YermitUung (§. lOa ^ u. f.). 

n) Das Kflhere unten §. 460 u. ü, Dafii hei manchen, sie ge- 
radesu hetheilii^enden Bestimmungen des pariser Friedens 
T. 1814 9 der ScblufsActe des 'wiener Gongresses ^ und des 
pariser Hauptvertrags so. Not. iSiBf teutscke Souveraia* 
Staaten su unminMarer Mitwirkung nicht gelmsten -wurdettt 
war eine factisebe Anomalie 9 welehe, in gleicher Weise auch 
so manche andere^europäische Staaten treffend, in gebieten- 
den UmstSnden des Augenblicks Entschuldigung findet , mit« 
hin das BecbtSTerbSltnifs an sidi nicbt aufbeben kann. ' Dage- 
gen ward dieses desto sichtbarer beacbtet , in dem General« 
Becefs der frankfurter TerrttorialGommission 1919 (oben 
57)« — Das Rangverhältnijs der einseinen Bnndesglteder, 
sowohl unter sieh ausserbalh der Bundesversammlung (§. ii3), 
als aucb gegen diesu dem Bund nicbt gehörenden SouTeratno,, 
wird durch- den Bundesrerein nicbt geändert. Von Caranm 
titn auswärtiger Michte fär einselne Bundesstaaten 9 s.. $. 74 
n. 463. * . . . 

h) BundesA^e» Art. 11. Wiener SehlufsActe iSso» Art. 6u» 
35 ff. — DasNäbere oben f. i5t « u, ff«, i55,Vn.IX, u^ 1S8 «- i6a. 

r) Vergl. KLesiB^s angef. Acten etc., Bd. II, 8. SS ff., to3ff.» 
114 f. , 1 16 f., isa f. , i3o f. u. 43i. Kaiserl. russische Er- 
klärung defSibslb, ehendas. Bd. I, Heft i , S< 6a f,' — GrOa> 

. sere Ausdeknung wird dem Kriegsrecbt der einaelnen Bun- 
desstaaten gegeben , in F. W« TiTnusBi*s Darstell* der Verfas» 
sung des t* Bundes , S. 96 U. ff« ' 

d) Von der Beschränkung -der Verwendung des Bundes Ittr Ün» 
terthaneu eines Bundesstaates hei Auswärtigen , oben §• i^a*. 
— Von der Verwendung der B. V. bei Bundesstaaten ^ wai 
Begehren fremder Staatsregicrungen, oben J. i5B« — Sebr 
beschränkend ist eine hodisike i^blärungf in d« Praloc. dar 
B. V« iai7, §. ai5f 
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Dritte Abtheilung. 

Rechtsverhältnifs der Bundesgenossen, als solcher, 

zu ihren eigenen Staaten* 



164. 

J^€f Sundes JlufrechtJiaUung u. Garantie der Grunde 
Verfassung in den Bundes scaaten. Beachtung der letZ" 
Uh iei Abfeusung der Bundesbesehlässe, ^Verkündigung 

dieser Beschlüsse* 

I) Die Bundesgenossen nnd ihre ünterthanen sind 

berechtigt, von dem Bund zu fordern, dafs er ihre 
Staatsverfassung schirme. Durch den erhl arten Bun- 
deszweck a) ist der Bund, mithin auch^ als Stellrer- 
treter der Gesammtheit, die Bundesversammlung, ver- 
pilichtet^ nicht nar für Einführong einer landstandi- 
ftchen Yerfassting ($• 217»), sondern auch für Au^ 
rechthaltung dei^ rechtmasigenGrnndyerfassnng in den 
Bundesstaaten (§. 3i7^*u. f.), das hcifst, der ver- 
fassungsmasigen wechselseitigen Bcchte und Pflichten 
des Staatsoberhauptes und der Ünterthanen, auf An- 
rufen des über Verletzung des Rechtszu Standes sich 
'a, eschwerenden Theils, in den hundesverfassnngsmiF 
sigen Fallen Sorge sn tragen; also dann yerpflichtet 
8u Attfr eehthaltung ^ ) der StaatsTorfassung,' 
auch wenn Garantie derselben bei dem Bund aus- 
drücklich nicht verlangt, oder von ihm nicht zugesagt 
'wäse. II) Die Bundesversammlung ist berechtigt, die 
Ton einem Bundesglied , für die in seinem Land ein- 
geführte landständidche Verfassung , nachgesuchte Ga« 
rantie zu übernehtoen ); welches schon melurfacbge* 
schehen ist^). Durch Uehernehmnng der Gewährlei- 
stung erhält dann die B. V^. die Befugnifs, auf An- 

ruiuug der Betheiligten ^ die Verfassung aufrecht s^u 

I 
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erhalten, und die fiber Auslegung oder , Anwendung 
/ derselben entstandenen Irrungen , so fern. dalPSr nicht 

anderweitig Mittel nnd Wege gesetzlich vorgeschrie- 
ben sind , durch gütliche Vermililung oder compro- 
missarische Entscheidung beizulegen «). III) Zu einem 
grundgesetzlichen Bundesbeschlufs , der nicht noth* 
wendige Folge des Bundeszweches , und der eigenen 
$taatsgrundTerfas8ung suwider wäre, ist hein Bun- 
desglied berechtigt, seine Einwilligung zu geben/). 
IV) Verbindende Kraft für die Staatsbehörden und 
JUnterthanen in den Bundesstaaten, erlangen die liun. 
desbeschlüsse durch ihre landesyerfassungsniasige Ver« 
kündigung von 8eite der inländischen Staatsregie« 
rung ($• i56,a83 u. 4i7b,lNote d), Y) In denen Bun.. 
desstaaten, Wo der Voranschlag (dals Budget) der 
Staatsausgaben yon einer Bewilligung der Land« 
-'Stände abhängt, bedarf es Lei den zu diiii Bund zu 
leistenden Geldbeiträgen einer solclien Ilinwilligung 
nicht g). Doch ist den Ständen durch Vorlegung des 
Bundesbeschlusses, ' die Nothwendiglieit des Bei. 
trag« nachzuweisen. 

a) RundesActe, Art. ?.. Vrrj;1. auch Art. ii. Oben ^. 104. 

b) Das heilst, Jen Thcil , welcher der A erfassung entgegenhan- 
delt, hiedurch den Rechtszustand verleibt (§. i58') , und die 
innere Ruhe gefährdet, auf Anrufen des andern, durch /.weeh- 
dienliche Mittel zu Erfüllung seiner Pflicht zu bovegen, oder 
auch zu nöthigen. Kicht blofs d^jn Laterthanen , auch dem 
Staatsoberhaupt, dient der Schutz der Rechte, wozu die Ge- 
sammtheit verptÜchtet ist. Vergl. Preussens V(»rschlag, in 
Klüber^s Acten des wiener Coiigr., Dd. II, S.3o55 ferner, oben * 

, §. i58 ' u. f. u. 148' u. f., insbesondere die nviener SchluTsActe 
V. i8'2o, Art. 54, 61 u. 26. \ 
Wiener SchlufsActe v. 187.0, Art. 6*. — In ihrer provisori- 
schen Bestimmung der Competenz der B. V. v. 1H17, nahm 
die B. V. als Grundsatz an: «die B. V. sey berufen, Garan- 
tie der Verfassungen einzelner leutscher Staaten dann zu über» 
nehmen, wenn der einzelne Staat, unter den geliörigen Er- 
fordernissen, das heifst, unter einstimmiger ErUäin,:^ Jes 
Fürsten und der Stände^ darauf anträgt, dafs der Bund die 
. Garantie seiner Verfassung übi rjiehmev« Frotoc« der B. V. 
1817» 2sä, lit. B, Num, a. 
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d) Note des grofsherzogl. s. weimar-eisenach. Gesandten amBan" 
destag, T. 28. Not. 1816, inider Beil. 25 zu ^.35 derProtoc. der 
B.V. V. 1816, wofür die begehrte ausdrückliche Garantie, die 
Verpflichtung und Berechtigung des Garantt Ferlangt wird, 
wider den dem Vrrfassungs Vertrag entgeg^nhaadeladea Thefl 
alle sweehdiehUchen Mittal anauwenden, on diesen tu vertrag- 
mSsiger Erfüllung zu. bewegen oder auch itt nöthigen, Veis 
handlmgen des Bundestaga , über die nachgesuchte Biindea* 
Garantie des s. weimar- eisenachischen Grundgesetzes t. 5« 
Mai )8i6, über die landständische Verfassung; desglaicheil 
über die Verfassungsurhunden von S. Hildburghauscn u. Ton 
Baden (1818) , von S. GoburgSaalfeld (i8ai u. 1822) , u. über 
eine Vereinbarung der Grofsherzoge von Mecklenburg mit 

- ihren Landständen, über rechtliche Entscheidung bei Streitig« 
keiten über Landesverfassung oder Ausübung der landesbenw 
liehen Gewalt ; in d. Prötoc. v. 1817» f|« 4169 18189 §• 117« 
Vergl. unten §. 217*, u. 326, <i. y. 

e) Wiener. Schlufs Acte v« 1820, Ar^. 6o. 

/) Ausserdem könnte ein Buudesglied, nach eigenem GefoUeii» 
durch öffentliche Verträge der inländischen Staatsgrundrer- 
faasung derogiren. Und doch kann eine landständische Ver- 
fassung , selbst nach einem Grundvertrag des Bundes (wiener 
SchlufsActe V. 1820 , Ari;. 56) , nur auf verfasaunganutoigma 
Wege abgeändert Verden. Vergl. 4>ben j» 18^ a« 

g) Wiener SchliiiüiActe i8«o , Art. $8« 

i S- 165. 

Der Bund hescJiränht, in der Regel $ die Bimdesgenosm 
sen nicht ^^iu der eigenen StMUsverfasitaig u* ' Staa^" 

. Verwaltung. 

I) Aassar dem; Fall der ubemomiDeneii Besondem 
Garantie der landstiiidtscliea Yerfassung , vnd der Auf- 

rechthaltuDg der über den i3. Artikel der BundesActe 
in der wiener SchlufsActe von 1820^ Art. 54 bis 5p, 
entbaltenen Bestimmungen , ist die BundesT^raammr« 
long nicht berechtigt, in die StaatsTerfaasnpig , 
und Staatsverwaltung, i» landstfindischenAn* 
gelegenheiten, oder in Str.eitigk eiten swi* 
sehen den Landesherren und ihren Stinden ein. 
xuwirken, so lang solche, nicht den Charakter aufrüh« 

• • • 

\ ■ • 
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rerisclier Bevegangen oder wirWcken Aafrnhrs ao^ 
nehmen a), oder * über Tersagte oder rerzögerte Jn* 

stiz begründete Beschwerde geführt -wird (§. 148 
II) Ueberdiefs haben die Bundesgenossen , ungeachtet 
ihre Souverainetät oder unabhängige Staatsgewalt in 
der BundesActe ausdrUcltlicli anerkannt wird^),* aui# 
nahmweis^. in der BnndesActe /sich zu gewissen 
EinschrSnkiinge n und Normen rerpfliditet 0 f • 
deren Termehrnng durch hnndesTertragmasig ($. i56) 
errichtete Beschlüsse, noch fernerhin statt haben hann, 
insbesondere für Handhabung der innern Sicherheit 
Teutschlands/^), und für Beförderung der gemeinschaft- . 
liehen und' indiyidnellen Wohlfahrt der Bundesstaaten«' 

a) Wipner SchlufsActe v. i8ao, Art. 53 u. 6i. Vergl. oben§. i56. 

b) BundesActe, Eingang u. Art. i. Wiener SchlufsActe v. i8ao« 
Art. 53. Hlübsr's angef. TJebersicht- etc. S. i56 f. u. 257. 

c) Vergl. den Eingang des 18. Art. der BundesActe , und dessen 
Geschichte, in Klübfr's angef. TJebersicht etc., S. 264 f. 
Ebendess. angef Acten etc., Bd. II, S. 536. — Auch sehe man 
die BundesActe , Art. 14 — 19. — Was Baiern und Wirtem- 
berg in dieser Hinsicht anfangs erklärten y .in Klübsb^s 
angef. üebersicht etc. ^ S. 257— '262. 

d) Beschlüsse |ler B. V, r. ao. Scpt» 1819. Vergl. oben io4« 

•y 

S. 166. 

Minzeltie Mechtsverhähnisse» 

Landständische P^erfässung, Omneinschaftliche Q^rste , 
Gerichte etc. Gerichte dritter Instanz für alle Bun* 
desstaaten* Hecurs an die hei Justizverweigerungm 

In dem zweiten Abschnitt der BundesActe , Art. 
12 bis 19, sind, unter der Rubrik «besondere Be- 
stimmungen» 56, a), Terschiedene Rechtsyer* 
hältnisse entweder gegründet, oder bestätigt und ge- 
sichert , cum Theil auch yerheissen worden, welche 
swar nicht, wiedie rorhergehendenArtihel, auf «f^est* 
Stellung des Bundes» gerichtet sind, doch aber mit 
diesen gleiche Kraft haben sollen. £s sind die hier 

■ 
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folgenden. I) min allen BundeMtaaten « wird eioe . 
landständitche Yerfasaang statt finden«^». , 
Die B y. hat darüber su wachen, dafi diese Bestim* 
mqng in heinem Bundesstaat unerfüllt bleibe 2»^. 

U) «Diejenigen Bundesglieder, deren Besitzungen 
nicht eine Volkszahl von 3oo,ooo Seelen erreichen ^ 
werden sich mit den ihnen verwandten Häusern, oder 
I andern Bundesgliedern, mit welchen sie wenigsten^ 
eine solche Yolhssahl ausmachen, zu Bildung eines 
gemeinschaftlichen ober stenGerichtes yer* 
einigen O** Schon bestehende Gerichte dritte r In* 
stanz '^), in Staaten, deren Vollismengc unter 3oo,ooo, 
aber über i5o,ooo ist, werden in ihrer bisherigen Ei* 
gcnschaFt erhaltene). cDen vier freien Städten 
steht das Recht zu, sich, unter einander, €ber die - 
Errichtung eines (für sie allein bestimmten) gemein* 
schaftlichen obersten Gerichtshofes su yereinigen/) ». | 
— «Beiden solchergestalt errichteten gemeinschaft* | 
Hellen obersten Gerichtshülen 5^), soll jeder der Par- 
teien gestattet seyn, auf Verschickung der Acten I 
auf eine teutsche Facultät, oder an einen Schoppen* I 
stuhl, au Abfassung des Endurtheils anzutragen »• ' 
HI) Durch analogische Schlu&folge a contrario C$* 6s 
n. f . ) , in Besiehung auf diese Bestimmung der 
BiindesActe ,^ gilt als bundesverfassungsmäsi^^ der 
Grundsatz, dafs für jeden Bundesstaat, der nicht 
ein mit andern gemeinschaftliches OberAppellations*. 
Gericht hat, wenigstens Ein eigenes Gericht dritter 
, Instanz bestehen müsse i )• IV) Im Fal^ rerweiger* 
teroder gehemmter Rechtspflege, findet, auch ' 
in Rechtstreitigkeiten der Unterthanen mit der Lan« 
dcsherrschart , namentlich mit dem StaatsFiscus, R e- | 
curs an die Bundesversammlung, mittelst Be- 
schwerdeführung bei derselben, statt ($. ^ , 
vnd i56), 

«) BundesActc , Art. i3. — Von der merkwürdigen Geschichte 
und dem Sinn dieses wichtigon Artikels, s. Klübkr's angef. 
Utbersicht etc., S. 194 1^« Minerva, April 1817, S. i52 — 171, 

h) Wiener ScklufsActc. v.. i8ao, Art« 54* DasKäliere unten §. 217. 
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r) BundcsAclc, Art. 12. Vergl. Kiüber s angef. Acten etc. Bd. IT, 
S. 355, 4a», 434 , 44a» 4«4 tt- 4^* Mioerva, April 1Ö17, S. 396 

;-3i5. 

tl) Bei dem in der B. A. vorltommenden Ausdrucli: «^Oerirhf. 
tlr'ntfr fnstanz'»^, ist Folgendes zu bemerken. 1) Mit dieser 
Vorschrift ist nicbt gesagt, dals in allen Rechtssachen ein 
drei/ acher stujenvpeiser Hecht sgans ( drei Instanf.en) statt ha- 
ben müsse. Ein solcher hatte auch schon zur Zeit des t. 
Beichs bei gewissen Rechtshändeln, z. R. geringfügigen, ver- 
möge der Land csgeseUe niclit slalt; und 80 auch jetzt. — 2) /u 
der in der R. A. Tcrordnetcu yfitstiä^aUr stanz (§. 148' u. f.) 

hier das Wort Instanz statt Gericlitshof genommen — be- 

ttim'mte der Reschlufs der B. V. v. 16. Juni 1817, §. 281, III, 
3 u. 4, die «^thitte oberste Justizstellev ^ welche daselbst (III, 
5u. 61 auch «der oberste Gerichtshof ? genannt »ird, ein Aus- ^ 
druck der auch schon in der RundesActe vorkommt. Dageg»'n 
sprechen das Protoc. der PlenarVersamml. v. 3. Aug 1820, 
5, a, Art. 2, u. die Pr<)roc. der R. V. v, 1820, §. 91, u. v. 
l8%'2 , §. 28, nur von dem «ohersien Gerichishof^». Auch die 
Commission tler R. V. für Entwerfung eines RundcstagsRe- 
schlusses über das Verfahren in vStreitigkeiten der Bundes- , 
glieder, spricht in ihrem Entwurf, Art. 12 n. 14 • n^ir von dem 
«•Gericht höchster Instanz» und von 3er ahödisten Justizstelle-» 
(Proloc. der B. V. v. 1820, S. 689 u. f.) : und in ihrem Vor- 
trag (Protoc. v. 21. Dec. 1820, §.214) bemerkt dieselbe, sie 
habe sich des Ausdrucks «Gericht dritter Instanz» enthalten, ' 
weil in einem Bundesstaat mehrere Gerichte dritter Instanz 
bestehen könnten , und sie der Meinung sey , dafs nur <^die 
höchste Justizstelle jedes Landes zur Austrägallnstanz bestimmt 
sevn könne». Indefs sind in einem Bundesstaat , neben ein- 
ander, mehrere höchste Justizstellen denkbar. Von solcher 
Art sind in dem preussisrhen , das OberTribunal in Berlin 
und das rheinische AppellationsGericht zu Cöln. 

<•) BundesActe a.a.O. Vergl. Rlübfrs angef. Acten etc. Bd. II, 
S. 355, i\i'J. u. 533. — Diefs ist der Fall bei Luxemburg und " 
O/tlenhiirg, Auch bei Ih an nsclnrei g wnr es so, ehe Waldeck, 
SchaumburgLippe und Lippe (unten Note g) sich mit ihm 
vereinigten. 

/) BundesActe a. a. O. Vergl. RLtisFR s angef. Acten etc. Bd. II, 
S. 355 , 4*2 , 454 u. 533. — Obgleich die vier Städte zusam- 
men, eine Volksmenge von 3oo,ooo nicht erreichen. — Vergl. 
Protoc. d. B. V. V. 21. Nov. i8i6, §. 23. — Da« gemein* 
schaftliche OAGericht kam zu Stande, s. Note ^. 

g) In Folge dieser Bestimmung sind, seit 1R16, folgende gemein- 
uUuJtiuhe Obifi\^ppeUaiiotisOierithtc crricht4:u wurden ; i)Zii 
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Jena , ron Aen grofshersogl. und henoglich • sächsUtken^ 4ami 
den iikrstlich -reussischen Häusern. Frotoe» der B* V« r« i8t7t 
J. 37. a) Zu WoU'enbüttely TOD dem Herzog TonBraujM'cAweg^ 

. und den fürstlichen Häusern PValäeok^ Schaumbmr^IAjrpm 
und Lippe. Protoc. der B. V. v. 1817 , §. 19» Heryog^ hrmu^ 
•chw. Verordn. t. iS.,Dec. 1816. 3) Zu Zerbst, von 4ea 
dni mnbaltUeh^n and d«i beide» schu nrzhurgisehen Htaeem 
(smammen für nur ungefähr 222,000 Einwohner). Pratöc. 
der B. V. r. 1817, $. 400. 4) An das OberAppeUatiensGericht 

* lu Derowtadt schlössen sich HohenzoUernäechingien und Ho* 
hensolUrn Signuwingen mit ihren Besitsungeii ao, durch Staats- 
vertrag mit Hessen t. 1818. Protoc. der B. V. v. 1818 , §• i4s« 
6) Eben so TAechtenstein wegen des Fürstcnthums Vaduz , an 
das üstreicbische AppellationsGerIclit für Tyrol und Vorarl* 
berg SU Innsbruck. Protoc. der B. V. 1818 , %, 14a. Für die 
liechtensteinischen Rechtaaacben nennt sich dieses Gericht: 
«K. K. AppeilationsGericht för Tyrol und Vorarlberg , als 
ant allerhöchster Bewilligung constituirtes BevisionsGericht 
des souveralnen Fürstl. Liechtensteinischen Fürstenthums 
Vaduz». 6) OberAp0^11ation8Gericht «u Parchim, für Mechlcn- 
ftiirf Schwerin und StrelllK, eröffnet am i . Oct. 1818. Verorda« 
V. . .Juli 1818. Vergl. auch Protoc. der B. V. v. 1817, §. 271, 
S. 539. 7) OberAppellationsGericht der freien Städte zu LA> 
heek , eröffnet am iS. flTor» 1810. Protoc. der B«y • t. ifisu». 

§. 12 U. 201* 

h) Bundes Acte a. a. O. Vergl. Klöbsb^s angef. Acten etc. Bd*!!« 
S* 4^^9 4^ — Braunschweigischen kann Actenyef* 
Sendung als Recht nicht gefordert werden, weil dort eine 
A.ppcllatioiisCommis.sion dritter Instamt sehon bestand , ehe 

• ein gemeinschaftliches O. A« Gericht angeordnet ward. Be- 
Bchlufs der B. V. in d. Protoc. 1817, §. 4i4« — Wo geseUs- 
mäsig ein Rechtskandel an das gemeinschaftliche O.A«Grerieht - 
nicht j;elangen kann, da kann in solchem, blofs wegen ^er 
im §• angegebenen Vorschrift, Actenrersendung nicht begehrt 
werden. Ein Fall in d. Protoc« der B. V. v« 1819 » §• i34« 
— Fände das SpruchCoUegium die Sache nicht reif >am 
EnJurtheil, so würde es die Acten mit dieser Bemerkung su- 
rücksusenden, und zn erwarten haben, ob ihm solche suAb- 
> fatSttBg eines Vorbescheides wieder gesendet würden ; wenig- 
•tens müfste auch ohne Zurücksendung der Acten von ihm 
angefragt werden, ob man ihm die AhfassiMif eines. Vorbe- 
scheides überlassen wolle. 

i) Widrigenfalls würden die Unterthanen in den gröfsern Staa* 
ten , in Absicht auf Rechtspflege deterioris couditionis seyu, 
als diejenigen in den kleinem y für welche gemeinschaAUche 
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OberApptllftlioiikGwittlite bcitdMii. DietM yränf du IT^ider- 
«prueli , welcher dt« «uilogiMlie argnmentitm a oontrario 
b«gHfaidet ($.69). — • Daberargleng« tMt eine PriTiitBesehwer- 
da 9 dafa efaie dritte laalaiM «der eia AppellatifmaOericbt Itir 
daa Heraogtinnii Hainein juiclit bealeliey Ton Seite der B» Y. 
eine Attfifordentag an HolätelA, ansmeigea » Wie ^ sieh mil 
der Anofdamig dnca obenten Geriebtea fftr das Honogtham 
Holfteia Tevlialte. PMoe. iSao,. f. 0i ; y. iBaa, $• v8. 



S. 167. 

Jieithte der Unütrikanen. 
Jßrwerh u* Besiiz ausländischett Qoaiäeig&ahunu, Freier 

Die yerbundReti^n aoaVerainen Fürsten und freien 
Städte liamen in der BundesAete überein, den Un- 
terthanen der Bundesstaaten, ausser den \orhin 
schon genannten YerFassungsrechteu , noch verschie- 
dene andere Bechte ^ususichern a ). Es gelten diese 
Beeilte für alle Üb terthanen während andere^ in 
den nXchstrorl^ergehenden Artikeln der BondesAete^ 
nur fuTr gewisse IJIassen derselben festgesetzt sind 
C$. i6o u. ff. )• ,Xi1e Unterthanen sollen das Recht 
haben, V) «tG runde ig enthum ausserhalb des 
Staates den sie b.ewohnen , zu erw erben und zu hesu 
tzen, ohne defshalb in dem fremden Staat mehreren 
JLb^aben und I<>i9ten unterworfen zu sejn, als dessen 
eigene ÜAUirffilhi^ii'^) TD «Die Befngnifs dea 
f r e i e n We' g^zfP e h e n s aus einem Bundesstaat in den 
andern , der erweislich sie su Untertlianen annehmen 
"w i 1 1 '^j 5 doch unter Vorbehalt, dafs Militärpflicht ge- 
gen das bisherige Vaterland nicht im Wege stehe» 
Da durch diesen Yorhehalt die Wegsugsfreiheit in 
einseinen Ländern allzusehr beschränkt werden könnte, 
so hat nich^ nur die B. Y* die Einführung möglichst 
gleichfürmiger Grundsätze in Berathung zu ziehen 
(§. 175), sondern es haben auch etliche Bundesstaaten 
vorläulig defshalb Veit rüge unter, sich errichtet/)« 

KlftW« «ffeall. Ma, 
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o) BundesActef Alt. 18, Eingang. Klvbxd's aiig«f* Acteu etc. 

Bd. II, S. 491 Ehenduti, Ueberäicht etc., S. 264 f. 

(Doch ist daselbstt S. 265, Z. ^lu&y. ew Versehen dalnu su 
berichtigen : dafo der jetsig« £iagwf teArt. 18 der Bundes- 
A< te, in diese aiifgCMaunen worden sej , wiewohl um die» 
seihe Zeit der Antrag gemacht, uad wahrscheinlich schoit ge» 
n^^lmiigt war, dafs in sokbeM statt *Jen Unterthaaeu der t» 
Bundesstaaten , zu setsen sey : «iAren Unterthanen».) Ebgtim 
äets, Staatsarchiv, Bd. II, S.85. VergL outen, $.3di. ~ Von 
noch mnJern Hechten der UnterthaiMB, wclehe in Congrefs* 
Sitzungen in Antrag hauen, oder aielift, die «agef. Uehcr» 
sieht etc« , S* a68 fl'. 
h) Zusammenhängenden Bericht ron OongvelsVerhandlungeB 
über diesen Gegenstand, findet man in ÜLtiBim's angef. Uebep- 
sacbt etc., S. ^44 ^* ^ ^^a wmhtMhnten jirtikel der 

BundesActe enthaltenen Bestimmungen, werden in dem Prä- 
aidialVortragbei Eröffnung der B. V. ans 6. Nor. 1816, ab 
die ^vohlthätigsten für alle Xeutschen, und als solche ge- 
rühmt, die ein wahres teutsclies Bürgerrecht begründen». 
In dem Vortrag über die Reihenfolge, loco dictaturae gedruckt 
zu dem Protoc. v. 17. Febr. 1817, heifsen sie (8. 77) wohl- 
th3!jge Bestimmungeif, durch die ein allgemeines teutsches 
Bürgerrecht begründet werden sollK-In der Torläuf. Compe- 
tenxBestiramung , §. 228, lit. B, de« rProt. 19. Jun. 1817, 
S. 4^^') v\-ird der K. V. empfohlen, darauf EU achten, dafs 
diese Bestimmungen in Erfüllung gebracht werden. Mechlen^ 
. bürg erkannte in dorn 18. Art. den Zweck, dals der Teutsche 
in kfinevi Thcil des verbündeten Teutschlands als FrefnJer 
hi'linndelt , und dadurch das GefÜhi einei ^emeinsamtn f a- 
tfi laiiJes >vleder erwccht werden solle»* Fretoc. r« 1817, §• 933* 
Man s. auch ebendas. §. 4<^> 68. 

c) BundesActe, Art. 18, lit. a. — WegeB'ft^^es , vermöge die- 
ser Befugnifs in einem audera Bundesstaat eri^orbcnen Grund- 
eigüuthums, steht darum den» Erwerber daselbst noch nicht 
d IS ActlvBürgerrecht /.u ; aurli nicht, weni^stenü nicht in sei- 
n«^!!! ganzen Umfang, das Indij^enal. 

d) ^ er^l. (\vn folg. §. — In der liundesActe, -Art. 18, Num. i, 
>vird in den l'f'^illen eines jeden Bundesstaates gestellt, ob 
er Unterthanen eines andern Bundesstaates zu vollständigen 
Unterthanen annahmen , und ihnen beständigen l'Vohnsitz in 
seinem Gebiet geslavlen will; Grundeigenthum in 'seinem 
Gebiet zu eruerhen und dasselbe als l'orenses zu besitzen , 
darf er ihnen nicht wehren (Xum. V in diesem §.). Das 
Recht auf t t>//j/art./iüf Unterthanschaft , namentlich auf be- 
stüudigeu Wohnsitz, ist, seiner 3iatar nach, he:ue unbedingt 
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ttothwtiidige Folge des Rechtes einei AMÜnders auf krweii» 
nnd Besitz inläiidi«cli«ii Grande igeiilliii|M. — Yerhaadliui^e^ 
in der B. V. wegen Auswanderung teuttclier Uaterlliaaeii, 
üaeh Aufsland vtnd Nordamtrica^ in d« Protoc. V» iZlff %* uo 
u. 329; r» 1819, 143. ' ' 

e) BundesActe^ Art. i8, Ht. b. ^ 
/) D«rcb Verträge mit Ootha, gescbl. cu Dresden am 6»0eli 
1817» mit PVeimarEisenach^ geidil. zu AYeimar am 93» 
Sept» 1817 9 bat Baiern festgesetet , dals , in Absiebt auf 
Amraadennigifreibeit, die MllitärPflichtigbeit wechselseitig 
dauern solle Tom Anfang des i8. bis aum vollendeten 97» Le* 
bcnsjahr. Baier. Bekanntmacbttiig y, 10. Nor. 1817. Protoc» 
der B. V. v. 1817, §. 354» — Man s» auch die^ batlischt! Er» 
klärung in Hinsichl auf Bescbränkang der Auswanderungsfrei» 
heil durch dte MtHtärPflicbtigÜeit in d. Proiao. der B. V. 
18189 $. «7« Aadere Abstimmungen, das, y. 1817, %. 68 147, 
ssS, 234) 241, ^54) a55, 821. ComaiiiaifMisVortra| hief^ 
Über 9 ebend* v. 1817 9 §• 186 ^ Beil. $6. 

S. 108. 

Civil' und Militär Dienste in fremden Bundesstaaten 
Befreiung von Nachsteuer und AhzugsgeltL 

lAttch sollen alle Untertlianen YÜ) das Beoht ha« 
• bett) in Civil« und Milit arDlenst e ei/tea andera, - 
Bundetataates an treten 5 dieses jedoch , so wie den 

oben genannten freien Wegzug , nur, in so fern keine 
Verbindlichkeit zu MilitarDiensten gegen das bisherige 
Vaterland im Wege ^tehta). VIII) Freiheit von aU 
ler (d. i. jeder Art von) Nachsteuer (jus detrad 
ins cft'gabelJa emigrationis, Abaogsgeld n. Nachsteuer« 
oder Abschofs» und Abfabrl^leld) sichert die Bun« 
de8A4»te allen teutschen ünterthanen an« .so fern' das 
Vermögen in einen andern teutschen Staat übergeht, 
und mit diesem nicht besondere Verhältnisse durch 
Freis^ügigkeitsVeirträge bestehen^); eine ßestimraung^ 
welcher auch die zu jßrhebuttg der Nachsteuer bis da* 
hin berechtigten Privaten , a. B. PatrimonialGerichts* 
. berreni Städte und andere romaiunen^ unterworfen % 
sind 0* I^i8 Buniesf ersammlung hat noch he« 

23 ♦ 
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ffondert diiTeli «ftiMn BesehlttTs^ f^Btg«ftetsl:^i) dafü 
'diese Befreiung Ttm Nachsteuer and Abzngsgeld, sieh 

auf alle Bundesstaaten wechselseilig erstrecl^en solle; 
gleichviel, wozu der Ertrag Irüherhin verwendet, 
und ob solcher- zeither vom StaatsFiscus, oder - von 
Standeftherren und PrivalBerechti^ten , von CoBmii^ 
nen oder PalrimomalGerichten , sej erhoben worden, ' 
•0, dafs deren Aüfhebang eine Entschidignngsforde* 
rang gegen den Landesberm begründen solle. Fer- 
ner 2) dafs jede Art von Vermögen , welches in einen 
Bundesstaat übergeht, frei seyn solle, es sey aus An- 
lafs einer Auswatiderung, oder aus dem Grund einet 
Erbschaftanfalls, eines Yerhanfs, Tausches, öiner 
Scbenknng, Mitgift, oder auf andere Weise« 3)*Die 
Befreiung soll sieh belieben auf jede Abgabe, welche 
seither die Aasfahr des Termogens von einem Bun« 
desstaat in den andern , oder den Uebergang des Ver- 
mogenseigenthums auf Angehörige eines andern Bun- 
desstaates beschränkte. Dagegen 4) soll anter dieser 
Freizügigkeit nicht begriffen sejm, jede unabhängig 
TÖm Wegsng bisher «) entrichtete Abgabe, namentlich 
. CollateralErbschaftsteuer, Stempejabgabe, u* d., so 
anch 2oll. 5) Dagegen sind als aufgehoben anznsehen, 
die Abzüge von aus dem Lande gehendem Vermögen 
zum Vortheil der Staats - oder GemeindeschuldenTil- 
gungscassen, und die ManumissionsGelder wegen noch 
hestehender Leibeigenschaft oder Hofhorigheit , .so 
fem nur Auswandernde dieselben zu entrichten hSt- 
ten. Ueber den Loshauf von der MilitSrPflichtigheit, 
in Beeiehnng auf Freizügigkeit, behSlt die B. T. sich 
besondere üebereinkunft bei Festsetzung der Militär- 
Verhältnisse des Bundes vor. 6) Besondere Verträge 
unter Bundesstaaten über Frciziigigheit, sind nur in 
so weit zulässig und gültig, als sie die hier festge- 
setzte Befreiung nicht beschränken, Tieimehr begun» 
stigen oder ausdehnen* 7) Der AnfangsTermin dieser* 
Nachsteuerfreiheit, ist den. Jnl. 1817, doch* tinbescha« 
det der günstigeren Bestimmungen in Verträgen oder 
landesherrlichen Verordnungen^ und es soll hiebeiaui 
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den Zeitpunct dor wirklichen Exportation des Yerm^- 
geiM gesehen werden, wenn anch die Erhlfirung der 
Aniwanderung oder der Termdgentanfall früher er-- 
folgt wäre. — Uebereinstimmend mit dieaem Beadilufs 

dei" B. V., sind in verschiedenen Bundesstaaten eigene 
Verordnungen i^htv die Nachsteuerfreiheit ergan- 
gen /)• 

a) BuudesActe, Art. 18, lit. b. , Num. 2, Vergl. unten §. 175. 
BundesActe , Art, lö , lit, c. — CollateralErbschaftSteuer 
ist hierunter nicht begriffen. Klübeb'i angef, Acten etc., Bd, II, 
S. 368. * ' ^ 

c) Die Geschichte der wiener Congrefs Verhandlungen .hierüber, 
findet man in Klübeh's angef. Debersicht etc», S. Ai3f. Eben* 
tlfss. angef. Acten etc., Bd. II, S. 368. 

d) Beschlufs der B. V. r. a3. Jun. 1817, in Protoc. v. 1817, 
§. 254- Krster Antrag hie/.u , ebend. §, 40. Vortrag in der 
Beil. i5 zw d, Protoc. v. 1817 , S. 89 der Orig. Ausg. Die Er- 
örterungen liierübcr in der ß. V., sind angezeigt in d. Re- 
gister der ProtocoUe, u. eine /usnmmcnsteUung derselben, 
Findel man in G. v, Msyeks Kcpcrtor. zu den Verhandl. der 
B. V., HeftU, S. — 264. — PVirtemhorgisthe Anfrage 
über die Abzugsfreiheit, in der vertraul. Sitaung v. 19. f*ebr« 
1818, u. östreichische u. preussische Au&ichten defshalb, loco 
dict. gedrucht hinter S. 10a der Prot. v. 1818, Orig.Ausg., 
betr. den Anf^ugsTermin der Befreiung bei ActiTCapitalent 
die im Lande angelegt sind. Da Forderungen (nomina) ala 
«nilörperlicbe Sachen einer idealen Exportation fähig sind, 
•o find tia Ar in das Ausland iibergegangcA von dem ZeltpwMt 
an «a aebten ». in welchem nach den Getetata answaebm'ei\ 
itt, dafs sie dem Ausländer angefallen aeyen>* wobei a« B* 
die Grund^ätae yoa dem Erbscbaftaalrilt» Toa der Delibe« 
ratienaZeit , von der Acceptatiqn o* a. w. in Betracht bomnMa« 

e) Ob hiemit die Einführung s'efiber nieht eniriebleter, des^i^ 
' ehern die Erholung aeither entrichteter Abgahi« diaaer Art, 

Ar «aslatthalt eiiiUn aey ? 

f) PrtussUfhs Yerordn., betr. die Frelaftgighei^ t* 1 1. Hai 1819* 
' lnd«preiiaa.Geietaaamail*lliini«fi4^. O^^tirriekische.T.-^'MMtm 

i8so. PreufSBn evatrechte obigen BeacfaluCii d, B. V« 1 aum 
Vortbeil Terschiedener Bundeaataaten, auch auf aeinesu dem • 
Bund nicht gehörenden Staaten, FTeusa. Geaetaaanunl, 1818 
1819 , Hegiat* Toe, Abachoaa* «« Abfiihrtgelder^ 
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üumbhäßgighBU der Btehte thritHiehBr UnUHhmmm vtm 
. d»^ i/^räckUdanhek ihtu OimAensUbunUnUses. 

Aueli einflelnen Gl«tsea>oii Ünterlliaiieii d«r 

Bundesstaaten, sind von dem Bund bestimmte Reehte 
zugesichert. So Ist IX) in Absicht auf die Unter* 
thanen christlicher Heligion festgesetst« 
dafs die Verftcliiedenhcit der christlichen BeHgi« 
onsParteien (Verschiedenheit der christlichen Glau« 
hensl^ehenntnstse)^ in dem Genafs der bürgerlichen 
und politischen Rechte heinen Unterschied begrilnden 
soll fl). 

«} BtmrleüActe , Art. i6. Klüber's angef. Acten etc. , Bd. II, 
8. "^65 u, 4<>o« ViTf^l. unten §. 43^ • u. f. u. 435*. — Diese 
liest imtnung der DundesActe ward absichtlich nicht auf 
eine bestimmte Z«/</, also auch nicht auf bestimmte jirten 
▼on christlichen Glaubensbekenntnissen beschränkt. Man 
». KLünFR''s angef. üebersicht etc. , S. 44^. Von Einwohnern, 
die sich /,u der |rn'«<;^{j(;/> - christlichen Beligion bekennen, un.> 
ten §.43i*, IVotec. — Von der ffr. Stadt Fr«n/c/'ii»^, unten ^. 
43a ^, <7. — Eine eigene Bestimmung in der BiuidesActe, be- 
treffend die Rechte der katholischen Kirche und der evangeli^ 
sehen Kirchengesellschnftenxn den teutschen Bundesstaaten, war 
auf dem wiener Congrefs in Antrag und Erörterung gekom- 
men , sie unterblieb aber am Ende. Ausführlich daron, in 
. Kl ÜBERS ,"\ngef. Üebersicht etc., S, 3^7 tf« Ver|;l. tUilBsa'a 
Staatsarchiv, Bd. Ui S« 05« 

■ 

$. 17a 

Heekt^ der Standesherren und des ehemalif;en unmittel'' 

baren Meieluadels. 

Anch ist X) das BechtsTerhältnifs der ehemaligen, 
nun teutschen Bundesfürsten untergeordnetea reichs» 
sfandiachen Landesherren, Ton fürstlichem oder §rälw 
lichem 8tande, der jetsigen Standesjierron, so- 
wohl so dem tentsehen Bund und eänmtliohen 9mm^ 
desstaaten, «U «ach su denen Bnadeastaaten, mi wd» 
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dien dieselben jetet geh^hren to ifeie \l) dasjenige 
'das ehamaligon nmnittelbarett Reichsadels» 
der Tormaligen unmittelbaren Beicbsritterscbaft 
encb auf der Hnlien Bbeinseite , zu den Bundesstaa- 
ten, theils in der BundesAcl-* <") bestimmt, thcils von 
der Bundesversammlung noch zu bestimmen. Die wie- 
ner Schlafs Acte von löso ^) sicherte Ton Neuem den 
Beebtsnnstand der Standeaberren. 

«) AundesActe, Art. 14. — Hicron das Nähere unten, ?.3ou.f. 
— Ausfuhrlicher Bericht ron wiener CongrefsV'crhandluii^^cn 
über diesen Oegcaslaud , findot man in Hlübi<r's angcf. Ucbi^r- 
sicht etc. , S. 174 ff. Frotocolle der B. V. t. 1816, |* 3i ; 
r. 1817, ^. 5. 

h) Vcrgl. Klvbfr's angef. L'cbcrsicht etc. , S. 366 f. 

c) BundesActe Art. i4 , die beiden letzten Absätze. — Da» 
Nähere hie\on unten, 14» u. ff. — Ausführlicher Bericht 
Ton wiener Cotigrefs Verhandlungen über diesen Gegenstand^ 
8. in Hi.ÜBFK S i^ugcf. L'ebersicht etc., S. 34i. 

</) Art. 63. verbunden mit Art. 53. Das Nähere unten, ,§.236^ 
Die B. V; nahm liirmuf diesen Gegenstand in ihre Zusam- 
menstellung der Rur weitem Beralhnng an den Bundestag 
»u bringenden besondern Gegenstände auf, welche tai der 
Tertraul, 8itsuQg v. 17, Jul« 1810 ioco dictaturae gedruckt 
ward. 

$. 174. 

JUchu der Jtidetu 

- * - > 

Endlich XII) ist, in Hinsicht auf die Juden in 
den Bundesstaaten! festgesetzt«), dafs 1) die <Cun- 
dearersammlung in Deratbung nehmen solle, a) wie, 
aof mdglicbit überaiDstimmefide YVeise, die bur. 
g er Hebe Verbesserung der Juden 9sn bewirben 
sey, und b) wie insonderbeit denselben der Genufs 
der bürgerlichen Rechte, gc^en Üebernabme 
aller Bürgerpflichten, in den Bundesstaaten vcrschafTt, 
oder gesichert werden könne. Jedoch sollen 2) den 
Jaden, bis dabin, die denselben ron ^) den etnsel« 
naa Bundesstaaten bereits eingeräumten Beebte er- 
It a J I a n werdea c )« 
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a) Bundes Acte, Art. 16. Wiener SchluCsActe r. i8ao, Art. 65. 
— - Die B. V. beschlofs eine Sammlung der verschiedenen^ 
hierüber bestehenden Gesetze ; in d. Protoc. v. 3. Augiist 
1820, %. 100^ verglichen mit der loco dictaturae gednichten 
Zusammenstellung, ebend. S. 216. — Ausführliche Nachricht 
von wiener Congrefs Verhandlungen über diesen Gegenstand, 
in KliJbeii's angef. Uel)er&icht etc., S. Syö fF. — Ebendess^* 
vStaatsarchiv, Bd. II, S. 85. — Das baierische Votum in d. 
I^otoc. der B. V. v. 16. Der. 1816, §. 19. — Erörterung ia 
den >Ylcner Mini<;terialConfereii9eii» in d. Frotoc. 32 u. 
V. jo. u. 23. Mai i8?o. 

h) Von dem Sinn dieses Wortes, statt dc% früher gebrauch- 
ten in^ s. man Klübkb's angef. Ucbersicht etc. , S. 382 f. u* 
384 ir. — Verhandlun*;€n am Bundestag , über die Ansprüche 
der israelitischen Gemeindezu Fra/;/\/u; ^ a. M., oben §. löy , 
— Von den Ansprüchen der Juden zu Luhecky s. Protoc. 
der B. V. v. '.8?.i , §. 66 u. i56. Die Juden in Lübeck. 1816. 8. 

e) N'ergl. unten, 370 . 4'^ f'> 4^^^" f., 435". Abhandlungen 
über diesen ebiii so wichtigen als vielbesprochenen Gegen- 
stand, ia LuDEs's Nemesis , Bd. VI, St. 6, Nura. 1 , u. St. 8, 
INum. 1 ; von Pfaff in den Kieler Blättern von 1819 j in Klü- 

^ bfr's angef. üebersicht etc. , S. 889 ff. Aeltere Schriften süid 
angeführt in J. S. Ebscu Literatur der Jurisprudenz u. Poli- 
tik (i8iä), Num. H09 — iia5. C. K. W. r. Dohm- über die 
bürgerl. Verbesser, der Juden. 3 Theile. Berl. 1781 u. 1783. 
2. Aufl. 1785. 8. u. franEÖsich, Dessau 178a. 8. Essai sur la 
r^gcneration physiqüe , moralc et politique des Juifs ; par 
Ghbooirf.. Metz 1789. 8. Ebendesi. Gbscrvatious nouvelles 
Sur les Juifs, et specialement sur ccux d'Amstcrdam et de 
Francfort. Paris 1807. 8. (Auch in der Bevue philosophi- 
qvie, liU'raire et politique.) C.W. Spieker über die ehema- 
lige u. jetzige Lage d. Juden inTeutschl. Halle 1809. 8. Des 
Juifs^u 19' sieclej par Bail. Paris, edit. 1816. 8. CA. 
Buchholz über die Aufnahme der jüdischen Glaubensgenos- 
sen zum Bürgerrecht. Lüb. 1814. 8. Ehttndess» Aclenstücke, 
die Verhesser, d. bürg. Zustandes der Israeliten betr. i8i5. 8. 
Juden, oder — Israeliten als Landstände ? in d. Neuen rhein. 
Mercur, 1816, St. 11. F. Rühs über die Ansprüche der Juden an 
das Icutsche Bürgerrecht. Berl. i8i6. 8. Zweiter verb. Ab- 
druck , obend. j8i6. J. F. Fuiks über die Gefährdung de§ 
W^ohlsi'andes u. des Charakters der Tcutschen durch die Ju- 
den. Heidelb. 1816.8. Zwt itcr verb. Abdruck, ebcnd. 1816. 
Bemerkungen zu d Schritten der Herren Rühs u. Frus oIC« 
Frankf. 1816. 8. M. Hess freimüth. Prüfung der Schrift dw 
Uvn^ RvHS, Franlif* Siam. ZumuM Würdigung dar 

■ * 

> . 
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•AngrStfie des Hrn. Rflbs «af die Jaden» Beidelb. 1816. 8* 
Die Juden und das Judentlnun nie sie sind, Giiln 1816. 8« 
(Aussüge ans £isxK«v6Kn*s entdecktem JudenthumO Die Juden 
und ihre Gegner* DeutscU. i8i6. 3. rerb« u. Term. Aufl. mit < 
d»' Namem des Verf. , G. B^mBicn. iäi6. 8. Versucli einer 
Beriehtigung At/t Ideen des Irilrge«!. Zustandes der IsraeU- 
ten. «jPrankf« i8i6. 8. - K. E. Sonn über das Bflrgerreebt der 
^ Juden In ]>eutscbl. Abth. 1 u« s* HUdbnif b. i8i.6. 8. Aueb 
Sa des Verf. Zeitsebrift: Der deutsche Bund, Heft a. I. L. 
EwAU»*s Ideen über die iiStbige Organisation der Israeliten. 
Carls. i8t6. 8. Edendeu, Geist des Cbrlstenth. und des leb- 
ten Volhsthunis , dargrsteHt gegen .die Feinde der Israeliten 
(gegen Bans). Cahlsr. 1817. 8. G. F. ▼. Scnxw* - PmouAon 
über das jetsige VerbSltnift der jüdischen Nation sud. i^ristl. 
Bfir ^rerrerein, u. dessen bünftige Umgestaltung. Hopenh. 1817. 8. 
H. E. G. Pavlvs BeftrSge Ton jüd. u. cbristl. <^elebrten aur 
Verbesser.'der Bebenner des jüdbcbien Glaubens. Franbf. 
1817. 8. It. W. F» Gbattbkavsb vom Stamme Aaron u. des* 
sen ang^l« Torreebten. Iieips. '1817. 8. Frbr. t. Snisaimey 
wdebe Hindernisse stehen' der blUrg. Verbesser, d. Ju<len in 
f. Bundesstaate!! entgegen , und wie sind sie au beben ? Carlsr« 
tSai. 8.- 

$.m. 

, HecJue.der RheitiOUroiRenteti , Schulden und PensiO' .< 
nem, mach Bestimmung^ des JLIDeputationsScklusses 

von i8o3. 

* XIÜ} Diejenigen Recbt«^ welche durch dcnReicbs» 
depntationsHauptsteblafs y^m a5. Febr. 180S festgesetzt 
sind, in Ansehung 1) der auf den Rbeinschif- 
fabrtOctroi angewiesenen^ direeten nnd snVsidi« 

arischen Renten 0)^ 2) des S c h u 1 d e n w es en s der 
ehemaligen Reichsk reise, der Landesherren 
und Länder^), und 3) der P e nsionen .( §• 173) 
geistlicher und weltlicher Indiyidaen «) , dauern im« 
Terfindert fort d), indem solcbe ron dem Bande ga* 
rantirt vorflen sind«); eine Garantie, welche. die 
unmittelbare Yollsiehungsbefugnirs der Bundesyer. 
Sammlung (§. 148 f) begründet. Doch sollen \1V) die 
Pensionen für die überrheinischenRischofe 
, und Geistlichen I auf die Besitser der Länder auf 



r 
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ier Knli^n Blieiiitefte Übertragen werden , und es soll 

die Regulirung der (in dem R.Dep.Hanptschlafs §• 75 
festgesetzten) SustentationsCasse und der Pen- 
Monen iür diese Bischöi'e und Geistlicbeo» binnen Jak« 
fetfiist TOD der Bundesversammlang geechehen, bis 
daliin aber dtrB««ablaa§ j«aer F^n&umn ma£ di» bt»- 
herige Art fortgeaciBt werden/). 

0} BundesActe , Art. i5. Vergl. unten , §. 484., u. KL9BXK*a - 
angef. Acten etc., Bd. II, S. 363 , 438, 453 u. 489. — Von 
dirtcten Renten s. den R.Dep. Hauptichl. i8q3» 9^ a4« 
17, 19 u. 30; von suhsidiarisckM' ebend. §. 7 u. 5^7, n« 
ProHomoria des Bevollmächtigten der Stadt Frankfurt , in 
Blvber's Acten etc. , Bd. VI, S. 387 ff. , desgleichen in ESen- 
d»ts* Staatsarchiv, Bd.I, S. 55 1 ff. — Uabarhaupt s. hieron 
mvondefshalb fttatt gehabten wlaner CioaiwiaaiyniVerhandliinc 

. gen, ebendas. S. &19 ff. 

ft) B. Dep. Hauptscbl . v. i8o3, $ 38 u. 77 — 85. BLfisBB'a Staatar« 
des Rheinbundes, ii5 fi. — Von den Schulden der Aar- 
.n. oh errheinischen Rreise , 8. Bhcin. Bund, VII, 141. X. ii3» 
Xlll. 3. XIV. 15«. XV. 354. XIX. 94. LI. 358. UU. 
LVII. 3'26. LXI. 69. LXIl. 339. Gaojts's u. Javp's Germiuiieny 
Bd. II, S.3i4ff. Protoc. derB. V. v. 1817, §.8u.344; v. 1818» 
%, 4^1 Bi u. ao8; r. 1819, §. 116; r. 1830, §. 107 u. 148. — ^ 
Von Vcrtheilung drr schwäbischen Kreisschulden, s. Rhein. 
Bund, XLIL Sai. XUV. 233. XLVI. 101. - Befreiung der 
Standesherren Ton dem Beitrag £u Kreisschulden. Bbaueb^s 
'Beiträge zu e. allg. Staatsr« d. rhein. Bundesstaaten , S. 313, 
Von den Schulden der ehemal. ReichsO-pereitionseixsse, für 
liieferangen an Reiehtfestungen u. a. ^riegsbedürfnisse, aoa 
den J. 1793 bis 1801 , welche die im J. 1821 gefertigten Ver> 
eeichnisse auf 1,681,983 Gulden Capital angeben, s. man 
die Verhandlungen bei der R. V. seit 1818« besonders die 
Vorträge in d. Protoc. v. 1818, §. 86; 1831, §. 104, 
Beil. 18, loco dict. gedruckt, S. 34? ff. — In den wiener 
MinisterialGonferenzen vrard diese Sache an den Bundestag 
▼erwiesen« nm eine Vereinigung der Bundesglieder eu be- 
wirken, wie die Oläubigcr ex aequo et bono zu befriedigen 
sejen. Man s. die »ur vertraulichen Sitzung der B. V. v. 
27. Jul. 1820 loco diel, gedruckte Zusammenstellung , gS. 216 
der Orig. Ausg. der Froloc. v. 1820. Dagegen ward eine • 
aus dem 3o jährigen Krieg herrührende Forderung an das 
teutschc Reich, von der B. V. abgewiesen, in d. Protoc t. 
• 1^7 « .§« i3v VahardieCs sind eine Reihe von Lund€S4€hiU<^ 
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rf«fi, fUe auf vertheitten Läadvm iNifren, bei der B. V. seit» 
ber sar Verhandlung gekommen , B. Schulden des Johnn* 
niterOrJöiis (§. 173*/), rheinpfälzische Staatsschuld, lit. D, 
'königlich 'Westphälisehe StMMchuld^ aUhessisth« Cameml* 
und Landesschulden, streitig swischen OH. HessMi iind Nns- 
'sau, Terscbiedene kurmainzische Staatsschulden, x. B. die 
auf den Zoll Vilzbach und die Rente Lobneck , und die auf 
die Aamter Rüdesheim und Krautheim besonders hypothe- 
ehrten. — Von der Competens d« B« V. in Streitigkeiten über 
diese Art roii Schulden, s. §. 148'" u. f. 
c> H^Dep« Haiiptsrhlufs v. iSoS, §. 5o ff. Mehrfache Verhand* 
langen defshalb , in den f^rotne. der B. V. Man •« die Re- 
gister , voc. Peneionfwesens , u. den folg. §^ 

d) Pben $. 57. ^ So auch schon die »beimische BundesActe, 
Arf. <).. G. H. V. Beäg's Abhandlungen zu Erläut. d. rhein./ 
B. A., Th. I, Num. 4, S. 57 ff. Rhein. Bund, XLVI. 26. 
KLrBER's StaAtsr. des Rbetnbitndes « §• %Vf, ProtocoUe der 
B. V. V. 1817, §. 9 u. 1-. » 

e) BundesActe, Ai^r. i5. Vergl. HtitBEn's angef. Acten etc. pd.U^ 
S«3(»3u*489* i^endesM» Staatsr. d. rbein* Bundes, %. 117« 
T. Bfrg's Abhandlungen m Erlauf, det* |bein. BundesActe» 
Bd.lyNaih. 4* Rhein. Bund, XLVI. 26. — Mit dieser 6a* 
rantie ist keineswegs anor]<annt, dafs der t. Bund eine Fortse« 
tsung oder ein Rechtsnachfolger des t. Reichs sey {%, 5i **). 
Es bleibt also die Re^^el unverrückt , dafs Rechtsverbältnitte 
des t. Reichs auf den Bund, als solchen, nicht übergegangen 
Seyen. Ueber RcchtsTerhältnisse aus dem Zeilranm dea rhein. 
Bundes , s. Protoc. der B. V. v. 1817 , $• 371^ V« oben ^ 47« 
vergl. mit §. 02, IV, u. öi, III u. IV. 

/) BundesActe, Art. i5. Vergl. Hlttbkr^s angef. Acten etc., Bd. II» 
363, 47^1 4B9- 5oi u. 534. Ebentless, angef. Uebersicht ete.« 
8. ^60 ff. Von der (jeschiclite dieses SustentationsWesMIi 
man Baüfr's, Bfhr^s luid Schott's all^tfm. StaatsCorrespon- 
dena, Bd.U, (i8i4), Num. 7. Rhein. Bund, Heft LIV. 435. 
Bemerkungen über den §. 76 des ReiebsfriedensDepOtations« 
Hauptschlusses Germanien i8o5. 8. — Vielfache Verhand- 
' lungen der B. V. über diesen Gegenstand, unter der Rubrik 
i^transrherranische SustentationsAnseJcenlieiten'^^ oder auch 
«SustentationsWescn der überrheinischen Geistlichkeit», findet 
man in ihren Protocollen, seit 1816. Man s. die Register der 
Protocollc , u. G. V. MbtI'r's Hcpcrt. %\\ den Verlmufll. der 
B. V. Heft III, S. 9,69-—«^, TiTTMAws'sDarstcll. der Verfass, 
des t. Bundes, S. i65 ff. — Nach e. Bcschlufs der B. V. in d. 
Protoc. V. 1822 , §. aoi , soll die transrhenanische Susten* 
taiionaAnsuU mit dem End» de« J. i8M gteslkb aufhören* 
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S. 173«. • ' 

, JPcttsioneh der Mtglieder des TeiUschen u> des Jühan» 

niter Ordens, 

XT)Die Mitglieder det Teatsdien Orden» 

sollen ebenfalls , nach den in clero Reicliscleputations- 
Hauptschlufs Ton i8o3 für die Domstifte festgesetzten 
Grundsätzen, Pensionea erluüten, so fern sie ihoea 
noch nicht hinreichend waren lie willigt worden. Die* 
jenigen Ffirvten, welehe eingenegene Benl8fingett\des 
Teulschen Ordens erbalten haben, aollen diese Pen- 
sionen bezahlen, nach Yerhaltnifs ihres Antheils an 
den ehemaligen Oideasbesitzuiigcn «) ; eine Folge der 
zerstörenden Schiclisale, welche dem Orden seit dem 
preaburger Frieden widerfahren waren XVI) Die 
sn dem ehemaligen tentschen GrofsprioYat (der 
tentscben Znnge) des Johanniter Ordens geh^ 
renden Mitglieder dieses Ordens, aufweichen eben« 
falls seit dem presburger Frieden die Macht der Er« 
eignisse zerstörend gc^virUt hatte machten Anspruch, 
auf Ausdehnung des i5. Art. der BundesActe auf sie, 
auf Erkaltung des. Ordens, und anf Znriickgabe der 
noch nnrerlnsserten Ordensgiiter;* es konnten abe^ 
kanm Pensionen fitr die Mitglieder nnd Diener des 
Ordens, nnd Schuldenzahlung erwirkt werden «I)» 

a) BundesActe, Art. i5. \ ergl. Klvbfb^s angef. Acten etc, Bd. II, 
§.470 u. 489. EhenJess. angef. üebersicht etc., S. 46a f. — 
Die Bestimmung d^r BundesActe, wegen Pensionirung der 
Mitglieder des Ordens , ist unvollständig; der Diener des 

. Ordens erwähnt sie nicht. Verhandlungen darüber b^i der 
B* V. , findet man in ihren ProtocoUen von 1816 — 1821. Man 
t. die Register y voc* 'Deutscher Orden u. DeutschOrdensRit- 

, ter u. Beamte, und eine Zusammenstellung. bis iSso» inG.T. 
Meif.r's Repert. , Heft III, S. 3io — 3a8. 

b) Der Teutsche Orden ^ schon durch Bestimmungen des pres- 
burger Friedens zurücligeset£t(KLÜ»K&*s Staalsr« d. Rheinbun- 
des, §. 100, Note e. Ehendess, angef. Üebersicht etc., S.401 ff« 
Europ. Annalen 1806 , II. 9. Rhein, Bund , XXVI. 200.) — 
ward von Napoleon durch ein Dccret aus Regensburg vom 
s4« Apr, 1809 (.in v. MbAama re«ueil» Supplem. V. .2oi>, in 
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•üen rheinischen Bundesstaaten unterdrOcktf iinddetMS gaii* 
zes Btsitsthum denen Bundesfärsten ittgewieten, in deren 
^biet m gelegta >var , die dagegon Pensionen an diejenigen 
ihrer Untcrthanen besahlen •oUten , welche als Ordensglieder 
imBesits der OrdeiM^ter waren. Oestreich ernannte, in An- 
■ebmig der «vttcr dem ÖstreiebUehen Gebiet gelegenen Or* 
densgüter, diese Verfügung an, in dem wiener Frieden v. 14. 
Oct. 1809, Art. 4- Bhcln. Bund, XXXIII. 14. 45o. XXXVII. * 
i49< LV. 19. LVI. 145. Seitdem ward errichtet, ein ^Hauptm 

' vertrag der an ämk vormals teutschordischen Beeitnmgea be* 
theilten Höfe (Baiem , Wirtemberg , Baden, Hessen, Nassau, 
Grofsherzogth. Franhfurt), über die Auseinandersetzung der 
darauf sich beziehenden Verbältnisse, geschl. zuMergcnthcim 
den 18. Mai i8i5 v. Mergenth. i8i5. Fol. Auch in Maktdits 
recueil, Supplera. VI. 491« Andere Verträge v. i8i3, eben- 
das. VII. 287 u. ff. — Die T. O. Güter im Königreich Sachsen, 
wendete der König den Universitäten Leipzig und Wittenberg, 
dann den Fürstenschulen Pforta, Meissen und Grimma, su, 

' hn Sept. 1811. — Ob die nach Vertreibung der königl. west» 
"phälischen , Ton ihnen nie anerl<annlen Herrschaft , zudem 
Besitz ihrer Länder wieder gelangten Regenten (Hannover, 
Kurhessen, Braimschwcig) berechtigt sind ^ die von Napoleon 
dem ehemaligen König yon PJ^estphalen während des rheini* 

. sehen Bundes verschafften TeutschordensGüter (etwa als ra- 
cantes Gut) sich zuzueignen? Kurhessen hat dieses, sieh hier 
vielleicht als Rechtsnachfolger des Königs von Westphalen 
betrachtend, bejaht, in c. Verordn. v. 8. Oct. i8i6, und sich 
sogar zur Zurück forderung der von der 1\. westpliäl. Regie- 
rung veräusserten TeutschordensGüter, gegen Erstattung der 
Kaufgelder und erweislichen Meliorationen, für befugt erhlärt. 

- Bcurtheiiung des Falles, in denProtoc. der B. V. v. 1818, §. 2«/), 
11, V. 1817, ^. 36, vergl. mit §. io5. — Der wiener Congrefs •/ 
liefs , in der teutschen BundesActc, Art. i5, die in dem wie- 
ner f rieden v. 1809 anerhannten Verfügungen über Teutsch- 
ordensGüter , im Allgemeinen stillschweigend gelten. Vergl. 
die angef. Acten etc. , Rd. II, S. 47o. Kleber 's Uebersicht der - 
dipiotn. Verhandlungen des w. Congr. , S. 142, 274, 4^5^ f. 
— Das TeutschordensHaüs zu Frankfurt a. M., nebst den dazu 
gehörenden Gütern, Gefallen und Gerechtsamen, besitzt Oejf- 
reich mit Souverainetät, hraft der wiener CongrefsActe, Art. 5i : 
den Genufs der Einkünfte hat aber jetzt noch der Hoch- und 
Tcutschmeister , Erzherzog Anton von Oestreich. Solchen 
Genufs hat er auch von den Herrschaften Sop-pau und Ratsch^ . 

'«wei teutschmeisterischen Tafelgütern in PreussischSchlesien ; 
4«gegen^ ward die datelbat gelegene Uemohaft NaauUu , ror- 
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liln £u der b5timS«cben T. O. ConfMB4«FreuiieallMl gehörige 
Im J. 1810 von Preussen secularisirt. — In den östreichischem 
Staaten besteht der T. O. noch , mit seinen dofftigM Besi« 
tsungcn. Desgleichen y jedoch autser Verbiadttng mit dec* 
östreicüitcben Abihcilnng , in der kdniglicb-niederlindiscbcii 
Provins Utrecht^ wo die Ballej Utrecht, unter einem Bailli 
oclcr Landcommenthur .mit 11 Rittern , nebst den daau gehö- 
rigen Gütern. Eleuifrophilos Tertraiite Briefe etc. , Th. I 
(Germania 1818. 8.)f S. 70. Neueste Einrichtung des kaihol» 
Kirch enwesens in den h. preuss. Staaten (Frankf. 1812. 8.)» l 
,S. i4 ff« -— Von dem Versuch auf dem wiener Congrefs eu 
Stiftung eines neuen umUithwn OrdeiUp E&fiucn*« angef. lieber» 
sieht. , S. 555. 

r) Von den neueren Schicksalen des Johanniter ' oder Maltr*- 
serOrdens in Teutschland, s. man KLÜBtR"'s Abh. in den Eu« 
rop. Annalen, 1808, X[. 168 ti'. Essai sur TOrdre de Malte 
ou de St. Jean , et sur ses rapports avec TAllemagne eii ge- 
neral , et avec le Brisgau en parliculier (Basle, vielmehr Carls« 
ruhe , 1Ö06. 8.) , 6 et suiv. Üeber den MalteserOrden 
und seine gegenwärtigen Verhältnisse xu Teutschland über- 
Baiipt, und Bum Dreiskau insbesondere. Frankf. u.Leipz. 1804. 8. 
Malta der ilaupuitz des Ordens, war von Napoleon am i). Jun. 
1798 in Besit?. genommen , nachher aber (8. Sept. 1800) von 
England erobert worden. Dieses verweigerte die im Frieden 
▼on Aniiens stipulirte Zurückgabe an den Orden , und der 
pariser Friede v. i8i4 t Art. 7 , erkannte ihm das Eigenthum 
der Insel zu. Nach der .günstigen , hauptsächlich durch K. 
Paul I. (der die Würde eines Protectors und Grofsmeislers des 
Ordens sich beigelegt hatte) veranlafsten Bestimmung in dem 
R. Dep. Uauptschl. 180Ö, §. 26, nahi^ der presburger Fr. 
T. i8o5, Art. i3, dem teutschen Grofspriorat oder Johanni* 
termeisterthum die Grafsch. Bondorf, und gab solche an 
Wirtemberg. Die rhein. BundesActe , Art. 19, gab das Für- 
stenthum Heitersheim au Baden. Dem Grofsherzog von Wirz- 
burg bewilligte Napoleon , in d. Vertrag über seine Aufnahme 
In den rhein. Bund v. ib. Sept. 1806, Art. 3, alle im Wirz- 
burgischen gelegenen Güter des JohanuiterOrdeus , mit aller 
Souverainetät und Proprietät. In Baiern ward der Orden, 
nachdem im J* 1802 der Landesherr ein eigenes Baieriscbes 
Priorat für die dortigen Ordensbesitzungen gestiftet hatte, auf- 
gehoben, durch ein Edict v. 8. Sept. 1808. Heg. Blatt, Num. 54* 
Ein königl. westphälisches Decret v. 16. Febr. 1810, suppti- 
mirtc ihn in dem ganzen Königreich , und bestimmte seine Be- 
fitzungen zu der Dotation des Ordens der westphälischen • 
iüpoue. In Wirtemberg wurden 1810 4ie GelaUe der Joli«n* 
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«iterCommentfaureien incamerirt , und daraus eine Dotation 
für den MilitärVerilienstorden gebildet, ^^achdem Preussen 
durch ein Edict v. 3o. Oct. 1810 (Gesetzsamrnl. y. 1810, S. 3%) 
. sämmtliche geistliebe Güter in der Monarchie eingexogen, und 
für Staatsgüter erklärt hatte, wurden, durch eine königl. Ur- 
kunde ¥. 23. Jan. 1811 , die Ballej Brandenburg des Johanni- 
terOrdens und das Herrenmelsterthum (zu Sonnenburg) in 
der Mark , Sachsen , Pommern und Wendland , nebst allen 
€ommenden derselben, für aufgelöset und erloschen erklärt, 
und deren sämmtliche Güter als Staatsgüter eingezogen. Da« 
gegen ward von dem König , durch eine Url^unde v. ^3. Mai 
i8i'2 (Gesetzsamml. v. 1812, S. 109), fzu einem ehrenvollea 
Andenken der erloschenen Balley Bf'andeuburg , ein neuer 
lÜhrenorden cnichtet , in der Eigenschaft und unter der 
Benennung K. preuss. St. Johanniter^den » , ohne Ein- 
künfte und ohne besondere Verpflichtung der Ritter, auch 
ohn» Ahnenprobe. — Von den Bemülningcn des Ordens auf 
^ dem wiener Congrefs, s. Klübkr's üebcrsiclit der diplomat. 
Verhandl. des w. Congr. , S. 110 — ii5, 274, 553 u. 56o. — 
In Teutschland blieb dem Orden nur noch das Grofspriorat in 
Böhmen, mit Commendenin Oestreich, Mahren u. Preussisch- 
Schlesien. Von dem Rest seiner Besitzungen ausserhalb Teutsch- 
. land, s. Rlübku s angcf. Uebersicht, S. 112. Das GeneralCapitel 
oder das heil. Conseil des Ordens befindet sich jetzt zu Ca- 
tanea auf der Insel Sicilien, unter einem von ihm erwählten 
GcneralStatthaller oder GeneralLieutenant des Grofsmeister- 
thums , Andreas di Giovann'r y CantnlUs , den der Papst im 
Aug. 18.4 bestätigte. — Bei der B. V. machte Im J- 1816 ein 
Bevollmächtigter des Ordens den Antrag auf Erhaltung de« 
Ordens, und auf Zurückgabe der noch unvträusserten Güter 
4^S8elben. DieB. V. be n hlofs, solchen zur Berathung und Bts 
echlufsnahme, nach vorgängiger Berichterstattung, aus2ustel- 
len. Protoc. v. 25. Nov. 1816 , 27. * 
J) Per unanimia beschlofs die B. V. am 17. Jul. 1817, dafs die 
in dem Art.* i5 der B. A. iu Betreff der Pensionirnng der 
Y Mitglieder des teutschen Ordens, enthaltenen Bestimmungen,. 
\ und deren Anwendung , auch auf die Mitglieder u. Diener 
(M dem teutschen Orden, erwähnt die BundesActe der Die- 
nw aiclit) des JohanniterOrdens auszudehnen Seyen». Protoc. 
r..i8i7, 35i. Vergl. auch ebcndas. , §. 408. — Bei der 
B, V. kftm seither die Vertheilung zweier Schul iifonlerun* 
gen uater die jetzigen Besitzer der JohannitcrOrdensgüter 
rar VerliMidluog, welche das teutsche Grofspriora»^ bei einem 
^lillbigerConsortium, unter Gtni^ral- u. SpecialVerpfandung, 
«•otrabtrt baltc , au dessen S^iitze das H«t»deUäauk Liua^»* 
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kämpf untl Olfens r a Münster sieht. Aufser sieben Bundes- 
gliedern , gehören auch das Königreich der Niederlande (we- 
gen der Commeuden Arnlieiin und Nimwegen) und etliche 
SchucizcrCantone (wegen Basel u. Rheinfelden , u. wegci 
' Freiburg) zu den TerpflichtetenOrdensguCsBesitzern. Die Sache 
ist jetzt einer gütlichen Auseinandersetzung nah. Vorträge 
in der B. V. , in den Protoc 1816, ^.63; r« 1818» ^. 162 } 
i8aa, {• 39. 

S. 173^ 

Penfionen der MUgUedir ethemaliger l^om^ u. freier 
Heichsstifte , verschiedener Angehörigen des ehemaL 
lUiehshammergerichts , des Fürsten Frimas u» der Jütef 
tUr des Oro/sherzogihums Frankfitrt. 

■' Xyn) Die Mitglieder der* ehemaligen Dom« 
und freien Reicksttifte, beben die Befugnifs, 

die durch den HeichsdepuiaiionsHauptschlufs von i8o3 
festgesetzten Pensionen, ohne Abzug, in jedem 
mit dem teutscben Bund in Frieden stehenden Staat 
isu Tersebren «). XYIII) Bestimmungen für angeroes« 
sene Penstonirung yerscbiedener^ bei dem ebema- 
Ilgen baiterl^en ReicbsKammergeriobt ange^ 
•teilt gewesener Pertonen , der CansleiPersonen , Pe^ 
dellen und Boten, Aera^te, Notarien und Protocolli- 
sten, Adyocaten und Procuratoren, wurden yon der 
BundesTersammlung errichtet^). XIX) F'ür Pensio« 
nirnng des nun 08 17) verstorbenen Fürsten Pri- 
mas, Ersbisebofs Ton Regensburgi und der D i e n e r des 
Tormaligen Grofshersogtbums Franbf nrt, ward 

Sil' der wiener CongrefsActe gesorgt c). 

> 

«) BoadesActe, Art. tS. VpnwiansrCoiigrefsyeiihandlungea 
über diesen Gegenstand» s. man Ifabeaia> Uebmlcbt etc«» 
8* 4^ ff« Beschwerde, der eoastanaer Domberren bei der 
B. V. 9 wegen BesteiuBtung ihrer Pensionen von Seite Badens % 
m den Protoc. der B. V. i8ai, f. 14^ u. «59. 

In der amtlichen Aranaös. ITebenetsnng derBandesAetOt 
sbd die Worte «ohne Absng» , In dem lö. Art» nnikbenetat 
geliehen« HL«ia*s Acten des w. Congf.» VU. i/i». 

» 
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h) Beschlufs der B. V. vom 14. Jul. 1817, in d. Protoc. v. 1817, 
^.33o. Die Verhandhmgen bei der B. V. geben die Red,nster, 
▼oc. Reichskammergericht, an, u. G. v. Mevku^s Rrptrtor., 
Heft III , S. 294 — 3o4. — Vergl. Klvbxh*» Suatsr. des 
Rheinbundes, ii3. 

c) Nach den Grundsät/.en des 69. V ^^s R. Dep. Hauplschl. 
i8o3, in dem Acte final du congres de Vienne 1 Art. 4^. Ulü- 
pui*8 an^ef« Uebersicht etc. t 3« 4^^ ^* 

S. 174. 

FUrstUch'taxische Fostrechte ». jimprüche. 

XX) Dem fürstUclien Hause Thum uud Taxis 
soll der, darch denReichsdeputationsHauptschlursTon 
'18o3, oder durch spätere YertrSge bestätigte Besits 
vnd Gennfs der Posten, in den Terschiedenen Buiw 
desstaaten bleiben, so lang nicht etwa anderweite Ver- 
trage geschlossen ^verden. In jedem Fall, versichert 
die BundesActc demselben, in Folge des §. i3 des er- 
wähnten DeputationsSchlusses , seine auf Belassung 
der Posten, oder anf angemessene Entschädigung 
gegründeten Rechte und Ansprüche. Dieses soll auch 
da statt linden , wo die Aufhebung der taxischen Pos- 
teil, seit i8o3, g e gen den Inhalt desDeputationsSchlusses 
bereits geschehen wäre, in so fern diese Entschädigung 
durch Verträge nicht schon dehnitiy festgesetzt ista). 

#) BundesActe, Art. 17. Vergl. Klüber's angcf. Acten etc., Bd.II, 
S. 363 f. , 535 u. 455 f. Eheuäess. angef. Tebersicht etc., 
S. 148 f. aÖÖ, »68, 3ü6 u. j3i. — Vergl. unten ^. 354S 354'» 
u. 447 - 

S. 176. 

JHeelUsverJiäUnisse , deren Bestimmung der Bwidesver^ 
^ Sammlung noch obliegt* 

Damit nicht durch Verschiedenheit gesetzlicher 
Vorschriften, ein ungleichartiges, für einzelne Bun- 
desstaaten nachtheiliges Verhältnifs entstehe, haben 
1) die Bundesglieder in der BundesActe sich vorbe- 

24 
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halten, bei der ersten Zusammenkunft der Bundes* 
Tersammlung in Berathung bu treten: i) wegen des 
Handels und Verkehrs zwischen den Terschiedenen 
Bundesstaaten«), woKin aach möglichste Gleichf5r« 
nigheit in dem Münesyatem ($. 335. 339k . 346c . 
847!^), in Maas und Gewicht (§.334), und in 
"WechslungsTypen (§. 333,c) zu rechnen scyn 
möchte , damit nicht jeder Bundesstaat sich als einen, 
geschlossenen Handelsstaat betrachte; 3) wegen der 
Schiffahrt, nach Anleitung der auf dem wiener 
Congrelli angenommenen Grnndsatse^). II) Aach hat die 
BnndesActe der Bundesyersammlnng zur Pflicht ge- 
macht, die Einführung möglichst gleichförmiger 
Grundsätze in Berathung zu ziehen: 1) über Pr e fs- 
f reih ei tO> 2) über Sicherung derRechte der Schrift- 
steller und Verleger g^fßn Büchernachdrueh d)|' 

3) über Militirpflicbtigkeit der Unterthanen«); 

4) «her bürgerliehe Verbesserang der Jaden 
(§. 171). Ob und wie fern diese Gegenstände in der 
B. V. durch Stimmenmehrheit erledigt werden liön- 
nen, oder freie Zustimmung aller Buudesglieder dazu 
erforderlich sey, ist theils nach den schon vorhande- 
nen Bestimmungen lai* ff« a..468 ff«), theils naeh 
der Natur des Gegenstände* xu beurtheilen. — Zn 
wünschen ist, dafs, ausser den hier genannten, die 
BnndesTersammlung, unter freier Zustimmung aller 
Bundesglieder, ihre Wirksamkeit noch über manche 
andere Rech tSTerhältnisse nnd gemeinniitnige An^ 
stalten ($«to4) Terbreiten mdge/). 

h) BnndesActe , Art. 19» IViener SehloisActe r. 1810 , Art. 65. 
— Verhandl. in den wiener MinisterialGonferensen, in den Pro- 
to€. 11, 98, 99, 33u. 34» 10. Jan. ii., 13., s3. a.s4* Msi 

. 1810. — Die wiener CongrefsYerhandlnngeny s. in Ki.vBni*s 
angef. Aeten ete. , 3d. II , 8. 369 n. 472- Brster PritoiiUal- 
' Vortrag, in dem Protoc. der B. V. T. 11. Nevk 1816, |. 7* 
in Ehendesu Staatsarchiv, Bd. II, S. 86. — In ihrem Pretoc. 

3. Aug. 1820, %, 98, ernannte die B. V. für Bearbeitmg 
dieser Gegenstinde eine CommUsion , in Folge eines in 4cn 
wiener HinisterialCönferensen (34« Sttanng) abgefiiliiten 6epa- 



Bandesgmiossen zu ihren eigenen Staaten. 371 

ratProtocoUs r. 24. Mai 1820. Man s. die loco dictaturae ge- 
druckte Zusammenstellung, in der OriginalAusg. der Protoc» 
der B. V. v. 1820, S. 314, ku der vertraul Sitzung v.27. Jul. 
1820. Auch s. man den Beschlufs der B. V. v. 12. Oct. 1820^ 
in d. Protoc. , ^. 167, u. die Protoc. v. 1819, V *52. 
16B. 211.219.27.3. — Verbandlungen der B. V. über den freien 
Verkehr mit den notlitvendigsftn I ehenshedürf nissen , in den 
Protoc. V. 1817U. 1818. — Möglichst freier Verkehr unter den 
Bundesstaaten ist -wichtig, nicht blofs für Priratnolil , sondern 
auch für politische Entwickelung der Nation und Verstärkung 
des NationalBandes , welches alle Bundesstaaten umschlingen 
soll. Diese Gesichtpuncte vereinigt, sind Gegenstand Ton 
eigenen Verhandlungen, welche untrr südteutschen Staaten 
seit 1820 z\x Darmstaät durch Abgeordnete statt haben. — 
Ueber die Restitution u. Verfassung der gröfseren Handels- 
städte Teutschlands. Frankf. 1816. 8. J. J. Eichhoff'? Bei räch- 
tungen über den 19. Art. der d. BundesActe , nebst Andeu- 
tungen,, wie in Gefolge desselben dem Handelsverkehr zw. 
den Bundesstaaten Erleichterung zu verschaffen. Wiesbaden 
1820. 8. 

b) BundesActe , Art. 19. Acte final du congrcs de Vienne, art. 
108 — 117. Beil. Num. 16 zu diesem Acte final. Klübeb's 
angef. Acten etc. , Bd. HI , S. 1 — ^16 , u. Bd. II , S. 869 f» 
442 u. 471 Ehendess, angef. Uebersicht etc. , S. 261. Wie- 
ner SchlufsActe v. 1820 , ^. 65. — Bestätigt ward diese Vor- 
schrift , und ihre baldmiiglichste Vollziehung festgesetzt , in 
einem Beschlufs der B. V. , in dem Protoc. der PlennrVer- 
samml. v. 3. Aug. 1820, ^. 4- Man s. unten, %, 4^8 ff. , uro 
die Grundsätze des wiener Congresses angegeben sind* 

«) BundesAclc , Art. 1B9 Iii d. Wiener SchlufaActe i8so« . 
%. 65. — Das Weitere unten, ^. 4 »7 ^« 

«Q BundesActe a. a. O. Wiener SchlufsActe v. 1820 , Art. 65* 
Verhandlungen in den mencr Ministi>rialConferenzen , in 
d. Protoc. 32 u. 33 , t. ao. n. aS. Mai 1820. Vcrgl. die loco 
dictaturae gedruckte Zusammenstellung , in der OriginalAusg« 
der Protoc. der B.V. r. 1810, S. ai5. — Nachricht von den 
wiener GongrefsVerhandlungen über diesen Gegenstand , in 
Klübeb's angef. Acten etc. , Bd. IV, S. äff. Ebendeu, Ucber- 
•icht etc. , S. i53f. , 249 « u. 261. Vergl* unten, 4189 
wo auch die Verhandlungen der B. V* angegeben sind. 

e) BundesActe , Art. 18 , lit. b , Num. a. Wiener Schlnl^Acto 
T. 1820, Art. 65. Verhandl. derB. V. iUier diesen Gegen- 
stand , in den Protoc. 18179'. ^* '47f i8(>« ^^3, Isl; 
18189 %• 97« CommiasionsVortragf ebend. 1817.9 >86, 
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372 ). Th. VL Cap. 3. A. Rechts verh. d. Bundesg. etc. 

Beil« 66* Vergl. oben f. 167« Note/. «• B&üm*t angef* 
Aden etc.» Bd. II, 8« Sot u. 5o8. EhßndMt. «iigef. Vehmp» 
•icht etc. , d. s6i. — Von #^«rer4t^«it eiuelner Bnadetttaatea 
lüerOber, oben |« 168. 
f) Vom Gegenstinden dieser Art, t. KlUbib^s Uebenielit etc.« 
B. «44 V. §L «. 8. e68a. f. — Nementlidi geliSren dalim: eine 
fe rtragi ttieige Bestimoraag der Bundeivertainmluiig , über in- 
dividnelle Freikeit , gegen pertdnlicbe Diened>arkeit uad wül- 
lifibrliebe Verbellaebmiuig , dafe kein Eiawoliner der Bnn- 
detetaaten seiner penönlicken FMkeit ändert berankt wer- 
den ddrfe, alt anf getettlickem Wege , und daili der einet 
Verbreeltent Beittektigte nnr ?or teinenordentlieken Richter 
gek^lrei Gleiekkeit Tor dem Gesets; Beteiligung erblieker 
pertönlidier Vorrecbte; Gewittentfreikcit | Unabkiogigkeit 
derReckttpflege ) Einförmigkeit in demHfinsweten nnd in der 
Pottrerwaltnng} Verbot aller Lottotpiele | Maatregeln gegen 
Proteljtwnmaekerei ; Ertckwerang rewltekter Eken (42^). 
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